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Vorwort 

Die Zeit seit Amtsantritt der neuen Bundesregierung war 
zweifellos von einer enormen Reformdynamik gekenn­
zeichnet, die in Zeiten immer komplexer werdender An­
forderungen an die Politik auch dringend notwendig ist. 
Die Pensionsreform 2000, die m it dem Sozialversiche­
rungs- und Sozialrechtsänderungsgesetz wesentliche 
Änderungen in Richtung langfristiger Finanzierbarkeit 
des Pensionsystems gebracht hat, ist hier besonders zu 
erwähnen. 

Ebenso die von der Bundesregierung bereitgestellte Be­
h inderten-Mi l liarde, die - trotz generel ler Überlegungen, 
den Gürtel enger zu schnallen - eine Beschäftigungs­
offensive zur Eingl iederung behinderter Menschen in den 
Arbeitsmarkt ermöglichen sol l .  

Auch stellt d ie bevorstehende Einführung des Kinderbe­
treuungsgeldes für alle einen fami l ienpolitischen Meilen­
stein dar, der vor allem den Frauen eine weitgehende 
Wahlfreiheit bei der Gestaltung ihrer Lebensplanung er­
möglicht. Dieses Signal möchte ich als Frauenminister im 
Sinne der besseren Vereinbarkeit von Versorgungs- und 
Betreuungsaufgaben und dem Beruf verstanden wissen. 
Bisher bestand für den Zeitraum der Karenz ein Berufs­
und Fortbi ldungsverbot. Nun sol l  gerade Teilzeitbeschäf­
tigung während des Bezuges des Kinderbetreuungsgel­
des besonders gefördert werden. 

Ab 2001 wird ebenso die bundesweite Jugendförderung 
transparenter und erstmals einheitl ich geregelt. Die Mit­
sprache- und Mitwirkungsrechte Jugendl icher in Pol i t ik 
und Gesellschaft s ind verstärkt zu unterstützen und eine 
entsprechende Qualitätssicherung der Jugendpolitik zu 
fördern . Dasselbe g i lt in gleichem Maße für die Tei lnahme 
älterer Menschen am gesellschaftl ichen Leben, die unbe­
stritten wechselseitig unverzichtbar ist. 

Nicht zu vergessen ist auch der Umstand, dass das 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz den Heimkeh­
rern aus und nach dem 2. Weltkrieg und damit der Gene­
ration , die am Wiederaufbau Österreichs mitgearbeitet 
hat, wenigstens eine bescheidene Entschädigung zu­
kommen läßt. 

Die hier angeführten Neuerungen im Bereich der Regie­
rungsarbeit stehen exemplarisch für einen neu einge­
schlagenen Kurs, der es ermöglicht, mit den vorhande­
nen Ressourcen hauszuhalten und dennoch soziale Ver­
trägl ichkeit ganz oben rangieren zu lassen. 

Dieser Sozialbericht 1 999 berichtet einerseits über die 
Auslaufperiode der vergangenen , sowie über die Start-

phase der neuen Legislaturperiode in neuer Regierungs­
konstellation. Aufgrund der Kompetenzneuordnung 
durch das Bundesministeriengesetz (April 2000) finden 
sich bestimmte Themen, die bisher im Sozialbericht be­
handelt wurden, deshalb nicht in diesem Bericht, 
während andere Bereiche, wie z. B. die Fami l ien- und 
Frauenpolitik erstmals in diesem Zusammenhang darge­
stellt werden. 

Da der Rechnungshof ab 2000 dem Parlament regel­
mäßig Berichte über die Verteilung der Erwerbseinkom­
men vorzulegen hat, werden im Einkommenskapitel 
schwerpunktmäßig die Haushaltseinkommen v. a. in ei­
nem explizit sozialpolitischen Kontext dargestellt. Im Ar­
mutskapitel wurde erstmals eine dynamische Betrach­
tung (Langzeit-, periodische Armut) über die Vierjahres­
periode 1 994-1 997 dargestel lt. Der Entschließung des 
Nationalrates vom April 1 998 folgend beinhaltet dieser 
Sozialbericht auch einen Evaluierungsbericht über die 
geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse. 

Alles in allem dokumentiert der Bericht, wie umfassend 
weitläufig d ie Tätigkeit des Beamten- und Expertensta­
bes des Sozialmin isteriums beschaffen ist und wie groß 
der Umfang der bisher geleisteten Arbeit war. Ich möch­
te nun abschl ießend allen M itarbeiterinnen und Mitarbei­
tern sehr herzlich danken, die am Zustandekommen die­
ses Sozialberichts betei ligt waren. 

Mag . Herbert Haupt 

Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen 
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Gesundheit ist der bestimmende Faktor in Reinkultur für 
unser individuelles Wohlbefinden und unsere Lebens­
qualität. Somit sind Gesundheit und ein entwickeltes Ge­
sundheitssystem natürlich auch maßgebliche Indikato­
ren für Wohlstand und ein funktionierendes Gemeinwe­
sen. Laut WHO-Definition ist Gesundheit sogar ein Men­
schenrecht. 

Da die Entwicklung des Gesundheitswesens ein fester 
Bestandteil der gesamtgesel lschaftlichen Entwicklung 
ist, stellt Gesundheit nicht zuletzt aber auch einen we­
sentlichen ökonomischen Faktor dar. Gesundheitspoli­
tisch relevante Entscheidungen stehen zwar immer in 
Wechselbeziehung zu anderen Politikbereichen, häufig 
wurden sie aber nicht aus der Warte von gesundheits­
relevanten Gesichtspunkten getroffen. 

Der vorliegende Sozial bericht dokumentiert sehr ein­
drucksvol l ,  dass Österreich eines der leistungsfähigsten 
Gesundheitssysteme der Welt aufweist, was auch inter­
national anerkannt wird .  Dies nicht zuletzt deswegen, 
wei l  es sich bisher sehr erfolgreich der immer wiederkeh­
renden Herausforderung gestel lt hat, die optimale Ver­
sorgung der Bevölkerung flächendeckend und unabhän­
gig von der sozialen Situation des Einzelnen sicherzu­
stel len. 

Dabei gilt es zweifellos, das bereits Erreichte abzusichern 
und weiterzuentwickeln,  eventuelle Fehlentwicklungen 
zu korrigieren, neueste medizinische Erkenntnisse und 
Technologien zu nutzen, die gebotene Qual ität laufend zu 
hinterfragen und immer wieder zu verbessern, aber 
schließl ich auch die Finanzierung des Gesamtsystems 
sicherzustellen. 

Ausgehend von den Bedürfnissen der Patientinnen und 
Patienten und den sogenannten allgemeinen Zielsetzun­
gen werden auch in Zukunft folgende Prioritäten im Mit­
telpunkt stehen: "Vorsorge vor Behandlung", "ambulant 
vor stationär" und "Rehabi l itation vor Pflege". Patientin­
nen und Patienten müssen durch Mitverantwortung und 
Mitbestimmung noch intensiver in das Gesundheitssys­
tem einbezogen und deren Rechte noch stärker gefördert 
werden. Die Einführung verpfl ichtender Qualitätssiche­
rungssysteme unter maßgeblicher Beteil igung der Län­
derfonds und noch zu entwickelnde bundeseinheitliche 
Qual itätsstandards sollen zur Sicherung d ieser guten 
Qual ität im Gesundheitswesen ebenfalls beitragen. 

Zur Wahrung der neuen Chancen, die sich durch die zu­
nehmende Informationsgesellschaft eröffnen, bedarf es 
allgemein einer Öffnung zu modernen Informations- und 
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Kommunikationstechnologien, insbesondere der Forcie­
rung ihrer Nutzbarmachung und breiten Anwendung (Ge­
sundheitstelematik). Expandierende Informationsmen­
gen, neue Möglichkeiten der Versorgung aufgrund des 
rasanten medizinischen und medizintechnischen Fort­
schritts flächendeckend zu erschl ießen und der Zwang 
zu Effizienzsteigerungen bzw. zur Kostensenkung sind 
nur m it adäquater informations- und kommunikations­
technologischer Unterstützung zu bewältigen. Die bishe­
rigen Maßnahmen der Europäischen Union zur Be­
schleunigung d ieses Weges in die Informationsgesell­
schaft erweitern jedenfal ls die Gestaltungsmöglichkeiten 
um eine zusätzliche Dimension . 

Abschl ießend gi lt mein Dank all jenen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern, die an der Erstellung dieses Sozial be­
ri.chtes mitgewirkt haben. 

Dr. Reinhart Waneck 

Staatssekretär für Gesundheit 

Im Bundesministerium für soziale Sicherheit und 

Generationen 
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IZusammenfassung 

ZUSAMMENFASSUNG 
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Insgesamt lässt sich für die letzten Jahre eine leichte 
Tendenz in R ichtung zunehmende Streuung der Jah­
reseinkommen der unselbständig Erwerbstätigen fest­
stellen. Dies ist auf folgende Faktoren zurückzuführen: 

• Die Zahl der Arbeitsplätze mit sehr geringen und sehr 
hohen Wochenarbeitszeitkontingenten nimmt relativ 
zu der Zahl aller Arbeitsplätze zu. 

• Die Zahl der Personen mit relativ wenig Beschäfti­
gungstagen pro Jahr nimmt zu. 

• Der Abstand zwischen sehr gut bezahlten und wenig 
gut bezahlten Arbeitsplätzen (Monatsverdienst bei 
Vol larbeitszeit) n immt leicht zu. 

Von diesen drei Faktoren werden sich der "Wochenar­
beitszeiteffekt« und die "Lohndifferenzierung" über 
das Jahr 2000 hinaus voraussichtlich fortsetzen. Der 
"Wochenarbeitszeiteffekt" ist Ausdruck einer zunehmen­
den betrieblichen Optimierung des Arbeitszeiteinsatzes 
durch Flexibilisierung der Wochenarbeitszeit. Die "Lohn­
differenzierung" wird bei einer weiteren Verbesserung der 
Beschäftigungssituation durch berufsspezifische Perso­
nalengpässe bei österreich ischen Betrieben weiter wirk­
sam bleiben. Was den ungleichheitsverstärkenden 
Jahresarbeitszeiteffekt betrifft, so mag er in den kom­
menden Jahren parallel zur Arbeitslosigkeit abneh­
men. 

Im Mittel (Median) lag das Unselbständigen-Jahres­
bruttoeinkommen im Jahr 1 998 bei 276.000,- ÖS; bei 
Frauen lag das Mittel bei 202.000,- öS, bei Männern bei 
329.000,- ÖS. 

Im folgenden werden die Ery.terbseinkommen in einem 
expliziten sozialpolitischen Kontext betrachtet. Es 
wird dabei untersucht, welchen Beitrag die wesentlichen 
Einkommensquellen - die Erwerbseinkommen und So­
zialtransfers - leisten, um den Haushalten bestimmte Le­
bensstandar,dniveaus zu ermöglichen. 

Es wird die Zahl der Arbeitsplätze dokumentiert, de­
ren Monatsentlohnung nicht ausreicht, um einen mitt­
leren lebensstandard zu sichern. In d iesem Sinne wer­
den spezifische Kenngrößen ("benchmarks") für die Qua­
l ität der in Österreich für erwerbsinteressierte Haushalts­
mitglieder verfügbaren Arbeitsplätze identifiziert. 

Aus sozialpolitischer Perspektive sind drei Kenngrößen 
von besonderem Interesse: 

• das "Alleinverdienerniveau" von 25.100,- öS netto, 
1 2  x jährlich (= 40.000,- ÖS brutto 1 2  x im Jahr) ist für 
alle alleinverdienenden Elternteile interessant, die 
ihren Kindern einen mittleren Lebensstandard bieten 
wollen. 

• das "Erstverdienerniveau" von 21 .400,- ÖS netto, 
1 2  x jährlich (= 34.000,- ÖS brutto 1 2  x im Jahr) zeigt 
eine durchaus typische Haushaltskonstellation von 
erwachsenen Personen im Alter zwischen 20 und 60 
Jahren an. Zwei oder mehrere Personen sind er­
werbstätig. Beide Erwerbseinkommen zusammenge­
nommen sollen ausreichen , um das für einen mittle­
ren Lebensstandard notwendige Budget bedecken 
zu können. In einer solchen Konstellation pflegt eine 
der beiden Personen ("Erstverdiener") die Erwerbsar­
beit zu akzentuieren. Diese Person muss zumindest 
ein Nettoeinkommen von mindestens 21 .400,- öS 
netto 1 2  x jährlich nach Hause bringen, um zusam­
men mit dem Einkommen des "Zweitverdieners" allen 
Haushaltsmitg l iedern ein mittleres Lebensniveau ga­
rantieren zu können . 

• das "Zweitverdienerniveau" von 1 0.000,- ÖS netto, 
1 2  x jährlich (1 2 .400,- öS brutto, 1 2  x im Jahr). Erst 
wenn eine Person einen Verdienst auf "Erstverdiener­
niveau" innehat, reicht für die zweite Person eine Ent­
lohnung in der Höhe des Zweitverdienstniveaus aus, 
um das Haushaltsbudget auf einen mittleren Lebens­
standard anzuheben. 

Rund 14 % der Arbeitsplätze für Arbeiter und Angestell­
te, die in österreichischen Betrieben eingerichtet sind, 
bieten einen Monatslohn, der unter dem Zweitverdie­
nerniveau liegt. Diese Zahl rechnet nur voll versiche­
rungspflichtige Arbeitsplätze ein. 

Rund 80 % der Männer und fast alle Frauen mit Arbei­
tertätigkeit sind auf Arbeitsplätzen beschäftigt, deren 
Verdienst nicht an das Erstverd ienerniveau heranreicht. 
Bei den Angestellten erzielen rund 40 % der Männer und 
rund 80 % der Frauen Erwerbseinkommen unter dem 
"Erstverdienerniveau" . 

Mehr·als 90 % der Frauen (als Arbeiterinnen oder Ange­
stellte) verdienen unter dem "Alleinverdienerniveau". 
Für Männer beträgt der Anteil mehr als 70 %. D. h. nur 
ca. jede(r) fünfte Beschäftigte kann sich das Erwerbs­
muster "Alleinverd iener" leisten, ohne dass dadurch der 
Lebensstandard der Haushaltsmitgl ieder unter das mitt­
lere Niveau fallen würde. 

Um die Verteilungswirkungen der Sozialtransfers zu 
ermitteln, wird zunächst die Bevölkerung (ohne Pensio­
nen über 60 Jahre) nach ihren Erwerbseinkommen in Ein-
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kommensgruppen geschichtet und als 2. Schritt wird er­
hoben, welchen Einkommensgruppen die Sozialtransfers 
zugutekommen. 

Obwohl das primäre Ziel bei den meisten Sozialtransfers 
für Kinder und Personen im erwersfähigen Alter keines­
wegs nur darin besteht, im Falle akuter finanzieller Not 
H i lfestellungen anzubieten, sind dennoch die unteren 
Einkommensgruppen die primären Empfänger von 
Sozialtransfers. 

Zum untersten Einkommensfünftel gehen mehr so­
ziale Geldleistungen als zu den oberen 60 %. Die un­
tere Einkommenshälfte lukriert ca. 70 % und die obere 
Einkommenshälfte ca. 30 % der gesamten Sozialtrans­
fers für Kinder und Personen im erwerbsfähigen Alter. 

Sozialausgaben 

Die Sozialausgaben betrugen in Österreich 1 998 insge­
samt 745 Mrd.  öS oder 28,4 % des Brutto-Inlandspro­
duktes. Seit 1 980 erhöhte sich die Sozialquote um 
1 ,3 %-Punkte. In den achtziger Jahren spiegelte die Ent­
wicklung der Sozialquote konjunkturbedingte Schwan­
kungen wider: sie stieg in den Jahren schwachen Wachs­
tums bis 1 987, sank aber mit dem Einsetzen der Hoch­
konjunkturphase (1 988-1 99 1 )  sogar unter das Niveau 
von 1 980. Der Anstieg der Sozialquote seit 1 991 war 
einerseits durch die konjunkturelle Entwicklung und 
demographische Faktoren, andererseits durch Leis­
tungsverbesserungen verursacht. 

Der starke Anstieg der Sozialquote zwischen 1 991 und 
1 994 ergab sich einerseits aufgrund eines verlangsamten 
BIP-Wachstums und andererseits aufgrund einer Reihe 
von Leistungsverbesserungen wie der Einführung des 
zweiten Karenzjahres, verbesserten pensionsrechtlichen 
Regelungen für Frauen, dem Ausbau der Fami l ienförde­
rung (Kinderabsetzbeträge) und der grundlegenden Re­
form im Pflegebereich (Einführung des Bundespflegegel­
des). 

Im Zuge der Konsolidierungspolitik seit 1 995 wurden 
Leistungen teilweise eingeschränkt bzw. die Zuwachs­
raten gedämpft. Dies führte zu einem Rückgang der So­
zialquote ab 1996, wobei in den Jahren 1 997 und 1 998 
die gute Konjunkturentwicklung d iesen ebenfalls beein­
flußte. Aufgrund der bereits für 1 999 vorliegenden Daten , 
kann davon ausgegangen werden , dass die Sozialquote 
etwa auf dem Niveau von 1 998 liegen wird. 

Die gesamten Sozialleistungen erhöhten sich zwi­
schen 1 990 und 1 998 um 54 %, wobei die Ausgaben für 
einzelne Sozialrisken (Funktionen) unterschiedlich an­
stiegen. Überdurchschnittliche Zunahmen gab es bei den 
Inval iditäts- und Arbeitslosenleistungen. 
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Im Bereich der Ausgaben für Arbeitslosigkeit hatten 
aufgrund der Verschlechterung der Situation am Arbeits­
markt die Aufwendungen für Notstandshilfe, Insolvenz­
ausfallgeld und vorzeitige Alterspensionen bei Arbeitslo­
sigkeit die größten Zuwächse. Zur Bekämpfung der Ar­
beitslosigkeit wurden jedoch auch die Mittel für aktive ar­
beitsmarktpolitische Maßnahmen stark erhöht. 

Bei den Invaliditätsleistungen kamen vor allem das 
Pflegegeld für unter 50-jährige sowie die Ausgaben für 
Pensionen wegen geminderter Erwerbsfähigkeit zum 
Tragen. 

Innerhalb der Ausgaben für die Funktion Alter hatten in 
obigem Zeitraum die Ausgaben der Länder und Gemein­
den für Alters- und Pflegeheime sowie ambulante Diens­
te und das Pflegegeld für über 50-jährige die stärksten 
Steigerungen aufzuweisen. 

Die Einführung des zweijährigen Karenzurlaubes sowie 
der Kinderabsetzbeträge waren für den Anstieg der Fa­
milienleistungen hauptverantwortl ich. 

Mit einer Sozialquote von 28,8 % lag Österreich 1 997 
knapp über dem EU-Durchschnitt von 28,2 % und im 
Mittelfeld der Länder m it ähnlicher Sozial- und Wirt­
schaftsstruktur. Von 1 980 bis 1 997 stieg die Sozialquote 
in Österreich um 1 ,7 %-Punkte, während der Anstieg im 
EU-Durchschnitt 3,9 %-Punkte betrug. Hauptverant­
wortlich für den Anstieg der EU-Sozialquote ist der Nach­
holprozeß in den südeuropäischen Ländern. 

Die Struktur der Sozialausgaben unterscheidet sich in 
Österreich insofern beträchtlich vom EU-Durchschnitt , 
als die Ausgaben für Altersversorgung (Österreich 
48,5 %, EU 45,2 %) und Fami l ie (Österreich 1 0,2 %, EU 
8 ,3 %) eine viel größere Rolle spielen. Die Ausgaben für 
Arbeitslosigkeit (Österreich 5,5 %, EU 7,5 %) sowie 
Krankheit und Invalid ität (Österreich 34,4 %, EU 35,4 %) 
sind dagegen in Österreich niedriger. 

Die Entwicklung der österreichischen 
Sozialversicherung 

Innerhalb der letzten drei Jahrzehnte stiegen die durch­
schnittlichen jährlichen Gesamtaufwendungen der 
gesetzlichen Pensionsversicherung deutlich stärker als 
das BIP. Die Reformen seit Mitte der 80er Jahre haben 
diese Entwicklung relativ kurzfristig gedämpft, der Trend 
blieb jedoch bestehen. 

Der im Jahr 2000 eingeleitete Reformprozeß verfolgte 
daher zwei Schwerpunkte: die kurzfristige Stabilisie-

III-219-BR/2001 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdok. Analysen (gescanntes Original) 9 von 239

www.parlament.gv.at



rung des Bundesbeitrages gemessen am BIP als Bei­
trag zur Budgetkonsolidierung sowie die Erarbeitung von 
Grundlagen und Optionen zur langfristigen Finanzier­
barkeit. 

Mit dem Sozialversicherungs- und Sozialrechtsände­
rungsgesetz 2000 wurden folgende wesentliche Ände­
rungen beschlossen: die Abschaffung der vorzeitigen AI­
terspension wegen geminderter Arbeitsfähigkeit m it tei l­
weiser Kompensation durch die Zugangsverbesserung 
zur Invalid itätspension; die etappenweise Anhebung des 
Zugangsalters bei Frühpensionen; der Ausbau des Zu­
schlags-I Abschlagssystems bei Pensionsantritt nach 
bzw. vor dem Regelpensionsalter; eine Neuregelung der 
Pensionsanpassung unter Beibehaltung der "Nettoan­
passung" und Einbeziehung einer Wertausgleichsklau­
sel; eine Neuregelung der Witwen(r)pensionen. Zur sozia­
len Abfederung wurden in einigen Tei lbereichen Etappen­
bzw. Übergangsregelungen geschaffen. 

Das bestehende Defizit und der absehbare Trend in 
der Krankenversicherung für die kommenden Jahre 
machten Reformmaßnahmen notwendig : die Anhe­
bung der Rezeptgebühr, die Einführung eines Ambulanz­
beitrages ab 2001 , die Eindämmung des Anstieges der 
Heilm ittelkosten sowie die gesetzliche Festschreibung 
der Verwaltungskosten waren die wesentlichen Reform­
elemente. 

Im Rahmen der leistungsorientierten Krankenanstal­
tenfinanzierung haben d ie Sozialversicherungsträger an 
die Länder (Landesfonds) Pauschal beiträge zu überwei ­
sen; für das Jahr 1 999 war dieser Pauschalbeitrag vor­
läufig m it 38,8 Mrd.  ÖS festgesetzt. Darin sind auch die 
Abgeltungen für ambulante Spitalsleistungen inkludiert. 
Durch die bis Ende 2000 geltende Pauschal regelung ist 
es gelungen, die Ausgabenzuwächse bei den Spitals­
kosten auf dem Niveau der Beitragseinnahmensteige­
rung zu stabilisieren. Alle übrigen Leistungspositionen 
der Krankenversicherung sind deutlich stärker gestie­
gen als die Beitragseinnahmen. 

Im Jahr 1 999 wurden im Jahrsdurchschnitt 1 ,928.000 
Pensionsleistungen ausbezahlt, von 3 , 1 22.000 Versiche­
rungsverhältnissen fielen Beiträge an. Damit hat sich die 
Relation gegenüber dem Vorjahr verbessert, die Belas­
tungsquote ist (neuerlich) auf 61 7 zurückgegangen. 

Im Jahr 1 999 gab es 1 1 7.000 erstmalige Neuzuerken­
nungen von Pensionsleistungen: 60 % entfielen auf AI­
ters-, 13 % auf Invaliditätspensionen und 27 % auf 
Hinterbliebenenleistungen. Drei Viertel der Neuzugän­
ge bei den Alterspensionen waren vorzeitige; insge­
samt sind vier Fünftel aller Neuzugänge bei den Direkt­
pensionen vor Erreichen des gesetzlichen Pensions­
antrittsalters in Pension gegangen (bei Männern 90 %,  
bei Frauen 69 %). 

Das durchschnittliche Pensionsantrittsalter betrug 
1 999 57,6 (1 99 8: 57,4) Jahre; bei Frauen lag es bei 56,7, 
bei Männern bei 58,4 Jahren. 

1 999 lagen vier Fünftel aller Pensionsleistungen unter 
1 5.400,- ÖS, nur 5 % zwischen 23.400,- ÖS und der 
höchstmöglichen Eigenpension von 29.71 3,- ÖS. Weiter­
h in  bestehen deutliche Unterschiede zwischen den 
durchschnittlichen Pensionshöhen von Männern und 
Frauen. Die durchschnittliche Alterspension der Männer 
betrug im Dezember 1 999 1 5.200,- ÖS, jene der Frauen 
8.900,- ÖS. 

Die Zahl der Pensionsleistungsbezieher ist im Ver­
gleich zu jener der Pensionsleistungen im  vergangenen 
Jahrzehnt deutlich schwächer gestiegen ; rund 1 ,9 Mio. 
Pensionsbezieher und -bezieherinnen standen zum 
Stichtag 1 .  Jul i  1 999 bereits 2,2 Mio. ausbezahlte Pen­
sionsleistungen gegenüber. 1 4  % aller Pensionsbezieher 
(Frauen 21 %, Männer 4 %) erhielten noch mindestens 
eine weitere Pensionsleistung aus den gesetzlichen Pen­
sionsversicherung oder eine Beamtenpension. Dieses 
Faktum relativiert tei lweise die Durchschnittspensions­
daten. 

Die Pensionen und Richtsätze für Ausgleichszulagen 
wurden 1 999 mit 1 ,5 % valorisiert, neben der Erhöhung 
der Ausgleichszulagenrichtsätze gab es noch einmalige 
Zuzahlungen . Der Richtsatz für Alleinstehende betrug 
1 999 8.1 1 2,- ÖS (2000: 8.31 2 ,- ÖS), für Verheiratete 
1 1 .574,- ÖS (2000: 1 1 .859,- ÖS). Im Dezember 1 999 be­
zogen 242.000 Personen eine Ausgleichszulage; der An­
teil von 1 3  % der Pensionsbezieher und -bezieherinnen 
ist trotz vielfacher ausserordentlicher Erhöhungen der 
Richtsätze seit Jahren rückläufig. 

Der mittlere monatliche Ruhebezug der Bundesbe­
amten betrug im Jahr  1 999 33.800,- ÖS (Frauen: 
32.800,- öS, Männer: 34.000,- öS); die unterschiedlichen 
Lebenseinkommensstrukturen, das Fehlen von Höchst­
beitrags- sowie Höchstbemessungsgrundlagen sowie 
unterschiedliche Beschäftigungsstrukturen erschweren 
die Verg leichbarkeit mit anderen Berufsgruppen erheb­
l ich. 

Pflegevorsorge 

Auf Grundlage der Evaluierungsergebnisse und der Er­
fahrungen seit seinem Inkrafttreten wurde das Bundes­
pflegegeldgesetz mit Wirkung vom 1 .  Jänner 1 999 no­
velliert. Diese Novelle umfaßte als Schwerpunkte die 
Verbesserung der Leistungen , die Verbesserung der Po­
sition der Pflegebedürftigen und der Pflegenden, die 
Ausweitung des anspruchsberechtigten Personenkrei­
ses und die Erhöhung der Treffsicherheit des Pflegegel­
des. 

9 
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Mit Wirkung vom 1 .  Februar 1 999 wurde auch die Ein­
stufungsverordnung zum Bundespflegegeldgesetz neu 
erlassen. 

Als Maßnahme der Qual itätssicherung wird seit Jänner 
1 99 8  vom Sozialservice des Sozialmin isteriums die BE­
RATUNG für PFLEGENDE angeboten. 

Im April 2000 erhielten insgesamt 269.621 Personen 
Pflegegeld nach dem Bundespflegegeldgesetz. 1 999 
betrug der Aufwand des Bundes für Leistungen nach 
dem Bundespflegegeldgesetz 1 8,654 Mrd. ÖS. 

Das Sozialministerium hat für den Zeitraum 1 .  Jänner 
1 99 8  bis 31 . Dezember 1 99 8 den jährlichen Bericht über 
die Entwicklung der Pflegevorsorge erstellt, der in der 
Sitzung des Arbeitskreises vom 28. Oktober 1 999 einhel­
l ig angenommen wurde. 

Im Herbst 1 99 8  wurde das österreichische Bundes­
institut für Gesundheitswesen mit der Erstellung einer 
österreichweiten Übersicht über die Bedarfs- und Ent­
·wicklungspläne der Länder betraut. Die Studie wurde im 
November 1 999 unter dem Titel "Dienste und Einrichtun­
gen für pflegebedürftige Menschen in Österreich" veröf­
fentlicht. 

Sozialentschädigung 

In der Kriegsopferversorgung ist die Zahl der Versor­
gungsberechtigten im letzten Jahrzehnt von 1 22 . 1 39 auf 
72.029 Personen gesunken. Der finanzielle Rentenauf­
wand ist in diesem Zeitraum von 5 ,750 Mrd .  ÖS auf 
4,696 Mrd .  ÖS zurückgegangen. 

In der Heeresversorgung ist innerhalb der letzten zehn 
Jahre d ie Zahl der Versorgungsberchtigten um rund ein 
Drittel auf 1 .701 im Jahr 1 999 gestiegen. Der finanzielle 
Aufwand betrug 1 999 1 1 9  Mio. ÖS und hat sich seit dem 
Jahr 1 9 89 beinahe verdoppelt. 

In der Opferfürsorge ist die Zahl der Empfänger wieder­
kehrender Geld leistungen (Renten- und Beihi lfenemp­
fänger) von 1 990 bis 1 999 um mehr als ein Viertel von 
3.4 1 8  auf 2.494 Personen zurückgegangen. Die bud­
getären Aufwendungen sanken im gleichen Zeitraum von 
222 M io. öS auf 1 87 Mio. ÖS. 

Im Rahmen der Entschädigung von Verbrechensopfern 
erhielten zum Jahresende 1 999 1 25 Opfer und H in­
terbliebene finanzielle Zuwendungen für Verdienst- bzw. 
Unterhaltsentgang, in 41 Fällen wurden die Bestattungs­
kosten ersetzt. Der Gesamtaufwand im Jahre 1 999 be­
trug 1 8  Mio.  ÖS. Ab 1 .  1 .  1 999 werden die Selbstkosten 
für kausale psychotherapeutische Krankenbehandlun­
gen nach dem Verbrechensopfergesetz übernommen, 

1 0 

sofern der zuständ ige Träger der Krankenversicherung 
aufgrund der Satzung einen Kostenzuschuß leistet. 

Ende 1 999 erhielten 76 Personen wiederkehrende Geld­
leistungen als Entschädigung für Impfschäden. Der Ge­
samtaufwand im Jahr 1 999 belief sich auf 26 Mio. öS. 

Behindertenpolitik 

Der Endbericht der Arbeitsgruppe zur Durchforstung 
der österreichischen Bundesrechtsordnung hinsicht­
lich behindertenbenachteiligender Bestimmungen 
wurde vom Bundeskanzleramt im März 1 999 dem Parla­
ment übermittelt. Etliche Benachteiligungen wurden 
durch die Sammelnovelle BGBI . I  Nr. 1 64/99 vom 17. Au­
gust 1 999 berein igt. 

Der Bericht der Bundesregierung über Maßnahmen zu­
gunsten der Gehörlosen und der Schwerhörenden 
wurde am 1 .  Juni  1 999 vom Ministerrat beschlossen und 
anschließend dem Nationalrat zugeleitet, der d iesen Be­
richt in seiner Sitzung am 1 3 . Ju l i  1 999 zur Kenntnis ge­
nommen hat. 

Angesichts der in den letzten Jahren deutlich angestie­
genen Arbeitslosigkeit behinderter Menschen bi lden 
Maßnahmen zur Verstärkung der Integration dieser Men­
schen ins Erwerbsleben einen besonderen Schwerpunkt 
des Nationalen Aktionsplans für Beschäftigung der Bun­
desregierung. Die Umsetzung dieser Maßnahmen erfolg­
te mit der am 1 .  Jänner 1 999 in Kraft getretenen Novelle 
zum Behinderteneinstellungsgesetz mit den Schwer­
punkten Arbeitsassistenz, Lehrlinge, Neuordnung der 
Ausnahmen bei der Berechnung der Pflichtzahl, Kündi­
gungsschutz und neue Kriterien für d ie Einschätzung des 
Grades der Behinderung. 

Zum 31 . Dezember 1 999 gehörten insgesamt 77.839 
Personen dem Kreis der begünstigten Behinderten an, 
das sind um rund 2.600 mehr als 1 998. 

1 999 waren bei sämtlichen der Einstel lungspflicht unter­
l iegenden Dienstgebern insgesamt 80.739 Pflichtstellen 
zu verzeichnen. Von diesen Pflichtstellen waren 53.093 
mit begünstigten Behinde rten besetzt. 27 .646 Pflicht­
steIlen waren unbesetzt. Insgesamt wurde damit die Be­
schäftigungspflicht zu 66 % erfül lt. 

In den derzeit 8 integrativen Betrieben in ganz Öster­
reich mit i nsgesamt 23 Betriebsstätten standen zum 
1 .  Jänner 2000 1 .698 Personen, davon 1 .382 Behinder­
te, in Beschäftigung bzw. in Erprobung oder Lehre. Des 
weiteren nahmen per 1. Jänner 2000 60 Behinderte an 
Ausbi ldungsprojekten in den integrativen Betrieben tei l .  

Für  Individualförderungen wurden 1 999 267,1 Mio.  ÖS 
aufgewendet. 
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Die Bundessozialämter bieten mit H i lfe des Europäi­
schen Sozialfonds und des Ausgleichstaxfonds zu­
sätzl iche Programme zur Schaffung von Arbeitsplätzen 
für behinderte Menschen an. Diese Programme sehen 
Beschäftigungsbeihi lfen und berufliche Qualifizierung 
vor. 1 999 wurden dadurch 4.300 zusätzliche Ausbil­
dungs- und Arbeitsplätze geschaffen. Dafür wurden 
insgesamt rund 330 Mio. ÖS zur Verfügung gestellt. 
Außerdem wurden 1 999 im Rahmen der Arbeitsassis­
tenz rund 3.300 Personen betreut (Aufwand 54 Mio. ÖS). 

Familienpolitische Leistungen 

1 996 lag der Gesamtumfang an familienpolitischen 
Leistungen je nach Definition zwischen 41 Mrd. ÖS 
und 350 Mrd. ÖS. 

Die Ausgaben wie die Einnahmen des FLAF bel iefen 
sich im Jahr 1 999 auf insgesamt 57,7 Mrd. ÖS ; dies un­
ter Berücksichtigung der - erstmals seit Jahren wieder 
angefallenen - Überschüsse. 

1 999 und 2000 wurden der Kinderabsetzbetrag und die 
Familienbeihilfe im Gesamtumfang von ca. 12 Mrd. ÖS 
erhöht. Der für Kinder aller Altersgruppen gleich hohe -
und um 350,- ÖS erhöhte - neue Absetzbetrag von 
700,- ÖS monatlich erfüllt gemeinsam mit der gleichzeiti­
gen Erhöhung der Famil ienbeihi lfe um 1 50,- ÖS pro Al­
tersstufe die höchstgerichtliche Vorgabe, die Hälfte der 
Unterhaltspflicht steuerfrei zu stellen. Der Nettoeffekt 
der steuerlichen Entlastung beträgt pro Kind monat­
lich 500,- ÖS. 

Weiters wurde beim Alleinverdiener- und Alleinerzieher­
Absetzbetrag die in Fällen keiner oder nur geringer 
Steuerleistung direkt ausgezahlte Negativsteuer von 
2.000,- ÖS auf 5.000,- öS jährlich erhöht. Weiters wurde 
ein Mehrkindzuschlag neu eingeführt, der Fami l ien mit 
einem Haushaltseinkommen bis zum 1 2fachen der 
ASVG-Höchstbeitragsgrundlage in der Höhe von 
400,- ÖS monatl ich für das dritte und jede weitere Kind 
gewährt wird. 

Die Leistungen des FLAF bewirken einen deutlichen 
vertikalen Umverteilungseffekt zu Gunsten niedriger 
Einkommenskategorien. Das unterste Viertel der Ein­
kommensempfänger bekommt mehr als das 3fache aus­
bezahlt, als es einzahlt, während das oberste Viertel die 
Hälfte von dem zurückbekommt, was eingezahlt wird .  

D ie Bundesländer und Gemeinden bieten nach Ein­
kommen gestaffelte Fami l ienzuschläge im Gesamtum­
fang von rund 700 Mio. öS an und wenden für die Schaf­
fung und den Betrieb von Kinderbetreuungseinrichtun­
gen rund 12 Mrd. ÖS auf. 

Zur Unterstützung von Fami l ien in für sie belastenden Si­
tuationen werden Fami l ienberatungsstellen vom Ministe­
rium finanziell gefördert. Derzeit weist Österreich 309 Fa­
milienberatungsstellen mit rund 2.000 Berater und Be­
raterinnen auf. Im Jahr 1 999 wurden rund 1 1 0  Mio. ÖS 
für das Beratungswesen aufgewendet, für das Jahr 2000 
waren 1 50 Mio. öS budgetiert. 

Im Jahr 1 999 legte das Bundesministerium für Justiz ei­
nen Entwurf eines Kindschaftsrechts-Änderungsge­
setzes 1 999 (KindRÄG 1 999) vor, mit welchem den ge­
sel lschaftl ichen Entwicklungen, wie etwa der wachsen­
den Anzahl von Fami l ien mit al leinerziehenden Elterntei­
len, dem Streben junger Menschen nach früherer Eigen­
verantwortung sowie dem zunehmenden Grundrechts­
bewußtsein vermehrt Rechnung getragen werden sollte. 
Durch die Herabsetzung des Volljährigkeitsalters vom 
vollendeten 1 9. auf das vollendete 1 8. Lebensjahr - Kern­
punkt der Reform - soll auch ein Gleichklang m it ver­
gleichbaren Rechtsordnungen anderer europäischer 
Staaten hergestellt werden. 

M it dem am 1 .  1 . 2000 in Kraft getretenen Eherechts-Än­
derungsgesetz 1 999 (EheRÄG 1 999) wird das gesell­
schaftlich weitgehend akzeptierte Leitbild der partner­
schaftlichen Gestaltung der ehelichen Lebensgemein­
schaft durch eine stärkere Verankerung der Pflicht zur 
gleichen Verteilung der Aufgaben in der Ehe verdeut­
licht. 

Das Eherechts-Änderungsgesetz 1 999 hält am Nebenein­
ander von Verschuldens- und Zerrüttungsgrundsatz des 
bisherigen Scheidungsrechts fest, indem die früheren 
"absoluten" Scheidungsgründe - "Ehebruch" und "Ver­
weigerung der Fortpflanzung" (§§ 47 und 48 EheG) - als 
eigenständige Bestimmungen beseitigt und statt dessen 
in den allgemeinen SCheidungstatbestand "schwere 
Eheverfehlungen" (§ 49 EheG) integriert wurden. 

Mit dem Eherechts-Änderungsgesetz 1 999 wurde eine 
neue Kategorie eines nachehelichen, verschuldensun­
abhängigen Unterhaltsanspruches (§ 68a EheG) ein­
geführt: Ergänzend zu der Regelung, wonach lediglich 
der an der Scheidung allein oder überwiegend schuldige 
Ehegatte dem anderen Unterhalt zu leisten hat, hat nun 
ein Ehegatte - unabhängig von der Verschuldensfrage -
dem anderen Ehegatten unter bestimmten BesJingungen 
Unterhalt nach dessen Lebensbedarf zu gewähren. 

Das Konfliktregelungsmodell "Mediation" wurde mit 
dem Eherechtsänderungsgesetz 1 999 gesetzlich aner­
kannt und mit § 39c Fami lienlastenausgleichsgesetz 
1 967 (FLAG) die finanzielle F ördermöglichkeit von Fa­
mi l ienmediation vorgesehen. Durch diese Reformen wird 
das Konfliktregelungsmodell "Mediation" dem traditio­
nellen gerichtlichen Scheidungsverfahren an die Seite 
gestellt bzw. diesem vorgelagert. 

1 1  
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Mit dem Fortpflanzungsmedizingesetz (FMedG) wurde 
Ehegatten und Partnern einer bestehenden eheähnlichen 
Lebensgemeinschaft die Möglichkeit der medizinisch as­
sistierten Fortpflanzung eröffnet. 

Aufgrund von Neuerungen im Karenzgeldrecht wurde ein 
eigenständiger Anspruch des Vaters auf Karenz­
urlaub geschaffen. Weiters enthält die Novelle die Schaf­
fung flexiblerer Gestaltungsmöglichkeiten der Karenz­
zeit. 

Das Kinderbetreuungsgeld ist ein Eckpunkt des neuen 
Regierungsprogramms. Der Grundgedanke ist die Ab­
koppelung des Anspruches auf Kinderbetreuungsgeld 
von einer vorhergehenden unselbständigen E rwerbs­
tätigkeit der Eltern, wobei die Anspruchsvoraussetzun­
gen analog zur Fami l ienbeihi lfe gestaltet werden sol len. 
Als Fami l ienleistung sol l  das Kinderbetreuungsgeld zur 
Gänze aus M itteln des FLAF getragen werden. Die Be­
zugsdauer soll auf den zweiten Geburtstag des Kindes, 
bei Teilung der Betreuung mit dem zweiten Elterntei l  m it 
dem dritten Geburtstag des Kindes ausgeweitet wer­
den. Um eine größere Wahlfreiheit in der Vereinbarkeit 
von Famil ie und Beruf zu gewährleisten, sol l  es eine im 
Vergleich zu bisher höhere Zuverdienstgrenze geben. 

Gesundheitswesen 

Die Gesundheitsreform wurde mit der - zwischen dem 
Bund und den Ländern vereinbarten und am 1 .  Jänner 
1 997 in Kraft getretenen - "Vereinbarung gemäß Art. 
1 5a B-VG über die Reform des Gesundheitswesens und 
der Krankenanstaltenfinanzierung für die Jahre 1997 bis 
2000" eingeleitet. Ziel ist die Erhaltung des uneinge­
schränkten Zugangs zu jeder Art der bedarfsnotwendi­
gen, med izin ischen Versorgung unabhängig von Alter, 
sozialem Status und gesundheitlichen Aspekten. 

Um die Erreichung dieses Zieles zu gewährleisten, sollen 
Strukturveränderungen forciert, der Ressourceneinsatz 
damit optimiert und die Finanzierbarkeit des Gesund­
heitssystems mit Maßnahmen zur Steigerung der Effi­
zienz und der Effekt ivität der Leistungserbringung im 
Gesundheitswesen für die Zukunft sichergestellt werden. 
Sämtliche Reformschritte erfolgen dabei unter dem 
Aspekt des Qualitätsmanagements. 

Zur Entwicklung, Umsetzung und Steuerung der vielfälti­
gen Schritte der Gesundheitsreform wurden Anfang 1 997 
neue organisatorische Rahmenbedingungen geschaf­
fen: auf der Bundesebene wurde die Strukturkommission 
und in jedem Bundesland ein Landesfonds und eine Lan­
deskommission eingerichtet. Zur Durchführung der Ge­
schäfte wurde 1 997 beim BMAGS der mit jährlich 
1 ,750 Mrd. ÖS dotierte Strukturfonds eingerichtet. 

1 2  

I m  Berichtszeitraum wurden folgende Reformmaßnah­
men weiterentwickelt: 

• In der 1 999 erfolgten Revision des Österreichischen 
Krankenanstaltenplanes/Großgeräteplanes wur­
den aufgrund der neuesten Entwicklungen der Medi­
zin und Medizintechnik und neuer Bevölkerungspro­
gnosen neue Versorgungsbereiche integriert: Psy­
chiatrie, Akutgeriatrie, Remobilisation, Intensivver­
sorgung (Detail planung). 

• Die Leistungsangebotsplanung für den stationären 
Akutbereich (Chirurgie, Neurochirurgie, Urologie, Au­
genheilkunde, HNO, Orthopädie, Unfal lch i rurgie) 
wurde in den ÖKAP integriert. 

• Leistungsorientierte Krankenanstaltenfinanzie­
rung (LKF) - Einführung des LKF - Intensiveinstu­
fungsmodell ab Jänner 1 999; verbesserte Bepunkte­
regelung für den Bereich Psychiatrie und onkologi­
sche Therapie; Durchführen von LKF-Nachkalkulatio­
nen . 

• Vorbereitung des m it 1 .  1 .  2000 in allen Kranken­
anstalten Österreichs verpfl ichtend einzuführenden 
Diagnoseschlüssels ICD-10 als Grundlage für die 
Diagnosedokumentation. 

Im Jahr 1 999 gab der Bund für den Bereich der Kranken­
anstalten 6,334 Mrd. ÖS aus. 

Die Kosten der "Fondskrankenanstalten" bel iefen sich 
im Jahr 1 999 auf 95 Mrd. ÖS (vorläufige Ziffer). 

Mit der Novellierung des Bundes-Krankenanstaltenge­
setzes (KAG) im Jahr 1 993 wurde durch die Best immun­
gen im § 5b KAG ("Qual itätssicherung") der gesetzliche 
Rahmen für die bundesweite Realisierung von Qualitäts­
sicherungsmaßnahmen in den Krankenanstalten festge­
legt. In Umsetzung dieser grundsatzgesetzl ichen Vorga­
be haben die Bundesländer entsprechende landesge­
setzliche Regelungen zu treffen, die die Grundlage für die 
Implementierung von Qualitätssicherung durch die 
Krankenhausträger und die Krankenhäuser darstel­
len. Die Träger von Krankenanstalten sind verpflichtet, 
die Voraussetzungen für interne Maßnahmen der Qua­
l itätssicherung zu schaffen und diese so zu gestalten, 
dass vergleichende Prüfungen mit anderen Krankenan­
stalten ermöglicht werden. 

Zur Sicherung und Verbesserung der Qual ität in allen Be­
reichen des österreich ischen Gesundheitssystems be­
darf es der österreichweiten Einführung von systemati­
scher Qualitätsarbeit, im Sinne einer geplanten, struktu­
rierten und kontinuierlichen Qualitätsverbesserung auf 
den Ebenen von Struktur, Prozess und Ergebnis in allen 
Institutionen, die Gesundheitsversorgungsleistungen an­
bieten. 
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Systematische Qual itätsarbeit soll auf den Grundsätzen 
der Qual itätsarbeit, d ie auf Bundesebene formuliert wur­
den, aufbauen. Diese umfassen die drei Prinzipien Pati­
entenorientierung, Transparenz und optimaler MitteIein­
satz. 

Zur Zeit werden zwei Modellprojekte durchgeführt, die 
sich einerseits auf Struktur- und Prozessqualität konzen­
trieren (Model lprojekt "Qualität im Krankenhaus"), ande­
rerseits auf Ergebnisqualität (Modellprojekt "Messung 
der Ergebnisqualität im Krankenhaus"). 

An einer Vereinbarung, in der sich Bund und Länder 
wechselseitig zur Sichersteilung der darin genannten Pa­
tientenrechte verpfl ichten, wurde gearbeitet. Diese "Pati­
entencharta" wurde bisher bi lateral zwischen dem Bund 
und dem Bundesland Kärnten abgeschlossen. 

Im Jahre 1 999 wurde ein Fonds zur Finanzierung der In­
V itro-Fert il isat ion eingerichtet. Ziel des Fonds ist die 
teilweise Übernahme (70 %) der Kosten der I n-Vitro-Fer­
ti l isation unter bestimmten Voraussetzungen , damit die­
se auch finanziell schlechter gestellten Paaren ermöglicht 
wird. 

Eine Novelle des Dentistengesetzes erlaubt nun auch 
Dent isten und Dent ist innen eine Berufsausübung im 
EWR. 

Im März 1 998 trat das Bundesgesetz über Maßnahmen 
und In itiativen zur Gesundheitsförderung, -aufklärung 
und -information in Kraft, mit dem zusätzliche Mittel von 
jährlich 1 00 M io. ÖS zur Umsetzung der "In it iat ive Ge­
sundhe itsförderung" zur Verfügung gestellt wird. Mit 
der Abwicklung wurde der neu strukturierte Fonds "Ge­
sundes Österre ich" betraut. Gemäß dem Gesundheits­
förderungsgesetz werden besondere Schwerpunkte u. a. 
bei Menschen am Arbeitsplatz, bei Frauen in besonderen 
Lebenssituationen , bei älteren Menschen und bei beson­
ders gefährdeten und benachteiligten Gruppen gesetzt. 
Seit 1 999 wurden vom Fonds 130 Projekte gefördert. 

In Kooperation mit dem Verein für Konsumenteninforma­
tion wurde eine Ernährungshotl ine eingerichtet. 

In den maßgeblich sozialen Systemen Stadt, Schule, 
Krankenhaus und Betrieb wurden in  den letzten Jahren 
auf Initiative des Gesundheitsressorts Modellprojekte 
und Kooperationsstrukturen zum Zwecke der Gesund­
he itsförderung ins Leben gerufen. Diese Netzwerke ver­
binden gesundheitsfördernde Maßnahmen sowohl auf 
nationaler als auch internationaler Ebene und wurden 
auch im Jahre 1 999 weiterentwickelt. 

In Zusammenarbeit mit den Ländern und dem Hauptver­
band der österreichischen Sozialversicherungsträger 
können ab 1 998 mehr Geldmittel für den Impfschutz von 

Kindern zur Verfügung gestel lt werden. Es können daher 
vom Obersten Sanitätsrat empfohlene Impfungen für 
ansteckende Infektionskrankheiten für alle K inder bis 
zum 1 5. Lebensjahr grat is angeboten bzw. verabreicht 
werden. Die Akzeptanz dieses neuen Impfprogramms ist 
äußerst zufriedenstel lend, sodaß m it einer weiteren An­
hebung der Durchimpfung zu rechnen ist. 

Im Berichtszeitraum wurden u. a. zwei Studien zum The­
ma "Gesundhe it als Wachstumsfaktor "  und "Sport 
und Gesundhe it "  fertiggestellt. 

Konsumentenschutz 

Im Berichtszeitraum hat Österreich in zwe i Fällen von 
der Möglichkeit Gebrauch gemacht, das Inverkehrbr in­
gen gentechn ischer Erzeugn isse i n  Österreich zu ver­
b ieten (Mais). 

Im Berichtszeitraum wurde in Zusammenarbeit m it allen 
Verantwortlichen Kr isenpläne zur Bekämpfung der 
Klass ischen Schwe inepest, der Newcastle D isease 
und der Klass ischen Geflügelpest bei Ausbruch dieser 
anzeigepfl ichtigen Tierseuchen erstellt. 

Einer besonderen E infuhrkontrolle unterlag im Be­
richtszeitraum R indfle isch aus den USA (hormonelle 
Substanzen). Weiters wurden die Untersuchungen von 
Futterm ittel auf ihren D iox ingehalt verstärkt. 

Zusätzlich zu den geplanten und im Revisions- und Pro­
ben plan erfassten Probenz iehungen im Rahmen der Le­
bensmittelkontrol le, die von den staatlichen Lebensmit­
teluntersuchungsanstalten durchgeführt werden, wurden 
im Jahre 1 999 1 7  Schwerpunktakt ionen (wie z. B. Pe­
stizidrückstände in Obst und Gemüse) gesetzt. Im Jahre 
1 999 wurden im gesamten Bundesgebiet knapp 44.000 
Proben (ohne Trinkwasser) gezogen, von denen rund ein 
Viertel zu beanstanden waren. 

Gesundhe itsspez if ische Informat ionen sind unter der 
I nternet-Adresse des Bundesministeriums für Soziale 
Sicherheit und Generationen unter 
http://www.bmsg.gv.at abrufbar. 

Soziale Lage von Bevölkerungs­
gruppen - aktuelle Maßnahmen 

Kinder und Jugendliche 

Laut Statistik Österreich lebten in Österreich im Jahres­
durchschnitt 1999 1 ,855.000 Personen (weiblich: 
905.000, männlich: 950.000) im Alter b is zu 19 Jahren. 
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Die Aufgaben der öffentl ichen Jugendwohlfahrt liegen 
primär im präventiven Bereich, umfassen also eine Rei­
he von Angeboten Sozialer Dienste, die eine breite Palet­
te von Beratung, Unterstützung, H i lfe und Begleitung so­
wie Elternbi ldung bieten. Kann das Wohl der Minderjähri­
gen durch diese Angebote nicht bzw. nicht mehr ge­
währleistet werden, sind Maßnahmen der Unterstüt­
zung der Erziehung (wobei das Kind im famil iären Um­
feld verbleibt) oder der vollen Erziehung (Fremd unter­
bringung des Kindes in einem Heim, einer Wohngemein­
schaft bei Pflegeeltern etc.) zu setzen. 

Mit der Jugendwohlfahrtsgesetz-Novelle 1998, welche 
am 1 . 7. 1 999 in Kraft getreten ist und binnen 1 Jahres 
durch Landesgesetze auszuführen ist, wurde u. a. d ie 
personenbezogene Erfassung von Meldungen über 
Misshandlung, Vernachlässigung und sexuellen M iss­
brauch von Minderjährigen eingeführt. 

Ergibt sich für in der Begutachtung, Betreuung und Be­
handlung Minderjähriger tätige Angehörige eines medi­
zinischen Gesundheitsberufes sowie für in der Ju­
gendwohlfahrt tätige Personen, die auf Grund berufs­
rechtlicher Vorschriften zur Verschwiegenheit verpfl ichtet 
sind, der Verdacht, dass Minderjährige misshandelt, ge­
quält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht worden 
sind, haben sie, sofern d ies zur Verhinderung einer wei­
teren erheblichen Gefährdung des Kindeswohles erfor­
derl ich ist, dem Jugendwohlfahrtsträger Meldung zu 
erstatten. 

Weiters wurde die Ausweitung des Angebots an Sozialen 
Diensten z. B. Elternbildung, niederschwel l ige E inrich­
tungen (NotschlafsteI len, Streetwork), die Erweiterung 
des Pflegegeldanspruches auf verwandte Personen so­
wie die Regelung der Tagesbetreuung von Kindern 
außerhalb von Kindergarten und Hort beschlossen. 

1 999 wurde die Bi ldungsbörse für Suchtprävention in 
"Österreichisches Bildungsforum für fördernde und 
präventive Jugendarbeit" umbenannt. Ziel ist die Er­
weiterung des Kommunikationsrahmens von der Sucht­
prävention auf weitere wichtige präventive Arbeitsfelder: 
Die Prävention von Aids, Gewalt, Sekten, Schulden und 
sexuellem M issbrauch. 

Ein Schnittpunkt zwischen der Präventions- und Ju­
gendarbeit findet sich im Bereich Partizipation. Die Ein­
bindung Jugendl icher in die Gestaltung ihrer eigenen Le­
benswelt und insbesondere in der Mitwirkung einer ju­
gendgerechten Freizeitinfrastruktur n immt einen immer 
größeren Stellenwert in der Jugendarbeit und insbesonde­
re der Jugendpolitik ein. Eine Form d ieser Einbindung Ju­
gendlicher besteht im Ansatz der "peer group education ". 

Um betroffenen Fami l ienangehörigen und Jugendlichen 
Unterstützung und Beratung in ihren familiären Proble-
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men durch den Sekten beitritt des Kindes, des Ehe- bzw. 
Lebenspartners, etc. anbieten zu können wird seit 1 998 
in jedem Bundesland eine Familienberatungsstelle 
verstärkt für d iesen Beratungsschwerpunkt gefördert. 

Mit 1 .September 1 998 wurde eine Dokumentations­
und Informationsstelle für Sektenfragen als selb­
ständ iger Rechtsträger des öffentlichen Rechts (Anstalt) 
eingerichtet. Die Bundesstel le ist mit keinen Zwangsbe­
fugnissen ausgestattet. Sie darf die für ihre Arbeit erfor­
derlichen Daten nur aus öffentl ich zugänglichen Quellen 
oder aus freiwi l l igen Mittei lungen erheben. Die Erfahrun­
gen des ersten Jahres zeigen, dass dieses Angebot 
stark frequentiert wird und hier ein Informationsbedürf­
nis von Einzelpersonen, Behörden, Medienvertretern, Fir­
men und anderweitigen Einrichtungen abgedeckt wer­
den kann. 

Frauen 

Die Erwerbstätigkeit von Frauen ist seit den 70er Jah­
ren kontinuierlich angestiegen. 1 999 war fast jede drit­
te Frau (32 %) teilzeitbeschäftigt. Die Tei lzeitquoten von 
verheirateten Frauen sind wesentl ich höher als jene der 
Frauen mit einem anderen Familienstand, was eine tradi­
tionelle fam i l iäre Rol lenverteilung wiederspiegelt. Aber 
auch mangelnde Mobil ität, unpassende Arbeitszeitmo­
delle sowie mangelnde Qualifi kation tragen zu einer an­
haltenden Benachtei ligung von Frauen im Erwerbsleben 
bei . Die Frauenarbeitslosigkeit in Österreich ist seit 1 986 
durchgängig höher als jene der Männer. 

Untersuchungen zeigen, dass heute mehr Frauen ihre Er­
werbstätigkeit aus Familiengründen unterbrechen als vor 
20 Jahren. Die Länge der Unterbrechungsphase nahm 
hingegen stetig ab. Die Probleme, mit denen die einzel­
nen Personen bei Wiederaufnahme ihrer Berufstätigkeit 
zu kämpfen haben, sind sehr vielfältig.  

Hemmnisse für einen geglückten Wiedereinstieg in den 
Beruf nach einer betreuungsbed ingten Erwerbsunterbre­
chung sind ein Mangel an bedarfsgerechten Arbeitsplät­
zen , die sich mit fami l iären Betreuungspflichten in Ein­
klang bringen lassen, Mobil itätsverlust, fehlende oder 
nicht geeignete Kinderbetreuungseinrichtungen sowie 
mit zunehmender Länge der Abwesenheit vom Beruf die 
Gefahr eines berufl ichen Ausbildungs- und Qual ifizie­
rungsmangels. 

Im Laufe des Jahres 1 999 haben rund 70.300 Frauen 
ihren Karenzgeldbezug beendet. Ca. 29.300 von ihnen 
konnten ihre Erwerbstätigkeit nicht fortsetzen. Rund 
5 .900 Frauen machten Arbeitslosengeldansprüche gel­
tend, die sie in früheren Beschäftigungsverhältnissen er­
worben haben. 
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Frauen erhalten eine deutlich niedrigere Einstiegsent­
lohnung als Männer. Durch Karenzzeiten werden Er­
werbslaufbahnen von Frauen unterbrochen und führen 
nach dem beruflichen Wiedereinstieg zu geringen Ein­
kommenszuwächsen. Ein weiterer Grund für ge­
schlechtsspezifische Einkommensunterschiede stellt 
auch die niedrige Bewertung von "typischen Frauenberu­
fen" dar. 

Im Nationalen Aktionsplan für Beschäftigung (NAP) wer­
den jährlich die beschäftigungspolitischen Leitl inien der 
Europäischen Union umgesetzt. Das Prinzip des Gender­
Mainstreaming kommt in allen Bereichen des NAP zum 
Tragen. Im Schwerpunkt "Chancengleichheit von Frauen 
und Männern" werden im NAP 1 999 konkret frauenför­
dernde Maßnahmen gesetzt, etwa Qual ifizierungsange­
bote für Frauen und Förderung der Kinderbetreuung. 

In technischen Ausbildungsgängen und Berufen sind 
Frauen noch immer stark unterrepräsentiert. Im Dezem­
ber 1 999 wurde ein "Maßnahmenpaket für ein Frauen­
Technologie-Programm" beschlossen. 

Die Einkommensunterschiede zwischen Frauen und 
Männern sind im Alter ausgeprägter als im aktiven Er­
werbsleben. Gründe dafür sind niedrigere Aktiveinkom­
men und oft geringere Versicherungsjahre aufgrund von 
Erziehungs- und Pflegeaufgaben im familiären Bereich. 

Die Gleichbehandlung in der Privatwirtschaft ist gere­
gelt im Gleichbehandlungsgesetz, welches ein umfas­
sendes Diskriminierungsverbot aufgrund des Ge­
schlechts im Zusammenhang m it Arbeitsverhältnissen 
beinhaltet. Für die Geltendmachung von Diskrimin ie­
rungsfällen wird den Arbeits- und Sozialgerichten eine 
Gleichbehandlungskommission (GBK) zur Seite gestellt. 

Die Gleichbehandlung im öffentlichen Dienst wird 
durch das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz (B-GBG) 
geregelt, welches ein Diskriminierungsverbot aufgrund 
des Geschlechtes in einem Dienst- oder Ausbildungsver­
hältnis zum Bund vorsieht. 

Die Frauenförderung im Bundesdienst wird anhand 
von Frauenförderplänen umgesetzt, mit dem Ziel den 
Frauenanteil zu erhöhen (alle 2 Jahre verbindliche Vorga­
ben zur Erhöhung) und Benachtei l igungen und Unterre­
präsentation von Frauen zu beseitigen. 

Im Bereich Frauen und Bildung erfolgen im Rahmen des 
"Aktionsplanes 2000", der im Auftrag des BM für Bildung , 
Wissenschaft und Kultur erstellt wurde, Maßnahmen zur 
Förderung der Gleichstellung im Bereich von Schule 
und Erwachsenenbildung. Zu den Maßnahmen 
gehören Lehrplanverordnungen, Verordnungen über die 
Gutachterkommission von Unterrichtsmitteln ,  Lehrer­
aus- und -fortbi ldung, Förderung von Berufsorientie-

• 

rungsprojekten v. a. für Mädchen als auch eine breite In­
formations- und Sensibil isierungsarbeit. 

Gewalt an Frauen findet am häufigsten in der Fami l ie 
statt. Zahlreiche Einrichtungen (Frauenhäuser, Notrufe, 
Frauennotwohnungen) kümmern sich um misshandelte 
Frauen und ihre Kinder. Gewalt war in den 90er Jahren ein 
Schwerpunkt in der staatl ichen Frauenpolitik. Das Bun­
desgesetz zum Schutz vor Gewalt in der Familie ("Ge­
waltschutzgesetz") und die Sicherheitspol izeigesetz-No­
vel le 1 999 enthalten die rechtlichen Voraussetzungen für 
einen raschen und effizienten Schutz der Opfer von Ge­
walt. Die Polizei bzw. Gendarmerie kann einen Gewalttä­
ter aus der Wohnung wegweisen und ihn mit einem Be­
tretungsverbot belegen. 

Frauenspezifische Projekte und Initiativen beinhalten 
bewusstseinsbildende Projekte im Sinne der Gleichstel­
lung der Frauen, in iti ieren begleitende Maßnahmen, 
schaffen Rahmenbedingungen bezüglich der berufl ichen 
Aus-, Fort- und Weiterbildung von Frauen und unterstüt­
zen eine gleichberechtigte Teilnahme von Frauen an 
gesellschaftspolitischen Entscheidungsprozessen. 
FrauenservicesteIlen verfolgen einen ganzheitlichen Be­
ratungsansatz, der weite Lebensbereiche abdeckt und 
den tatsächlichen Bedürfnissen von Frauen gerecht wird . 

Familien 

1 999 gab es in Österreich mit 1 ,31 Kindern pro Frau er­
neut einen historischen Tiefstand und d ie Zahl der Ge­
burten (78.000) war geringfügig kleiner als die Zahl der 
Sterbefälle. Das Erstgeburtsalter für Frauen stieg ebenso 
weiter an (1 999: knapp 27 Jahre). Der Anteil unehe­
licher Geburten betrug 30 %. 

1 999 haben 39.485 Paare geheiratet. Das durchschnittli­
che Alter bei der Erstheirat liegt bei 30 Jahren für Männer 
und 27 Jahre für Frauen . 

1 8.51 2 Ehen wurden 1 999 rechtskräftig geschieden. 
88 % aller Scheidungen erfolgten im Einvernehmen. 

Die durchschnittliche Dauer geschiedener Ehen lag bei 
9,1 Jahre. Von den Scheidungen des Jahres 1 999 wa­
ren 20.900 Kinder betroffen; davon waren 1 6.900 min­
derjährig. I n  5.400 Ehen war ein Kind, in 5 . 1 00 zwei und 
in 1 .500 Fällen drei oder mehr Kinder vorhanden. Etwas 
mehr als ein Drittel der geschiedenen Ehen war kinderlos. 

1 997 gab es 2,244.700 "Kernfamilien" (als eine Famil ie 
gelten dabei alle Ehepaare oder Lebensgemeinschaften 
mit Kindern oder ohne Kinder sowie Elternteile mit Kin­
dern). Davon waren 804.600 kinderlose Paare, 1 ,440. 1 00 
Familien hatten 2,250.000 Kinder 
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Fami l ie, Partnerschaft und Elternschaft haben nach wie 
vor einen sehr hohen Stellenwert in der Werte- und Ein­
stellungshierarchie. Ebenso gelten heute Alleinerziehe­
rinnen, unverheiratete Paare mit Kindern oder Stieffami­
l ien als akzeptiert. Viele der unbezahlt in den Familien 
für die Fami l ie/Kinder erbrachten Leistungen bilden 
wertvolle Grundlagen für die gesamte Gesellschaft. 

Nach den Ergebnissen der Zeitverwendungserhebung 
des ÖSTAT (1 992) entfällt von der Erwerbsarbeitszeit 
65 % auf die Männer und von der unbezahlten Haus­
und Versorgungsarbeit 70 % auf die Frauen. 

Das Problem der Vereinbarkeit der Lebensbereiche Fa­
mi l ie und Beruf betrifft in der Praxis vor al lem die Frauen 
und Mütter. Eine Voraussetzung zur besseren Vereinbar­
keit von Famil ie und Beruf stellt deshalb auch die part­
nerschaftl iche Aufteilung der Haus- und Familien­
arbeit und damit die verstärkte Mitarbeit von Männern 
und Vätern auch bei der Kinderbetreuung und -erziehung 
dar. 

Für eine Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist ein An­
gebot an Kinderbetreuungseinrichtungen, das den Be­
dürfnissen der berufstätigen Menschen entspricht, es­
senziell. Unter dem Gesichtspunkt der Vereinbarkeit sind 
bei der Frage der Kinderbetreuungseinrichtungen Krite­
rien wie ein flächendeckendes Angebot für Kinder ver­
schiedenster Altersstufen, flexible Betreuungszeiten und 
mit dem Beruf vereinbare Öffnungszeiten sowie Finan­
zierbarkeit relevant. 

Die Zahl der Betreuungsplätze wurde in den vergangenen 
Jahren sukzessive erhöht. Im Kindergartenjahr 1 998/99 . 
besuchten österreichweit 262.000 Mädchen und Buben 
eine Krippe, einen Kindergarten oder einen Hort. Er­
gänzend dazu stehen zahlreiche Betreuungsplätze in  
Ganztagsschulen, Tagesheimschulen, Kindergruppen 
und bei Tagesmüttern/-vätern zur Verfügung. 

1 996 hat d ie Bundesregierung beschlossen, zwischen 
1 997 und 2000 seitens des Bundes österreichweit zu­
sätzlich 1 ,2 Mrd. ÖS zur Unterstützung der Bundeslän­
der beim Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen 
(29.000 neue Betreuungsplätze) zur Verfügung zu stellen. 
Da die Bundesländer und Gemeinden diesen Betrag zu­
mindest verdoppeln müssen, wurden in diesem Zeitraum 
2,4 Mrd .  öS in diesen Bereich zusätzlich investiert. 

Sowohl Politik als auch die Wirtschaft sind gefragt, die 
Rahmenbedingungen zu verbessern um den Wünschen 
und Bedürfnissen von jungen Eltern und pflegenden An­
gehörigen Rechnung zu tragen. Es geht darum, die 
Eigeninitiative der Wirtschaft für familienfreundliche Maß­
nahmen zu aktivieren. Betrieben muss verdeutlicht wer­
den, dass sich familienfreundl iche Maßnahmen auch aus 
betriebswirtschaftlicher Sicht rechnen. Das BMSG führt 
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zwei konkrete Projekte zur Entwicklung und Unterstüt­
zung einer fami l ienfreundl ichen Arbeitswelt durch. 

Das "Audit FAMILIE & BERUF" stellt ein praktikables In­
strument dar, mit dem Unternehmen für fami l ienfreundli­
che Maßnahmen im Betrieb sensibi l isiert, mit dem status 
quo der Fami l ienfreundlichkeit des Unternehmens kon­
frontiert und zur Umsetzung und Überprüfung familien­
freundlicher Maßnahmen motiviert werden. 

Die Fami l ienfreundl ichkeit eines Unternehmens wird auf 
Basis eines Kriterienkataloges bewertet. Nach Durch­
führung des unternehmensinternen Auditierungspro­
zesses erfolgt eine Überprüfung von einem eigens aus­
gebi ldeten und zugelassenen Audit-Gutachter, der 
nach positiver Begutachtung das Unternehmen zur 
(Grund)Zertifikatsverleihung vorsch lägt, die vom Bun­
desminister für soziale Sicherheit und Generationen vor­
genommen wird .  

Schon seit Mitte der 90er Jahre führen mehrere öster­
reichische Bundesländer Wettbewerbe zur Auszeich­
nung der frauen- und familienfreundlichsten Betriebe 
des jeweiligen Landes durch. Seit 1 999 wird jährlich ein 
bundesweiter Wettbewerb ausgeschrieben. 

Gewalt in der Famil ie ist seit vielen Jahren ein zentraler 
Arbeitsschwerpunkt des Ressorts - sowohl im Bereich 
der Weiterentwicklung und Förderung von Interventions­
ais auch von Präventionsmaßnahmen. Um die öster­
reichischen und internationalen Entwicklungen im Fach­
bereich zu dokumentieren, Erfolge in der Arbeit gegen 
Gewalt darzustellen und weiteren Handlungsbedarf auf­
zuzeigen wurde ein Bericht beauftragt, der unter dem Ti­
tel "Gewalt in der Familie" veröffentlicht wird. Der Be­
richt behandelt zum einen die vieldiskutierten Themen­
schwerpunkte Gewalt gegen Kinder und Gewalt gegen 
Frauen. Darüber hinaus werden Bereiche aufgegriffen, 
über die bislang wenig Auseinandersetzung stattgefun­
den hat - wie etwa Gewalt gegen ältere Menschen, ge­
gen Behinderte, Gewalt unter Geschwistern und Gewalt 
gegen Männer. 

Eine wichtige Ressortaktivität gegen sexuelle Gewalt in 
der Familie war die Wanderausstellung (K)ein sicherer 
Ort. Die Ausstel lung, die bereits seit zwei Jahren quer 
durch Österreich "tourt", ist auch im Jahr 2000 wieder 
ausgebucht. E ine weitere Maßnahme gegen sexuelle Ge­
walt an Kindern und J ugendlichen war die Einrichtung 
von Prozessbegleitung für Missbrauchsopfer. 

Senioren und Seniorinnen 

Österreich befindet sich in einer Phase des Wandels von 
einer demografisch jungen zu einer demografisch al­
ten Gesellschaft. In den letzten 50 Jahren vergrößerte 
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sich die Zahl der über 60Jährigen von ca. 1 Mio. auf ca. 
1 ,6 Mio. Personen. Nach Prognosen von Statistik Öster­
reich werden bis zum Jahr 2035 je nach Entwicklung der 
Lebenserwartung zwischen 2,7 und 3 Mi l l ionen Personen 
im Alter von über 60 Jahren in Österreich leben. Die Le­
benserwartung lag 1 998 bei 74,6 Jahren für Männer 
und bei 80,9 Jahren für Frauen. 

Der Wechsel in die Pension erstreckt sich auf eine 
nicht unerhebliche Altersbandbreite von 15 Jahren 
( i .  d .  R .  zwischen dem 50. und dem 65. Lebensjahr). 
Übertritte wie im Öffentlichen Dienst, wo der Pensions­
bezug unmittelbar auf die Beendigung des Beschäfti­
gungsverhältnisses folgt, sind für die große Mehrheit 
der Arbeiter und Angestellten nicht die Regel. Aus 
einem aufrechten Erwerbsverhältnis kamen im Jahr 
1 998 rund 50 % der männlichen und 45 % der weib­
lichen Pensionsneuzugänge. 1 3  % der Männer und 
5 % der Frauen wechseln aus dem Bezug eines Kran­
kengeldes in die Pension. Ein n icht unwesentlicher Tei l  
der Leistungsbezieher und -bezieherinnen (31 %) tritt 
aus dem Bereich der Arbeitslosigkeit im weiteren Sinn 
in  den Ruhestand. 

Bei den Pensionsneuzugängen des Jahres 1 998 betrug 
das durchschnittliche Verhältnis zwischen dem letzten 
Nettoaktivbezug und der ersten Nettopension (Netto­
ersatzrate) 78 %. Dabei gab es zwischen Arbeitern und 
Angestellten keinen nennenswerten Unterschied, wohl 
aber zwischen Männern und Frauen. Die durchschnitt­
l iche Nettoersatzquote der Männer betrug 82 % und je­
ne der Frauen 74 %. 

Hinter den Durchschnittswerten verbirgt sich durchaus 
auch eine gewisse Bandbreite an Lebensstandard­
sicherung: Beim untersten Dezil ,  d. h. den untersten 1 0  
Prozent der neuzuerkannten Pensionsleistungen des 
Jahre 1 998, lag die Nettoersatzrate bei 55 % und dar­
unter. Demgegenüber erzielte das oberste Dezil ein 
Nettoabsicherungsniveau von 95 % und darüber. 

Im Dezember 1 998 bezogen zwei" Drittel aller in Öster­
reich wohnenden weiblichen Personen des Jahrgan­
ges 1935 eine oder mehrere Leistungen aus der ge­
setzlichen Pensionsversicherung (knapp 50 % bezo­
gen eine Eigenpension, 1 0  % sowohl eine Eigenpension 
als auch eine Hinterbliebenenleistung und 7 % aus­
schließlich eine H interbliebenenleistung). Beim Geburts­
jahrgang 1 91 5  verfügen (im Vergleich) rund 48 % der 
Frauen über eine eigenständige Leistung. 

In die Kategorie der Mehrlachpensionsbezieher, fallen 
bei den Männern 4 % und bei den Frauen 1 8  % aller Leis­
tungsbezieher. Die durchschnittliche Pro-Kopf-Leistung 
( inkl. aller Zulagen und Zuschüsse) betrug im Dezember 
1 998 1 0.800,- ÖS (Männer 1 3.400,- ÖS, Frauen 
9.000,- öS). 

Der durchschnittliche Gesamtpensionsbezug einer 
Person nimmt mit dem Alter ab. Eine Person der Ge­
burtskohorte 1 935 bezog im Durchschnitt einen Gesamt­
pensionsbezug von rund 1 1 .900,- öS, während bei Per­
sonen des Geburtsjahrgangs 1 91 5  der Gesamtdurch­
schnitt bei 9.300,- öS lag. 

Eine Person des Jahrgangs 1 91 5, die ihre Pension zum 
60. Lebensjahr antrat, hat zwischen 1 975 und 2000 eine 
Valorisierung ihrer ursprünglich zuerkannten Pension 
um rund 1 70 % erfahren. Im sei ben Zeitraum stieg der 
Verbraucherpreisindex für Pensionisten um etwas weni­
ger als 1 25 %. Das bedeutet einen erheblichen Kauf­
kraftzuwachs für die Pensionisten. 

Ein wichtiger Beitrag für die Älteren ist der relativ kos­
tengünstige Krankenversicherungsschutz. Mit einer 
vergleichsweise moderaten Beitragsleistung erwerben 
Pensionisten und Pensionistinnen für sich und ihre all­
fälligen beitragsfrei mitversicherten Angehörigen einen 
vollen Kankenversicherungsschutz. 

Eine moderne Seniorenpolitik geht über die Pensions­
sicherung weit hinaus. Sie muss eine Pol itik n icht für, 
sondern mit den älteren Menschen sein und ihre gesell­
schaftliche Teilhabe und Mitsprache sichern, die Stär­
kung der Generationensolidarität fördern, Freiräume für 
ehrenamtliches Engagement öffnen und die Familien bei 
der Pflege älterer Angehöriger unterstützen. M it der Kon­
zentration aller Aufgabenfelder der Seniorenpolitik im 
BMSG wurde auch d ie Zuständigkeit für das Bundes­
Seniorengesetz und den Bundessenioren-Beirat vom 
Bundeskanzleramt an das Bundesministerium für Sozia­
le Sicherheit und Generationen übertragen. 

Mit der Einführung des Bundes-Seniorengesetzes 1998 
wurde ein richtungsweisender Schritt zur Stärkung der 
Teilhabechancen der älteren Generationen unternom­
men. Hierin wurde die gesetzliche Beratung, Information 
und Betreuung von Senioren durch die großen Senioren­
organisationen finanziell abgesichert. 

Den Vorsitz des Bundesseniorenbeirats führt nunmehr 
der Bundesminister für soziale Sicherheit und Generatio­
nen, wobei d ieses Beratungsgremium zu einem aktiven 
Steuerungsinstrument der Senioren- und Generationen­
politik des Ressorts umfunktioniert werden sol l .  Gleich­
zeitig wird der Österreichische Senioren rat als Dach­
verband der Seniorenorganisationen zur offiziellen Ver­
tretung der älteren Menschen in Österreich aufgewertet. 

Im Zusammenhang mit dem "Internationalen Jahr der äl­
teren Menschen 1 999" wurde ein "Österreichisches 
Nationalkomitee zur Vorbereitung und Durchführung 
des Internationalen Jahres der älteren Menschen in 
Österreich" eingerichtet, dessen Geschäftsführung dem 
Kompetenzzentrum für Senioren- und Bevölkerungspoli-
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tik oblag . In 7 Arbeitskreisen wurden Problemanalysen 
durchgeführt und konkrete Empfehlungen für die Politik 
erarbeitet. In mehr als 1 000 Veranstaltungen und In itiati­
ven in ganz Österreich wurde das Motto des Jahres "Zu 
einer Gesellschaft für alle Lebensalter" breitenwirksam 
thematisiert. 

Freiwilliges Engagement älterer Menschen ist breit 
gestreut und umfasst unterschiedliche inhaltliche Berei­
che, Organisationen und Tätigkeiten darunter Umwelt­
und Naturschutz, soziale Dienste, Kultur, Sport, Erwach­
senenbildung und kirchliche Aktivitäten etc. In diesem 
Zusammenhang fördert das BMSG das Modellprojekt 
"Bürgerbüros für Jung und Alt", dessen Ziel es ist, kon­
krete Impulse zur Aktivierung bürgerschaftlichen Enga­
gements und eine Drehscheibenfunktion in der Vermitt­
lung von ehrenamtlich tätigen Personen und jenen, die 
diese Dienste in Anspruch nehmen, zu bieten. 

In der familiären Generationenbeziehung haben sich 
wesentl iche Veränderungen ergeben. Durch den Zu­
wachs an Lebenserwartung wird es immer wahrschein l i ­
cher, dass mehrere Generationen gleichzeitig am Leben 
sind. Die Familie, i nsbesondere die i ntergenerationellen 
Beziehungen der Kernfamil ie, stellen nach wie vor ein 
äußerst tragfähiges solidarisches System der Siche­
rung gegen Notlagen und in Situationen des Hi lfs- und 
Unterstützungsbedarfs dar, angefangen vom Bedarf 
nach Gesprächen über alltägliche Verrichtungen bis hin 
zu Notfällen. 

Die häufig mit steigendem Alter verbundenEl Verschlech­
terung des Gesundheitszustandes hat eine vermehrte 
Abhängigkeit der Betroffenen von der Hi lfe anderer 
Menschen zur Folge. 

Die "neue Seniorenpolitik" zielt darauf ab, Maßnahmen 
spezifisch für pflegende Familienangehörige zu set­
zen. Dabei stellt der Zugang pflegender Angehöriger zur 
Information, Beratung und Ausbi ldung eine wichtige 
Schiene dar. 

Ein von einer Arbeitsgruppe ausgearbeiteter Musterver­
trag soll die Rechte älterer Menschen in einem Heim 
klar definieren und diese zu gleichberechtigten Vertrags­
partnern mit Mitbestimmungs-, Vorschlags- und Zustim­
mungsrechten machen. 

Pflegebedürftige Menschen und Pflege für 
Angehörige 

Im April 2000 erhielten 269.600 Personen Pflegegeld 
nach dem Bundespflegegeldgesetz, davon % in den 
Pflegegeldstufen 1 bis 3. Rund 46.400 Personen (Stand 
1 2/98) erhalten ein Pflegegeld der Länder, davon sind 
rund % Frauen. 

1 8  

Etwa 90 % der Pflegegeldbezieher und -bezieherin­
nen sind älter als 60 Jahre. Das Durchschnittsalter der 
Betroffenen betrug 78 Jahre (Frauen 80 Jahre, Männer 
72 Jahre). 

Die Länder haben in den Jahren 1 996 bis 1 998 Bedarfs­
und Entwicklungspläne für die sozialen Dienste er­
stellt, in denen das bestehende Defizit an Dienstleistun­
gen festgestel lt sowie eine Planung erarbeitet wurde, wie 
dieses Defizit abgedeckt wird .  

E ine derzeit laufende Erhebung des früheren (1 993) und 
derzeitigen Personalangebotes (1 999) im Bereich Pflege 
und Betreuung soll die Effekte des Pflegegeldes auf die 
Entwicklung des Dienstleistungsangebotes bzw. auf 
die Zahl der Beschäftigten feststel len und das Potenzial 
an Beschäftigung im Bereich Pflege und Betreuung ab­
schätzen. In diese Studie werden alle ambulanten, teil­
stationären und stationären Dienste und Einrichtungen in 
der Alten- und Behindertenbetreuung einbezogen. 

Derzeit leben in Österreich 65.000 über 60-jährige, d .  s. 
ca. 4 % dieser Bevölkerungsgruppe, in etwas mehr als 
700 institutionellen Einrichtungen. Ambulante Diens­
te werden von ungefähr 50.000 über 60-jährigen Perso­
nen (ca. 3 %) in Anspruch genommen. Ein Großteil der 
älteren betreuungsbedürftigen Personen erhält die not­
wendige Unterstützung durch informelle Betreuungs­
leistungen aus dem engeren Umfeld. 

Nach einer Mikrozensus-Befragung (in Privathaushalten) 
geben beinahe zwei Drittel der Personen über 60 Jah­
re an nicht beeinträchtigt zu sein, weniger als ein Drit­
tel bezeichnen sich als hilfsbedürftig und rund 6 % als 
pflegebedürftig. Selbst über 85-jährige sind in der 
Mehrzahl der Fälle nur in bestimmten Lebenslagen be­
treuungsbedürftig. Auch relativ alte Menschen sind bei 
Gewährung einer systematischen und verlässlichen Hi lfe 
durchaus imstande in ihrer eigenen Wohnung ein weit­
gehend selbständiges Leben zu führen. 

Der Anteil der familiären Pflegeleistung im Bereich Pflege 
und Betreuung ist nach wie vor am größten. Die Pflege­
statistik verweist auf den sehr hohen Frauenanteil von 
beinahe 80 % bei der Langzeitpflege. 

Betreuungsleistungen werden in erheblichem Ausmaß 
von Menschen erbracht, die selber schon älter sind. H ier­
bei war die erbrachte Pflegeleistung bei 86 % der Be­
treuungspersonen entweder für den/die Ehe- oder Le­
benspartnerin oder sonstige Verwandte bestimmt. 
Mehr als zwei Drittel (69 %) lebten mit der betreuungs­
bedürftigen Person im selben Haus. 

Bei Betrachtung des Erwerbsverhältnisses der Pflege­
personen zeigt sich, dass mehr als ein Drittel im Er­
werbsleben steht. Das bedeutet, dass diese Personen 
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mit einer erheblichen Doppelbelastung zwischen Be­
rufstätigkeit und langfristiger Pflegearbeit konfrontiert 
sind. 

Die Ergebnisse der Pflegegeldevaluation (1 997) zeigten, 
dass nur 14 % der Pflegepersonen keinerlei finanziel­
le Entschädigung erhielten. Bei mehr als einem Viertel 
(27 %) verfügten Pflegepersonen und betreute Personen 
über eine gemeinsame Kassa. In allen anderen Fällen 
erfolgte für die Betreuungsleistung mehr oder weniger 
regelmäßig eine finanzielle Entschädigung. 

Der Zugang pflegender Angehöriger zur Information, Be­
ratung und Ausbildung ist von wesentl icher Bedeutung. 
Als Maßnahme zur Qual itätssicherung wird seit Jänner 
1 998 vom' Sozialservice des Sozialministeriums die 
BERATUNG für PFLEGENDE angeboten. Diese richtet 
sich an alle privaten Pflegepersonen und an alle, die 
von Problemen der Pflege betroffen sind. 

Armutsgefährdete und arme Personen 

Als Datengrundlage für die Berichterstattung wird das 
europäische Haushaltspanel für die Einkommensjahre 
1 994, 1 995, 1 996 und 1 997 verwendet. Bezügl ich der 
Definition von Armut wird zwischen Armutsgefährdung 
und akuter Armut unterschieden. Dies ist auch zuneh­
mend Praxis in der nationalen Armutsberichterstattung 
anderer EU-Mitgliedsländer. 

Armutsgefährdung wird ausschl ießlich über Einkom­
mensrisiken beschrieben: den Gepflogenheiten und 
Empfehlungen des Europäischen Statistischen Zentral­
amtes (EUROSTAT) folgend, gelten Personen als armuts­
gefährdet, deren gewichtetes pro-Kopf-Haushaltsein­
kommen unter einem Schwellenwert von 60 % des 
Medians des Pro-Kopf-Einkommens l iegt. Dieses be­
trug 1 997 1 20.000,- ÖS jährlich für einen Einpersonen­
haushalt. Von Armutsgefährdung waren 1 997 rund 
900.000 Personen bzw. 1 1  % der österreichischen Be­
völkerung betroffen .  

Akute Armut liegt vor, wenn zu jenen oben beschriebe­
nen beschränkten finanziellen Verhältnissen auch 
spürbare Einschränkungen zur Abdeckung grundle­
gender Lebensbedürfnisse treten. Dies wird dann an­
genommen, wenn - zusätzlich zu geringem Einkommen -
eine der fünf folgenden Situationen auftritt: 

• Substandardwohnung; 
• Rückstände bei Zahlungen von Mieten und Krediten; 
• Probleme beim Beheizen der Wohnung; 
• Unmöglichkeit, abgenutzte Kleidung durch neue Klei­

der zu ersetzen; 
• Unmögl ichkeit, zumindest einmal im Monat nach 

Hause zum Essen einzuladen. 

Knapp 40 % der armutsgefährdeten Bevölkerung oder 
etwa 340.000 Personen waren 1 997 arm in Österreich. 

Die höchsten Risiken tragen dabei unbeschäftigte Al­
leinerziehende, Langzeitarbeitslose, Personen in Haus­
halten ohne jede Beschäftigung, allein lebende Senioren 
und Bürger aus Nicht-EU-Staaten. 

Die Betrachtung der Armutsentwicklung über einen län­
geren Zeitraum ermöglicht Aussagen zu ihrer Häufigkeit 
und Dauer. In diesem Zusammenhang ist die Frage von 
Bedeutung, ob jemand nur vorübergehend armutsge­
fährdet oder von akuter Armut betroffen ist oder den ge­
samten Zeitraum. In der Vierjahresperiode 1 994-1 997 
waren rund 240.000 Personen langzeitarmutsgefähr­
det, unter diesen rund 80.000 Personen in akuter Lang­
zeitarmut. 

Eine Aufschlüsselung nach der Anzahl der Jahre, die in 
Armut verbracht wurden (Verweildauer), ergibt folgen­
des Bi ld:  etwas weniger als die Hälfte aller Personen, die 
in den Jahren 1 994 bis 1 997 von akuter Armut betroffen 
waren, blieben lediglich ein Jahr in dieser Situation. Etwa 
1 0% waren von Langzeitarmut betroffen .  Bei den Ar­
mutsgefährdeten sind die Ergebnisse ähnlich, der Anteil 
jener Personen, die langzeitarmutsgefährdet sind, ist 
etwas höher. I nsgesamt betragen die durchschnittliche 
Verweildauer in Armut als auch in Armutgefährdung rund 
zwei Jahre. 

Geringfügig Beschäftigte 

Seit Herbst 1 994 werden geringfügige Beschäftigungs­
verhältnisse von den Krankenversicherungsträgern und 
dem Hauptverband der Sozialversicherungsträger sta­
tistisch erfasst (Geringfügigkeitsgrenze 1 999: 3.899,­
öS, 2000: 3.977,- ÖS). 

Von Jänner 1 995 bis Dezember 1999 hat sich die Zahl 
der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse von 
1 29 .000 (36.000 Männer, 93.000 Frauen) auf 196.000 
(55.000 Männer, 1 41 .000 Frauen) erhöht. 

Von den im Jahr 1 999 erfassten geringfügig Beschäftig­
ten waren beinahe drei Viertel Frauen. Die meisten ge­
ringfügig Beschäftigten waren im Einzelhandel beschäf­
tigt, gefolgt von den unternehmensbezogenen Dienst­
leistungen und dem Beherbergungs- und Gaststätten­
wesen. 

In folgenden Wirtschaftsklassen ist die Relation von ge­
ringfügig Beschäftigten zu anderen Beschäftigten be­
sonders hoch: Realitätenwesen (31 %), Erbringung 
von unternehmensbezogenen Dienstleistungen 
(1 4 %), Beherbungs- und Gaststättenwesen (1 4 %), 
Einzelhandel (1 1 %), Gesundheits-, Veterinär- und 
Sozialwesen (1 1 %). 

1 9  
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In diesen Wirtschaftsklassen ist die Zahl der geringfügi­
gen Beschäftigungsverhältnisse weitaus stärker gestie­
gen ist als jene der "normalen" Beschäftigungsverhält­
nisse. 

53 % der geringfügig Beschäftigten waren nur gering­
fügig beschäftigt. 47 % hatten ein zusätzliches Versi­
cherungsverhältnis. Im Vergleich zu 1 998 ergibt sich 
1 999 eine relative Abnahme bei jener Gruppe, die neben 
der geringfügigen Beschäftigung noch ein zusätzliches 
Versicherungsverhältnis aufzuweisen hatte und eine rela­
tive Zunahme bei jener Personengruppe, die aus­
schliesslich geringfügig beschäftigt war. 

Im Dezember 1 999 waren 23.700 geringfügig Beschäf­
tigte selbstversichert. Die Beitragseinnahmen nach 
§ 1 9a ASVG haben sich im Jahr 1 999 auf rund 95 Mio. ÖS 
belaufen. Rund drei Viertel davon entfielen auf die Pen­
sionsversicherung, ein Viertel auf die Krankenversiche­
rung. 

Seit 1 .  1 .  1 998 haben auch Dienstgeber für geringfügig 
Beschäftigte Beiträge zu entrichten, wenn die monat­
l iche Lohnsumme das 1 ,5 fache der Geringfügigkeits­
grenze übersteigt: Im Jahr 1 999 wurden dafür rund 
560 Mio. ÖS an den Ausgleichsfonds der Pensionsver­
sicherungsträger überwiesen, weitere 1 60 Mio. ÖS ent­
fielen auf die Krankenversicherung. 

Sozial- und gesundheitspolitische 

Aktivitäten im Zusammenhang mit 
der EU-Mitgliedschaft 

Im Mittelpunkt der EU-Beschäftigungspolitik standen 
1 999, wie schon in den Jahren zuvor, die Förderung der 
Beschäftigung und d ie Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 
Es wurden die Beschäftigungspolitischen Leitlinien 2000 
als Grundlage für die Nationalen Beschäftigungspläne für 
Beschäftigung, der gemeinsame Beschäftigungsbericht 
und die Empfehlungen zur Durchführung der Beschäfti­
gungspolitik der M itgl iedstaaten verabschiedet. 

Durch den Vertrag von Amsterdam, der am 1 .  Mai 1 999 
in Kraft getreten ist, erhielt die Sozialpolitik auf Ge­
meinschaftsebene einen neuen Stellenwert: Das So­
zialprotokoll wurde Bestandteil des Vertrages und er­
möglicht u. a.  Maßnahmen zur Verbesserung der Lebens­
und Arbeitsbedingungen und zur Bekämpfung der sozia­
len Ausgrenzung. 

Von besonderer Bedeutung für die Sozialpolitik auf Ge­
meinschaftsebene sind die Schlussfolgerungen des 
außerordentlichen Europäischen Rates von Lissabon, die 
sich auf die Koordinierung und Abstimmung von Wirt­
schafts-, Beschäftigungs- und Sozialpolitik beziehen. 

20 

Der Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung und der 
Verbesserung und Modernisierung des Sozial schutzes 
werden im Rahmen deer Gemeinschaftspolitiken beson­
dere Bedeutung zugemessen Es wurde eine Gruppe 
Hochrangiger Experten für den Sozialschutz einge­
richtet, die sich mit den Systemen des Sozialschutzes 
und der Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgren­
zung auseinandersetzen soll. Mit der Sozialpolitischen 
Agenda legte die Kommission ein Arbeitsprogramm bis 
2005 vor, dass die Schlussfolgerungen des Rates umset­
zen sol l .  

Im Bereich Behindertenpolitik wurde durch d ie  Ent­
schließung des Rates "Gleiche Beschäftigungschancen 
für behinderte Menschen" vom 1 7. Juni 1 999 die Chan­
cengleichheit behinderter Menschen am offenen Arbeits­
markt, sowie ihre Gleichberechtigung in allen Politikbe­
reichen bekräftigt. Die Mittei lung der Europäische Kom­
mission "Auf dem Weg zu einem Europa ohne Hindernis­
se für Menschen mit Behinderungen" vom 1 2. Mai 2000 
ist ein weiterer Schritt zur Förderung der eigenständigen 
Lebensführung von Menschen mit Behinderungen. Im 
Nationalen Aktionsplan 1 999 (NAP) und im Umsetzungs­
bericht zum NAP 2000 für Österreich sind besondere 
Maßnahmen zur Förderung der Eingl iederung behinder­
ter Menschen in das Erwersleben vorgesehen, ebenso im 
neuen Einheitlichen Programmplanungsdokument zu 
Ziel 3 des Europäischen Sozialfonds (ESF) und in der 
neuen Gemeinschaftsinitiative EQUAL. 

Im Bereich der Familienpolitik sollen mit dem DAPHNE­
Programm 2000-2003, dem Aktionsprogramm der Ge­
meinschaft zur Bekämpfung von Gewalt, Kinder, Jugend­
liche und Frauen vor Gewalt geschützt werden. Das Bun­
desministerium für soziale Sicherheit und Generationen , 
das im Ausschuss österreichische Interessen vertritt, 
zeichnet für die Information interessierter nationaler 
Behörden und anderer Organisationen verantwortl ich. 

Famil ienpolitische Aktivitäten wurden vom Bundesmini­
sterium für soziale Sicherheit und Generationen auch im 
Rahmen der Zusammenarbeit mit den Beitrittskandida­
tenländern im Rahmen der EU-Erweiterung gesetzt: Es 
wird ein Projekt gefördert, das sich mit der Vernetzung 
und Zusammenarbeit in Fami l ienbelangen in einem Netz­
werk von Familien- und Selbsthi lfeorganisationen in den 
Ländern Mittel- und Osteuropas (MOEL) beschäftigt. 

Schwerpunkte der Europäischen Frauenpolitik waren 
1 999 die Gleichstel lung der Geschlechter in der europäi­
schen Beschäftigungsstrategie, Maßnahmen zur Er­
höhung des Anteils von Frauen in Entscheidungsprozes­
sen sowie die Europäische Kampagne gegen Gewalt an 
Frauen. 

Mit dem Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam am 
1 .  Mai 1 999 wurde die Verpfl ichtung, auf die Gleichstel-
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lung von Frauen und Männern h inzuwirken, bekräftigt 
und der Gleichstellungsgrundsatz fest verankert. Durch 
das 4. Aktionsprogramm für die Chancengleichheit 
von Frauen und Männern (1 996-2000) soll die Gleich­
stel lung von Frauen und Männern in allen Bereichen des 
wirtschaftlichen und sozialen Lebens erreicht werden. 

Für das EU-Programm JUGEND (2000-2006), das im 
Mai  2000 vom Europäischen Rat und dem Europäischen 
Parlament beschlossen wurde, stehen österreichischen 
Projekten sowohl EU-Kofinanzierungsmittel als auch 

Fördermittel seitens der Jugendsektion im Bundesmini­
sterium für soziale Sicherheit und Generationen, Ländern 
und Gemeinden zur Verfügung. 

Im Gesundheitsbereich wird von der Gemeinschaft das 
mehrjährige Aktionsprogramm Öffentliche Gesund­
heit eingerichtet, das während seiner Laufzeit 
(2001 -2006) In it iativen in der Verbesserung gesundheits­
bezogener Informationen und Kenntnisse, dem raschen 
Reagieren auf Gesundheitsgefahren und in der Berück­
sichtigung der Gesundheitsfaktoren setzen wird. 
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Vorbemerkung 

Das Einkommenskapitel unterscheidet sich deutlich 
von den Einkommensabschnitten in früheren Sozialbe­
richten. 

Das Parlament beauftragte vor kurzem den Rechnungs­
hof in regelmäßigen Abständen Bestandsaufnahmen 
über die Verteilung der Erwerbseinkommen durchzu­
führen. Seit Anfang 2001 liegt ein entsprechender erster 
Bericht des Rechnungshofes dem Parlament vor, der in 
detai l l ierterer Form, als es im Sozial bericht bisher üblich 
war, über die personelle Vertei lung der Markteinkommen 
und deren Veränderungen Auskunft gibt .  

Im heurigen Sozial bericht wird die personelle Verteilung 
und Höhe der Erwerbseinkommen deshalb nicht mehr in 
ausführlicher Form wiedergegeben, sondern es werden 
die Haushaltseinkommen v. a. in einem expliziten sozial­
politischen Kontext analysiert. Es wird dabei untersucht, 
welchen Beitrag die wesentl ichen Einkommensquellen -
die Erwerbseinkommen und Sozialtransfers - leisten, um 
den Haushalten bestimmte Lebensstandardniveaus zu 
ermöglichen. 

1 .  Die Entwicklung der Markt­

einkommen unter den wirtschaft­

lichen Rahmenbedingungen der 
Jahre 1 998 bis 2000 

1 . 1 .  Gesamtwirtschaftliche Rahmen­
bedingungen 

Die österreichische Wirtschaft durchläuft eine Periode 
makroökonomischer Stabil ität. Das durchschnittliche 
reale Wirtschaftswachstum liegt seit mehreren Jahren 
über dem langjährigen Durchschnitt der neunziger 
Jahre. 

Zu dieser Entwicklung tragen Investitionen und Konsum 
gleichermaßen bei .  Die Leistungsbilanz unterliegt trotz 
der guten Konjunktur nur einer mäßigen zusätzlichen 
Passivierung. Der Preisauftrieb hat nur langsam jenen 
Grenzwert erreicht, dessen Überschreitung für die Eu­
ropäische Zentralbank einen Anlass zu preisdämpfenden 
Interventionen gibt .  

Das Wirtschaftswachstum zeichnet sich in den letzten 
Jahren durch eine ungewöhnlich hohe Beschäftigungs­
intensität aus. Die Zahl der Beschäftigten wächst, was 
vor allem auf eine kräftige Expansion der unselbständi­
gen Beschäftigung zurückzuführen ist. Zur Beschäfti-
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gungsausweitung trägt auch ein markanter Trend in der 
betrieblichen Arbeitsorganisation bei . Betriebe decken 
verstärkt einen Tei l  des benötigten Arbeitsvolumens mit 
Arbeitskräften ab, die deutlich weniger als 38,5 Wo­
chenstunden im Betrieb arbeiten. 

Die vermehrte Beschäftigung lässt sich zunehmend auch 
für einen Abbau der Arbeitslosigkeit nutzen. Der Rück­
gang der Arbeitslosigkeit ist dabei vor allem auf eine Ver­
kürzung der mittleren Dauer der Arbeitslosigkeit zurück­
zuführen. Darin kommen die sich verbessernden Wieder­
beschäftigungschancen von arbeitslosen Personen zum 
Ausdruck. 

Die günstige internationale und nationale Konjunktur­
und Beschäftigungsentwicklung hat die Einkommens­
chancen der österreichischen Haushalte in mehrfacher 
H insicht verbessert: 

• Die steigende Nachfrage nach Arbeitskräften erhöht 
die Erwerbsbeteiligung und damit die Markteinkom­
men der Haushalte. 

• Gleichzeitig nehmen die Einkommenseinbußen auf­
grund anhaltender Arbeitslosigkeit ab. Das kommt 
vor allem den weniger wohlhabenden Haushalten zu­
gute. 

In diesem Sinne sind es vor allem die zunehmenden Er­
werbsmöglichkeiten, die zur Steigerung der Einkommen­
schancen beitragen; die Stundenentlohnung hat sich 
dagegen recht moderat entwickelt. 

Der mäßige Preisauftrieb und die zurückhaltende Zins­
satzpol itik in den Vereinigten Staaten und in der Euro­
Zone haben die Kreditzinsbelastung privater Haushalts­
budgets in Grenzen gehalten. Dies kommt einem breiten 
Spektrum von Haushalten zugute. Die wohlhabenden 
Haushalte erzielen zudem nennenswerte Steigerungen 
ihrer Finanzkapitalveranlagungen. 

Eine spürbare Beeinträchtigung für die finanzielle Lage 
der privaten Haushalte allerdings geht von der öffent­
lichen Haushaltsführung aus. Das Ziel eines Nul ldefizits 
wird sowohl die steuerliche Belastung erhöhen als 
auch die Transferleistungen schmälern. 

Als zentrale Eckdaten für einzelne Jahre aus der 
Periode 1998 bis 2000 lassen sich anführen: Das reale 
BIP-Wachstum hat 1999 rund +2,1 % betragen (und 
wird 2000 rund +3,5 % erreichen). Das Preisniveau ist 
1 999 um 1 ,0 % gestiegen (für 2000 sind +2,0 % zu er­
warten). Die Beschäftigung hat um 1 ,1 % zugenom­
men. Für 2000 ist ebenfalls eine Zunahme von 1 , 1 % zu 
erwarten. Die Arbeitslosigkeit (Bestand vorgemerkter 
Personen) ist von 238.000 auf 222.000 zurückgegan­
gen. Für 2000 ist eine weitere Bestandsabnahme von 
1 2  % zu erwarten. 

III-219-BR/2001 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdok. Analysen (gescanntes Original)26 von 239

www.parlament.gv.at



Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr 

Bruttoinlandsprodukt1) 

Preisniveau2) 

Beschäftigung3) 

Arbeitslosigkeit 

Produktivität4) 

1) Zu konstanten Preisen 
2) Verbraucherpreisindex 

1 998 
+3,9% 

+0,9% 

+1 , 1 % 

+1 ,9% 

+1 ,9% 

1 999 2OQ(5) 
+2, 1 %  +3,5% 

+1 ,0% +2,0% 

+1 , 1 %  + 1 , 1 %  

-6,8% -1 2,4% 

+0,9% +2 ,4% 

3) Selbständige Beschäftigung und Standardbeschäftigung (ohne Karenzgeldbezieherlnnen, Präsenzdiener und geringfügiger Be-
schäftigung oder sonstige Beschäftigung) 

4) BIP pro Standardbeschäftigung 
5) Prognose Synthesis- Forschungsgesellschaft 

Quelle: Hauptverband der Österreichischen Sozialversicherungsträger, Statistik Österreich, Synthesis-Forschungsgesellschaft 

1 .2.  Teilnahme am Erwerbsleben 

Die Chance mit H ilfe eines Markteinkommens zum Haus­
haltsbudget beizutragen wird vor allem durch d ie Tei l­
nahme am Erwerbsleben bestimmt. 

Die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter hat in der 
Periode 1 998-1 999 ihre Teilnahme am Erwerbsleben 
gesteigert. Rund 4,2 M i l l ionen Personen sind im Laufe 
von 1 2  Monaten arbeitsmarktaktiv. Sei es, dass sie eine 
Beschäftigung ausüben, sei es, dass sie ein Beschäfti­
gungsverhältnis suchen. Die Arbeitsmarktaktivitäten der 
einzelnen Personen erfolgen nicht in jedem Fall über d ie 
gesamte Zwölfmonats-Periode eines Jahres. So steigen 
eine Reihe von Personengruppen erst im Laufe eines Ka­
lenderjahres (erneut) in den Arbeitsmarkt ein. Paral lel da­
zu verlassen andere Personengruppen den Arbeitsmarkt 
temporär (Karenzzeiten) oder endgültig (Alterspension). 

In i hrer Gesamtheit bi lden diese Personen den Kreis der 
erwerbsaktiven Personen eines Kalenderjahres. Wird 
diesem Kreis der Erwerbsaktiven die Wohnbevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter gegenübergestellt, ergibt dies 
die Aktivitätsquote. Die Aktivitätsquote hat im Jahr 1 999 
bei Männern der Altersgruppe 1 5-65 Jahre 84,9 % und 
bei Frauen der Altersgruppe 1 5-60 Jahre 70,1 % betra­
gen. Insgesamt betrug sie 77,6 % .  

Die Aktivitätsquote wird einerseits durch die verbesserten 
Erwerbsmöglichkeiten und andererseits durch die Maß­
nahmen zur Anhebung des "tatsächlichen" (im Gegensatz 
zum "gesetzlichen") Pensionsantrittsalters erhöht. 

Da zahlreiche erwerbsaktive Personen eine Arbeits­
marktposition weniger als 1 2  Monate einnehmen, ist die 

Zahl der Personen größer als jene des Jahresdurch­
schnittsbestandes. So sind rund 300.000 Personen im 
Laufe eines Jahres geringfügig beschäftigt. Da sie d ies 
aber im Schnitt nur 8 Monate sind, erreicht der Jahres­
durchschnittsbestand an geringfügiger Beschäftigung 
nur ein Niveau von nicht ganz 200.000. Rund ein Drittel 
der Personen mit geringfügiger Beschäftigung übten im 
Laufe des gleichen Jahres auch eine voll versicherungs­
pflichtige Standardbeschäftigung aus. In d iesem Sinne 
besteht statistisch gesehen eine Überlappung zwischen 
den als "standard beschäftigten" und den als "gering­
fügig beschäftigten" Personen. 

Analoge Überlappungen ergeben sich zwischen allen Er­
werbspositionen. 

Die Beachtung solcher Überlappungen ist bei einer 
sozialpolitischen Interpretation der Erwerbstätigkeit 
wichtig: In der Sozialpolitik geht es um Personen und 
nicht um Durchschnittsbestände (diese stehen wieder­
um bei einer volkswirtschaftl ichen Betrachtung im Vor­
dergrund). 

Was die Personen betrifft, so waren von den 4,242 Mi l l io­
nen erwerbsaktiven Personen des Jahres 1 999 3,567 
Mil l ionen als Unselbständige voll versicherungspfl ichtig 
standardbeschäftigt. Rund 400.000 Personen hatten ei­
ne selbständige Beschäftigung bei der Sozialversiche­
rung angemeldet (davon waren 352.000 ausschl ießlich 
als Selbständige erwerbsaktiv. 

71 7.000 Personen mussten zumindest eine Periode der 
Arbeitslosigkeit hinnehmen. Darunter waren 1 27.000 
Personen, denen es im Laufe des Jahres 1 999 nicht ge­
lang, eine Beschäftigung aufzunehmen. 
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Arbeitsmarktaktive Personen1) während des gesamten Jahres 

Selbständig Beschäftigte 

Unselbständig Standardbeschäftigte2) 

Geringfügig Beschäftigte3) 

Beschäftigung gesamt 

1 998 
241 

2000 

74 

2316 

Männer 

1 999 
242 

201 0 

86 

2338 

2000* 
243 

2033 

92 

2367 

1998 
1 60 

1 533 

1 78 

1 871 

Frauen 

1 999 
1 58 

1 558 

1 97 

191 2  

2000* 
1 59 

1 606 

209 

1 974 

Jahresdurchschnittsbestände von Personen1) in Beschäftigung 

Selbständig Beschäftigte 

Unselbständig Standardbeschäftigte2) 

Geringfügig Beschäftigte3) 

Beschäftigung gesamt 

1 )  in Tausend 

1 998 
2 1 6  

1 732 

47 

1 995 

Minner 

1 999 
2 1 8 

1 743 

53 

201 3 

2000* 
220 

1 748 

55 

2023 

1998 
1 47 

1 266 

1 24 

1537 

Frauen 

1 999 
1 46 

1 293 

1 37 

1575 

2000* 
1 46 

1 32 1  

1 42 

1 609 

2) Standard beschäftigung ist eine voll versicherungspflichtige Beschäftigung 
3) Geringfügig beschäftigt sind Personen, deren Einkommen im Jahr 1 998 3.830,- ÖS, im Jahr 1 999 3.899,- ÖS nicht überschritten 

hatte und im Jahr 2000 3.977,- ÖS nicht überschreiten wird 

* Prognose Synthesis Forschungsgesellschaft 

Quelle: Hauptverband der Österreichischen Sozialversicherungsträger, Synthesis Forschungsgesellschaft 

1 .3.  Wachstum und die Verteilung der 
Volkseinkommen 

Die Möglichkeit zu einer aktiven Ausübung von Be­
schäftigung stellt für einen großen Tei l  der österrei­
chischen Haushalte die zentrale Einkommensquelle dar. 
In diesem Sinne übt die für die Beschäftigungschancen 
wesentliche Entwicklung des Wirtschaftswachstums ei­
nen weitreichenden Einfluss auf die Einkommen der 
österreichischen Haushalte aus. Allerdings sind die Er­
werbseinkommen aus Beschäftigung nicht die einzige 
Quelle der Haushaltseinkommen. Neben den Markt­
einkommen der Haushalte sind auch die Besitz- und Ver­
mögenseinkommen zu nennen. Darüber hinaus besitzen 
die Transfereinkommen für die Haushalte eine hohe Be­
deutung. 

Was die Markteinkommen betrifft, so lassen sich diese 
nach der "Rolle" unterscheiden , die ein Haushalt im Wirt­
schaftsgeschehen einnimmt: die Rolle als "unselbständi­
ge Arbeitskraft", die Rolle als "selbständiger Anbieter von 
Ressourcen" oder die Rolle als " Inhaber von Betriebs­
und Finanzkapital" .  

Diesen Rollen entsprechen im gesamtwirtschaftlichen 
Sinne drei Hauptgruppen von Markteinkommen: 
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• erstens das Entgelt, das Haushaltsmitglieder für Leis­
tungen als unselbständig Erwerbstätige erhalten; 

• zweitens das Einkommen für Leistungen als Selbstän­
dige; 

• drittens das Einkommen, das sich aus dem Besitz von 
Betriebsanteilen d irekt oder indirekt erzielen lässt. 

In der Periode 1 998-2000 ist die Entwicklung der Ein­
kommen, die Haushalte in ihren verschiedenen Rollen er­
zielen, vor allem durch die Beschäftigungsentwicklung 
bestimmt gewesen. Die Zunahme der unselbständigen 
Beschäftigung hat die "Arbeitnehmerinnenentgelte" 
auch in jenen Phasen anwachsen lassen, in denen sich 
die Produktivität der Arbeitsplätze nur bescheiden ent­
wickelt hat. Dies hat sich auf Seiten der "Betriebsüber­
schüsse und Selbständigen-Einkommen" bemerkbar ge­
macht. Ihre Entwicklung blieb hinter jener der Arbeitneh­
merinnenentgelte zurück. 

Allerdings hat sich im Jahr 2000 schon eine Umkehr be­
merkbar gemacht. Trotz Beschleunigung des Wirtschafts­
wachstums wird die Ausdehnung der unselbständigen Be­
schäftigung ungefähr so hoch wie 1 999 ausfallen. 

Die zusätzlichen Produktivitätsgewinne haben ein beschleu­
nigtes Wachstum der Betriebsüberschüsse und selbständi­
gen Einkommen ermögl icht. Deren Zunahme übertrifft 
nun das Wachstum der Arbeitnehmerinnenentgelte. 
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Verteilung des Volkseinkommens, Veränderung gegenüber dem Vorjahr 

Verinderung gagenQber dem Vorjahr 

Arbeitnehmerlnnentgelt 

Betriebsüberschuss und 
Selbständigeneinkommen 

1 )  Prognose WIFO, Juni 2000 

1998 
+4,2% 

+3.2% 

Quelle: Statistik Österreich, Volkswirtschaftiche Gesamtrechnung 

Die Bruttolohnquote 

1 998 
Bruttolohnquote 2) 61 ,0% 

1) Prognose WIFO, Oktober 2000 

1 999 20001) 
+4,0% +3.0% 

+1 ,7% +7,8% 

1 999 2000 1) 
62,4% 60,9% 

2)  Arbeitneh merinnenentgelt d ivid iert d urch Nettonationaleinkommen zu Marktpreisen 

Quelle: Statistik Österreich, Volkswirtschafliche Gesamtrechnung 

Selbständigen Einkommen und 
MarktweUbewerb 

Die makroökonomischen "Rollen" von Arbeitnehmerin­
nen und selbständigen Personen lassen sich auf einer 
Mikroebene noch näher erfassen . 

Was die Selbständigen-Tätigkeit betrifft, so sind die ein­
zelnen Personen im Bereich der Sozialversicherung er­
fasst. Analog zu einer sozialversicherungsrechtlichen Er­
fassung von Selbständigkeit lassen sich steuerrechtlich 
die Einkünfte jener Personen darstellen, die schwer­
punktmäßig ihre Jahreseinkünfte aus selbständiger 

Tätigkeit beziehen . Eine solche steuerrechtliche Per­
spektive macht bewusst, dass d ie betreffenden Perso­
nen einen erheblichen Spielraum bei der Gestaltung 
der von ihnen veranlagten Einkünfte besitzen. I nsbe­
sondere ist die Abgrenzung gegenüber betrieblichen Ein­
künften schwierig, da im Regelfall die Person selbst die 
Abgrenzung zwischen betrieblichen und Selbständigen­
Einkünften vornimmt. Dies ist im Fal l von einem/r an einer 
Ges.m.b.H.  maßgeblich beteiligten Geschäftsführerln of­
fensichtlich. 

Die Einkommensuntersch iede lassen sich auf übersicht­
liche Weise in Form von "charakteristischen E inkommen" 

Bruttojahreseinkünfte1)2) von Personen mit überwiegenden Einkünften aus 
selbständiger Tätigkeit, 1 997 

Gesamt Frauen Männer 

1 .  Quartil3) Median4) 3. Quartil5) 1 .  Quartil3) Median4) 3. QuartilS) 1 .  Quartil3) Median4) 3. Quartil5) 

1 )  Gesamteinkommen aus selbst. Tätigkeit und anderen Einkunftsarten. Im Durchschnitt machen die anderen Einkunftsarten weniger 
als 1 0 %  vom Gesamteinkommen aus. Ohne Nul lfälle 

2) in Tausend ÖS 
3) 25% der Personen verdienen weniger als diesen Betrag 
4) 50% der Personen verdienen weniger als . . .  
5) 75% verdienen weniger als . . .  

Quelle: Statistik Österreich Einkommensteuerstatistik 
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darstellen. Dies geschieht mit H ilfe von Dezilen und Quar­
tilen. Die Dezile und Quarti le sind keine Durchschnitts­
werte über die Einkommen von Personen (oder Haushal­
ten), sondern die Einkommen, die eine Person (oder 
Haushalt) an einer charakteristischen Position erzielt. 

Eine steuerrechtlich basierte Mikrobetrachtung der Ein­
künfte (ohne Nul lfälle) von Personen, die überwiegend 
Selbständigen-Einkünfte beziehen, ergibt ein differen­
ziertes Bi ld .  Die besser verdienenden Personen (3. Quar­
ti I) können (brutto) rund 4 x mehr zu ihrem Haushalts­
budget beitragen als die schlechter verd ienenden 
Selbständigen (1 . Quartii). Im Mittel (Median) können 
Männer doppelt so viel wie Frauen durch selbständige 
Tätigkeit zum Budget ihrer Haushalte beitragen. Diese 
Unterschiede sind deutlich größer, als sie sich im Bereich 
unselbständiger Erwerbstätigkeit erkennen lassen. 

Als zentrale Eckdaten für die zuletzt verfügbaren Jahres­
informationen lassen sich nennen: Der Median der 
Bruttoeinkünfte von Personen m it überwiegenden Ein­
künften aus selbständiger Tätigkeit betrug 1997 
490.000,- ÖS, der Median der Frauen 31 2 .000,- ÖS, der 
Median der Männer 590.000,- ÖS. 

Unselbständigen Einkommen 

Ausgehend von der Arbeitsplatzstruktur, die anzubieten 
die österreichischen Betriebe in der Lage sind, hängt das 
Unselbständigen-Einkommen einer Person vor allem 
von drei Faktoren ab: 

• Der erste Faktor betrifft die Zugänglichkeit eines be­
stimmten Arbeitsplatzes für die betreffende Person. 

• Den zweiten Faktor bildet die Dauer (im Laufe eines 
Jahres), mit der d ie Person auf einem bestimmten 
Arbeitsplatz beschäftigt ist. 

• Der dritte Faktor ist die Summe an Tagen (während 
eines Jahres), mit der die Person überhaupt (durchaus 
auf wechselnden Arbeitsplätzen) eine Beschäfti­
gung findet. 

Das Zusammenwirken aller drei Faktoren ergibt eine brei­
te Streuung der unselbständigen Markteinkommen, mit 
dem Personen in Österreich zu ihrem Haushaltsbudget 
beitragen können. 

Als zentrale Eckdaten lassen sich anführen: Im Mittel 
(Median) lag das Unselbständigen-Jahresbruttoein­
kommen im Jahr 1 998 bei 276.000,- ÖS; bei Frauen lag 
das Mittel bei 202.000,- öS, bei Männern bei 
329.000,- ÖS. 

Das Bruttoeinkommen besser verdienender Männer (3. 
Quartil) liegt um mehr als ein Drittel höher als das der m it­
tel Verdienenden (Median). Umgekehrt liegt das Einkom­
men wenig gut verdienender Männer (1 . Quartil) rund ein 
Drittel unter dem der mittel Verdienenden. 

Das ergibt von "unten" aus gesehen folgende Proportion: 
Die gut verdienenden Männer (3. Quartil) tragen (brut­
to) zum Jahresbudget ihrer Haushalte doppelt so viel bei 
wie die wenig gut Verdienenden (1 . Quartii). 

Bei Frauen ist der Unterschied noch ausgeprägter. Die 
gut verdienenden Frauen (3. Quartil) können um mehr 
als das Dreifache der wenig verdienenden Frauen 
(1 . Quartil) brutto zum Jahresbudget ihrer Haushalte bei­
tragen; bei den mittel verdienenden Frauen (Median) ist 
es immerhin noch mehr als das Doppelte der wenig ver­
dienenden Frauen . 

I m  Bereich der geringen Verdienste sind es vor allem 
die unterdurchschnittlichen Wochen- und Jahresar-

Unselbständigen-Jahresbruttoeinkommen4l, 1 998 

Gesamt Frauen Männer 

1 .  QuartiP) 

1 )  25 % verdienen weniger als diesen Betrag 
2) Der Median ist jener Wert, der die beobachtete Population in zwei Hälften teilt: 50 % verdienen mehr und 50 % verdienen weniger 
3) 75 % verdienen weniger als diesen Betrag 
4) in Tausend öS 

Quelle: Statistik Österreich, Lohnsteuerstatistik 1 998 
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Die standardisierten Bruttoeinkommen der Unselbständigen waren 1 998 
um . . .  % höher bzw. niederer als 1 997 

r- -

1 .Dezilgrenze 

2.Dezilgrenze 

3.Dezilgrenze 

4.Dezilgrenze 

5.Dezilgrenze 

6.Dezilgrenze 

7. Dezi Igrenze 

8.Dezi lgrenze 

9 .Dezi Igrenze 

Arithmetisches Mittel 
'"""--

M änner 

-1 ,0% 

+ 1 ,2% 

+ 1 ,7% 

+ 1 ,9% 

+2,0% 

+2, 1 %  

+2,3% 

+2,6% 

+2,8% 

+2,4% 
... 

Quelle: Statistik Österreich, Lohnsteuerstatistik, 1 997, 1 998 . 

beitszeiten, die einer Steigerung des Jahresbruttoein­
kommens entgegenstehen. 

Im Bereich der besser verdienenden Personen spielen 
die unterschiedlichen beruflichen Aufstiegschancen 
eine zentrale Rolle. So sind die besser verdienenden 
Frauen (3. Quartil) ebenso nahezu alle ganzjährig mit 
voller Wochenarbeitszeit beschäftigt wie d ie besser­
verdienenden Männer (3. Quartii). Doch können die 
besser verdienenden Männer mit ihrem Jahresbrutto­
einkommen um die Hälfte mehr zum Budget ihrer 
Haushalte beitragen als die besser verdienenden 
Frauen. 

In diesem Zusammenhang ist auch der Effekt der bran­
chenspezifischen Verdienststrukturen zu sehen. Män­
ner finden leichter den Zugang zu Betrieben in Branchen, 
die sich durch überdurchschnittliche Verdienste aus­
zeichnen. 

Insgesamt lässt sich zwischen den Geschlechtern und 
auch zwischen den sozialrechtlichen Kategorien, eine 
leichte Tendenz in Richtung zunehmende Streuung der 
Erwerbseinkommen erkennen . Die Einkommenswerte 
der unteren Dezilgrenzen verschoben sich zwischen 
1 997 und 1 998 nach unten und die oberen Dezilgrenzen 
stiegen an. Das arithmetische Mittel der Männer stieg um 
2,4 % und das der Frauen um die Hälfte davon (1 ,2 %). 
Bei den Beamten stieg das arithmetische Mittel um 
3,8 %,  bei den Angestellten um 1 ,4 % und bei den Arbei­
tern um 0,9 %. Die zunehmende Streuung ist auf folgen­
de Faktoren zurückzuführen: 

• Die Zahl der Arbeitsplätze mit sehr geringen und 
sehr hohen Wochenarbeitszeitkontingenten nimmt 
auch relativ zu der Zahl aller Arbeitsplätze zu. 

Frauen 

-2, 1 %  

-0,9% 

-0,4% 

+0, 1 % 

+0,6% 

+0,9% 

+1 ,3% 

+ 1 ,5% 

+ 1 ,7% 

+ 1 ,2% 

I nsgesamt 

-2,7% 

-0,8% 

+0,3% 

+0,9% 

+1 ,4% 

+1 ,6% 

+1 ,8% 

+2,0% 

+2,2% 

+ 1 , 7 %  

• Die Zahl der Personen mit relativ wenig Beschäfti­
gungstagen pro Jahr nimmt zu. 

• Der Abstand zwischen sehr gut bezahlten und we­
nig gut bezahlten Arbeitsplätzen (Monatsverdienst 
bei Vollarbeitszeit) nimmt leicht zu. 

Von diesen drei Faktoren werden sich der "Wochenar­
beitszeiteffekt" und die "Lohndifferenzierung" vor­
aussichtlich fortsetzen. Der "Wochenarbeitszeiteffekt" 
ist Ausdruck einer zunehmenden betrieblichen Optimie­
rung des Arbeitszeiteinsatzes durch Flexibilisierung der 
Wochenarbeitszeit. Die "Lohndifferenzierung" wird bei ei­
ner Rückkehr zur Vol lbeschäftigung durch berufsspezifi­
sche Personalengpässe bei österreichischen Betrieben 
weiter wirksam bleiben . 

Was den ungleichheitsverstärkenden Jahresarbeits­
zeiteffekt betrifft, so mag er in den kommenden Jahren 
parallel zur Arbeitslosigkeit abnehmen. 

2. Einkommensquellen 
österreichischer Haushalte 
zur Absicherung des persönlichen 

Lebensstandards 

Aus sozialpolitischer Sicht gilt der Vertei lung von Markt­
einkommen unter den Erwerbspersonen insofern Auf­
merksamkeit, als die Erwerbstätigkeit im Regelfall als die 
zentrale Quel le für die Sicherung eines bestimmten Le­
bensniveaus angesehen wird. 

Allerdings steht der Zugang zu ausreichenden Markt­
einkommen nicht allen Personengruppen offen. Die 
Bereitstellung und Finanzierung von Transferleistun-

29 

III-219-BR/2001 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdok. Analysen (gescanntes Original) 31 von 239

www.parlament.gv.at



gen gehören zu den Kernaufgaben der Sozialpolitik. Es 
geht darum sicherzustellen, dass die soziale Integration 
der einzelnen Personengruppen nicht auf unüberwindl i ­
che finanzielle Barrieren stößt. Jede Person sollte zumin­
dest in materieller Hinsicht in die Lage versetzt werden, in 
einem Mindestmaß am gesellschaftlichen Leben teil­
zuhaben. Diese Möglichkeit zur gesellschaftlichen Tei l ­
habe erfordert e in bestimmtes Mindestniveau an Le­
bensstandard. 

Das Lebensstandardniveau einer Person in einem 
Haushalt ist abhängig vom erzielten Einkommen und 
der Zahl der Haushaltsangehörigen. 

Der Lebensstandard einer Person kann nicht einfach da­
durch ermittelt werden, dass das Haushaltseinkommen 
durch die Zahl der Haushaltsmitglieder dividiert wird. 
Dies würde bei Mehrpersonenhaushalten eine Unter­
schätzung des persönl ichen Lebensstandards ergeben. 
Durch eine gemeinsame Haushaltsführung können die 
Haushaltsmitglieder bestimmte Güter gemeinsam nut­
zen, ohne dass deshalb nennenswerte Beeinträchtigun­
gen oder Mehrausgaben entstünden. 

I n  der Lebensstandardforschung gibt es unterschiedliche 
Ansichten über das Ausmaß an Ersparnissen, die mehr­
köpfige Haushalte gegenüber Singlehaushalten aufgrund 
der gemeinsamen Nutzung von bestimmten Gütern ha­
ben. Die Sozialstatistik der meisten EU-Staaten und auch 
EUROSTAT gehen von der Annahme aus, dass jede zu­
sätzliche erwachsene Personen in einem gemeinsamen 
Haushalt gegenüber einem Singlehaushalt jeweils nur die 
Hälfte an zusätzl ichen Ausgaben benötigt, um einen 
gleichwertigen Lebensstandard zu erreichen. Für Kinder 
ergeben sich noch weitergehende "Einsparungen" durch 
eine geteilte Nutzung von Gütern des Haushaltes. H ier 
wird als zusätzlicher Aufwand pro Kind 30 % der Aus­
gaben eines Singlehaushaltes angenommen. 

In Österreich erreicht ein Einpersonenhaushalt mit rund 
200.000,- ÖS netto pro Jahr (= 1 6.700,- ÖS monatlich 
x 1 2) einen mittleren Lebensstandard. Ein Haushalt mit 
zwei erwachsenen Personen braucht gemäß der vorhin 
erwähnten Annahmen nicht 400.000,- ÖS Nettoeinkom­
men , sondern es genügen 300.000,- ÖS, damit ebenfalls 
jede der beiden Personen in d iesem Haushalt auf einen 
mittleren Lebensstandard kommen kann. Bei einem 
Haushalt mit einer erwachsenen Person und einem 
Kind sind es rund 260.000,- ÖS netto an Haushaltsein­
kommen , um für alle 2 Personen einen mittleren Lebens­
standard zu sichern und bei einem Haushalt mit 2 er­
wachsenen Personen und 3 Kindern sind es rund 
480.000,- ÖS netto (= 40.000,- ÖS monatlich x 1 2). 

Entgegen der bisherigen Traditionen wird in diesem Be­
richt das Lebensstandardniveau einer Person in ei­
nem Haushalt nicht mit Schilling beträgen angegeben. 

30 

Eine Angabe in Schi l l ingbeträgen verleitet nämlich zum 
Fehlsch luß, das Gesamteinkommen des Haushalts mit 
dem Produkt vom Pro-Kopflebensniveau und der Zahl 
der Haushaltsangehörigen g leichzusetzen. 

2. 1 .  Einkommenshöhen und -quellen von 
Personen mit einem " niedrigen", 
"mittleren" und "gehobenen" 
Lebensstandard ----------------

Es werden im folgenden Haushalte dargestel lt, d ie ihren 
Haushaltsmitgl iedern einen "mittleren" Lebensstandard, 
einen "unteren" und einen "gehobenen" Lebensstandard 
bieten , wobei die Festlegung der Niveaus eines "unteren" 
und "gehobenen" Lebensstandards als Annäherung zu 
charakteristischen Lebensniveaus anzusehen ist. 

Die Einkommenshöhen und -quellen von Personen in 
Haushalten mit einem "mittleren", mit einem "unteren" 
(= 60 % vom mittleren Lebensstandard ; gemäß EU­
ROSTAT-Kovention identisch mit der Armutsgefähr­
dungsschwelle) und einem "gehobenen" Lebensstan­
dard (= 1 70 % vom mittleren Lebensstandard) werden 
gegenübergestellt. 

Untersucht wird, wie die Zusammensetzung der Einkom­
men (Erwerbseinkommen, Sozialtransfers, Sonstiges) 
von den Personen ist, die eines dieser 3 Lebensstan­
dardsniveaus tatsächlich erreichen. 

Der "Schwellenwert" zur Armutsgefährdung entspricht 
etwa dem 2. Dezil der nach dem Lebensstandard ge­
schichteten Bevölkerung. Der Schwellenwert für den ge­
hobenen Lebensstandard entspricht etwa dem 9. Dezi l .  
D.h .  gemäß dieser Festlegung wird dieser gehobene Le­
bensstandard von 90 % der Bevölkerung unter- und von 
1 0 % überschritten. Ein solches Niveau ist noch nicht als 
" luxuriöser" Lebensstandard zu bezeichnen. 

Der Lebensstandard der Personen m it "gehobenem" Le­
bensstandard ist fast dreimal höher als der der Personen 
an der 2. Dezilgrenze. 

"Unteres" Lebensniveau 

Um selbst einen Lebensstandard an der Armutsgefähr­
dungsschwelle zu erreichen, sind für manche Haushalte 
erhebliche Anstrengungen notwendig. Ein Haushalt mit 
2 Erwachsenen und 3 (oder mehreren) Kindern muss 
ein monatliches Nettoeinkommen von rund 27.000,- ÖS 
(1 2 x jährlich) erreichen, um jedem seiner Mitgl ieder 
einen Lebensstandard zumindest an der Armuts­
gefährdungsschwelle zu gewähren. 

Befinden sich kinderreiche Familien auf einem derartigen 
Lebensniveau, so stammen ca. 70% des Gesamteinkom-
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Die Höhe und Zusammensetzung des monatlichen Haushaltseinkommens von 
Personen1) mit "unterem", "mittlerem" und "gehobenem" Lebensstandard 

1 Erwachsene(r) 11 Erwachsene(r), 1 KindS) 

D Restliche Einkommensquellen, wie z.B. private 
Unterhaltszahlungen, Vermögenserträgnisse etc . 

• alle monetären Sozialleistungen tür Haushalte, 
die keine Pensionistenhaushalte sind 

• Erwerbseinkommen 

28T 

17T 

10T 

2 Erwachsene, 2 Kinder 

63T 

36T 

2 Erwachsene, 3 KinderS) 

45T 

niedriger mittlerer gehobener niedriger mittlerer niedriger mittlerer gehobener niedriger mittlerer 
Lebensstandard" Lebensstandard> Lebensstandard" Lebensstandard" Lebensstandard' Lebensstandard" Lebensstandard' Lebensstandard" Lebensstandard" Lebensstandard" 

1 )  Alle Personen ausser Pensionisten haushalte 
2) Personen in Haushalten, deren Lebensstandard ca. 60 % vom mittleren Lebensstandard (Medianwert) entspricht 
3) Personen in Haushalten, deren Lebensstandard ca. dem Medianwert entspricht: jeweils 50 % der Personen haben einen niederen 

bzw. höheren Lebensstandard als den Medianwert 
4) Personen in Haushalten, deren Lebensstandard ca. 1 70 % vom mittleren Lebensstandard entspricht 
5) Wegen der geringen Fallzahlen werden für den gehobenen Lebensstandard keine Daten ausgewiesen 

Quelle: IFS - Europäisches Haushaltspanel, 4. Welle (Daten tür das Jahr 1 997) 

mens aus Erwerbstätigkeit und der Rest v. a. aus Sozial­
transfers. D. h. obwohl diese Haushalte im Durchschnitt 
Erwerbseinkommen von ca. 19.000,- öS netto monatlich 
(1 2 x) erzielen, reicht dies nur für einen Lebensstandard, 
der für ihre Haushaltsmitglieder 60 % vom durchschnitt­
lichen Lebensstandard der Gesamtbevölkerung ermög­
licht. 

Singlehaushalte benötigen ein monatliches Nettoein­
kommen von rund 1 0.000,- ÖS für einen Lebensstan­
dard an der Armutsgefährdungsgrenze. Singles mit ei­
nem derartigen Gesamteinkommen sind in der Mehrzahl 
nicht oder nur geringfügig erwerbstätig. Nur 28 % ihres 
Einkommens stammen aus Erwerbstätigkeit und mehr 
als die Hälfte werden als Sozialtransfers bezogen. 

"Gehobenes" Lebensniveau 

Während im unteren Lebensstandardbereich die So­
zialtransfers einen bestimmenden Einfluss auf das 
Haushaltseinkommen ausüben, spielen diese für Haus­
halte mit gehobenem Lebensstandard nur eine unter­
geordnete Rolle. 

Im gehobenen Bereich erzielt ein Haushalt mit 2 Er­
wachsenen und 2 Kindern ein monatliches Haus­
haltsnettoeinkommen von rund 63.000,- ÖS; davon 
entfallen nur 7% auf Sozialtransfers. 

Ein Einpersonenhaushalt mit gehobenem Lebensstan­
dard erreicht ein monatliches Nettoeinkommen von rund 
28.000,- ÖS. (Das ist mehr als der Betrag, mit dem ein 
Haushalt mit 2 Erwachsenen und 3 oder mehr Kindern im 
unteren Lebensstandardbereich pro Monat auskommen 
muss.) Ein solcher Einpersonenhaushalt enthält im 
Durchschnitt 1 2  % seines monatlichen Nettoeinkom­
mens in Form von Sozialtransfers, wovon 1 1  % pen­
sionsähn l iche Sozialleistungen und 1 % Sozialtransfers 
im engeren Sinn sind. 

"Mittleres" Lebensniveau 

Um einen mittleren Lebensstandard zu erreichen, muss 
ein Haushalt mit zwei Erwachsenen und zwei Kindern 
ein monatliches Haushaltsnettoeinkommen von rund 
36.000,- ÖS erzielen. Für einen Einpersonenhaushalt 
sind ca. 1 7.000,- ÖS erforderlich. Diese Einkommen wer­
den zum größten Teil durch Erwerbstätigkeit erzielt. 

2.2. Typische E rwerbsmuster 

Da für Haushalte mit Personen im erwerbsfähigen Alter 
die Erwerbstätigkeit zur Absicherung des Lebensstan­
dards eine zentrale Rolle spielt, lohnt es, die Haushalte 
danach zu gruppieren, wie viele Personen durch ihre Er-
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werbstätigkeit in welchem Ausmaß zum Haushaltsein­
kommen beitragen. 

Mehrpersonenhaushalte lassen sich nach verschiede­
nen Gesichtspunkten zu Gruppen zusammenfassen. Im 
Folgenden geschieht d ies nach spezifischen sozialpoli­
tisch relevanten Merkmalen: 

• Alleinerzieherinnen: Darunter werden "Erwachsene" 
(Personen zwischen 20 und 60 Jahren) verstanden, 
die zumindest ein "Kind" ijünger als 20 Jahre) zu ver­
sorgen haben. 

• Alleinverdienerinnen: Darunter werden erwachsene 
Personen im Alter zwischen 20 und 60 Jahren ver­
standen, die in einem Haushalt mit mehreren Perso­
nen (darunter zumindest eine zusätzl iche erwachsene 
Person) leben, in dem nur eine Person erwerbstätig 
ist. 

• Jederverdienerinnen: Darunter fallen Personen, in 
deren Haushalt jede erwachsene Person erwerbstätig 
ist. 

• Mehrfachverdienerinnen: Darunter fallen Personen, 
in deren Haushalt zwar nicht alle erwachsenen Perso­
nen, wohl aber mehr als nur eine Person verdienen . 

Die Gruppierung der Haushalte erleichtert es, die Bedeu­
tung von typischen Erwerbsmustern für den Lebens­
standard der Haushaltsmitglieder zu bestimmen. 

I n  Haushalten von Alleinerziehern und -erzieherinnen 
oder Al leinverd ienern und -verdienerinnen muß mit einem 

einzelnen Erwerbseinkommen das Auslangen gefunden 
werden, damit alle Mitgl ieder des Haushaltes z.  B. ein 
mittleres Lebensstandardniveau erreichen . 

Bei Haushalten von Jeder- und Mehrfachverd ienern und 
-verdienerinnen kann dagegen nach "Erst-" ,  "Zweit-" 
und in wenigen Fällen auch nach "Drittverdienerlnnen" 
unterschieden werden. Auf diese Weise ist es möglich, 
e in Bild davon zu gewinnen, welche Mindesthöhe z. B. 
d ie "Erst-U und "ZweitverdiensteU erreichen müssen, um 
den Personen des betreffenden Haushaltes einen mittle­
ren Lebensstandard zu sichern. Dies ist oft dort relevant, 
wo (zumeist Frauen) sowohl Versorgungs- und Betreu­
ungsleistungen im Haushalt erbringen als auch Erwerbs­
einkommen zur Abdeckung des Haushaltsbudgets erzie­
len. 

Alleinerzieher Innen 

Alleinerzieherinnen mit einem Kind müssen über ein 
monatliches Haushaltsbudget von rund 23.000,- ÖS 
netto (x 1 2) verfügen, um sich selbst und ihren Kindern 
einen mittleren Lebensstandard bieten zu können. Die 
Haushalte von Alleinerzieherinnen, die tatsächl ich über 
derartige finanzielle Ressourcen verfügen, erzielen ca. 
60 % davon (= 1 4.000,- ÖS netto x 1 2) mit H ilfe von Er­
werbsarbeit. Die Sozialtransfers (insbesondere die Fa­
milienbeihi lfe) decken ca. ein Viertel des Haushaltsbud­
gets ab. Sonstige Quellen (darunter insbesondere auch 
Al imentationszahlungen) tragen 1 4  % zum Haushalts­
budget bei .  

Personen7) in Mehrpersonenhaushalten mit "mittlerem"6) persönl ichem 
Lebensstandard, 1 997 

Haushaltseinkommen (nach Steuern und 
Sozialabgaben) pro Monat 

Monatliches Markteinkommen netto 
in Schilling 

1 .Person 

2 .Person 

Anteil am Haushaltseinkommen in % 

Markteinkommen8) 

Sozialtransfers5) 

sonstiges 

1 )  Eine erwachsene Person und ein Kind 

erzieher­
Innent) 

Allein­
verdiener­

Innen2) 

34.000 

25. 1 00 

1 00,0 

74 

23 

3 

2) Eine einzige markteinkommenserzielende Person in einem Mehrpersonenhaushalt 
3) Jede erwachsene Person in dem Haushalt erzielt ein Markteinkommen 

Mehrfach­
verdiener­

Innen4) 

44.000 

21 .400 

1 0 .000 

1 00,0 

83 

1 6  

1 

4) Mehr als eine erwachsene Person (aber nicht notwendigerweise alle erwachsenen Personen) erzielt ein Markteinkommen 
5) Zu den Sozialtransfers zählen Familienbeihilfe, Arbeitslosengeld, krankheitsbezogene Unterstützungen und Pensionsleistungen 
6) Personen mit einem Lebensstandard zwischen 5% über und unter dem mittleren Lebensstandard 
7) Personen bis zu 60 Jahren (d.h. ohne Pensionistenhaushalte) 
8) In den Jederverdienerinnen und Mehrfachverdienerlnnenhaushalten kann es mehr als 2 Verdienerinnen geben. 

Quelle: IFS-Europäisches Haushaltspanel, 4.welle (1 998) 
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AlleinverdienerInnen 

Alleinverdienerinnen sind auf rund 34.000,- ÖS angewie­
sen, um ihren Haushaltsmitgliedern ein mittleres Lebensni­
veau zu sichern. Sozialtransfers spielen mit über 23 % auch 
bei Alleinverdienerlnnenhaushalten eine wichtige Rolle. 

Alleinverd ienerinnen sind auf ein Erwerbseinkommen 
von (rund 25.000,- ÖS netto x 1 2) angewiesen, wenn ein 
mittlerer Lebensstandard für die Mitglieder des betreffen­
den Haushaltes möglich sein sol l .  

Jederverdiener Innen 

Personen in Jederverdienerlnnenhaushalte erreichen 
einen mittleren Lebensstandard mit einem Haushalts­
budget von rund 28.000,- ÖS monatlich. Das ist auf­
grund der durchschnittlich kleineren Haushaltsgröße 
(meist keine Kinder im Haushalt) weniger als bei Allein­
verdienerinnenhaushalten. Diese Haushalte bestehen in 
der Mehrzahl aus zwei erwachsenen Personen. Dieses 
Haushaltsbudget wird nahezu zur Gänze über die Er­
werbseinkommen abgedeckt. Soziale Transfers und 
sonstige Einkommensquellen spielen kaum eine Rolle. 

Das Ersteinkommen ist netto im Schnitt doppelt so 
hoch wie das Zweiteinkommen. Brutto beträgt der Un­
terschied dieser beiden Erwerbseinkommen noch mehr 
als 50 % des Ersteinkommens. Diese Differenz ist weit­
aus größer als jene zwischen Frauen- und Männer­
erwerbseinkommen insgesamt. 

MehrfachverdienerInnen 

Mehrfachverdienerlnnenhaushalte sind auf ein monat­
liches Haushaltsbudget von netto 44.000,- ÖS angewie­
sen, wenn sie den einzelnen Personen einen mittleren 
Lebensstandard bieten wollen. In diesen Haushalten 
kommt den Sozialtransfers (1 6 %) eine größere Signifi­
kanz zu als bei den Jederverdienern und -verdienerinnen. 

Die finanzielle Hauptquelle für das Haushaltsbudget bil­
den die Erwerbseinkommen. Sie decken 83 % der 
benötigten M ittel ab. 

Im Schnitt liegt das Haupteinkommen in Mehrfachverdie­
nerlnnenhaushalten deutl ich über jenen der Jederverdie­
nerlnnenhaushalte; es erreicht rund 21 .000,- ÖS netto im 
Monat. Das nächsthöhere Einkommen in den betreffen­
den Haushalten l iegt bei netto 1 0.000,- ÖS. Dieser Unter­
schied zeigt die Berechtigung, auch von .. Zweiteinkom­
men" zu sprechen. Der Abstand beträgt aus der Sicht der 
Zweiteinkommen mehr als 1 00 %.  

2.3.  Welche Chancen bieten die typischen 
E rwerbsmuster, um einen mittleren 
Lebensstandard zu sichern? 

Die Darstellung der Einkommensquellen von Haushalten, 
deren Budgets ihren Haushaltsmitgliedern einen mittle­
ren Lebensstandard bieten, zeigt, wie hoch die dafür er­
forderlichen Erwerbseinkommen sein müssten. 

Gegen den Hintergrund der vorhin beschriebenen typi­
schen Erwerbsmuster werden diese nun dem realen An­
gebot an Erwerbsarbeitsplätzen gegenübergestellt. Es 
soll die Frage beantwortet werden, welche und wieviele 
Arbeitsplätze sich für die vorhin  beschriebenen Erwerbs­
muster eignen. Wieviele Arbeitsplätze sind für die Er­
werbsmuster .. Alleinverdienerinnen" , "Erstverdiene­
rinnen" oder "Zweitverdienerinnen" geeignet, um da­
mit ein .. mittleres" Lebensniveau gewährleisten zu 
können? 

Das österreichische Sozialsystem macht es nicht erfor­
derlich, dass das auf einem Arbeitsplatz erzielte Net­
toeinkommen zu 1 00 % das Haushaltsbudget abdeckt. 
M it den Familientransfers etwa wird das Ziel verfolgt, ei­
nen Tei l  der Kinderkosten abzudecken. Im folgenden 
werden deshalb die tatsächlich empfangenen Sozialleis­
tungen vom Monatsbudget abgezogen, das für einen 
.. mittleren" Lebensstandard notwendig ist. 

Es wird die Zahl der Arbeitsplätze dokumentiert, 
deren Monatsentlohnung nicht ausreicht, um einen 
mittleren Lebensstandard zu sichern. In diesem Sinne 
werden spezifische Kenngrößen ( .. benchmarks") für die 
Qual ität der i n  Österreich für erwerbsinteressierte Haus­
haltsmitglieder verfügbaren Arbeitsplätze identifiziert. 

Sozialpolitische charakteristische 
Erwerbsmuster 

Aus sozialpolitischer Perspektive sind drei Kenngrößen 
von besonderem Interesse. Diese Kenngrößen geben die 
erforderliche Höhe von Erwerbseinkommen für verschie­
dene Erwerbsmuster an, um damit ein .. mittleres" Le­
bensniveau zu sichern. 

• das .. Alleinverdienerlnnenniveau" von 25.100,- ÖS 
netto, 1 2  x jährlich (40.000,- ÖS brutto 1 2  x im Jahr) 

• das .. Erstverdienerlnnenniveau" von 21 .400,- ÖS 
netto, 1 2  x jährlich (34.000,- öS brutto 1 2  x im Jahr) 

• das .. Zweitverdienerlnnenniveau" von 1 0.000,- ÖS 
netto, 1 2  x jährlich (1 2.400,- öS brutto, 1 2  x im Jahr) 

Das hier angeführte Alleinverdienerlnnenniveau ist für 
alleinverdienende Elternteile notwendig, um bei Einbe-
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ziehung der übl icherweise lukrierten Sozialleistungen 
den Haushaltsmitgl iedern ein "mittleres" Lebensniveau 
bieten zu können. 

Das Erstverdienerlnnenniveau zeigt eine durchaus 
typische Haushaltskonstellation von erwachsenen 
Personen im Alter zwischen 20 und 60 Jahren an. Zwei 
oder mehrere Personen sind erwerbstätig. Beide Er­
werbseinkommen zusammengenommen sollen ausrei­
chen, um das für einen m ittleren Lebensstandard not­
wendige Budget bedecken zu können. In einer solchen 
Konstel lation pflegt eine der beiden Personen die Er­
werbsarbeit zu akzentuieren. Diese Person muss zumin­
dest ein Nettoeinkommen auf Erstverdienstniveau nach 
Hause bringen . 

Erst wenn eine Person einen Verdienst auf "Erstverdie­
nerlnnenniveau" innehat, reicht für die zweite Person 
eine Entlohnung in der Höhe des Zweitverdienst­
niveaus aus, um das Haushaltsbudget auf einen mittle­
ren Lebensstandard anzuheben. Reicht der Monatslohn 
auf dem betreffenden Arbeitsplatz nicht aus, dann m iss­
l ingt die Absicht, einen mittleren Lebensstandard zu er­
reichen. 

Das Zweiteinkommensniveau besitzt noch eine weitere 
sozialpolitische Signifikanz. Es ist auch jenes Einkom­
men, m it dem sich Erwachsene begnügen müssen, die in 
Einpersonenhaushalten an der Armutsgefährdungsgren­
ze leben. In diesem Sinne markiert das Zweiteinkom­
mensniveau jene Arbeitsplätze, die es den Erwerbstäti­
gen n icht ermöglichen, trotz Beschäftigung aus der Ar­
mutsgefährdung herauszufinden . Der Zusammenhang 
zwischen dem Zweiteinkommensniveau und der Ar­
mutsgrenze ist sozialpolitisch noch von einer anderen 
Seite her relevant. In der weit überwiegenden Mehrheit 
sind es Frauen, die in der Arbeitstei lung des Haushaltes 
die Rolle der Zweitverdienerin übernehmen. Tritt der gar 
nicht seltene Fall einer Trennung der bei den Lebenspart­
ner ein, dann sieht sich die nun alleinstehende Frau auch 
dann auf das Armutsniveau gedrückt, wenn sie stets ei­
ner bezahlten Beschäftigung nachgegangen ist. 

Zweitverdienstniveau 

14 % der Arbeitsplätze, die in österreichischen Betrie­
ben eingerichtet sind, bieten einen Monatslohn, der un­
ter dem Zweitverdienstniveau l iegt. Diese Zahl rechnet 
nur vol l versicherungspfl ichtige Arbeitsplätze ein. 

Branchenspezifisches Risiko, den mittleren persönl ichen Lebensstandard durch 
unselbständige Erwerbstätigkeit nicht zu erreichen 
Monatsnettoeinkommen bei jahresdurchgängiger Beschäftigung 

Monatsnettoeinkommen in Schilling 1) 
Land-/Forstwirtschaft 
Bergbau 
Sachgütererzeugung 
Energie-/Wasserversorgung 
Bauwesen 
Handel , Reparatur 
Beherbergungs- und Gaststättenwesen 
Verkehr und Nachrichtenübermittlung 
Kredit- und Versicherungswesen 
Wirtschaftsdienste 

. Öffentliche Verwaltung 
Unterrichtswesen 
Gesundheit/Soziales 
Sonstige öffentliche Dienstleistungen 
Private Haushalte 
Gesamt 

1 )  monatliches Nettoeinkommen x 1 2  

Anteil der unselbständigen Personen, deren Markteinkommen 
nicht ausreicht, den Medianlebensstandard des Haushaltes 

abzusichern 

Alleinverdiener- Erstverdiener­
Innenstandard 

25. 1 00 
95% 
67% 
82% 
50% -
90% I 
88% 
98% 
83% 
63% 
86% 
81 % 
73% 
90% 
87% 
99% 
84% 

Innenstandard 

21 .400 
91 % 
50% 
71 % 
36% 
82% 
82% 
96% 
72% 
48% 
79% 
71 % 
60% 
84% 
81 % 
99% 
75% 

Zweitverdiener-
Innenstandard _ 

1 0.000 
24% 

3% 
-

9% 
5% 

1 1 %  
1 9 %  
28% 

9% 
6% 

25% 
8% 

1 5% 
1 9% 
24% 
60% 
1 4 %  

Quelle: IFS-Europäisches Haushaltspanel, 4.Welle ( 1 998), Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Lohnstu­
fenstatistik,  Synthesis-Forschungsgesel lschaft 
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Risiko, den mittleren persönl ichen Lebensstandard durch unselbständige 
Erwerbstätigkeit nicht zu erreichen 

Anteil der unselbständig Erwerbstätigen, 
deren Markteinkommen nicht ausreicht, 

den Medianlebensstandard ihre Haushaltes abzusichem 

Allein­
verdienerInnen­

standard 

Erstverdiene­
rinnenstandard 

Zweitverdiene­
rInnenstandard 

Nettomonatseinkommen in Schilling 

Arbeiterinnen 

Frauen 

Männer 

Angestellte 

Frauen 

Männer 

Beamte/Beamtinnen 

Frauen 

Männer 

21 .400 

99% 

91 % 79% 

87% 78% 

53% 41 % 

57% 38% 

48% 29% 

Quelle: IFS-Europäisches Haushaltspanel, 4.welle (1 998), Statistik Österreich, Lohnsteuerstatistik 

Im Handel sind 19 % der Arbeitsplätze mit weniger als 
1 0.000,- ÖS netto pro Monat (1 2.400,- ÖS brutto) ent­
lohnt. Dies ergibt sich aus einer Kombination von Kollek­
tivvertragsentlohnung und Tei lzeit. 

Im Gastgewerbe l iegen 28 % aller Arbeitsplätze unter­
halb des Zweitverdienstniveaus. 

Erstverdienstniveau 

Das Erstverdienstniveau in der Höhe von 21 .400,- ÖS 
netto 1 2  x jährlich kann auf rund 2,2 Millionen Arbeits­
plätzen österreichischer Betriebe nicht erreicht werden. 
D.h. auf ca. drei Viertel der Arbeitsplätze bei den unselb­
ständig Erwerbstätigen werden Löhne und Gehälter ange­
boten, die nicht ausreichen, um die Rolle eines Hauptver­
dieners einzunehmen und damit den Haushaltsmitgliedern 
einen mittleren Lebensstandard zu garantieren. 

Dieser Sachverhalt ist im Zusammenhang mit der Arbeits­
losigkeit sozialpolitisch von besonderer Bedeutung. Ist ei­
ne Erwerbsperson längere Zeit lang arbeitslos, so wird er­
wartet, dass sie sich bei der Annahme eines Beschäfti­
gungsangebotes als nicht zu wählerisch zu erweisen hat. 
Dies mag allerdings mit der Rolle, die von der betreffenden 
Person im Haushaltsverband eingenommen wird, in Kon­
flikt geraten. Die Haushalte mit mittlerem Lebensstandard 
können es sich nicht leisten, sich auf längere Zeit mit zwei 
"zweitverdienenden" Personen zu begnügen. 

Rund 80 % der Männer und fast alle Frauen mit Arbei­
tertätigkeit sind auf Arbeitsplätzen beschäftigt, deren 

Verdienst nicht an das Erstverdienerniveau heran­
reicht. Bei den Angestellten erreichen rund 40 % der 
Männer und rund 80 % der Frauen Erwerbseinkommen 
unter dem "Erstverdienerniveau" . Bei den Beamten ist 
der Anteil der Männer und v. a. der Frauen geringer, die 
kein Erwerbseinkommen unter dem "Erstverdienerni­
veau" erreichen. 

Mittlerer Lebensstandard für Allein­
verdienerinnen 

Die Chancen für Frauen als Alleinverd ienerin ihren Haus­
haltsmitgliedern ein mittleres Lebensniveau zu ermög­
l ichen sind nur in Ausnahmefällen gegeben. Mehr als 
90 % der Arbeitsplätze, auf denen Frauen (als Arbeite­
rinnen oder Angestellte) arbeiten, liegen unter dem 
"Alleinverdienerlnnenniveau" und schl ießen ein solches 
Lebensmodell aufgrund zu geringer Erwerbseinkommen 
aus. Aber auch zwei Drittel der Männer können sich ein 
solches Erwerbsmuster nicht leisten. D. h .  der überwie­
genden Mehrheit der Arbeitnehmer ist es unmöglich mit 
ihren Verdiensten ihren Haushaltsmitgliedern mit dem Er­
werbsmuster "Alleinverdienerinnen" einen mittleren Le­
bensstandard zu sichern. 

Auch in Hochlohnbranchen ist die Zahl der Arbeitsplätze 
beachtlich, auf denen der Monatslohn unterhalb des AI­
leinverdienerlnnenniveaus liegt. So erreichen im Geld­
und Kreditwesen fast zwei Drittel der Beschäftigten mit 
ihren Monatsverdiensten nicht das Alleinverdienerlnnen­
niveau. 
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Verteilung der Haushalte1) nach dem Deckungsgrad des Haushalts durch 
Markteinkommen (nach Haushaltstyp) 

Das Hau8l1i Inl(ommen WiRt zu ••••• � 
durch das Markteinkommen a�kt 

Alle 
Haushalte bis zu 59% 11 60-79% 11 60-100% 

Anteile des jewei� Haushaltstyps 

1 Erwachsene(r) 

2 Erwachsene 

1 Erwachsene(r) und 1 Kind 

2 Erwachseneund 1 Kind 

2 Erwachsene und 2 Kinder 

2 Erwachsene und 3 oder 
mehr Kinder 

1 )  alle Personen, ohne Pensionistenhaushalte 

31  

23 

47 

1 6  

1 0  

1 4  

Quelle: IFS-Europäisches Haushaltspanel, 4.welle (1 998) 

2.4. Die Marktein kommenslücke 

Auch die Summe der Erwerbseinkommen reicht in zahl­
reichen Haushalten nicht aus, um für die Haushaltsmit­
gl ieder einen m ittleren Lebensstandard zu erreichen. Es 
besteht eine Markteinkommenslücke. Diese Lücke wird 
im unterschiedlichen Ausmaß durch Transfereinkommen 
geschlossen oder verringert. 

Die Markteinkommenslücke gibt an, welcher Teil des für 
einen mittleren Lebensstandard notwendigen Haushalts­
einkommens nicht durch Erwerbseinkommen abge­
deckt werden kann. Die Markteinkommenslücke ist in 
diesem Sinne der Kehrwert des Deckungsgrades durch 
das Markteinkommen. Aus sozialpolitischer Perspektive 

5 64 

8 69 

25 28 

2 1  63 

24 66 

41 45 
- -

1 00 

1 00 

1 00 

1 00 

1 00 

1 00 

ist die "Lücke" die geeignete Terminologie, weil sie auf die 
Signifikanz des Markteinkommens für die Sicherung des 
Lebensstandards eines Haushaltes aufmerksam macht. 

U nter d iesem Gesichtspun kt lassen sich die öster­
reich ischen H aushalte (ohne Pension istenhaushalte) 
danach gruppieren , in welchem Ausmaß sie ih r  Haus­
haltse inkommen aus "eigener Kraft" (mit dem M arkt­
e inkommen) abdecken können.  

Beträgt d ie Markteinkommenslücke höchstens 20 %, 
kann von einem hohen Deckungsgrad durch das 
Markteinkommen gesprochen werden. Ausserdem 
können diese Haushalte ihren Mitgl iedern im Durch­
schnitt einen Lebensstandard sichern, der über dem 
mittleren N iveau liegt. Die durchschnittliche Marktein-

Verteilung der Haushalte1) nach dem Deckungsgrad des Haushalts- durch das 
Markteinkommen (nach Ausbildung des Haushaltsvorstandes) 

Ausbildung 
des Haushaltsvorstandes 

- Pflichtschule 

- weiterführende Schule 
oder Lehre 

- Matura 

- Hochschule 

Alle Haushalte 43 

1) inklusive Pensionistenhaushalte 

Quelle: IFS-Europäisches Haushaltspanel, 4.welle (1 998) 
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1 5  

Alle 
Haushalte 

1 00 

1 00 

1 00 

1 00 

1 00 
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kommenslücke beträgt in dieser Gruppe 8 % .  In dieser 
Situation befinden sich ca. 60 % der Personen (ohne 
Pensionistenhaushalte), wobei Alleinerziehrinnen und 
Personen in kinderreichen Famil ien stark unterrepräsen­
tiert sind. 

Ca. 20 % der Personen weisen bereits eine erhebliche 
Einkommenslücke auf (zwischen 20 % und 40 % des 
Haushaltseinkommens). Im Schnitt erreichen diese Haus­
halte einen Deckungsgrad durch das Markteinkommen 
von knapp über 70 %. Überproportional vertreten in die­
ser Gruppe sind Personen von kinderreichen Familien. 

Weitere 20 % sind in besonders starkem Ausmaß 
auf Sozialleistungen angewiesen. Ihre Marktein­
kommenslücke liegt bei über 40 %. In diese Gruppe 
von Haushalten fallen nahezu die Hälfte der Alleinerzie­
herinnen und ein Drittel der Singlehaushalte. Trotz des 
hohen Antei ls der Sozialleistungen ist der Lebensstan­
dard in d ieser Gruppe deutlich unter dem der bei den an­
deren Gruppen. 

Je höher der Bildungsgrad ist, den der Haushalts­
vorstand erreicht hat, desto größer ist die Wahrschein­
lichkeit für den Haushalt einen hohen Deckungsgrad 
an Markteinkommen zu erreichen. M it dem höheren 
Bi ldungsgrad ist weiters auch ein höherer Lebens­
standard verbunden. 

3. Die Rolle der Sozialtransfers 

Stand bisher im Zentrum der Analyse die Frage, in wei­
chem Ausmaß die Markteinkommen zur Sicherung be­
stimmter Lebensstandardniveaus beitragen, so wird jetzt 
auf die Rolle der Sozialtransfers eingegangen . 

Wie ist die Effizienz der Sozialtransfers zu beurteilen? 
Sind es primär die sozial Schwächeren oder werden die 
monetären Sozialleistungen in einem zu starken Ausmaß 
nach dem "Gießkannenprinzip" verteilt? 

3 . 1 .  Verteilung der Sozialtransfers auf 
Einkommensgruppen 

Um die Verteilungswirkungen der Sozialleistungen zu er­
mitteln, wird zunächst die Bevölkerung (ohne Personen 
über 60 Jahre) nach ihren Erwerbseinkommen in Ein­
kommensgruppen gesch ichtet. Dadurch kann festge­
stellt werden, welchen Einkommensklassen die Soziallei­
stungen vorrangig zugutekommen. 

Obwohl das primäre Ziel bei den meisten Sozialtransfers 
für Kinder und Personen im erwerbsfähigen Alter keines­
wegs nur darin besteht, im Falle akuter finanzieller Not 
H i lfestel lungen anzubieten, sind dennoch die unteren 

Einkommensgruppen die primären Empfänger von 
Sozialtransfers. 

Zum untersten Einkommensfünftel gehen mehr so­
ziale Geldleistungen als zu den oberen 60 %. Die un­
tere Einkommenshälfte lukriert ca. 70 % und die obere 
Einkommenshälfte ca. 30 % der gesamten Sozialtrans­
fers für Kinder und Personen im erwerbsfähigen Alter. 

Die Hinterbliebenenpensionen (für Personen im erwerbs­
fähigen Alter) kommen deshalb vor allem Haushalten in 
den unteren Einkommensgruppen zugute, wei l  meist die 
Frauen die Hinterbliebenen sind , die entweder kein oder 
ein unter dem Durchschnitt l iegendes Erwerbseinkom­
men erzielen. 58 % der Gesamtsumme der Hinterblie­
benenpensionen und der vorzeitigen Alterspensionen 
für Personen unter 60 Jahren fl iessen ins unterste und 
4 % ins oberste Einkommensfünftel. 

Von Arbeitslosigkeit betroffen sind überproportional Per­
sonen m it fehlender oder unzureichender Ausbi ldung, 
was schon im Erwerbsleben geringere Einkommens­
chancen zur Folge hat. Dazu kommt eine Arbeitslosen­
leistung mit einem Einkommensersatz von weniger als 
60 % .  Diese Faktoren sind die Ursache dafür, dass mehr 
als die Hälfte aller Arbeitslosenleistungen (55 %) auf 
die Haushalte im untersten Einkommensfünftel ent­
fällt. 

Die Aufteilung der Sozialtransfers auf 
Einkommensgruppen1) 
(ohne Pensionisten) 

Witwenpension vor gesetzlichem 
Pensionsalter 

Arbeitslosigkeit Krankheits­
bezogene 

Unterstützungen 

Famitienbezogene 
Unterstützungen 

A1leallers­
unabhängigen 

Sozialleistungen 

1) Schichtung der Personen nach dem gemischten Pro-Kopf­
Einkommen 
Quintile sind Fünftel bzw. 20-%-Anteile der Schichtung von 
1 00 % 

Quelle: IFS - Europäische Haushaltspanel, 4. Welle (1 998) 
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Verschiebungen der Einkommensverteilung durch Sozialleistungen 

Primäreinkommen2l Gesamteinkommen3) 

1 .  Quinti l ' ) 6% 

2.  Quinti l 1 2 %  

3 .  Quinti l 1 7% 

4. Quintil 24% 

5.  Quinti l 40% 

1 00% 

1 0% 

1 4 %  

1 7% 

22% 

37% 

1 00% -
1)  Quintile fixiert nach Primär-Äquivalenzeinkommen (ohne Sozialleistungen), nur Personen vor der gesetzlichen Pensionsaltersgrenze 
2) v. a. Erwerbseinkommen 
3) v. a. Erwerbseinkommen plus Sozialtransfers 

Quelle: I FS-ECHP, 4. Wel le  

Ein chronisch schlechter Gesundheitszustand ist nicht 
selten entweder Folge oder Ursache von knappen finan­
ziellen Mitteln .  Einerseits erschweren chronische Ge­
sundheitsbeeinträchtigungen oft nachhaltig die Erwerbs­
möglichkeiten, andererseits sind die Risken invalid zu 
werden, einen Arbeitsunfall zu erleiden, pflegebedürftig 
zu werden oder auch längerfristig zu erkranken, in den 
unteren Einkommensgruppen überproportional gege­
ben. Von der Gesamtsumme der Invaliditätspensio­
nen, Unfallrenten, Pflegegelder, Krankengeld für Per­
sonen im erwerbsfähigen Alter etc. entfallen auf die 
Haushalte im untersten Einkommensfünftel 46 % und 
auf die Haushalte im obersten Einkommensfünftel 
13 %. 

Die meisten Eltern m it Kindern erzielen geringere i nd ivi­
duelle Erwerbseinkommen als Erwachsene in kinder­
losen Haushalten, da sie sich eher in der berufl ichen Ein­
stiegsphase befinden und ausserdem oft arbeitsmäßig 
weniger flexibel sein können. Die Erwerbsquote von 
Müttern m it Kleinkindern ist um einiges geringer als die 
von Frauen in kinderlosen Haushalten, was oft ein nied­
rigeres Pro-Kopf-Einkommen in Haushalten mit Kindern 
zur Folge hat. Karenzgeld wird zu einem Zeitpunkt bezo­
gen, wenn einerseits auf ein Erwerbseinkommen ver­
zichtet werden muss und gleichzeitig das dadurch ge­
ringere Haushaltseinkommen auf eine zusätzl iche Per­
son aufgeteilt werden muss. 30 % der monetären 
Familienleistungen entfallen auf Haushalte im unter­
sten und 9 % auf Haushalte im obersten Einkom­
mensfünftel. 

38 

Die überdurchschnittliche Orientierung der Sozialleistun­
gen auf die unteren Einkommensgruppen bedeutet wei­
ter eine Linderung der Einkommensungleichheiten. 
Gäbe es keine Sozialleistungen, so könnten diese Perso­
nen (ohne Pensionisten) in den Haushalten im untersten 
Einkommensfünftel nur 6 % und die Personen im obers­
ten Einkommensfünftel 40 % des Gesamteinkommens 
für sich buchen. Werden die Sozialleistungen bei den 
Budgets der Haushalte m itberücksichtigt, so kann 
das unterste E inkommensfünftel seinen Antei l am 
Gesamteinkommen auf 1 0  % steigern , während der 
vom obersten E inkommensfünftel auf 27 % s inkt .  

3.2.  Armutslindernder Effekt der 
Sozialleistungen 

Da die Sozialleistungen zu einem überwiegenden Tei l den 
Personen zugute kommen, die vorübergehend oder stän­
dig beeinträchtigt sind ein ausreichendes Erwerbseinkom­
men zu erzielen, leisten sie einen wesentlichen Beitrag 
zur Armutsbekämpfung. Im Armutskapitel des diesjähri­
gen Sozialberichts wird näher darauf eingegangen. Von 
der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (inklusive Kinder, 
ohne Pensionisten) hätte es 1 997 ohne Sozialleistungen 
1 ,4 Mio. Armutsgefährdete bzw. eine Armutsgefährdungs­
rate von 23 % gegeben. Aufgrund der Sozialleistungen re­
duziert sich die Zahl der Armutsgefährdeten auf 600.000 
bzw. die Armutsgefährdungsrate auf 1 0  %. Die Armuts­
gefährdungsrate wird also aufgrund der Sozialleistun­
gen (ohne Alterspensionen) mehr als halbiert. 
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Seit dem Beitritt Österreichs zur Europäischen Union 
wurde die Eriassung der österreich ischen Sozial aus­
gaben an das von EUROSTAT gemeinsam mit den M it­
gliedsländern entwickelte Schema ESSPROS (Europäi­
sches System der Integrierten Sozialschutzstatistik) me­
thodisch angeglichen. Die ESSPROS-Methodik ermög­
licht die Darstellung der Sozialausgaben und ihrer Fi­
nanzierung nach einer EU-weit einheitlichen Struktur 
(Zur Methode vgl .  Sozialbericht 1 996). 

1 .  Entwicklung der Sozialausgaben 

in den neunziger Jahren 

Die nach der EU-konformen Methode berechneten 
Sozialausgaben betrugen 1998 745 Mrd. ÖS oder 28,5 % 
des Brutto-Inlandsproduktes. Die Sozialquote (Antei l  
der Sozialausgaben am Brutto-In landsprodukt) ist damit 
nach einem leichten Rückgang 1 996 (-0,1 %-Punkte) in 
den Jahren 1 997 und 1 998 um O,3%-Punkte gesunken. 
War die jährliche reale Zuwachsrate der Sozialausgaben 
zu Beginn der neunziger Jahre zwischen 4 % und 5 % 
gelegen, so sank sie 1 996 auf 1 ,0 % und 1 997 auf 0,2 %.  
1 998 lag d ie  reale Zuwachsrate mit 1 ,9 % wieder etwas 
höher, jedoch deutlich unter jener am Beginn der neun­
ziger Jahre und auch unter dem realen BIP-Anstieg 
(1 998: +2,9 %). 

Entwicklung der Sozialausgaben*) 

Mrd. ÖS 

1 980 270 

1 985 375 

1 990 485 

1 991  525 

1 992 569 

1 993 61 5 

1 994 665 

1 995 694 

1 996 71 4 

1 997 725 

1 998 745 
..;:. 

Rund die Hälfte der Sozialausgaben wurde 1 998 für die 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung, ein Viertel für 
Krankheitsleistungen aufgewendet. Für Familienleistun­
gen wurde rund ein Zehntel der gesamten Sozialleistun­
gen ausgegeben, für Invaliditätsleistungen im erwerbs­
fähigen Alter 9 % und für Arbeitslosenleistungen 6 %. 

Insgesamt stiegen die empfängerwirksamen Sozialausga­
ben (ohne intergovernmentale Transfers) zwischen 1990 
und 1998 um 54 %. Im sei ben Zeitraum nahm die für die 
Beitragsentwicklung im starken Ausmaß ausschlaggeben­
de Lohn- und Gehaltssumme um 37 % zu. Die Verbrau­
cherpreise stiegen von 1 990 bis 1 998 um 23,5 %. 

Sowohl der seit 1 990 zu beobachtende Anstieg der Ar­
beitslosenleistungen (+ 84 %) als auch der Invaliditäts­
leistungen im erwerbsfähigen Alter (+ 89 %) sowie die 
daraus resultierende Anteilssteigerung auf 5,6 % bzw. 
8,6 % der gesamten Sozialausgaben sind wesentlich 
durch die Verschlechterung der Arbeitsmarktsituation 
verursacht. Die unter dem Durchschnitt l iegende Er­
höhung der Familienleistungen (+ 48 %) muß differen­
ziert betrachtet werden. Während zwischen 1 990 und 
1 995 aufgrund der Leistungsausweitung (2. Karenzjahr, 
Kinderabsetzbeträge) eine überdurchschnittliche Ausga­
bensteigerung zu verzeichnen war, führten ab 1 996 Ge­
burtenrückgang und budgetäre Konsolidierungsmaß­
nahmen (u. a. faktische Verkürzung der Dauer des 
Karenzurlaubes) zu einem Ausgabenrückgang. 

Jährliche Anteile In % am BIP 
reale Veränderung in % 

26,3 

+1 ,91) 27,1 

+3,02) 26,4 

+4,9 26,6 

+4,3 27,2 

+4,5 28,5 

+5,1 29,2 

+2, 1  29,2 

+1 ,0 29,1 

+0,2 28,8 

+1 ,9 28,5 

1) 2) durchschnitt l iche jährliche reale Veränderung 1 980/1 985 bzw. 1 985/1 990 
.
) aufgrund der Revision der BIP-Werte differieren die Werte für die Sozialquote gegenüber jenen im Sozial bericht 1 998 geringfügig 

Quelle: ESSPROS-Sozialdatenbank, Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen 
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Sozialausgaben nach Fun ktionen (Sozialrisken) 

1 990 1 993 

Mrd.öS Anteile in % Mrd.öS Anteile in % 

Alter 1 81 38,9 224 38,0 

Hinterbliebene 55 1 1 ,8 65 1 1 ,0 

Krankheit1) 1 1 9 25,6 1 49 25,3 

Familie 49 1 0,5 67 1 1 ,3 

Invalid ität 33 7 , 1  41 6,9 

Arbeitslosigkeit 21 4 ,5 33 5,6 

Sonstiges2) 7 1 ,5 1 1  1 ,9 

Insgesamt3) 465 1 00 590 100 

1 995 

Mrd.öS Anteile in % 

253 38,0 

71 1 0,7 

1 67 25,1 

76 1 1 ,4 

52 7,8 

37 5,6 

9 1 ,4 

665 100 

1 998 1 990-1998 

Mrd.öS 

274 

74 

1 85 

72 

62 

40 

1 0  

71 7 

A t '1 . "Ic Veränderung 
n el e ln 0 

in % 

38,2 +52 

1 0,3 +34 

25,8 +55 

1 0,2 +48 

8,6 +89 

5,6 +84 

1 ,4 +43 

100 +54 
1) eigene Schätzungen (Die Schätzwerte betreffen den stationären Bereich) 
2) u.a. Geldleistungen der Sozialhilfe, Wohnbeihilfe, Gebührenbefreiungen 
3) Die Gesamtsumme der Sozialausgaben in der funktionellen Gliederung ist geringer als die der Gesamtsozialausgaben, da 

bestimmte Aufwendungen (z.B. Verwaltungskosten) bei der funktionellen Gliederung nicht aufscheinen. Rundungsdifferenzen sind 
ebenfalls möglich. 

Quelle: ESSPROS-Sozialdatenbank, Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen 

1 . 1 .  Ausgaben für Arbeitslosigkeit 

Die Ausgaben für Arbeitslosigkeit haben zwischen 
1 990 und 1 998 um vier Fünftel zugenommen. Der An­
stieg der Arbeitslosenquote von 5,4 % im Jahre 1 990 
auf 7,2 % im Jahre 1 998 führte zu einem entspre­
chend hohen Anstieg der Zahl der Bezieher und Be­
zieherinnen von verschiedenen Arbeitslosen leistun­
gen. Die gestiegenen Ausgaben für Arbeitslos igkeit 
s ind vor al lem durch d ie  stark angewachsene Zahl 
von Leistungsbeziehern und n icht aufgrund ü ber­
proportionaler Erhöhungen der Pro-Kopf-Arbeitslo­
sen leistungen verursacht. So stieg die Zahl der Per­
sonen mit einer abgesch lossenen Arbeitslosigkeits-

dauer von über 6 M onaten von 73.000 (1 990) auf 
1 39 .000 (1 998) . Im sei ben Zeitraum erhöhte s ich die 
Zah l der vorzeit igen Alterspensionen wegen Arbeits­
los igkeit von 1 5 .000 auf 20.000, wobei der Anstieg 
fast zur Gänze auf jenen bei den Frauen zurückzu­
führen war. Die Mittel tür aktive a rbeitsmarktpoliti­
sche Maßnahmen wurden in  obigem Zeitraum mehr 
als verdoppelt, wobei der Anstieg zwischen 1 995 
und 1 998 zum Großtei l  auf die F lüssigmachung von 
Geldern aus dem Europäischen Sozialfonds für d ie 
Ziele 3 (Unterstützung der vom Strukturwandel Be­
troffenen ; I ntegrat ion von Langzeitarbeits losen , Älte­
ren und Behinderten ; Förderung der C hancengleich­
heit) und 4 (Förderung der Aus- und Weiterbi ldung) 
zurückzuführen war. 

Sozia l leistungen für Arbeitslosig keit 1 990-1 998 in  M io.  ÖS 

1 990 1995 1 997 1998 
1 990/1998 

Veränderung in % 

Arbeitslosengeld 8.467 1 3.7 19  1 3. 1 34 1 3. 1 89 +56 
Notstandshi lfe 3.201 6.372 7.891 8.566 +1 68 
Sondernotstandshilfe 905 1 . 1 97 467 620 -31 
Sonderunterstützung 1 .823 2.325 1 .377 1 .092 -40 
vorzeitige Alterspension 
wegen Arbeitslosigkeit 1 .350 2.4 1 0  2.600 2.550 +89 
Insolvenzausfallgeldfonds 924 4.009 3.046 2.91 3 +21 5 
Aktive 
Arbeitsmarktpol itik 
des AMS 3.309 4.980 7.629 7.863 +138 
Sonstige Leistungen1) 1 .462 2.203 2.235 2.765 +89 
Gesamt 2) 21 .441 37.21 5 38.679 39.558 +84 

1) Schlechtwetterentschädigung, Ausgleichsfonds, Länderleistungen 
2) ohne i ntergovernmentale Transfers (z.B. Zahlungen der Arbeitslosenversicherung an die Pensions- und Krankenversicherung) 

Quelle: ESSPROS-Sozialdatenbank, Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen 
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1 .2. Ausgaben für I nvalidität 

Neben den Ausgaben für Arbeitslosigkeit stiegen von 
1 990 bis 1 998 vor allem jene für I nvalidität relativ stark an, 
der Anteil an den gesamten Sozial ausgaben erhöhte sich 
von 7 , 1  % auf 8,3 %. Zwischen 1 980 und 1 998 verdop­
pelte sich die Zahl der unter 60-jährigen Invaliditäts­
pensionisten ( inkl. Personen mit Pensionen wegen ge­
minderter Arbeitsfähigkeit). Die Pflegegeldleistungen 
für unter 60-jährige haben sich im Zeitraum 1 990 bis 

1 998 beinahe verdreifacht. Das Stufen system des Bun­
despflegegeldgesetzes (Einführung 1 993) ermöglicht ab­
gestufte bedarfsorientierte Zah lungen, welche für 
Schwerbehinderte in der Regel deutlich höhere Leistun­
gen zur Folge haben. Die unter 60-jährigen Pflegegeld­
bezieher und -bezieherinnen sind überproportional in den 
höheren Pflegegeldstufen vertreten . Seit 1 995 ist die Ge­
samtsumme an Pflegegeldern für unter 50-jährige ge­
ringfügig zurückgegangen. Unterdurchschnittlich an­
gestiegen sind von 1 990 bis 1 998 die Geld- und Sach­
leistungen der Unfallversicherung. 

Sozialleistungen für Invalidität 1 990-1 998 in Mio. öS 

1 990 1 995 1 997 1 998 
1 990/1998 

Veränderung in % 
I nvaliditätspensionen1l 
(gesetzl . Pensions versicherung) 1 5.559 1 5.097 1 5.768 +1 4 

Invaliditätspensionen 
(öffentl iche Rechtsträger)2l 1 3.524 1 4.088 

Pensionen wegen geminderter 
Arbeitsfähigkeit 6.275 1 4.61 7 

Versehrtenrente (unter 60 Jahre) 2 .050 2.263 
Pflegegeld (unter 60 Jahre) 6.51 7 6.097 
Sachleistungen (Unfallversicherung) 3.4 1 0  3.780 
Sachleistungen (Länder)3l 4.081 5.334 
Sonstige Leistungen 227 381 454 453 

Gesamt4l 33.000 51 .797 58.41 2 62.400 

1) nur der Aufwand für die I -Pensionen, der an unter 60-jährige ausbezahlt wird. Der Rest wird bei der Funktion "Alter" den Alters­
pensionen zugeordnet 

2) geschätzte Aufteilung der Pensionen gemäß der Altersverteilung der Pensionisten des öffentlichen Dienstes. Die Schätzung basiert 
auf einer Multipl ikation des durchschnittlichen Ruhebezuges mit der Zahl der unter 60-jährigen Ruhebezugsempfänger 

3) Ausgaben für Behinderteneinrichtungen, Blindenheime und sonstigeMaßnahmen der Behindertenhilfe 
4) ohne intergovernmentale Transfers (z. B. Zahlungen der Pensionsversicherung an die Krankenversicherung als KV-Beiträge für 

Pensionisten) 

Quelle: ESSPROS-Sozialdatenbank, Bundesmin isterium für soziale Sicherheit und Generationen 

1 .3 .  Ausgaben für Alter 

Die gesamten Altersleistungen wuchsen von 1 990 bis 
1 998 um 52 %. Dieser Anstieg entspricht etwa dem An­
stieg der gesamten Sozialausgaben. Starke Zuwächse 
gab es beim Pflegegeld für über 60-jährige Personen so­
wie bei den Ausgaben der Länder für Alten- und Pfle­
geheime. Die Ausgaben für Alters- inklusive Inval iditäts­
pensionen im Bereich der gesetzl ichen Pensionsversi­
cherung für über 60/65-jährige stiegen im gleichen Aus­
maß wie die gesamten Altersleistungen. Bei den vorzei­
tigen Alterspensionen bei langer Versicherungsdauer 
führte der deutliche Anstieg der Bezieher und Bezie­
herinnen dieser Pensionsleistung zu einer stärkeren Auf-
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wandserhöhung. Im Zeitraum 1 986 bis 1 993 lag die Zahl 
der Bezieherinnen in etwa bei 1 00.000, zwischen 1 994 
und 1 998 gab es einen Anstieg um fast 30 %. Die Grün­
de dafür waren das Erreichen der Altersgrenze für diese 
Pensionsart durch Frauen der geburtenstarken Jahrgän­
ge 1 939-1 941 , die verbesserten Zugangsmöglichkeiten 
(Anrechnung der Kindererziehungszeiten) und Vorziehef­
fekte aufgrund der Pensionsreform. Ausserdem ist die in­
terne Verschiebung zu den durchschnittlich höheren An­
gestelltenpensionen im Pensionsbestand zu berücksich­
tigen. 

Der Anteil der Alterssozia l leistungen an den gesam­
ten Sozialausgaben bl ieb seit 1 990 m it rund 38 % 
stabi l .  
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Sozialleistungen für Alter 1 990-1 998 in Mio. ÖS 

1990 1 995 

Alterspensionen (gesetz!. pV)1) 99. 1 36 1 38.61 9 

Vorzeitige Alterspensionen 
bei langer Versicherungsdauer2) 1 8. 1 36 2.3432 

Tei l renten (gesetzliche PV) 1 34 

Alterspensionen 
(Öffentliche Rechtsträger)3) 46. 1 60 61 .825 

Altersversorg ung (Versorgu ngsgesetze) 2.737 2.651 

Betriebliche Pensionen4) 3.060 3.564 

Versehrtenrenten (über 60-jährige) 1 .671 2 .059 

Pflegegeld (über 60-jährige) 7.633 1 6 . 1 34 

Sachleistungen der LänderS) 1 .981 4.261 

Gesamt6) 1 80.51 4 252.679 

1 997 

1 46.2 1 2  

26.876 

2 1 9  

63.566 

2 .41 1 

3.780 

2 . 1 09 

1 4.81 0 

6.71 9 

266.702 

1 998 

1 49 .930 

28.203 

202 

1 990/1 998 
Veränderung in % 

+51 

+55 

64. 1 80 +39 

2 .280 -1 7 

3.893 +27 

2 .262 

1 5.200 

7.521 

273.671 +52 

1) inkl. I -Pensionen für über 60-jährige, ohne vorzeitige Alterspension 
2) ohne vorzeitige Alterspensionen wegen Arbeitslosigkeit 
3) geschätzte Zahl aufgrund der Aufteilung der Ruhe- und Versorgungsbezüge auf Alters-, Hinterbliebenen- und Invalid itäts-

pensionen 
4) grobe Schätzung laut Mikrozensus 1 993 
5) Nettoausgaben der Länder und Gemeinden für Alters- und Pflegeheime sowie ambulante Dienste 
6) ohne intergovernmentale Transfers (z. B. Zahlungen der Pensions versicherung an die Krankenversicherung als KV-Beiträge für 

Pensionisten) 

Quelle: ESSPROS-Sozialdatenbank, Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen 

1 .4. Ausgaben für Familien 

Zwischen 1 990 und 1 995 erhöhten sich die Ausgaben für 
Famil ien um 55 %, und sanken von 1 995 bis 1 998 um 
-4,6 %. Wird der gesamte Zeitraum 1 990 bis 1 998 be­
trachtet, so erhöhten sich die Familienleistungen um 
48 %. Für das hohe Wachstum von 1 990 bis 1 995 war 
v.a. die Reform beim Karenzgeld (Einführung des zweiten 
Karenzjahres) verantwortlich. Seit 1 995 sind die Ausga­
ben für das Karenzgeld aufgrund des Geburtenrückgan-

ges sowie der budgetären Konsolidierungsmaßnahmen 
(u. a. faktische Verkürzung der Dauer des Karenzurlau­
bes) gesunken. Die Einführung der Kinderabsetzbeträ­
ge (eine dem Steuersystem zugehörige famil ienbeihi l­
fenähnliche Leistung) führte ab 1 994 zu einem Mehrauf­
wand bei den Famil ienleistungen von 1 0  Mrd. ÖS. Über 
dem Anstieg für die gesamten Fami lienleistungen lag je­
ner der Ausgaben für Jugendwohlfahrt (Länderleistung) 
und der Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen im 
Zuge der Bestrebungen zur besseren Vereinbarung von 
Fami lie und Beruf. 

Sozial leistungen für Famil ien 1 990-1 998 in Mio. ÖS 

1990 1995 1997 1 998 
1 990/1998 

Veränderung in % 
Famil ienbeihi lfen1) 33.292 46.928 44.808 45.009 +35 
Wochengeld 2.822 4.088 
Geburtenbeihi lfen 1 .284 

3.990 F'=' 394 
4 .063 +44 

97 -92 
Karenzgeld 1 0.053 8.851 6.943 r- + 1 07 

-
Kindergärten 4.670 7 .807 8.881 9.244 +98 
Sonstige Leistungen2) 3.772 5.81 9 6.778 7. 1 33 +89 
Gesamt3) 49. 128 75.979 73.702 72.489 +48 

1 ) inkludiert sind die Familienbeihilfen des FLAF, die Familienbeihilfen der Gebietskörperschaften sowie seit 1 994 die Kinderabsetzbeträge 
2) Unterhaltsvorschüsse, Jugendwohlfahrt der Länder, Sozialstipendien 
3) ohne intergovernmentale Transfers (z. B. Zahlungen des FLAF an die Pensionsversicherung als PV-Beiträge für Karenzgeld­

bezieherinnen) 

Quelle: ESSPROS-Sozialdatenbank, Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen 
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2. Ursachen für die Veränderung der 

Sozialquote 

Für die Veränderung der Sozialausgaben bzw. der So­
zialquote im Zeitverlauf gibt es mehrere Ursachen. So 
können etwa neue oder die Ausweitung bestehender 
Leistungen, demographische Entwicklungen (z. B .  
Übertritt geburtenstarker Jahrgänge in d ie  Pension) oder 
ein Rückgang des Wirtschaftswachstums zu einer Er­
höhung der Sozialquote führen. 

Zwischen 1 991 und 1 993 erhöhte sich die Sozialquote 
um 1 ,9%-Punkte von 26,6 % auf 28,5 %. Nach der 
Hochkonjunkturperiode 1 988-1 991 brachte die rezessi­
ve Entwicklung ab 1 992 einen deutlichen Anstieg der Ar­
beitslosigkeit, die Arbeitslosenquote erhöhte sich von 
5,8 % (1 991 )  auf 6,8 % (1 993). Dies hatte zwischen 1 991 
und 1 993 einen Anstieg der Ausgaben für Arbeitslosigkeit 
um + 40,2 % und für die Notstandshi lfe um 21 ,8 % zur 
Folge. Im sei ben Zeitraum erhöhten sich aufgrund einer 
Insolvenzwel le die Zahlungen aus dem Insolvenzaus­
gleichsfonds um 202,0 %.  

Eine ähnliche Entwicklung war bis 1 996 (erstmaliger 
Rückgang der Sozialquote seit 1 990) zu beobachten: Die 
Zahl der Bezieher und Bezieherinnen von Arbeits­
losengeld und Notstandshilfe erhöhte sich zwischen 
1990 und 1 996 um 47 % von jahresdurchschnittlich 
1 42.000 auf 209.000. Die in diesem Zeitraum stark zu­
genommene Betroffenheit von Langzeitarbeitslosig­
keit zeigte sich in einer Beinahe-Verdoppelung der Be­
zieherinnen von Notstandshi lfe. Im obigen Zeitraum er­
höhte sich dieser Wert um 86 % von jahresdurchschnitt­
Iich 44.000 auf 82.000. Der Anteil der NH-Bezieher an der 
Gesamtheit der Arbeitslosengeld- und Notstandshi lfebe­
ziehern stieg von 31 % (1 990) auf 39 % (1 996). 

Der Anstieg der Ausgaben für Arbeitslosigkeit in der er­
sten Hälfte der neunziger Jahre ist durch die Zunahme 
der Bezieherinnen von Arbeitslosenleistungen verur­
sacht. Bei der Notstandshilfe führte d iese zu einer Aus­
gabensteigerung von + 1 30 %, bei m  Arbeitslosengeld 
von + 72 %. In diesem Zeitraum (1 990-1 996) erhöhte 
sich das durchschnittliche Pro-Kopf-Arbeitslosen­
geld um 23 %, die durchschnittliche Pro-Kopf-Not­
standshilfe um 17 %. Dieser Anstieg war geringer als 
das Wachstum des BIP-pro-Erwerbstätigen (+ 31 %) und 
lag in etwa so hoch wie die Zunahme der Pro-Kopf­
Nettoeinkommen der Arbeitnehmerinnen laut volkswirt­
schaftlicher Gesamtrechnung (+ 20 %). 

Die Ausgabenzuwächse bei den vorzeitigen Alters­
pensionen wegen Arbeitslosigkeit (+ 92 %) und bei der 
Abdeckung der Ansprüche im Insolvenzfall (+ 406 %) 
stehen ebenfalls i n  engem Zusammenhang mit der kon­
junkturellen Entwicklung. E ine Reihe von Großinsolven-
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zen hatte in der ersten Hälfte der neunzig er Jahre einen 
Anstieg der Betroffenen zur Folge; die generelle Ver­
schlechterung der Arbeitsmarktlage ging einher mit einer 
Erhöhung der Zahl der vorzeitigen Alterspensionen we­
gen Arbeitslosigkeit um 44 % von 1 5.000 (1 990) auf 
21 .000 (1 996). 

Neben dem Konjunkturabschwung (und dem damit ver­
bundenen Anstieg der Zahl der Bezieher und Bezieherin­
nen einer Arbeitslosenleistung) waren Leistungsverbes­
serungen die zweite wesentliche Ursache für den An­
stieg der Sozialquote am Beginn der neunziger Jahre. So 
erhöhten sich die Ausgaben für das Karenzgeld durch die 
Einführung des zweiten Karenzjahres von 4,4 Mrd. ÖS 
(1 991 )  auf 9,9 Mrd. ÖS (1 993), die Ausgaben für den Be­
reich Invalidität u.a. aufgrund der Zahlung von Pflegegeld 
an unter 60-jährige Menschen mit schweren Behinderun­
gen (gemäß Eurostat-Definition werden Pflegegeldleistun­
gen für unter 60-jährige dem Bereich Invalid ität, jene für 
über 60-jährige dem Bereich Alter zugeordnet) sowie jene 
des Familienlastenausgleichsfonds vor allem durch die 
Ausgabensteigerung bei den Familienbeihilfen von 
34,2 Mrd. öS (1 991 )  auf 40,4 Mrd. ÖS (1 993). 

Im Zeitraum 1 993 bis 1 995 erhöhte sich die Sozialquo­
te von 28,5 % auf 29,2 %, wobei ab 1 995 die Stabilisie­
rung deutlich sichtbar ist und 1 996 gegenüber dem Vor­
jahr ein Rückgang um 0 , 1  %-Punkte auf 29,1  % zu ver­
zeichnen war. Trotz der zwischen 1996 und 1 998 noch 
gestiegenen Arbeitslosigkeit verringerte sich die So­
zialquote auf 28,8 % (1 997) bzw. 28,5 % (1 998). Dieser 
Rückgang ist einerseits auf das gute Wirtschaftswachs­
tum, andererseits auf die Sparmaßnahmen im Zuge der 
Budgetkonsolidierung zurückzuführen. 

3. Veränderung in einzelnen 

Leistungskategorien von 1 997 auf 

1 998 und Entwicklung 1 999 
Nach der Phase der Ausweitung der Versorgung im Fa­
mi l ien- und Pflegebereich in der ersten Hälfte der neunzi­
ger Jahre wurde im Zuge der Konsolidierung der öf­
fentlichen Haushalte ("Strukturanpassungsgesetze") 
die Ausgabensteigerung merklich gebremst. 

Die Veränderung in den einzelnen Leistungskategorien 
verlief sowohl im Vorjahresvergleich als auch in der Ge­
samtbetrachtung der neunziger Jahre sehr unterschied­
l ich. Dies ist ein Resultat des Zusammenspiels von kon­
junkturellen und demographischen Effekten sowie 
von gesetzlichen Änderungen in bezug auf An­
spruchsvoraussetzungen, Leistungshöhe und Dauer. 

Innerhalb der einzelnen Leistungskategorien stiegen 
die Ausgaben im Vorjahresvergleich für: 
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• Alterspensionen (+ 2,7 %) 
• vorzeitige Alterspensionen bei langer Versicherungs­

dauer (+ 4,9 %) 
• I nvaliditätspensionen einschl ießlich vorzeitiger 

Alterspensionen wegen geminderter Arbeitsfähigkeit 
(+ 1 0,8 %) 

• Arbeitslosengeld und Notstandshi lfe (+ 4,1 %) 
• Pflegegeld (+ 2,6 %) 
• Aufwand für Kindergärten (+ 4,1 %) 

Weniger als im Vorjahr wurde hingegen 
aufgewendet für: 

• Familienleistungen insgesamt (- 1 ,6 %) 
• Karenzgeld (- 2 1 ,5 %) 
• Leistungen aus dem Insolvenzausfallgeldfonds 

(- 4,4 %) 
• Geburtenbeihi lfe (- 75,4 %) 
• vorzeitige Alterspensionen wegen Arbeitslosigkeit 

(- 1 ,8 %) 
• Ausgleichszulagen (- 2,3 %) 

Der Rückgang der Fami l ienleistungen ist durch das 
Auslaufen der Geburtenbeihi lfe, die Verkürzung der 
Bezugsdauer beim Karenzgeld sowie der N ichtvalorisie­
rung der Familienbeihilfen, der Kündigung der Abkom­
men mit der Türkei und den Ländern Ex-Jugoslawiens 
(Familien beihi lfen) und der geringeren Anzahl von 
Kindern verursacht. Im Vergleich zu 1 997 waren die 
Ausgaben für die Familienbeihi lfen in etwa gleich, 
gegenüber 1 994 (höchster Ausgabenwert für Familien­
beih i lfen) sanken sie um - 1 5,5 %.  Beim Insolvenzaus­
fallgeldfonds kam die geringere Zahl von Konkursen 
(bzw. solche mit weniger Anspruchsberechtigten) zum 
Tragen. 

Die Aufwendungen für Arbeitslosengeld und Notstandshil­
fe (inkl .  Sondernotstandshi lfe) stiegen, wobei die Ausga­
ben für Arbeitslosengeld ungefähr gleich bl ieben, jene für 
Notstandshi lfe praktisch für den gesamten Anstieg verant­
wortlich waren, was eine Verschiebung zur Langzeitar­
beitslosigkeit im Arbeitslosenbestand deutlich macht. Die 
Mittel für aktive Arbeitsmarktpolitik stiegen zwischen 1 997 
und 1 998 um 3,1 %. Der Anstieg beim Pflegegeld ist auf 
die höhere Zahl von Bezieher und Bezieherinnen zurück­
zuführen. 

Entwicklung 1 999 

Für 1 999 kann aufgrund der vorliegenden Daten wichti­
ger Ausgabenbereiche (Arbeitslosenversicherung, Pen­
sionen, Krankenversicherung, FLAF - diese umfassen 
drei Viertel der gesamten Sozialausgaben) und des rea­
len BIP-Wachstums angenommen werden, daß die So­
zialquote etwa so hoch wie 1 998 sein wird. Somit setzt 
sich die seit 1 995 beobachtbare Stabilisierung bzw. der 
leichte Rückgang der Sozialquote fort. 

Einzelne wichtige Ausgabenbereiche bzw. Teile davon ent­
wickelten sich zwischen 1 998 und 1 999 unterschiedlich: 

• Insgesamt erhöhten sich die empfängerwirksamen 
Ausgaben (ohne intergovernmentale Transfers) in der 
Arbeitslosenversicherung geringfügig um 0,8 %, 
wobei einzelne Ausgabenpositionen anstiegen, ande­
re zurückgingen. Das Auslaufen des SUG führte zu ei­
nem Ausgabenrückgang von 20,4 %, die Verkürzung 
der Karenzurlaubsdauer verminderte die Karenzgeld­
zahlungen der ALV um 1 3,4 %. Der deutliche Rück­
gang der Arbeitslosigkeit führte zu einer Verringerung 
der Ausgaben für Arbeitslosengeld um - 1 ,5 % und zu 
einer Verringerung der Ausgaben für Notstandshi lfe 
(inkl .  Sondernotstandshilfe) um - 3,6 %. Die Bekämp­
fung der Arbeitslosigkeit sowie die Forcierung von Be­
schäftigungsprogrammen fanden in einer deutlichen 
Erhöhung der Mittel für aktive Arbeitsmarktpolit ik 
(+ 25 %) auf ca. ÖS 1 0  M rd.  ihren Niederschlag. 

• Ingesamt stiegen die Ausgaben des Familienlasten­
ausgleichsfonds um 1 ,5 % .  Während die Aufwen­
dungen für Fami l ienbeihi lfen aufgrund ihrer Erhöhung 
um öS 1 25.- (mit 1 .  1 .  1 999) um 9,1 % anstiegen, san­
ken sie beim Karenzgeld durch die Neuregelung um 
- 22 %. 

• Die Ausgabenentwicklung in  der Pensionsversiche­
rung wird in erster Linie durch den Pensionsaufwand, 
der rund 88 % der Gesamtausgaben umfaßt, be­
stimmt. Dieser stieg um 4,7 % ,  wobei der Anstieg ei­
nerseits durch mehr Pensionisten sowie die Erhöhung 
der Pensionen, andererseits durch strukturelle Ver­
schiebungen im Pensionsbestand (hin zu höheren An­
gestellten pensionen) verursacht wurde. 

• Die Ausgaben der Krankenversicherung erhöhten sich 
um 6 %, wobei jene für Arzneimittel mit +1 3,3 % am 
stärksten anstiegen. 

4. Österreichs Sozialquote knapp 

über dem EU-Durchschnitt 

Im internationalen Vergleich (für den d ie letztverfügbaren 
Daten das Jahr 1 997 betreffen) l iegt der Anteil von Öster­
reichs Sozialausgaben an der gesamten Wirtschaftsleis­
tung im Mittelfeld der Mitgliedsländer der Europäi­
schen Union. Mit einer Sozialquote von 28,8 % lag 
Österreich 1 997 knapp über dem EU-Durchschnitt von 
28,2 %. Von 1 980 bis 1 997 stieg die Sozialquote um 
2,2 %-Punkte, während der Anstieg im EU-Durchschnitt 
3,9 %-Punkte betrug. Die höchsten Zuwächse hatten 
aufgrund des geringen Ausgangsn iveaus d ie  süd­
europäischen Länder zu verzeichnen .  

D ie  höchsten Sozialausgaben in Relation zur Wirt­
schaftsleistung weisen in der EU die nordischen Länder 
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Sozialausgaben im internationalen Vergleich 1 997 

Anteil am BIP in % 1980/1997 Wachstum der 
Sozialquote in %-Punkten 

Schweden 

Dänemark 2,7 

Frankreich 4,5 

Niederlande 0,2 

Finnland 29,9 
Deutschland 29,9 1 , 1 
Österreich 28,8 1 ,7 

Belgien 28,5 0,9 

EU-15 Durchschnitt 28,2 3,9 

Großbritannien 26,8 5,4 

Italien 25,9 0,8 

Luxemburg 24,8 4,0 

Griechenland 23,6 1 3,9 

Portugal 22,5 5,1 

Spanien 2 1 ,4 8,0 

I rland 1 7,5 -2, 1  

Quelle: EUROSTAT; ESSPROS-Sozialdatenbank, Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen; für Schweden und 
Finnland sind keine Werte des Jahres 1 980 verfügbar 

Schweden (33,7 %) und Dänemark (31 ,4 %) aus. Auch 
die Niederlande, Frankreich, Deutschland und Finnland 
rangieren vor Österreich. I n  Großbritannien l iegt die So­
zialquote um 1 ,4 %-Punkte unter dem EU-Durchschnitt, 
in den südeuropäischen Ländern und in I rland deutlich 
datunter. Aufgrund der Konsolidierung der öffentlichen 
Haushalte kam es 1 997 in beinahe allen EU-Staaten zu 
einer Stabi l isierung bzw. zu einem leichten Rückgang der 
Sozialquote. 

Die Struktur der Sozialausgaben unterscheidet sich zwi­
schen Österreich und dem EU-Durchschnitt deutlich. Der 
geringere Anteil der Ausgaben für Arbeitslosigkeit in 
Österreich ist einerseits durch die unterdurchschnittliche 
Arbeitslosenquote sowie die niedrigeren Aufwendungen 
für Arbeitsmarktförderung, andererseits aufgrund der gün­
stigeren Übertrittsmöglichkeiten für Ältere in die Systeme 
der Altersversorgung verursacht. Dies ist auch ein wesent­
licher Grund für den überdurchschnittl ichen Anteil der 
Ausgaben für Altersversorgung an den gesamten Sozial­
ausgaben Österreichs (hier spielt das Leistungsniveau der 
Beamtenaltersversorgung ebenfalls eine wichtige Rolle). 
Der höhere Anteil der Familienleistungen in Österreich 
ergibt sich durch das relativ hohe Niveau der Famil ienbei­
hi lfen (einschließlich der Kinderabsetzbeträge) und die Ka­
renzgeldregelungen. Die unter "Sonstiges" angeführten 
Ausgaben beinhalten sozialhilfeähnliche Leistungen, die in 
Österreich eine geringere Rolle spielen und großtei ls i n  
der Pensions- und Arbeitslosenversicherung integriert 
sind (Ausg leichszulage und Notstandshi lfe). 
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Struktur der Sozialausgaben 

Alter 
Hinterbliebene 

Krankheit 

I nvalidität 

Fami l ie 

Arbeitslosigkeit 

Sonstiges 

Gesamt 

Anteile an den gesamten 
Sozialausgaben In % 

Österreich (1998) EU-1 5  (1997) 

48,5 45,2 

34,4 35,4 

1 0,2 8,3 

5,6 7,5 

1 ,4 3,5 

100 1 00 

Quelle: ESSPROS-Sozialdatenbank. Bundesministerium für 
soziale Sicherheit und Generationen 

Finanzierung der Sozialausgaben 

Zwischen 1 980 und 1 998 kam es zu einer leichten Ver­
schiebung der Finanzierungsanteile von den Sozial­
beiträgen der privaten Unternehmen zu jenen der Ar­
beitnehmerlnnen. Der steuerfinanzierte Anteil verringer­
te sich von 37 % auf 34,5 % .  Im Vergleich mit dem EU­
Durchschnitt ist i n  Österreich der Finanzierungsanteil der 
Arbeitgeberinnen geringer, jener der Selbständigen und 
der Pensionistinnen gleich und jener der Arbeitnehme­
r i nnen und der Budgets der Gebietskörperschaften 
höher. 

III-219-BR/2001 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdok. Analysen (gescanntes Original) 49 von 239

www.parlament.gv.at



Finanzierung der Sozialausgaben 1 980 
und 1 9981 )  

1 980 1 998 

Sozialbeiträge privater 
Unternehmen 
als Arbeitgeber 34% 31 ,9% 
Sozialbeiträge 
des Staates 
als Arbeitgeber2) 4% 5,7% 
Arbeitnehmerbeiträge 1 9% 22,4% 

Selbständigenbeiträge3) 2% 2,7% 

Pensionisten beiträge 2% 1 ,9% 

Allgemeine Steuern 37% 34,5% 
Andere Einnahmen 2% 0,9% 
Gesamt 1 00% 1 00% 

1) ohne intergovernmentale Transfers 
2) v. a. die unterstellten Pensionsbeiträge des Staates für die 

Beamten (analog zu den Arbeitgeberbeiträgen für die un­
selbständig Beschäftigten im Rahmen des ASVG) 

3) Beiträge von Selbständigen, Bauern und Freiberuflern 

Quelle: ESSPROS-Sozialdatenbank, Bundesmin isterium für so­
ziale Sicherheit und Generationen 

Finanzierung der Sozialausgaben -
internationaler Vergleich 

Österreich 1998 EU-1 5 1 997 

Allgemeine Steuern 34,5% 32,9% 

Private 
u. öffentl .  Arbeitgeber 37,5% 38,5% 

Arbeitnehmer 22,4% 1 8,8% 

Selbständige, 
Pensionisten 4,6% 4,6% 

Andere Einnahmen 0,9% 5,2% 

Gesamt 1 00% 1 00% 

Quelle: EUROSTAT; ESSPROS-Sozialdatenbank, Bundesmini­
sterium für soziale Sicherheit und Generationen 

47 

III-219-BR/2001 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdok. Analysen (gescanntes Original)50 von 239

www.parlament.gv.at



48 

III-219-BR/2001 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdok. Analysen (gescanntes Original) 51 von 239

www.parlament.gv.at



III-219-BR/2001 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdok. Analysen (gescanntes Original)52 von 239

www.parlament.gv.at



111. SOZIALSCHUTZSYSTEME 1 ) 

1 .  Die gesetzliche Sozialversicherung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  5 1  

2. Sozialentschädigung . . . . . . . . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  7 1  

3. Behindertenpolitik .. .  . . . .  . . . . . . . . . . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . . . . . . . . . . . . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . . . . . . . . . .  . . . . . . .  . . . .  . . . . . . .  . . . . . . . . . . .  . . . .  . . .  7 3  

4. Pflegevorsorge. . . . . . . . . . .  . . . .  . . . .  . . . . . . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . . . . . .  . . . .  . . . . . . . . . . .  . . . . . . .  . . . . . . .  . . . . . . . .  . . .  . . . . . . . . . . . . . . .  . . . . . . .  . . . . . . . . . . .  . . .  8 1  

5. Familienleistungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  85 

6. Sozialhilfe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 03 

1 )  Aufgrund der neuen Kompetenzverteilung wird u.a. das Arbeitslosenversicherungssystem nicht erwähnt 
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1 .  Die gesetzliche Sozialversicherung 

Makbube KIL/(XAYA 

Ursula OBERMAYR 

Hans STEFANITS 

Edith THALER 

Bundesministerium für soziale Sicherheit und 
Generationen 

1 . 1 .  Finanzielle Entwicklung der gesamten 
Sozialversicherung 

Mit Gesamtaufwendungen in Höhe von rund 442 Mrd. ÖS 
für das Jahr 1 999 verfügt die Sozialversicherung über ei­
nes der größten Budgets der Republik Österreich. Ge­
messen am Bruttoinlandsprodukt (BI P) beträgt dieses 
Budget 1 6,4 %. 

Den Gesamtausgaben in Höhe von 442,1 Mrd. ÖS stan­
den im Jahr 1 999 Gesamteinnahmen von 438,5 Mrd. ÖS 
gegenüber: Der Abgang betrug somit rund 3,5 Mrd. ÖS 
und ist beinahe zur Gänze auf den Negativsaldo der ge­
setzl ichen Krankenversicherung in Höhe von 3,4 Mrd.  öS 
zurückzuführen. 

Mit einem Ausgabenvolumen von 1 6,4 % gemessen am 
BIP wurde im Jahr 1999 ein Höchstwert erreicht (im Jahr 

Einnahmen der Sozialversicherung 
(1 999) 438,5 Mrd .  öS 

UV-Beiträge 
(1 4 Mrd.  ÖS) 

PV-Beiträge 
(21 9  Mrd.  öS) 

L 
Beiträge des 

Bundes 
(74,5 Mrd.  ÖS) 

25% , 
KV-Beiträge 

(1 09,5 Mrd. ÖS) 

Quelle: Hauptverband der österr. Sozialversicherungsträger, 
eigene Berechnungen 
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1 990 betrug d ieses Verhältnis noch 1 5,4 %). Der stärkste 
Anstieg erfolgte allerdings in der Periode 1 970 bis 1 980, 
nämlich von 1 1 ,8 % (1 970) auf 1 4,5 % (1 980). Der Anstieg 
in den 80er Jahren von 1 4,5 % (1 980) auf 1 5,4 % (1 990) 
war in etwa gleich hoch wie in den 90er Jahren. 

Von den Gesamtaufwendungen entfielen 95,8 % 

(423 Mrd. ÖS) auf Leistungen an Versicherte. Gegen­
über dem Vorjahr stiegen die Gesamtaufwendungen um 
4,8 % und die Versicherungsleistungen um 4,9 %. Die 
sonstigen Ausgaben, wozu auch die Verwaltungskosten 
gehören, stiegen hingegen nur um 2,4 %: Der Verwal­
tungs- und Verrechnungsaufwand betrug dabei 
1 1 ,4 Mrd.  ÖS, das waren 2,6 % der Gesamtaufwendun­
gen. Gegenü ber dem Vorjahr s ind d ie  Verwaltungs­
aufwendungen um 5,2 % gestiegen .  

Die Einnahmen bestanden zu  78 % aus Beiträgen für Ver­
sicherte, 4,9 % entfielen auf sonstige Einnahmen wie Ver­
mögenserträgn isse, Leistungsersätze und Kostenbeteili­
gungen für Versicherte, und die restlichen 1 7  % der Ein­
nahmen stammten aus Bundesmitteln. Bei den letztge­
nannten entfäl lt ein Großteil auf die Ausfal lshaftung des 
Bundes zur Abdeckung der Differenz zwischen Einnah­
men und Ausgaben in  der Pensionsversicherung (Bun­
desbeitrag) sowie auf die Ersätze des Bundes für die 
Ausgleichszulagen. Während sich bei den Bundesmit­
teln gegenüber 1 998 e ine Steigerung u m  8,7 % er­
gab, stiegen d ie  Beiträge für Versicherte nur  um 
3,1  %.  Beides zusammen ergab e ine Gesamteinnah­
mensteigerung von 3 ,8%.  

Ausgaben der Sozialversicherung nach 
Versicherungszweigen (1 999) 442 Mrd .  öS 

Unfal l-
versicherung 
(1 4 Mrd. ÖS) 

Pensions­
versicherung 
(295 Mrd .  öS) 

L 

30% � 
Kranken­

versicherung 
(1 33 Mrd. ÖS) 

Quelle: Hauptverband der österr. Sozialversicherungsträger, 
eigene Berechnungen 
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Gebarungsergebnisse in der Sozialversicherung 1 999 (in Mio. öS) 

Kranken-
versicherung 

Beiträge für Versicherte1) 1 09.378 
Beiträge des Bundes 624 
sonstige Einnahmen 20.026 
Gesamteinnahmen 1 30.028 

Leistungsaufwand 1 25.543 
sonstige Ausgaben 7.860 
Gesamtausgaben 1 33.403 
Saldo -3.375 

1) inkl. Ausgleichsfonds der Pensionsversicherungsträger 

Quelle: Hauptverband der österr. Sozial versicherungsträger 

1 .2.  Die E ntwicklung der gesetzlichen 
Krankenversicherung 

Während im Jahr 1 998 in der gesetzl ichen Krankenversi­
cherung noch ein Gebarungsüberschuss von rund 
660 M io. öS zu verzeichnen war, ist nach dem vorläufigen 
Ergebnis für das Jahr 1 999 mit einem Abgang von 
3,4 Mrd. ÖS zu rechnen. E innahmen in Höhe von 
1 30 Mrd .  ÖS stehen Ausgaben von 1 33,4 Mrd.  ÖS ge­
genüber. 

1 .2 . 1 .  Einnahmen der Krankenversiche­
rung und Versicherungsverhältnisse 

Die Einnahmen der sozialen Krankenversicherung betru­
gen im Jahr 1 999 1 30 Mrd. ÖS und erhöhten sich ge­
genüber 1 998 um 2,6 % bzw. 3,3 Mrd.  ÖS. Rund 84 % der 
Einnahmen stammten aus Beiträgen für Versicherte 
und beinahe 1 6  % aus sonstigen Einnahmen (Vermögen­
serträgnisse, Kostenersätze, Rezeptgebühren etc.). Der 
Rest von weniger als einem Prozent entfiel auf den Bei­
trag des Bundes zur Krankenversicherung der Bauern. 

Die Beitragseinnahmen stiegen dabei stärker als in den 
Vorjahren. Jene der Erwerbstätigen stiegen um 3,6 % 
(Unselbständige + 3,5 % ,  selbständig Erwerbstätige 
+ 4,4 %), die Einnahmen aus der Krankenversicherung 
der Pensionisten dagegen nur um 2,2 % .  

Bei den sonstigen Einnahmen sind zwei Positionen er­
wähnenswert: Die Einnahmen aus der Krankenschein­
gebühr stiegen um nur 1 % von 655 Mio. öS (1 998) auf 
662 Mio. ÖS (1 999), während hingegen die Einnahmen 
aus der Rezeptgebühr um 8,2 % auf 3,5 Mrd. ÖS stie­
gen. Dessen ungeachtet lagen die Zuwächse bei diesen 
bei den Einnahmenpositionen weit unter jenen bei den 
korrespondierenden Ausgabenpositionen. 

Pensions- Unfall gesamte 
versicherung versicherun Sozialversicherung 

1 69.875 1 3.761 
73.643 338 

1 .025 549 
293.849 1 4.648 

286.439 1 1 .701 
8.278 2.248 

294.71 7  1 3.949 
-868 699 

Versicherungsverhältnisse in der 
Krankenversicherung 

293.01 5 
74.605 
21 .600 

438.525 

423.682 
1 8.386 

442.068 
-3.543 

Die Anzahl der Versicherungsverhältnisse in der Kran­
kenversicherung lag 1 999 mit 5,55 Mio. um rund 38.000 

über dem Wert des Vorjahrs: Ein Tei l  der Zunahme ist -
wie alljährlich - auf die höhere Anzahl von Pensionisten 
und Pensionistinnen (+ 6.000) zurückzuführen, positive 
Zuwächse gab es auch bei den freiwillig Versicherten 
(+ 7.600), vor allem aber bei den Erwerbstätigen 
(+ 35.800). Im Gegensatz zu den Vorjahren stiegen 1 999 
die unselbständig Erwerbstätigen deutlich stärker 
(+ 30.000) als die selbständig Erwerbstätigen (+ 5.700). 
Bei den Letztgenannten kam es bei den Bauern nach ei­
nem starken Anstieg im Jahr 1 998 (Aufhebung der Sub-

Beitragsleistende Versicherte in der 
Krankenversicherung (1 999) 
5,5 Mio. Personen 

Angestellte 

I 
26% 

Beamtinnen 

) 
5% Selb-

/ständige 
5 %  Arbeits-

Arbeiterinnen 

sonstige 
Versicherte 3% 

4% -- lose 

Quelle: Hauptverband der österr. Sozialversicherungsträger, 
eigene Berechnungen 
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sidiarität) wiederum zu einem Rückgang bei den versi­
cherten Erwerbstätigen . 

Auf Grund von Mehrfachzählungen (u . a. wegen mehrerer 
Beschäftigungsverhältnisse, wegen des Zusammentref­
fens von Beschäftigungsverhältnis und Pensionsbezug, 
etc.) lag die Zahl der tatsächlich versicherten Personen 
um rund 380.000 unter der Zahl der Versicherungsver­
hältn isse. 

Zu diesen beitragsleistenden Krankenversicherten kom­
men nach Schätzung des Hauptverbandes der öster­
reichischen Sozialversicherungsträger noch fast 200.000 
bei Krankenfürsorgeanstalten versicherte Personen und 
rund 2,7 Mio. mitversicherte Angehörige (1 ,9 Mio. Kin­
der und 800.000 Ehegattinnen/Lebensgefährtinnen). So­
mit waren 1 999 rund 8 Mio. Personen oder 99 % der 
österreichischen Bevölkerung durch die gesetzliche 
Krankenversicherung geschützt. Knapp zwei Drittel da­
von leisteten Beiträge, ein Drittel waren Anspruchsbe­
rechtigte ohne Beitragsleistung. 

1 .2.2. Ausgaben der Krankenversicherung 

Die Ausgaben der sozialen Krankenversicherung betru­
gen im Jahr 1 999 1 33,4 Mrd. ÖS und erhöhten sich ge­
genüber 1 998 um 5,8 % bzw. 7,4 Mrd. ÖS. Noch höher 
war der Anstieg bei den Leistungsaufwendungen 
(+ 6,3 %). Auf diese entfielen 1 25,5 Mrd .  ÖS bzw. 94 % 
der Gesamtaufwendungen.  

Ausgaben der Krankenversicherung 
1 999; 1 33 Mrd. ÖS 

Krankengeld 

Mutterschaftsleistungen 

Zahnbehandlung, Zahnersatz 

sonstige Ausgaben 

Heilmittel, Heilbehelfe 

Ärztl iche Hi lfe 

Quelle: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
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• 

Bei den einzelnen Leistungsarten war folgende Entwick­
lung zu verzeichnen: 

• Ärztliche Hilfe (und gleichgestellte Leistungen) 
Mit einem Anteil von 24,6 % an den Gesamtauf­
wendungen der Krankenversicherung, d. s. rund 
32,8 M rd.  ÖS, stel len die Kosten der ärztl ichen Hilfe 
neben den Spitalskosten nach wie vor die bedeu­
tendste Ausgabengruppe dar. Gegenüber 1 998 sind 
diese Ausgaben um 4,4 % gestiegen, während im 
Verg leich dazu d ie Einnahmen aus der Kranken­
scheingebühr - wie oben erwähnt - nur um 1 % ge­
stiegen sind. 

• Zahnbehandlung/Zahnersatz 
Einen ähnlichen Anstieg, nämlich um 4,0 %, ver­
zeichneten die Ausgaben für Zahnbehandlung und 
Zahnersatz: Sie betrugen im Jahr 1 999 rund 9,3 Mrd.  
öS. Die Aufwendungen für  Zahnbehandlung stiegen 
dabei um 2,7 %, jene für Zahnersatz deutlich mehr 
um 7,4 %.  

• Spitalskosten 
Gemäß § 447f Abs. 3 ASVG haben die Sozialversi­
cherungsträger im Rahmen der leistungsorientierten 
Krankenanstaltenfinanzierung an die Länder (Landes­
fonds) Pauschalbeiträge zu überweisen . Für das 
Jahr 1 999 war der Pauschalbeitrag vorläufig in Höhe 
von 38,8 Mrd. ÖS festgesetzt, wobei die endgültige 
Abrechnung bis zum 31 . Oktober 2000 zu erfolgen 
hat. In diesen Aufwendungen sind auch die Abgeltun­
gen für die ambulanten Spitalsleistungen inkludiert. 

Weitere 3,9 Mrd. ÖS geben die Krankenversiche­
rungsträger für die ambulante und stationäre Pflege in 
Einrichtungen aus, die nicht zu den Landesfonds 
gehören (wie etwa Ordenskrankenhäuser oder Un­
fallspitäler). Durch die Pauschalregelung, die vorläu­
fig noch bis Ende 2000 gilt, ist es gelungen, die Aus­
gabenzuwächse bei den Spitalskosten in etwa auf 
dem Niveau der Beitragseinnahmensteigerungen zu 
stabilisieren. 

Alle übrigen Leistungspositionen der Krankenversi­
cherung sind deutlich stärker gestiegen als die Bei­
tragseinnahmen, einige sogar erheblich stärker: Dazu 
zählen i nsbesondere die Aufwendungen für Hei lmittel 
(+ 1 2 ,6 %), für Krankengeld (+ 1 2,2 %), für medizini­
sche Rehabil itation (+ 9,4 %) und für Fahrtspesen und 
Transportkosten (+ 7,8 %). 

• Heilmittelaufwendungen (Medikamente) 
Mit einem Ausgabenzuwachs von 1 2,6 % stiegen 
die Heilmittelkosten im Jahr 1 999 um ' 2 ,9 Mrd.  ÖS 
auf 25,5 Mrd. ÖS. Vergl ichen mit den Beitragszu­
wächsen (+ 3,4 Mrd. öS) zeigt sich deutl ich, dass die 
Ausgabenzuwächse bei den Heilmitteln beinahe die 
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gesamten Beitragssteigerungen "verbrauchten". In­
nerhalb eines nur zweijährigen Zeitraums - von 1 997 
bis 1 999 - sind die Heilmittelaufwendungen sogar um 
5,5 Mrd.  ÖS gestiegen, was einer Steigerung von bei­
nahe 28 % entspricht. 

Nur ein Tei l  der Ausgabensteigerung von 1 2,6 % re­
sultiert aus einer höheren Zahl von Heilmittelverord­
nungen (+ 5,2 %), der überwiegende Tei l  erklärt sich 
aus der Erhöhung der Arzneimittelpreise bzw. aus 
einem Austausch von bill igeren durch teurere Me­
dikamente. 

Wie oben berichtet stiegen die Einnahmen aus der 
Rezeptgebühr um 8,2 %. Der Anteil rezeptgebühren­
befreiter Verordnungen ist gegenüber 1 998 leicht ge­
sunken. 

• Krankengeldaufwand 
Zweistell ige Zuwachsraten verzeichneten auch die 
Krankengeldaufwendungen: Sie stiegen von 5,0 Mrd.  
öS (1 998) auf 5,6 Mrd.  ÖS im Jahr 1 999 (+ 1 2,2 %). 

Von 1 998 auf 1 999 stiegen die Krankenstandstage 
der unselbständig Beschäftigten (ohne Beamte) von 
35,91 7.354 auf 39,659.222 Tage (+ 1 0,4 %). Dieser 
Anstieg resu ltiert aus einer Zunahme der Kran­
kenstandsfälle (+ 1 1 ,0 %), während hingegen die 
durchschnittliche Krankenstandsdauer leicht ge­
sunken ist (1 998: 1 2,6 Tage, 1 999: 1 2,5 Tage). 

Für die Entwicklung des Krankengeldaufwands sind 
aber nicht die Krankenstandstage, sondern die Kran­
kengeldtage (d . s. jene Krankenstandstage, für die 
Krankengeld entrichtet wird) von Belang. Hierbei ist 
seit rund einem Jahrzehnt ein immer stärker werden­
des Phänomen zu verzeichnen: Im Jahr 1 998 entfie­
len auf Erwerbstätige 7,532.000 Krankengeldtage, 
auf Arbeitslose 5,063.000 Tage. Im Jahr 1 990 betru­
gen die korrespondierenden Werte 7,669.000 Tage 
(Erwerbstätige) bzw. 1 ,886.000 Tage (Arbeitslose). 
Während früher auf rund 4 Krankengeldtage von Er­
werbstätigen ein Krankengeldtag von Arbeitslosen 
kam, kommen jetzt auf 3 Krankengeldtage von Er­
werbstätigen 2 Krankengeldtage von Arbeitslosen. 
Dieser starke Anstieg bei den Krankengeldtagen von 
Arbeitslosen lässt sich weder durch rechtliche Ände­
rungen bei der Entgeltfortzahlung bzw. Krankengeld­
zahlung bei den Erwerbstätigen noch durch die ge­
stiegene Zahl von Arbeitslosen oder eine Änderung 
ihrer Altersstruktur restlos erklären. 

• Sonstige Leistungen der Krankenversicherung 
Für Heilbehelfe und Hilfsmittel wurden im Jahr 1 999 
2,6 Mrd. ÖS (+ 4,6 %), für Mutterschaftsleistungen 
5,6 Mrd. ÖS (+ 0,5 %) ausgegeben. Im Bereich der 
Primär- und Sekundärprävention entfielen folgende 

• 

Aufwendungen: Gesundheitsfestigung und Krank­
heitsverhütung 961 Mio. ÖS (+ 7,7 %), Krankheits­
früherkennung und Gesundheitsförderung ebenfalls 
961 Mio. öS (+ 4,5 %) und medizinische Rehabilita­
tion 2,4 Mrd. öS (+ 9,4 %). 

1 .2.3. Reformmaßnahmen im Bereich der 

Krankenversicherung 

Bei einem Fortschreiten des derzeitigen Einnahmen- und 
Ausgabentrends wäre im Bereich der gesetzlichen Kran­
kenversicherung im Jahr 2000 und in den kommenden 
Jahren ein größeres Defizit zu erwarten. Darüber hinaus 
zeigen die überproportionalen Steigerungen bei ein igen 
Ausgabenpositionen, dass es im System der gesetz­
lichen Krankenversicherung zu falschen Anreizwirkungen 
kommt. 

Um dem entgegenzuwirken wurden folgende Massnah­
men eingeleitet: 

• Die Rezeptgebühr wurde von 45,- ÖS auf 55,- ÖS 
angehoben, wodurch die großen Zuwächse beim 
Hei lmittelverbrauch eingedämmt werden sollen. Im 
Jahr 2001 sollen damit außerdem zusätzliche Einnah­
men von rund 900 Mio. ÖS verbunden sein . 

• Der ab 2001 neu eingeführte Ambulanzbeitrag soll 
n icht nur jährliche Mehreinnahmen in Höhe von rund 
1 Mrd. ÖS bringen , sondern auch ambulante Be­
handlungen aus den Spitälern in den kostengünstige­
ren niedergelassenen Bereich (Ärzte) verlagern. 

• Im Sinne einer internen Sparmaßnahme in der ge­
samten Sozialversicherung werden die Verwaltungs­
kosten per Gesetz auf dem jetzigen Niveau festge­
schrieben. Zur Erreichung dieses und anderer 
betriebswirtschaftlicher Ziele wird ein Monitoring­
System in der gesetzlichen Sozialversicherung einge­
richtet. 

• Weitere Schritte zur Eindämmung des Anstieges der 
Heilmittelkosten sollen im Zusammenwirken mit den 
Vertragspartnern erfolgen. 

• Umfangreichere gesetzliche Sanierungsschritte 
finanzieller Art waren im Bereich der bäuerlichen 
Krankenversicherung erforderlich. Wegen extrem 
hoher Gebarungsabgänge in den vergangenen Jah­
ren und des Fehlens von Rücklagen war hier dringend 
Handlungsbedarf geboten. 

1 .3. Die Entwicklung der Unfall­
versicherung 

Die Unfallversicherung erzielte auch 1 999 wieder ein po­
sitives Ergebnis: Einnahmen von insgesamt 14,6 Mrd. 
ÖS standen Ausgaben von 1 3,9 Mrd. ÖS gegenüber, was 
einen Mehrertrag von 700 Mio. öS ergibt. 
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1 .3. 1 .  Einnahmen und Versicherte 

Die Gesamteinnahmen stiegen gegenüber dem Vorjahr 
um 2,7 %. Sie setzten sich zu 94 % aus Beiträgen für Ver­
sicherte (+ 3,0 %), zu 2,3 % aus dem Bundesbeitrag zur 
Unfallversicherung der Bauern und zu 3,7 % aus sonsti­
gen Einnahmen zusammen. 

Die Zahl der unfallversicherten Personen betrug im 
Jahresdurchschnitt 1 999 5,64 Mio., davon waren 
4,36 Mio. Erwerbstätige (2,98 Mio. Unselbständige, 
1 ,38 M io. Selbständige und sonstige Versicherte) und 
1 ,28 Mio. Schüler und Studenten. 

1 .3.2. Ausgaben und Rentenleistungen 

Die Ausgaben der Unfallversicherung lagen 1 999 um 
4,6 % über dem Wert des Vorjahrs und damit auch über 
der Steigerung der Einnahmen, was in weiterer Folge zu 
einer Verringerung des Mehrertrags gegenüber 1 998 um 
rund 230 Mio. öS führte. 

Von den Gesamtausgaben entfielen 6,4 Mrd. ÖS auf den 
Rentenaufwand (+ 6,8 %), der damit 45,6 % der Ge­
samtaufwendungen ausmachte. Festzustellen ist aller­
dings, dass d ie Aufwendungen für laufende Rentenzah­
lungen mit rund 5,8 Mrd.  öS nur um 2,0 % stiegen. Rund 
560 Mio. ÖS entfielen 1 999 auf Rentenabfertigungen und 
-abfindungen, die somit um 270 Mio. öS bzw. 1 09 % über 
dem Wert des Vorjahrs lagen. 

Im Dezember 1 999 bezogen 1 08.900 Personen (- 1 ,3 %) 
eine Rente aus der Unfallversicherung. Davon entfielen 
89.700 Renten auf Versehrtenrenten, der Rest ( 19 .250) 
auf H interbliebenenrenten. 

Die durchschnittliche Rente aus der Unfal lversicherung 
betrug - bedingt durch die geringe Anzahl der Voll renten -

.3.667,- ÖS (+ 3 , 1  %). 88,2 % der Versehrtenrenten ent­
fielen auf Teilrenten wegen einer Minderung der Erwerbs­
fähigkeit von bis zu 49 v. H. mit einer durchschnittlichen 
Rente von 2.51 7,- ÖS, 9,4 % auf den Bereich der 50 bis 
99%igen Erwerbsminderung (Durchschnittsleistung 
7.842,- ÖS) und 2,4 % waren Vol l renten m it einer Durch­
schnittshöhe von 1 4.230,- ÖS. 

Bei den Hinterbliebenenrenten betrug die durchschnitt­
liche Höhe der Witwen(Witwer)rente 5.779,- ÖS (1 5. 1 00 
Personen), die der Waisenrente 4 . 1 00,- ÖS (4. 1 1 1 Perso­
nen) und die der Eltern(Geschwister)rente 3.594,- ÖS 
(31 Personen) . 

Im Dezember 1 999 bezogen 63 % der Unfallrentner und 
-rentnerinnen zusätzlich eine Pension aus der gesetz­
l ichen Pensionsversicherung. Besonders hoch war der 
Anteil m it 76 % bei den Frauen, bei den Männern betrug 
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er nur 56 %. Das durchschnittliche Gesamteinkom­
men beim Zusammentreffen von Pension und Rente 
betrug 14.603,- ÖS. 

Mehr als ein Viertel der Gesamtaufwendungen der Un­
fallversicherung, nämlich 26,3 % oder 3,7 M rd.  ÖS, ent­
fiel 1 999 auf Unfallheilbehandlungen (- 2,5 % gegen­
über 1 998). Die sonstigen Leistungsausgaben der Unfall­
versicherung für Rehabilitation, Unfallverhütung und 
erste Hi lfe, Körperersatzstücke und andere Hi lfsmittel, 
Beiträge zur Krankenversicherung der Unfallrentner so­
wie Fahrtspesen und Transportkosten beliefen sich 1 999 
auf rund 1 ,55 Mrd. ÖS. 

Der Verwaltungsaufwand der Unfallversicherungsträger 
betrug 1 ,2 Mrd. ÖS (+ 4,6 %). 

1 .3.3. Ausblick 

Wie schon mehrmals im abgelaufenen Jahrzehnt hat die 
Allgemeine Unfallversicherungsanstalt auch im Jahr 
2000 eine Überweisung an den Ausgleichsfonds der 
Pensionsversicherungsträger zu leisten: Die Höhe der 
Überweisung beträgt 1 Mrd. ÖS und dient der Senkung 
des Bundeszuschusses zur gesetzlichen Pensionsversi­
cherung. 

Darüber hinaus sind natürlich auch die Unfallversiche­
rungsträger in die Maßnahmen zur kurz- und mittelfristi­
gen Stabil isierung der Verwaltungskosten einbezogen. 

1 .4. Die E ntwicklung der gesetzlichen 
Pensionsversicherung 

Nach den vorläufigen Ergebnissen betrugen d ie Ge­
samtausgaben der Pensionsversicherung für 1 999 rund 
294,7 Mrd. ÖS (+ 4,4 %). Diesen standen Einnahmen in 
Höhe von 293,8 Mrd. ÖS (+ 4,3 %) gegenüber. Der 
negative Saldo im Ausmaß von 870 Mio. ÖS ergibt sich 
aus der Zuweisung an Rücklagen (Leistungssicherungs­
rücklage). 

1 .4. 1 .  Pensionsversicherte und Beitragseinnahmen 

Die Einnahmen stammten zu rund 75 % aus Beiträgen 
für Versicherte in Höhe von 21 9,2 Mrd.  ÖS. Darin sind 
49,3 Mrd. ÖS an Beitragseinnahmen enthalten, die in den 
Ausgleichsfonds der Pensionsversicherungsträger flos­
sen. Während die Gesamteinnahmen um 4,3 % zunah­
men, stiegen die Beitragseinnahmen für Versicherte nur 
um 3,0 % .  

Die Einnahmen aus Pflichtbeiträgen stiegen u m  3,4%, 
was sowohl eine Folge gestiegener Versichertenzahlen 
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und alljährlicher Einkommenszuwächse als auch des 
Fortwirkens einiger legistischer Maßnahmen der jünge­
ren Vergangenheit ist. Im Gegensatz zum Vorjahr lag die 
Zuwachsrate der Pflichtbeiträge bei den Selbständigen 
mit 2 % unter jener der Unselbständigen mit 3,6 % .  

Dies ist zumindest zum Tei l  auf die unterschiedlichen Zu­
wächse bei den Versicherten zurückzuführen. Im Jahres­
durchschnitt 1 999 betrug die Zahl der Versicherungs­
verhältnisse in der Pensionsversicherung 3,1 2  Mio. Ge­
genüber 1 998 hat sie - wie schon in den Jahren zuvor -
infolge der guten konjunkturellen Situation und der Ein­
beziehung neuer Personengruppen in die Versicherung 
(wie neue Selbständige, freie Dienstnehmer, geringfügig 
Beschäftigte) zugenommen, und zwar um 47. 1 38 
(+ 1 ,5 %). Der Anstieg betrug bei den Unselbständigen 
37.770 (+ 1 ,4 %), bei den Selbständ igen 9 .368 (+ 2 , 1  %). 

1 .4.2. Pensionsleistungen und Pensions­

aufwendungen 

Die Entwicklung der Ausgaben in der Pensionsversiche­
rung wird in erster Linie durch die Zunahme des Pen­
sionsaufwands bestimmt, der im Jahr 1 999 258,9 Mrd. 
ÖS betrug (+ 4 ,8  %) .  Auf ihn  entf ielen rund 88 % der 
Gesamtaufwendungen.  

Die Aufwandssteigerung ist einerseits auf die gestiegene 
Zahl der ausbezahlten Pensionsleistungen, auf Struktur­
effekte, die sich insbesondere in einer unterschiedlichen 
Höhe und Zusammensetzung von neu anfal lenden und 
wegfallenden Leistungen n iederschlagen und anderer­
seits auf die Pensionsanpassung 1 999 von 1 ,5 % 
zurückzuführen. 

Der vom Bund zur Gänze zu ersetzende Aufwand für 
Ausgleichszulagen sank von 1 998 auf 1 999 um 5,0 % 
auf rund 10,4 Mrd. ÖS. Neben der Valorisierung der Aus­
gleichszulagenrichtsätze mit 1 ,5 % gab es - ähnlich wie 

• 

in den Jahren zuvor - in den Monaten Jänner und Juli 
Zuzahlungen zur Ausgleichszulage. 

Im Dezember 1 999 bezogen 242.400 Personen eine 
Ausgleichszulage. Gegenüber dem Jahr 1 998 bedeutet 
dies einen Rückgang um etwas mehr als 9.000 Aus­
gleichszulagenbezieher (- 3,6 %). Damit setzt sich der 
seit Jahren rückläufige Trend fort. 

Der Beitrag der Pensionsversicherungsträger zur Kran­
kenversicherung der Pensionisten lag mit 1 1 ,3 Mrd.  ÖS 
um 6,1  % über dem des Jahrs 1 998. 

Für Leistungen der Gesundheitsvorsorge und Rehabi­
litation wurden 1 999 rund 4,4 Mrd.  ÖS aufgewendet 
(+ 8,1 %). Ab dem Jahre 1 999 haben die Versicherten für 
Rehabilitationsaufenthalte 76,- ÖS pro Verpflegstag 
und für Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge zwi­
schen 76,- ÖS und 194,- ÖS - je nach wirtschaftlichen 
und sozialen Verhältnissen - zu leisten, wobei aber eine 
Befreiungsmöglichkeit besteht. 

Nach einem temporären Rückgang der Anträge auf Ge­
währung von Heilverfahren (Rehabil itation, Kur und Ge­
nesung) und Erholungsaufenthalten in den Jahren 1 996 
(- 1 2  %) und 1 997 (- 2,1  %) ist seit 1 998 wieder eine 
deutlich steigende Tendenz zu verzeichnen: Von 1 997 auf 
1 998 nahmen die Anträge um rund 1 2.000 auf 1 05.000 
und von 1 998 auf 1 999 um rund 6.900 (+ 6,6 %) auf 
1 1 2.000 zu. 

Wie bereits erwähnt, liegt eine Ursache für den Anstieg 
der Pensionsausgaben in der gestiegenen Zahl der Pen­
sionsleistungen: Die Anzahl der Pensionen stieg von 
Dezember 1 998 auf Dezember 1 999 um 1 ,6 % auf 
1 .944.500. Diese Zunahme ist zur Gänze auf den Anstieg 
der Alterspensionen (+ 3,5 %) - und hier wiederum auf 
den Anstieg der vorzeitigen Alterspensionen - zurück­
zuführen. Die Zahl der Invaliditätspensionen nahm hin­
gegen weiter ab, und jene der H interbliebenenleistungen 
ist annähernd konstant geblieben. 

Ausgaben der Pensionsversicherung (in Mio. öS1 )) 

Pensionsaufwände 
Ausgleichszulagen 
Gesundheitsvorsorge und Rehabilitation 
Beiträge zur KV der Pensionisten 
Verwaltungs- und Verrechnungsaufwand 
sonstige Ausgaben und Leistungen 

Gesamtausgaben 

1 )  vorläufige Gebarungsergebnisse 

1 999 

258.930 
1 0.41 2 

4.4 1 5  
1 1 .293 

5.368 
4.299 

294.717 

Änderungen 
gegenüber 1998 

4,7% 
-5,0% 

9,6% 
5,0% 
5,3% 
1 ,0% 

4,3% 

Quelle: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, eigene Berechnungen 
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Der Anteil der Alterspensionen am Gesamtpensions­
stand lag etwas über 53 %, jener der vorzeitigen Alters­
pensionen bei rund 1 2  % .  Auf Invaliditätspensionen 
entfielen 1 9,5 % aller Leistungen, die restlichen 27,3 % 
entfielen auf Hinterbliebenenleistungen . 

Der Rückgang der Zahl der Invalid itätspensionen signali­
siert irrtümlicherweise einen Rückgang der krankheitsbe­
dingten Leistungen. Berücksichtigt man auch die 1 993 
neu eingeführte vorzeitige Alterspension wegen gemin­
derter Arbeitsfähigkeit, so ist der Anteil jener Leistungen, 
die aus gesundheitlichen Gründen zuerkannt wurden, in 
Relation zum gesamten Pensionsstand recht stabi l .  Im 
Jahr 1 999 lag er  bei 23,7 % .  

Wie schon in  den Vorjahren verzeichnete d i e  Pensions­
versicherungsanstalt der Angestellten, bedingt durch 
die Strukturverschiebung im Bereich der unselbständig 
Beschäftigten von Arbeitern zu Angestellten, mit 3,0 % 
den stärksten Zuwachs. Der Zuwachs wäre noch größer 
gewesen, wenn nicht rund 4.000 Leistungsbezieher von 
der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten an 
die Versicherungsanstalt der österreichischen Eisenbah­
nen überstellt worden wären. Daraus resultiert auch der 
Anstieg der Pensionen bei der letztgenannten Anstalt von 
1 4.850 (1 998) auf 1 8.750 (1 999). 

Die Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter verzeich­
nete einen Zuwachs von 8.600 Leistungen bzw. um 
0,9 %. Die Zahl der ausbezahlten Pensionsleistungen bei 
den übrigen Pensionsversicherungsträgern blieb an­
nähernd konstant. 

• 

Mehr als 62 % aller Pensionsleistungen entfielen 1 999 
auf Frauen. In erster Linie ist der hohe Frauenanfeil auf 
die große Zahl der Witwenpensionen (443.600 gegen­
über 37.200 Witwerpensionen) zurückzuführen. Aber 
auch bei den Alterspensionen überwog der Frauen­
anteil (56 %), da Frauen ihre Pension wegen ihres nied­
rigeren Pensionszugangsalters und vor allem wegen 
der höheren Lebenserwartung deutlich länger beziehen 
als Männer. Wegen der gestiegenen Erwerbsbetei l igung 
der Frauen, der Erleichterung der Zugangsvoraussetzun­
gen zur Pension (u.a. Einführung der ewigen Anwart­
schaft) und der verbesserten Anrechnung von Zeiten der 
Kindererziehung erwerben darüber hinaus immer mehr 
Frauen Anspruch auf eine eigenständige Pensionsleis­
tung. Dies hat umgekehrt zur Folge, dass die Zahl der 
Doppelpensionsbezieher - und hier handelt es sich 
beinahe ausschließlich um Frauen - weiter zunimmt. 
Faktum ist, dass im vergangenen Jahrzehnt die Zahl der 
Doppelpensionsbezieher mit einem Anstieg von rund 
2 % pro Jahr doppelt so schnell gestiegen ist wie die Zahl 
der Pensionsleistungen . 

1 .4.3. Pensionsbelastungsquote und Bundesbeitrag 

zur Pensionsversicberung 

Die Bundesmittel zur Pensionsversicherung (Bundes­
beiträge inklusive Ausgleichszulagenersätze) betrugen 
im Jahre 1 999 rund 73,6 Mrd. ÖS, das s ind um 8,8 % 
mehr als i m  Jahr zuvor. Der Antei l  der Bundesmittel 
an den Gesamtaufwendungen der Pensionsversiche­
rung ist damit von 24 % (1 998) auf 25 % (1 999) ange­
stiegen . 

Anteil der Bundesmittel 1 955 bis 1 999 in % zu Gesa mtausga ben der Pensionsversicherung 

40,0 

35,0 

30,0 

25,0 

20,0 

1 5,0 

1 0,0 

5,0 

o 
1 955 1 960 1 965 1 970 1 975 1 980 1 985 1 990 1 995 1 999 

Quelle: eigene Berechnungen 
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Pensionsbelastungsquote in der gesetzlichen Pensionsversicherung 
1 .200 

1 .000 982 

SVA der Bauern 
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-

m m m 

*) 1 999 entfielen auf 1 000 Pensionsversicherungsbeitragszahlende 61 7 Pensionsbezieherinnen 

Quelle: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 

Bei den Unselbständigen betrug der Anteil der Bundes­
mittel an den Ausgaben der Pensionsversicherung im 
Jahr 1 999 1 7,7 % (1 998: 1 6,4 %) ,  bei den gewerblich 
und freiberuflich Selbständigen 57,0 % (1 998: 56,4 %) 
und bei den Bauern 73,8 % (1 998: 73,4 %). 

Dabei ist zu beachten,  dass die Bundesmittel bei den 
Selbständ igen auch jene Zuschüsse des Bundes enthal­
ten, die sich aus der fiktiven Verdoppelung der Pflicht­
beiträge ergeben.  Beitragsverluste aus der so genannten 
Wanderversicherung sind dabei nicht berücksichtigt. 

Neben der unterschiedlichen Gestaltung des Beitrags­
aufkommens sind die unterschiedl ichen Pensionsbelas­
tungsquoten - also das jewei l ige Verhältnis von ausbe­
zahlten Leistungen zu Versicherungsverhältnissen - der 
ausschlaggebende Faktor für die unterschiedliche Finan­
zierungsstruktur in den einzelnen Pensionsversiche­
rungszweigen. 

Im Jahr 1 999 wurden im Jahresdurchschnitt 1 .927.700 

Pensionsleistungen ausbezahlt, von 3 . 1 22.200 Versi­
cherungsverhältnissen fielen Beiträge an. Dies ergibt ei­
ne Belastungsquote von 61 7. Gegenüber dem Jahr 
1 998 ist die Belastungsquote neuerlich gesunken, d. h. 
die Relation von Versicherungsverhältnissen zu Leistun­
gen hat sich geringfügig verbessert. 

Diese Verbesserung rührt aussch ließl ich aus einer Verrin­
gerung der Belastungsquote bei den gewerblich und frei­
berufl ich Selbständigen, die von 627 (1 998) auf 596 
(1 999) sank, weil durch die E inbeziehung der neuen 
Selbständigen in das GSVG die Versichertenzahlen im 
vergangenen Jahr erheblich gestiegen waren. 

Steigende Belastungsquoten gab es h ingegen in allen 
anderen Bereichen. 

Bei den Arbeitern stieg sie von 1 998 auf 1 999 von 775 
auf 777, bei den Angestellten von 412  auf 41 4 und bei 
den Bauern von 966 auf 982. 

1 .4.4. Die Einbeziehung neuer Versicherter in die 

gesetzliche Pensionsversicherung 

Bei der Berechnung der oben angeführten Belastungs­
quoten nicht berücksichtigt sind zwei neu ins ASVG 
einbezogene Gruppen, nämlich die so genannten freien 
Dienstnehmer und jene geringfügig Beschäftigten, die 
die Möglichkeiten einer Selbstversicherung nach § 1 9a 
ASVG genutzt haben. Diese N ichtberücksichtigung hat 
einen einfachen Grund: Eine statistische Trennung dieser 
Personen in Arbeiter und Angestellte ist aus den laufen­
den Statistiken - zumindest derzeit - nicht möglich. Da­
her ist auch - etwa im Gegensatz zu den neuen Selb­
ständigen im GSVG - eine exakte Zuordnung zu einzel­
nen Pensionsversicherungsträgern n icht möglich. Des­
sen ungeachtet können ein ige Globalaussagen über d ie 
neu einbezogenen Versichertengruppen gemacht werden. 

• Neue Selbständige 
Die gestiegenen Versichertenzahlen im Bereich der 
Sozialversicherungsanstalt der gewerbl ichen Wirt­
schaft ist vorwiegend auf die Einbeziehung der so ge­
nannten neuen Selbständigen in die gewerbliche So­
zialversicherung zurückzuführen: Während im Jahr 
1 998 die Meldungen der Versicherten gemäß § 2 
Abs. 1 Z.4 GSVG - der neuen Selbständigen - erst 
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langsam und sukzessive anliefen, gab es im Jahres­
durchschnitt 1 999 bereits 8.900 Versicherte in dieser 
Kategorie, im Juni 2000 waren es 1 1 .21 2 Personen . 
Trotz dieses stetigen Anstiegs bleiben die neuen 
Selbständigen zunächst untererfasst, da in die Versi­
chertenstatistik nur jene Personen eingehen, die ihre 
Tätigkeit als neuer Selbständiger vorab melden und 
daher auch eine Beitragsvorauszahlung leisten. Das 
Gros der Personen wird allerdings erst nachträglich 
im Weg der Überprüfung der Einkommenssteuerbe­
scheide erfasst werden und die Beiträge unter Um­
ständen im Nachhinein entrichten müssen. Für die als 
neue Selbständige Tätigen des Jahrs 1 998 wird dies 
spätestens im Jahr 2000 der Fall sein,  für die i n  den 
nachfolgenden Jahren Tätigen entsprechend später. 

Die bisherigen Beitragseinnahmen für neue Selbstän­
dige beliefen sich auf knapp 2 1 8  M io. ÖS im Jahr 1 998 
und auf 303 Mio. ÖS im Jahr 1 999. Rund ein Drittel die­
ser Einnahmen entfielen auf die Krankenversicherung, 
der größere Teil auf die Pensionsversicherung. 

Bei den neuen Selbständigen l iegt das Geschlechterver­
hältn is von versicherten Männern zu Frauen derzeit bei 
56 % zu 44 %. 

• Freie Dienstnehmer 
Auch die neu einbezogenen Versicherten nach § 4 
Abs. 4 ASVG - die freien Dienstnehmer - verzeich­
nen eine stetige Zunahme: Gab es im Jahresdurch-

Durchschnittliches Pensionszugangsalter 
Alterspensionen und I nval id itätspensionen 
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1 970 

60 

1 975 1 980 

schnitt 1 998 noch 1 5.050 Versicherte dieser Katego­
rie, so stieg dieser Wert im Jahr 1 999 auf 1 9.300 ver­
sicherte Personen. Im Juni 2000 sind bereits 23.200 
freie Dienstnehmer erfasst. Rund 53 % davon sind 
Männer, 47 % entfallen auf Frauen. 

Zu den Beitragseinnahmen trug diese Personengrup­
pe 1 998 rund 735 Mio. ÖS und 1 999 rund 890 Mio. ÖS 
bei. Ein Fünftel dieser Beiträge entfiel auf die Kran­
kenversicherung, vier Fünftel auf die Pensionsver­
sicherung. 

• Geringfügig Beschäftigte 
Im Juni 2000 gab es 201 .200 geringfügige Beschäf­
tigungsverhältnisse, womit erstmals die 200.000er 
Schwelle überschritten wurde. Weitere Details über 
die Struktur und die Entwicklung der geringfügig Be­
schäftigten enthält ein eigener Abschnitt. 

1 .4.5. Leistungskennzahlen der gesetzlichen 

Pensionsversicherung 

Die Zahl der ausbezahlten Pensionsleistungen stieg 
von Dezember 1 998 auf Dezember 1 999 um 1 ,6 % auf 
1 .944.000 an. 

Dieser Anstieg ergibt sich aus der Differenz zwischen 
Pensionsneuzugängen und Pensionsabgängen: Im Jahr 
1 999 gab es 1 1 7.000 erstmalige Neuzuerkennungen 

1 985 

60,6 

____ p-_ 58,0 

Frauen 
Alterspension 

Männer 
Invaliditätspension 

Frauen 
Invaliditätspension 

1 990 

50,4 

48,3 

1 995 1 999 
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von Pensionsleistungen und 78.000 Pensionsabgänge 
wegen Tod des Leistungsbeziehers. 

1 .4.5. 1 .  Pensionsneuzuerkennungen und 
Pensionsantrittsalter 

Von den genannten 1 1 7.000 Neuzuerkennungen entfie­
len 69.000, d. s. 60 %, auf Alterspensionen, 1 3  % auf In­
validitätspensionen und der Rest, nämlich 27 %, auf 
Hinterbliebenenleistungen. Drei Viertel der Neuzugän­
ge bei den Alterspensionen waren vorzeitige Alterspen­
sionen. Da auch die Neuzugänge bei der Inval iditätspen­
sion beinahe ausschl ießlich vor Erreichen des gesetzl i­
chen Regelpensionsalters erfolgten, bedeutet dies, dass 
rund 80 % aller Neuzugänge bei den Direktpensionen 
vor Erreichen des gesetzlichen Antrittsalters in Pen­
sion gingen: Bei den Männern betrug dieser Anteil 
90 %, bei den Frauen 69 %. 

Gegenüber dem Jahr 1 998 stiegen die erstmaligen 
Pensionsneuzuerkennungen um 1 1 .500 (+ 1 1  %). Zwei 
Drittel dieses Anstiegs resultierten aus den höheren Neu­
zugängen der Männer, ein Drittel wurde durch steigende 
Neuzugänge bei den Frauen verursacht. Der überpropor­
tionale Anstieg bei den Männerpensionen ist n icht über­
raschend, erreichten doch die geburtenstarken Jahrgän­
ge 1 939 bis 1 941 bei den Männern im Jahr 1 999 erstmals 
die Altersgrenze für die vorzeitige Alterspension. 

Das durchschnittliche Pensionsantrittsalter bei den 
Direktpensionen betrug im Jahr 1 999 57,6 Jahre (1 998: 
57,4 Jahre). Frauen gingen um mehr als eineinhalb Jah­
re früher in Pension als Männer, nämlich mit 56,7 Jahren 
gegenüber 58,4 Jahren bei den Männern. 

Bei den Alterspensionen - durchschnittliches Zu­
gangsalter 59,3 Jahre - beträgt der Unterschied zwi­
schen Frauen (58,0 Jahre) und Männern (60,6 Jahre) 
mehr als zweieinhalb Jahre. Bei den Inval iditätspensio­
nen ist die Differenz geringer, nämlich 48,3 Jahre (Frau­
en) und 50,4 Jahre (Männer). 

Seit 1 970 ist damit das durchschnittliche Pensionsan­
trittsalter um rund 3,7 Jahre - von 61 ,3 auf 57,6 - ge­
sunken. Die Verringerung zeigte sich in etwa im gleichen 
Ausmaß bei Frauen und Männern. 

Ungleich größere Unterschiede in der langfristigen Ent­
wicklung bestehen zwischen den einzelnen Versiche­
rungszweigen : Im ASVG sank das durchschnittliche An­
trittsalter von 60,2 (1 970) auf 57,4 (1 999), im Bereich der 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirt­
schaft von 65,9 auf nunmehr 59,1 und bei den Bauern 
von 63,7 auf 58,4. Mit  anderen Worten, das Antritts­
alter bei den Selbständ igen hat sich stark an jenes 
der Unselbständ igen angenähert , l iegt aber noch 
darüber. 

1.4.5.2. Zuerkennungen von Pensionen wegen 
geminderter Arbeitsfähigkeit 

I n  diesem Abschnitt werden zwei Pensionsarten zusam­
men betrachtet, näml ich 

• die Invalid itäts-, Berufs-, oder Erwerbsunfähigkeits­
pensionen und 

• die vorzeitigen Alterspensionen wegen geminderter 
Arbeitsfäh igkeit bzw. Erwerbsfähigkeit. 

Im Jahr 1 999 gingen 29.000 Personen wegen eines be­
einträchtigten Gesundheitszustands in Pension: Ge­
genüber dem Jahr 1 998 bedeutet dies einen Anstieg 
um 7 %; diese Pensionsleistungen machten 35 % a ller 
Neuzugänge an Direktpensionen aus. 

Besonders hohe I nvalidisierungsquoten wiesen die 
Männer (48 %) auf, vor allem d ie Arbeiter (57 %) und die 
Bauern (63 %). Mit Ausnahme der Bauern sind allerdings 
diese Anteile bei allen SV-Trägern gesunken. 

Zuerkennungsursachen für Pensionen 
wegen geminderter Arbeitsfähigkeit*) 
1 999 (in %) 

Erkrankungen des 
Bewegungs- und 

Stützapparates 

PSYChiatrische 
Erkrankungen 

Sonstige 
Erkrankungen 

Krebs 

Herzerkrankungen 

Kreislauferkrankungen 

Erkrankungen 
der Atmungsorgane 

Nervenkrankheiten 

Cerebrovaskuläre 
Erkrankungen 

trio I 
5,3% 

�0'6% 
Arbeits(Weg)unfälle 

2,5% 

44,3% 1 

1 6,3%1 
1 3,0%1 

Frauen 

Männer 

*) Invalid itätspensionen und vorzeitige Alterspensionen wegen 
geminderter Arbeitsfähigkeit 

Quelle: eigene Berechnungen 
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Pensionsneuzuerkennungen nach Pensionsart*) (1 999) 

Männer Frauen 

68% 55% 

Vorzeitige Alterspension (bei Männern zwischen 55 und 64 Lebens­
jahren, bei Frauen zwischen 55 und 59 Lebensjahren) 

- Invaliditätspensionen vor dem 65. bzw. bei Frauen 60. Lebensjahr _ 
- Pensionen nach Erreichen des 65. bzw. bei Frauen 60. Lebensjahres _ 

*) nur Direktpensionen Quelle: Hauptverband der österr. Sozialversicherungsträger, eigene Berechnungen 

Die Bäuerinnen wiesen bei den Frauen den höchsten 
Anteil an gesundheitsbedingten Zugängen - gemessen 
an allen Direktpensionszugängen - aus, nämlich 37 %. 
Der Gesamtdurchschnitt lag hier bei 20 %. 

Dieses seit Jahren eher stabi le Muster setzt sich auch bei 
der Betrachtung der Ursachen für den frühen Pensions­
zugang, also der Krankheitsgruppen, fort: 42 % aller 
gesundheitsbedingten Neuzugänge entfielen auf Krank­
heiten des Bewegungs- und Stützapparats (62 % bei 
den Bauern) und 20 % auf psychiatrische Krankheiten 
und Krankheiten des Nervensystems, d. h. auf diese bei­
den Krankheitsgruppen entfielen 62 % aller Neuzugänge. 
Auf die vormals so bedeutenden Herz- und Arterien­
krankheiten entfallen nur mehr 7 % der krankheitsbe­
d ingten Zugänge. 

Auffallend ist das stete Ansteigen der psychiatrischen 
und der Nervensystemkrankheiten: Bei den weib­
l ichen Angestellten machten sie bereits 40 % al ler  
Neuzugänge aus,  bei  den männl ichen Angestel lten 
i m merh in  25 % .  

1.4.5.3. Pensionsanträge, Zuerkennungsquoten 
und Ablehnungen 

Im Jahre 1 999 wurden 1 76.000 (+ 1 0  %) Pensionsanträ­
ge eingebracht; 1 1 7.000 , rund % der Anträge, wurden 
zuerkannt. 

Insgesamt wurden von den Pensionsversicherungsträ­
gern 1 999 1 68.000 Anträge erledigt: 71 % mündeten in 

62 

eine positive Erledigung, 22 % in eine Ablehnung und 
8 % der Anträge erfuhren eine anderweitige Erled igung. 

Definiert man die Zuerkennungsquote als die Relation 
von Zuerkennungen zur Summe aus Zuerkennungen und 
Ablehnungen, so ergibt sich folgendes Bi ld: 

• Bei den Invaliditätspensionen betrug die Zuerken­
nungsquote 40 %. Sie erreichte in der Pensionsver­
sicherung der Unselbständigen (39 %) in etwa die 
gleiche Höhe, bei den Selbständigen lag sie mit 53 % 
aber deutlich höher. 

• Bei den Alterspensionen - inklusive den vorzeiti­
gen Alterspensionen wegen geminderter Arbeits­
fähigkeit - lag die Zuerkennungsquote bei 87 % .  
Dies entspricht auch der Quote bei den .Unselbstän­
digen , bei den Selbständigen war sie auch hier höher, 
näml ich 93 % .  

Generell kann man sagen, dass die Selbständigen (vor 
allem Bauern) bei den krankheitsbedingten Pensions­
zugängen eine höhere Zuerkennungsquote aufweisen 
als die Unselbständigen, d. h. d ie Zahl der Ablehnun­
gen ist  spürbar geringer. 

1.4.5.4. Pensionsabgänge, Bezugsdauer und 
Abgangsalter 

Im Jahr 1 999 gab es 78.000 Pensionsabgänge wegen 
Tod der Bezieher oder Bezieherinnen: Dabei stieg das 
durchschnittliche Pensionsabgangsalter der Frauen 
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von 1970 bis 1 999 von 75,7 Jahren auf 80,1 Jahre, je­
nes der Männer von 73,3 Jahren auf 75,2 Jahre. 

Eine der Ursachen d ieses Anstiegs liegt natürlich im 
gleichzeitig zu beobachtenden Anstieg der Lebenser­
wartung: Während d ie zusätzliche Lebenserwartung 
eines 6O-jährigen Mannes im Jahr 1 970 noch rund 1 4,9 
Jahre betrug ,  lag sie im Jahr 1 999 bereits bei 1 9,5 Jah­
ren. Bei den Frauen ist ein Anstieg von 1 8,8 auf 23,7 
Jahre zu verzeichnen. 

In Kombination mit dem in den vergangenen drei Jahr­
zehnten gesunkenen Zugangsalter hat sich damit die 
Pensionsbezugsdauer deutlich erhöht. Allerdings lie­
gen vergleichbare Zeitreihen nur für den Bereich der Pen­
sionsversicherungsanstalt der Arbeiter vor. Von 1 981 auf 
1 999 stieg die durchschnittliche Bezugsdauer einer AI­
terspension bei den Männern von 1 3,8 auf 1 5,9 Jahre, bei 
den Frauen von 1 8,6 auf 22,3 Jahre. 

1.4.5.5. Höhe der neuzuerkannten 
Pensionsleistungen 

Obwohl sich die Pensionsleistungen von Männern und 
Frauen ein wenig angenähert haben, bestehen sowohl 
bei Leistungen des Pensionsstands als auch bei Leistun­
gen des Neuzugangs zwischen Frauen und Männern 
beträchtliche Unterschiede in den Leistungshöhen: 
Frauen haben auf Grund ihrer spezifischen Lebensum­
stände - wie etwa Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit 
aus famil iären Gründen - beim Pensionsantritt wesent­
lich weniger Versicherungsjahre erworben als Männer. 
Wie die Pensionsneuzugangsdaten seit 1 993 belegen, 
wird dieser Nachteil im Versicherungsverlauf durch die 
verbesserte Anrechnung von Kindererziehungszeiten 
ein wenig ausgeglichen. Die Einkommensnachteile der 
Frauen im Erwerbsleben, sprich die niedrigeren Arbeits­
verdienste, vermag allerdings auch das Pensionssystem 
nicht zu kompensieren. 

Die durchschnittliche Neuzugangsalterspension (oh­
ne Zulagen und Zuschüsse) eines männlichen Arbeiters 
betrug im Jahr 1 999 1 2.500,- ÖS (+ 8,0 %), die eines 
männlichen Angestellten 22.700,- ÖS (+ 7 %), die 
durchschnittliche Neuzugangspension einer Arbeiterin 
hingegen 6.700,- ÖS (+ 5 %), die einer Angestellten 
1 3.000,- ÖS (+ 2 %). 

Eine ähnliche Diskrepanz zeigt sich auch bei den Inva­
liditätspensionen: Hier beträgt die Durchschnittspen­
sion einer Arbeiterin 6.300,- ÖS (+ 0,4 %), die einer 
weiblichen Angestellten 9.600,- ÖS (- 0,7 %). Jene der 
Männer war hingegen um mehr als 70% höher, näml ich 
10.800,- ÖS (- 3 %) bei den Arbeitern und 1 6.400,- ÖS 
(- 1 %) bei den Angestellten. Die durchschnittliche 
Witwenpension des Neuzugangs betrug 7.000,- ÖS 
(+ 3 %), jene der Witwer 3.401 ,- ÖS (+ 1 %). 

.. .  ; • • 

Ein ähnliches Bild zeigt sich auch bei Selbständigen, 
ohne hier im Detail darauf einzugehen. 

Das Auseinanderdriften der Neuzugangsleistungen 
von Männern und Frauen hat primär einen demografi­
schen Grund: Bei den Männern erreichten die geburten­
starken Jahrgänge 1 939 bis 1 941 erstmals das Pen­
sionsanfallsalter, und ihr hohes Pensionsniveau erhöht 
den Gesamtdurchschnitt überproportional . 

1.4.5.6. Pensionsleistungen des Pensionstands 

Die Höhe einer Pension wird einerseits durch die Höhe 
der Gesamtbemessungsgrundlage, andererseits durch 
die Anzahl der im Verlauf des Erwerbslebens erworbenen 
Versicherungsmonate bestimmt. Eine echte Mindestpen­
sion ist in der gesetzlichen Pensionsversicherung n icht 
vorgesehen, wohl aber wird mit dem Instrument der Aus­
gleichszulage eine bedarfsorientierte, vom sonstigen 
eigenen bzw. Haushaltseinkommen abhängige "Min­
destpension" gewährt. 

Die höchstmögliche Eigenpension (ohne Zulagen und 
Zuschüsse und Höherversicherungsleistungen) betrug 
im Jahr 1 999 29.71 2,80 ÖS, die höchste Witwenpension 
1 7.827,70 ÖS monatlich. 

• Durchschnittliche Pensionsleistungen 

Die folgenden Durchschnittspensionsdaten sind in 
Bezug auf die Einkommens- und Lebensverhältnisse 
von Pensionisten und Pensionistinnen insofern nur 
beschränkt aussagekräftig, als sie weder etwas über 
die Pro-Kopf-Einkommen der Pensionisten noch 
über die Einkommenssituation der Pensionistenhaus­
halte aussagen. Die im Folgenden präsentierten 
Daten sind Verwaltungsdaten der gesetzlichen Pen­
sionsversicherung. Sie geben Aufschluss über die 
Höhe der ausbezahlten Leistungen, aber nur zum Tei l  
über die (Gesamt)Einkommen. Neben den nicht er­
fassten sonstigen Einkommen (Beamten pensionen, 
Kriegsopferleistungen bzw. Leistungen der Opferfür­
sorge, Pflegegeldleistungen, Aktiveinkommen) be­
stehen noch andere statistische Unschärfen (Einfach­
bzw. Mehrfachpensionsbezieher, zwischenstaatliche 
Leistungen, In lands- bzw. Auslandspensionsbezieher 
etc.). 

Wie beim Pensionsneuzugang bestehen auch beim 
Pensionsstand deutliche Unterschiede zwischen 
den durchschnittlichen Pensionshöhen von Män­
nern und Frauen. Niedrigere Aktiveinkommen zum 
einen und Lücken im Versicherungsverlauf etwa 
durch die Erziehung von Kindern zum anderen bewir­
ken, dass die Durchschnittspensionen der Frauen 
(mit Ausnahme der Witwenpensionen) noch immer 
wesentlich unter jenen der Männer liegen: 
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Durchschnittspension*) des Neuzugangs 1 999 
nach Pensionsversicherungsträgern und Geschlecht 

Alterspensionen 

M änner Frauen 

1 6.746 

1 0 .075 

c:J c:J 
Invaliditätspensionen 

M änner Frauen 

7.640 

Witwen(Witwer)pensionen 

M änner 

• PVA Angestellte • PVA Arbeiter 

SVA Bauern • SVA gew. Wirtschaft 

') in ÖS. ohne Zulagen und Zuschüsse 
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Die durchschnittliche Alterspension der Männer in 
der gesetzlichen Pensionsversicherung betrug im De­
zember 1 999 ohne Zulagen und Zuschüsse 
1 5.200,- ÖS jene der Frauen hingegen nur 
8.900,- ÖS. Ein ähnl iches Bild, wenn auch auf n iedri­
gerem Niveau, zeigt sich bei den Invaliditätspensio­
nen. Hier betrug die Durchschnittspension bei den 

• PVA Angestellte 

• SVA gew. Wirtschaft 

Frauen 

5.895 

PVA Arbeiter 

SVA Bauern 

Quelle: Hauptverband der österr.Sozialversicherungsträger 

Männern 1 1 .300,- ÖS bei den Frauen hingegen 
5.700,- ÖS. Wie schon im Jahr zuvor sind aber die 
Durchschnittspensionen der Frauen bei den Inval i­
d itätspensionen (+ 3,2 %) um einiges stärker gestie­
gen als jene der Männer (+ 2,5 %), die Alterspensio­
nen beider stiegen beinahe gleich an (Männer 
+ 3,1 %, Frauen + 3,0 %). 
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• 

Durchschnittspensionen*l 1 999 

Alterspensionen 

Männer Frauen 

1 5.242 

D 
8.860 

6.462 

Invaliditätspensionen 

Männer Frauen 

gesamt: 1 1 .290 

5.694 

Witwen(Witwer)pensionen 

• PVA Angestellte 

• SVA gew. Wirtschaft 

Männer 

... _ .. _ ....... ______ .. _ .. __ .�:���_t�.?:��!.. 

• PVA Arbeiter 

SVA Bauern 

') in ÖS, ohne Zulagen und Zuschüsse 

1 999 lagen rund 80 % aller Pensionsleistungen un­
ter 1 5.400,- ÖS. 1 5  % lagen im Bereich von 1 5.400,­
ÖS bis 23.400,- ÖS und nur 5 % al ler ausbezahlten 
Leistungen lagen im Bereich von 23.400,- ÖS bis zur 
Höchstpension. 

Frauen 

5.585 

• PVA Angestellte 

• SVA gew. Wirtschaft 

• PVA Arbeiter 

SVA Bauern 

6.364 

Quelle: Hauptverband der österr.Sozialversicherungsträger 

• Auslandspensionen 

Insgesamt wurden im Jahr 1 999 204.500 Pensionen, 
auf die in Österreich Ansprüche erworben wurden, an 
Empfänger und Empfängerinnen mit ausländi· 
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schem Wohnsitz überwiesen. Der Gesamtjahresbe­
trag belief sich im Jahre 1 999 auf 6,9 Mrd. ÖS. 

Im Berichtszeitraum 1 998 wurden 1 57.600 Pensio­
nen, auf die im Ausland Ansprüche erworben wurden, 
an Empfänger und Empfängerinnen in Österreich 
ausbezahlt. Der Gesamtjahresbetrag belief sich auf 
5,1 Mrd. ÖS. 

Von den Pensionen, die an das Ausland überwiesen 
wurden, entfielen 44 % (89.500) auf Deutschland, 
rund 1 9.200 auf die USA, rund 1 4.900 auf Jugosla­
wien, rund 1 1 .000 auf Bosnien-Herzegowina, 9.900 
auf Kroatien, 8.600 auf Kanada. 8. 1 00 auf die Türkei ,  
rund 6.900 auf die Schweiz, 5.500 auf Ital ien, 6.200 
auf Australien und 5.900 auf Slowenien. 

Von den Pensionen, die aus dem Ausland nach Öster­
reich überwiesen wurden, kamen rund 62 % aus 
Deutschland (98.200), 35.800 aus der Schweiz, 5.900 
aus Ital ien, 4.300 aus Großbritannien, 3.200 aus 
Liechtenstein und 2.000 aus den USA. 

Im Dezember 1 999 wurden 207.000 (+ 2,5 %) Pen­
sionen mit einer durchschnittlichen Höhe von 
2.300,- ÖS (einschI .  Zulagen und Zuschüsse, jedoch 
ohne Pflegegeld) an Personen m it Wohnsitz im Aus­
land überwiesen. Lässt man diese Auslands(teil)­
pensionen außer Betracht, so ergeben sich bei den 
verbleibenden (Inlands)Pensionen um rund 9 % 
höhere Durchschnittswerte, d. h. die ins Ausland 
überwiesenen Pensionsleistungen drücken den Ge­
samtdurchschnitt um 9 %.  

I n  der Pensionsversicherung der Unselbständigen 
machen die ins Ausland überwiesenen Pensionen be­
reits einen Anteil von 1 3  % aller Pensionen aus, wo­
bei die Tendenz steigend ist. 

• Zwischenstaatliche Teil leistungen 

Rund 1 1  % der im Dezember 1 999 von den Pensions­
versicherungsträgern ausbezahlten Leistungen wur­
den durch eine ausländische Teilleistung ergänzt 
(222.000 Pensionen mit einer Durchschnittsleistung 
von 3.300,- ÖS). Auch hier ergibt sich durch Außer­
achtlassen dieser Fälle beim Berechnen der Durch­
schnittspension ein höherer Wert und zwar um 9 %.  

• Personenbezogene Leistungen 
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Zum Stichtag 1 .  Juli 1 999 erhielten in Österreich 
1 ,91 9.000 Personen mindestens eine Pension aus 
der gesetzlichen Pensionsversicherung und/oder ei­
ne Beamtenpension. Dieser Zahl an Leistungsbezie­
hern standen 2,180.000 ausbezahlte Pensionsleis­
tungen gegenüber. Vergl ichen mit den ausbezahlten 

• • 

Leistungen ist die Zahl der Pensionisten im letzten 
Jahrzehnt weitaus schwächer gestiegen, d. h. die 
Mehrfachbezieher haben deutlich zugenommen: 
Am 1 .  Jul i  1 999 erhielten 225.000 Frauen und 34.000 
Männer, d. s. 1 4  % (Männer 4 %, Frauen 21 %) aller 
Bezieher und Bezieherinnen einer Pension aus der 
gesetzlichen Pensionsversicherung bzw. einer Beam­
tenpension, noch mindestens eine weitere Pen­
sionsleistung aus der gesetzl ichen Pensionsversi­
cherung oder eine Beamtenpension. 

Für die finanzielle Lage der Pensionisten und Pensio­
nistinnen bedeutet dies v. a . ,  dass ihre Einkünfte 
durch Doppel- und Mehrfachpensionsbezüge höher 
sind, als sich aus den Durchschnittspensionsdaten 
ergibt. Darauf wird im Abschnitt 5 noch eingehend 
Bezug genommen. 

• Pensionsanpassung 

Die Pensionen und Renten wie auch die Richtsätze 
für die Ausgleichszulage im Bereich der gesetzlichen 
Sozialversicherung wurden auch im Jahr 1 999 wie­
derum valorisiert, und zwar mit 1 ,5 % .  

• Ausgleichszulagen 

Liegen Pension sowie sonstige Nettoeinkünfte und 
anzurechnende Beträge (wie Unterhaltsleistungen) 
unter einem bestimmten Richtsatz, so gebührt eine 
Ausgleichszulage in Höhe des Differenzbetrags. 
Bei Ehepaaren wird grundsätzlich das gesamte Net­
toeinkommen des Ehegatten bzw. der Ehegattin an­
gerechnet. Wenn daher jemand neben der Pension 
über andere Einkünfte (z. B. aus einer Beschäftigung 
oder einer Rente aus der Unfallversicherung) verfügt, 
werden diese auf die Ausgleichszulage angerechnet, 
so dass es zum Wegfall oder zu einer Verringerung 
der Ausgleichszulage kommen kann. Bestimmte Ar­
ten von Einkünften wie das Pflegegeld sind aller­
dings von der Anrechnung auf die Ausgleichszulage 
ausgenommen. 

Der Richtsatz für Alleinstehende betrug im Jahr 
1 999 8.1 1 2,- ÖS, der Richtsatz für jene, die mit ih­
rer/ihrem Ehegattin/Ehegatten im gemeinsamen 
Haushalt leben, 1 1 .574,- öS. Neben der schon er­
wähnten Erhöhung der Ausgleichszulagenrichtsätze 
um 1 ,5 % gab es 1 999 wie schon in den Jahren zuvor 
einmalige Zuzahlungen. 

Im Dezember 1 999 bezogen 242.000 Personen eine 
Ausgleichszulage. Dies entspricht 1 3  % der Pen­
sionsbezieher und -bezieherinnen. Der Anteil der 
Ausgleichszulagenbezieher an den Pensionsbezieher 
ist seit Jahren - trotz zahlreicher überproportionaler 
Erhöhungen der Richtsätze - rückläufig. 
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Der Anteil schwankt je nach Versicherungsträger 
zwischen 3 % bei der Pensionsversicherungsanstalt 
der Angestellten , 1 5  % bzw. 1 4  % bei der Pensions­
versicherungsanstalt der Arbeiter und der Sozialver­
sicherungsanstalt der gewerbl ichen Wirtschaft und 
31 % bei der Sozialversicherungsanstalt der Bauern. 

Zahl der Ausgleichszulagen­
bezieherinnen 1 999, i n  Tausend 

Männer 

22 

1 0  

D 2 2 
-

I nvaliditäts-

• PVA Arbeiter 

SVA Bauern 

55 

Witwen-

• PVA Arbeiter 

SVA Bauern 

5 

• 

1 3  

. 0 3 
-

Alterspensionen 

• SVA gew. Wirtschaft 

111 PVA Angestellte 

Frauen 

27 

5
3 4 

D • 
4 

• 
Alters- Invalid itätspensionen 

• SVA gew. Wirtschaft 

• PVA Angestellte 

Quelle: Hauptverband der österr. Sozialversicherungsträger 

72 % der Ausgleichszulagenbezieherinnen sind 
Frauen. Dies rührt u .a. daher, dass mehr als ein Fünf­
tel (21 %) der Witwenpensionistinnen eine Aus­
gle ichszulage beziehen .  Weiters erh ielten 1 8  % 
a l ler Bezieher und Bezieherinnen einer I nval i­
d itätspension im Jahr 1 999 e ine Ausg leichszu­
lage. Bei den Alterspensionen h ingegen bezogen 
nur 6 % eine Ausgleichszulage. 

1 .4.6. Reformmaßnahmen und Ausblick 

Innerhalb der letzten 30 Jahre stieg(en) die Gesamtauf­
wendungen der gesetzlichen Pensionsversicherung 

jährlich um 7,9 %. Demgegenüber wuchs das BIP jähr­
lich nur um 6,8 %, d.  h .  d ie Pensionsaufwendungen stie­
gen mehr als die Wirtschaftskraft des Landes. Die Bun­
desmittel zur Pensionsversicherung stiegen jährlich um 
7,0 %, was einen steigenden Bundesanteil in Relation 
zum BIP bedeutet. 

• Die Pensionen stiegen infolge der Pensionser­
höhung jährlich um 5,0 %. Demgegenüber erhöhten 
sich die Verbraucherpreise um 3,9 % pro Jahr, was 
zu deutlichen Realeinkommenssteigerungen der 
Senioren führte. 

• Die Zahl der ausbezahlten Pensionen erhöhte sich 

• 

• 

um 1 ,4 % pro Jahr, während die ältere Bevölkerung 
nur um 0,3 % pro Jahr zunahm. Das bedeutet, dass 
immer mehr Senioren Leistungsansprüche erwor­
ben haben. 
Die Zahl der Versicherten wuchs um 0,6 % pro 
Jahr, was zu einem nicht unerheblichen Anstieg der 
Pensionsbelastungsquote führte . 
Das Pensionsantrittsalter sank um rund 4 Jahre, 
bei gleichzeitig steigender Lebenserwartung. 

Die Reformen, die seit Mitte der 80er Jahre eingeleitet 
wurden, haben diese Anstiege immer nur relativ kurzfri­
stig gedämpft, die Tendenz blieb jedoch bestehen. 

Die Ursache für diese ungebrochenen Trends lag einer­
seits darin, dass sich viele Reformen zu einem nicht un­
wesentlichen Teil auf Einmalmaßnahmen oder auf ein­
nahmenseitige Maßnahmen beschränkten. Dies g i lt i ns­
besondere für die Maßnahmen der beiden Strukturan­
passungsgesetze 1 995 und 1 996. Andererseits erfolgten 
viele Reformen weniger aus Gründen der langfristigen Fi­
nanzierbarkeit, sondern mehr aus kurzfristigen Budget­
konsolidierungserfordernisse . 

Der im Jahr 2000 begonnene neuerliche Reformpro­
zess setzte daher auch zwei Schwerpunkte: 

• Zum Einen gibt es das schon erwähnte Ziel der rela­
tiv kurzfristig zu erfolgenden Budgetkonsolidie­
rung: Dass dabei auch die gesetzliche Pensionsver­
sicherung einen erheblichen Beitrag zu leisten hat, 
liegt i nsbesondere auch darin begründet, dass der 
Bundesbeitrag zur Pensionsversicherung in den 
kommenden 5 Jahren eine spürbare Steigerung er­
fahren hätte. Durch die Kurzfristmaßnahmen der Re­
form 2000 soll der Bundesbeitrag auf dem Niveau 
des Jahrs 1 999 - gemessen am BIP - stabilisiert 
werden. 

• Die Grundlagen für die bereits umgesetzten kurzfri­
stigen ReformmaBnahmen wurden von einer von der 
Bundesregierung unmittelbar nach Regierungsantritt 
eingesetzten Reformkommission erarbeitet. Diese 
Reformkommission hatte aber auch den weiter ge-
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henden Auftrag, sich mit Fragen der langfristigen 
Finanzierbarkeit zu befassen. Im Zentrum dieser 
Überlegungen sollten - folgt man dem ersten Gut­
achten der Kommission - insbesondere die Frage der 
Neugestaltung der Invaliditätspensionen, die Fra­
ge eines beitrags- und leistungsgerechteren Pen­
sionssystems, die Problematik der Einbeziehung 
der Lebenserwartungssteigerung in das Pensions­
system, die Finanzierung der beitragsfreien Er­
satzzeiten und schlussendl ich die Ergänzung -
n icht Substitution - des jetzigen Systems durch die 
zweite (betriebliche) und dritte (private) Säule sein .  

Im Wesentlichen sehen die im Rahmen des Sozialversi­
Cherungsänderungsgesetzes 2000 (SVÄG 2000) und 
des Sozialrechtsänderungsgesetzes 2000 (SRÄG 
2000) beschlossenen Maßnahmen auf dem Gebiet der 
gesetzlichen Pensionsversicherung folgende wichtige 
Änderungen vor: 

• Abschaffung der vorzeitigen Alterspension wegen 
geminderter Arbeitsfähigkeit bzw. Erwerbsun­
fähigkeit 

Als Folge des EUGH-Urteils vom 23. Mai 2000 betref­
fend das ungleiche Antrittsalter für Männer (57 Jahre) 
und Frauen (55 Jahre) bei dieser Leistungsart wurde 
diese Pensionsart mit Ablauf des 30. Juni 2000 auf­
gehoben. 

• Verbesserung des Zugangs zur Invaliditätspen­
sion 

Als teilweise Kompensation für die oben beschriebe­
ne Maßnahme wurde der Zugang zur normalen Inva­
l iditätspension vor allem für Arbeiter und für Selb­
ständige erleichtert. 

• Anhebung des Zugangsalters bei den Frühpen­
sionen 
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Für die vorzeitigen Alterspensionen bei Arbeitslosig­
keit und bei langer Versicherungsdauer sowie für die 
Gleitpensionen wird das Pensionsanfallsalter be­
ginnend mit 1 .  Oktober 2000 Monate in neun glei­
chen Schritten je Quartalsbeginn um zwei Monate 
erhöht, bis mit 1 .  Oktober 2002 eine Anhebung um 
18 Monate erreicht ist. Männl iche Versicherte, die 
vor dem 1 .  Oktober 2000 das 60. Lebensjahr und 
weibliche Versicherte, die vor dem 1 .  Oktober 2000 
das 55. Lebensjahr vollendet haben, sind von der An­
hebung des Pensionsanfal lsalters nicht betroffen. 

Für männliche Versicherte mit 45 Beitragsjahren 
und für weibliche Versicherte mit 40 Beitragsjahren 
wird die Anhebung des Pensionsanfal lsalters wäh­
rend eines Übergangszeitraumes von fünf Jahren 

nicht wirksam. Dabei werden Kindererziehungszei­
ten im Ausmaß von 60 Monaten bzw. Präsenz- und 
Zivildienstzeiten im Ausmaß von 1 2  Monaten den Bei­
tragszeiten gleichgestellt. 

• Ausbau des "Bonus/Malus-Systems" 

Der Abschlag bei vorzeitiger Inanspruchnahme 
der Pension wird linear auf drei Steigerungspunk­
te pro Jahr angehoben, und zwar unter Festlegung 
einer Höchstgrenze von 10,5 Steigerungspunkten 
oder 1 5  % der Pension. Diese Maßnahme erfolgt 
zeitgleich und in denselben Etappen wie die Anhe­
bung des Pensionsanfallsalters. Bei Pensionen aus 
den Versicherungsfällen der geminderten Arbeits­
fähigkeit wird die Anrechnung von fiktiven Versiche­
rungszeiten ausgeweitet. 

Für männl iche Versicherte, d ie vor dem 1 .  Oktober 
2000 das 60. Lebensjahr, und für weibliche Versicher­
te, die vor dem 1 .  Oktober 2000 das 55. Lebensjahr 
vollendet haben, wird analog zur Übergangsbe­
stimmung bei der Anhebung des Anfallsalters kei­
ne Verschärfung der Abschlagsregelung wirksam. 

Versicherte, die die Geltendmachung des Pensions­
anspruchs über das Regelpensionsalter hinaus 
aufschieben, sollen hingegen einen Bonus von jähr­
lich 4 % der Gesamtbemessungsgrundlage erhalten. 

• Neuregelung der Pensionsanpassung; Wertaus­
gleich; Kommission zur langfristigen Pensions­
sicherung: 

Die jährliche Pensionsanpassung wird weiterhin 
nach dem Modell der "Nettoanpassung" erfolgen , 
jedoch wird sie in Hinkunft keinen politisch gestalt­
baren Faktor (insbesondere keine "Bandbreite") 
mehr enthalten, sondern ledigl ich das Ergebnis einer 
Rechenoperation darstellen. In Jahren, in denen da­
durch die I nflationsrate unterschritten wird, kann ein 
besonderer "Wertausgleich" gewährt werden. Die 
Höhe dieses Wertausgleiches samt Auszahlungster­
m in(en) sowie der Anpassungsfaktor ist durch Ver­
ordnung des Bundesministers für soziale Sicherheit 
und Generationen festzulegen. 

Die Berechnung des Anpassungsfaktors erfolgt 
künftig durch ein Expertengremium, dessen Mit­
gl ieder von den im Nationalrat vertretenen politischen 
Parteien, von Interessenvertretungen und Betroffe­
nengruppen entsendet werden. Dieses Expertengre­
mium tritt an die Stelle des Beirates für die Renten­
und Pensionsanpassung und wird den Namen 
"Kommission zur längerfristigen Pensionssiche­
rung" tragen. Zu den weiteren Aufgaben des Exper­
tengremiums wird es gehören, in 3-Jahres-Abstän-
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den einen Bericht über die längerfristige Entwick­
lung der gesetzlichen Pensionsversicherung zu ver­
öffentlichen. 

• Neuregelung der Witwen(r)pensionen 

Ab 1 .  Oktober 2000 wird die Höhe der Witwen(Wit­
wer)pension n icht mehr zwischen 40 % und 60 % ,  
sondern zwischen 0 % und 60 % der Pension des 
(der) verstorbenen Versicherten variieren. Bei 
gleich hohen Berechnungsgrundlagen wird die Wit­
wen(Witwer)pension sodann 40 % (heute 52 %) be­
tragen. 

Gleichzeitig wird ,  um sozialpolitisch unerwünschte 
Auswirkungen zu vermeiden, der so genannte 
"Schutzbetrag" auf 20.000,- ÖS (heute 1 6.936,- ÖS) 
angehoben. Erreicht die Summe aus Witwen(Wit­
wer)pension und eigenem Einkommen diesen Betrag 
n icht, so ist die H interbliebenenleistung bis auf 60 % 
zu erhöhen. 

Neu eingeführt wird eine Leistungsobergrenze im 
Fall des Zusammentreffens einer Eigenpension 
oder/und eines Erwerbseinkommens mit einer Wit­
wen(Witwer)pension: Überschreitet die Summe die­
ser Einkommen die doppelte Höchstbeitrags­
grundlage (derzeit 86.400,- ÖS), so vermindert sich 
die Hinterbliebenenleistung um den Überschrei­
tungsbetrag bis auf Null .  

Weitere Maßnahmen sind u. a.: 

• die Streichung der Ruhensbestimmungen bei der 
normalen Alterspension, 

• die Ausdehnung der Mög l ichkeit des Einkaufs von 
Schul- und Studienzeiten, 

• der Ausschluss des rückwirkenden Wegfalls von 
vorzeitigen Alterspensionen sowie 

• die Erweiterung der Begünstigungsbestimmun­
gen . 

In Summe sollen durch diese Maßnahmen im Jahr 2003 

rund 14,7 Mrd. ÖS beim Bundesbeitrag eingespart 
werden. Darüber hinaus wird der Eigenfinanzierungs­
grad bei den Selbständigen um rund 230 Mio. öS in 

. -

Summe erhöht: Es ergibt sich daher eine Gesamtein­
sparung von knapp unter 15 Mrd. ÖS (2003) , die wesent­
lich zur Stabilisierung des Bundeshaushalts beitragen 
sol l .  

Anhang: Ru hebezüge der Beamten und 
Beamtinnen 

Im folgenden werden die Daten der Bundesbeamten und 
-beamtinnen dargestellt, die im Jahre 1 999 aufgrund des 
Pensionsgesetzes 1 965 einen Ruhebezug oder deren 
Ehepartner einen Witwen(r)versorgungsbezug erhielten. 
Es handelt sich dabei um rund 52.400 Bezieher und 
Bezieherinnen von Ruhebezügen und um rund 
27.000 Bezieher und Bezieherinnen von Wit­
wen(r)versorgungsbezügen. 

Ruhebezüge der Bundesbeamten 
19991) 

Anzahl Mittlerer Ruhebezug 

Frauen 

Männer 

Gesamt 

9886 

42588 

52474 
L�_ 

32.800,-

34.000,-

33.800,-

Witwer-/Witwenbezüge 1 9991 )  

Anzahl Mittlerer Ruhebezug 

Frauen 26.898 1 9.400,-

Männer 385 1 6.400, -
Gesamt 27.283 1 9.400,-

1) Die Summe der Bruttojahresbezüge dividiert durch die Zahl 
der Bezieher (Arithmetisches M ittel) 

Quelle: Personalinformationssystem des Bundes (PIS) & Bun­
desbesoldung (BS) Bruttojahresbezüge der Bundesbeamten 
(ohne ÖBB, PTV) gemäß § 25 EStG (ohne Pflegegeld) dividiert 
durch 1 4. 

Das durchschnittliche Pensionsantrittsalter der Bun­
desbeamten beträgt im Jahr 1 999 bei den Frauen 57,9 

Jahre und bei den Männern 59,3 Jahre. 
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2. Sozialentschädigung 

2.1 .  Kriegsopferversorgung 

Die Leistungen nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 
1 957 wurden 2000 m it dem für den Bereich des ASVG 
festgesetzten Anpassungsfaktor erhöht (+ 0,6 %). 

Die Zahl der Versorgungsberechtigten ist zwischen 1 990 
und 1 999 von 1 22 . 1 39 auf 72.029 Personen gesunken 
(- 41 %). Der finanzielle Rentenaufwand ist in diesem 
Zeitraum von 5,8 Mrd.  ÖS auf 4,7 Mrd. ÖS zurückgegan­
gen. Dabei sank der finanzielle Rentenaufwand für die 
Beschädigten von 2,6 Mrd .  ÖS auf 2 Mrd. ÖS (- 22 %), 
der für die Hinterbliebenen von 3,2 M rd.  ÖS auf 2,7 Mrd. 
ÖS (- 1 5  %). 

2.2. Opferfürsorge 

Von 1 990 bis 1 999 ist die Zahl der Empfänger und Emp­
fängerinnen wiederkehrender Geldleistungen nach dem 
Opferfürsorgegesetz (Renten- und Beihi lfenempfänger) 
um mehr als ein Viertel von 3.41 8 auf 2.494 Personen 
zurückgegangen. 

Die budgetären Aufwendungen für Rentenleistungen 
sanken im gleichen Zeitraum von 222 Mio. ÖS auf 
1 87 Mio. ÖS. 

2.3. Heeresversorgung 
---

I nnerhalb der letzten zehn Jahre ist die Zahl der Versor­
gungsberechtigten um rund ein Drittel auf 1 .701 im Jahr 
1 999 gestiegen. Der finanzielle Aufwand betrug 1 999 
1 1 9 Mio. ÖS und hat sich seit dem Jahr 1 989 beinahe 
verdoppelt. 

72 

2.4. Entschädigu ng von 
Verbrechensopfern 

Das Bundesgesetz über die Gewährung von Hi lfeleistun­
gen an Opfer von Verbrechen sieht H i lfeleistungen für 
Österreicher und Personen aus Nicht-EWR-Staaten vor, 
die durch ein mit Vorsatz begangenes Verbrechen oder 
als unbeteil igte Dritte an einer verbrecherischen Hand­
lung eine Körperverletzung oder Gesundheitsschädi­
gung erlitten haben und dadurch in ihrer Erwerbsfähigkeit 
gemindert sind. Im Fall der Tötung des Opfers wird den 
Hinterbliebenen Hi lfe geleistet. Ab 1 .  1 .  1 999 werden die 
Selbstkosten für kausale psychotherapeutische Kran­
kenbehandlungen nach dem Verbrechensopfergesetz 
übernommen, sofern der zuständige Träger der Kranken­
versicherung aufgrund der Satzung einen Kostenzu­
schuss leistet. 

Zum Jahresende 1 999 erhielten 1 25 Opfer und Hin­
terbliebene finanzielle Zuwendungen für Verdienst­
bzw. Unterhaltsentgang. 1 999 wurden in 41 Fällen die 
Bestattungskosten ersetzt. 

Zusammen mit den Leistungen der Heilfürsorge, der 
orthopäd ischen Versorgung und der Rehabilitation be­
trug der Gesamtaufwand im Jahr 1 999 1 8  Mio. ÖS. 

2.S. Impfschadenentschädigung 

Das Impfschadengesetz räumt jenen Personen einen 
Entschädigungsanspruch ein, die durch eine gesetzlich 
vorgeschriebene (das war bis 1 980 die Schutzimpfung 
gegen Pocken) oder eine empfohlene Impfung eine Ge­
sundheitsschädigung erlitten haben. Ende 1 999 erhielten 
76 Personen wiederkehrende Geldleistungen. Der Ge­
samtaufwand im Jahr 1 999 bel ief sich auf 26 Mio. ÖS. 
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3. Behindertenpolitik 

3 . 1 .  Beschäftigungspfticht 

. . • 

............................ --
Das Behinderteneinstellungsgesetz verpflichtet jeden 
Dienstgeber, der 25 oder mehr Personen beschäftigt, auf 
je 25 Beschäftigte eine/n nach dem Behinderteneinstel­
lungsgesetz begünstigte/n Behinderte/n zu beschäfti­
gen. Kommt ein Dienstgeber diesem gesetzlichen Auf­
trag nicht oder nicht vollständig nach, so hat er für jeden 
nicht besetzten Pflichtplatz die Ausgleichstaxe zu ent­
richten. Diese wird jährlich im Nachhinein von den Bun­
dessozialämtern vorgeschrieben. Die Ausgleichstaxe be­
trug für das Jahr 1 999 2.040,- ÖS und beträgt im Jahr 
2000 2.050,- ÖS. Die eingehenden Ausgleichstaxen 
fließen dem Ausgleichstaxfonds zu. Dieser Fonds wird 
vom Bundesministerium für soziale Sicherheit und Gene­
rationen verwaltet und ist mit eigener Rechtspersönlich­
keit ausgestattet. Die Mittel dieses Fonds sind zweckge­
bunden, und zwar vor allem für die Vergabe von Leistun­
gen direkt an behinderte Menschen sowie an jene Dienst­
geber, die Behinderte beschäftigen. 

Das vorläufige Ergebnis der Vorschreibung der Aus­
gleichstaxe für 1 998 lässt Einnahmen für den Aus­
gleichstaxfonds im Ausmaß von etwa 667 Mio. ÖS er­
warten. 

Zum 31 . 1 2 . 1 999 gehörten insgesamt 77.839 Personen 
dem Kreis der begünstigten Behinderten an; das sind 
um rund 2.600 mehr als 1 998. 

1 999 waren bei sämtlichen der Einstellungspflicht unter­
liegenden Dienstgebern insgesamt 80.739 Pflichtstellen 
zu verzeichnen. Von diesen Pflichtstel len waren 53.093 
besetzt, wobei manche Gruppen begünstigter Behinder­
ter doppelt angerechnet werden. 27.646 Pflichtstellen 
waren unbesetzt. Insgesamt wurde damit die Beschäf­
tigungspflicht zu 66 % erfüllt. 

Beim Bund waren zuletzt von 6 .1 1 6  Pflichtstellen 583 
nicht besetzt, die Beschäftigungspflicht war damit zu 
90 % erfüllt. Manche Ministerien - wie das Sozialm inis­
terium - haben ihre Einstellungsverpfl ichtung allerdings 
bei weitem übererfüllt. 

Der Prozentsatz von 34 % Nichtbesetzung der Gesamt­
pflichtsteIlen verzerrt ein wenig die tatsächlichen Be­
schäftigungschancen von begünstigten Behinderten, da 
einige einstellungspflichtige Dienstgeber mehr be­
günstigte Behinderte (nämlich um 7.254) aufgenommen 
haben, als ihnen Pflichtstellen zugeordnet waren. Weiters 
waren im Jahr 1 999 4.608 begünstigte Behinderte bei 
nicht einstellungspflichtigen Betrieben beschäftigt. 
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Zwar ist die Einstel lungsquote in den letzten Jahren leicht 
gestiegen, doch ist die Bereitschaft der Dienstgeber, be­
hinderte Menschen einzustellen, nicht so groß, wie es 
wünschenswert wäre. Die Integration von behinderten 
Menschen in das Erwerbsleben gestaltet sich damit wei­
terhin schwierig. Die Zahl der als Arbeit suchend vorge­
merkten Behinderten ist nach wie vor sehr hoch. Von den 
begünstigten Behinderten waren im Jahr 1 999 33 % 
nicht erwerbstätig. In d ieser Gruppe sind neben arbeits­
losen Behinderten auch Pensionsanwärter und Haus­
frauen/Hausmänner enthalten. 

3.2. Prämien für Dienstgeber 

Dienstgeber, die mehr begünstigte Behinderte be­
schäftigen, als sie aufgrund ihrer Beschäftigungspflicht 
anzustellen hätten, erhielten 1 998 eine Prämie in  Höhe 
von 71 5,- ÖS monatlich. Diese bisher unabhängig von 
den Umständen des Einzelfalles ausbezahlte Prämie für 
die Übererfül lung der Beschäftigungspfl icht ist mit der 
Novelle zum Behinderteneinstellungsgesetz, BGBI. I  Nr. 
1 7/1 999, mit Wirkung 1 .  1 .  1 999 entfallen. 

Nach wie vor erhalten Dienstgeber für jeden beschäftig­
ten , in Ausbildung stehenden begünstigten Behinder­
ten eine Prämie in voller Höhe der Ausgleichstaxe. 

Für die Vorschreibungsperiode 1 998 wurden für die 

• Übererfüllung der Beschäftigungspflicht an 2.568 
einstellungspflichtige Dienstgeber 62 Mio. ÖS so­
wie an 5. 1 37 nicht einstellungspflichtige Dienst­
geber 40 Mio. ÖS gewährt. 

• Beschäftigung behinderter Lehrl inge an 1 32 einstel­
lungspflichtige Dienstgeber 4 Mio. ÖS und an 99 nicht 
einstellungspflichtige Dienstgeber 2 Mio. ÖS geleis­
tet. 

Weiters erhalten Dienstgeber, die Arbeitsaufträge an 
Einrichtungen erteilen, in  denen überwiegend Schwer­
behinderte tätig sind, Prämien in Höhe von 1 5  % des 
Rechnungsbetrages der Arbeitsaufträge. Aus diesem 
Titel wurden für 1 998 Prämien im Gesamtbetrag von 
99 Mio. ÖS ausgezahlt, und zwar 79 M io. ÖS an einstel­
lungspflichtige Dienstgeber und 20 M io. ÖS an nicht ein­
stellungspflichtige Dienstgeber. 

Neben den Individualförderungen sollen die Prämien den 
Dienstgebern einen Anreiz bieten, Schwerbehinderte 
auszubilden und zu beschäftigen, daneben soll über sie 
auch das Berufsangebot für Behinderte erweitert wer­
den. 
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3.3.  I ntegrative Betriebe ------------------� 

Das Behinderteneinstel lungsgesetz bietet die Möglich­
keit, entsprechend dem Behindertenkonzept der Bun­
desregierung aus Mitteln des Ausgleichstaxfonds die 
Schaffung von Behindertenarbeitsplätzen im Rahmen 
Integrativer Betriebe zu fördern. 

Die Integrativen Betriebe haben andere Zielsetzungen als 
Einrichtungen, die im Wesentlichen Beschäftigungs- und 
Arbeitstherapie bieten. Die Förderung Integrativer Betrie­
be im Sinne des Behi nderteneinstellungsgesetzes ist nur 
möglich, wenn d ie dort Beschäftigten nach entsprechen­
dem Arbeitstraining eine wirtschaftlich verwertbare 
"Leistungsfähigkeit" aufweisen, die die Basis für eine 
leistungsgerechte, mindestens jedoch kollektivvertragli­
che Entlohnung unter Bedachtnahme auf bereits erwor­
bene berufl iche Kenntnisse bildet.  Die Beschäftigten 
sind damit voll sozialversichert. 

In den derzeit 8 1ntegrativen Betrieben in ganz Österreich 
mit insgesamt 23 Betriebsstätten standen zum 1 .  Jän­
ner 2000 1 .698 Personen, davon 1 .382 Behinderte, in 
Beschäftigung bzw. in Erprobung oder Lehre. Des Wei­
teren nahmen per 1 .  Jänner 2000 60 Behinderte an Aus­
bildungsprojekten in den Integrativen Betrieben tei l .  

Die Integrativen Betriebe sollen es den behinderten Men­
schen ermögl ichen, ihre Leistungsfähigkeit soweit zu er­
höhen oder wiederzugewinnen, dass sie einen Arbeits­
platz auf dem freien Arbeitsmarkt erlangen können. Für 
behinderte Menschen, die aufgrund ihrer Behinderung 
oder der für sie besonders schwierigen Arbeitsmarktlage 
nicht in den offenen Arbeitsmarkt eingegliedert werden 
können, stel len die Integrativen Betriebe auch Dauerar­
beitsplätze zur Verfügung. Die Durchlässigkeit von den 
Integrativen Betrieben in den freien Arbeitsmarkt l iegt 
derzeit bei ca. 3 % jährlich. 

Eine Untersuchung in den integrativen Betrieben ergab 
unter anderem, dass sich ein Großteil der Behinderten 
nach diskontinuierlichen Arbeitsbiographien erstmals in 
einem als positiv eingeschätzten, stabi len Arbeitsverhält­
nis befindet, durch das auch private und finanzielle Pro­
bleme bewältigbar werden. 

Die bedürfnisorientierte Qualifizierung der Behinderten 
und der Mitarbeiter, welche Führungsaufgaben wahrzu­
nehmen haben, soll künftig einen wichtigen Bestandteil 
der Personalentwicklung darstellen. 

Zur Weiterentwicklung der erreichten Marktposition und 
damit zur Sicherung der Arbeitsplätze ist es weiters von 
großer Bedeutung, dass offensive Maßnahmen (z. B. 
Qual itätssicherung, Erschließung neuer Geschäftsfelder, 
optimale Arbeitsplatzgestaltung, Einsatz moderner Pro-

. - - . . 

Aufwendungen des Ausgleichs­
taxfonds 1 998 und 1 999 (in Mio. öS) 

1 .  PKW-Zuschüsse 

2. Lohnkostenzuschüsse 

3. Studien- und Lehrlingsbeihi lfen 

4. Fahrtkostenzuschüsse f. 
Rol lstuhlbenützer 

5. Technische Arbeitshilfen 

6. Zuschüsse zur Existenzgründun g 

7. Zuschüsse zur rollstuhlgerechte n 
Wohnungsadaptierung 

8. Zuschüsse zu orthopädischen, 
Blinden- und Hörbehelfen 

9. Sonstige Mobilitätshilfen 

1 0. Sonstige Fürsorgemaßnahmen 

Summe IndividuaHörderungen 

1 1 .  Prämien (Beschäftigung) 

1 2. Prämien (Werkaufträge) 

Summe Prämien 

1 3. Sonderprogramme (inkl. 
Ausbildungseinrichtungen) 

1 4. Subventionen an Vereine und 
Verbände 

1 5. Überweisung OFG (ATF intern) 

1 6. Aushilfen 

Summe sonst. Transferleistunge 

1 7.  Errichtung und Einrichtung 

n 

1 998  

1 3,2 

1 54,9 

5,1 

1 5,7 

5,3 

1 ,9 

1 0,2 

1 6,9 

3,7 

7,4 

234,3 

1 23,0 

1 06,3 

229,3 

2,6 

42,6 

8,6 

8,5 

62,3 

51 ,0 

1 8. Jährliche ordentliche Subventio n 1 03,7 

1 9. Sonstige Aufwendungen 

Summe Integrative Betriebe 

20. Förderungen im Ziel 1 und 
Ziel 3 ESF 

21 . Förderungen im Ziel 1 und 
Ziel 3 ATF 

Summe Förderungen Ziel 1 und 
Ziel 3 

22. Technische. Hilfe ESF 

23. Technische H ilfe ATF 

Summe, Tec:hniisdIe HiHe 
24. Gemeinschaftsinitiativen ESF 

-=-

25. Gemeinschaftsinitimiven ATF 

Summe Gerneinschaftsinitiativen 

Gesamtsumme 

Quelle: BMSG 

4,9 

1 59,6 

1 87,7 

1 40,8 

328,5 

4,9 

7 , 1  

1 2,0 

1 0,8 

1 2,6 

23,4 

1 .049,4 

1999 

1 3,4 

1 74,8 

5,0 

1 5,9 

7,2 

2,1 

1 3,6 

22,1  

5,0 

8,0 

267,1 

1 1 3,5 

1 04,8 

218,3 

3,4 

40,1 

8,8 

8,3 

60,6 

0,8 

1 1 9,6 

1 2,7 

1 33,1 

223,6 

1 69,2 

392,8 

4,1  

6 , 1  

10,2 

4,2 

5,0 

9,2 

1 .091 ,3 
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duktionstechniken) forciert werden. So sind z. B. bereits 
ein ige Integrative Betriebe ISO-NORM zertifiziert. 

Um die I ntegrativen Betriebe in die Lage zu versetzen, mit 
ihren Erzeugnissen auf dem Markt zu bestehen, werden 
ihnen aus dem Ausgleichstaxfonds, vom Arbeitsmarkt­
service und vom jeweil igen Land Subventionen gezahlt. 
Aus dem Ausgleichstaxfonds werden ihnen die aus der 
Verpflichtung, zumindest 80 Prozent behinderte Men­
schen zu beschäftigen, resultierenden behinderungsbe­
dingten Mehraufwendungen abgegolten. 1 999 wurden 
vom Ausgleichstaxfonds für Integrative Betriebe Auf­
wendungen im Ausmaß von 1 33 Mio. ÖS getätigt (vor 
allem Subventionen für den laufenden Betrieb und Zu­
schüsse zu den Er- und Einrichtungskosten). 

3.4. Individualförderungen 

Um die berufl iche Integration von behinderten Arbeitneh­
mern und -nehmerinnen zu erleichtern, werden aus den 
M itteln des Ausgleichstaxfonds auch " Individualförde­
rungen" geleistet. 

1 999 wurden für I nd ividualförderungen 267 Mio. ÖS auf­
gewendet. Der größte Tei l  entfällt auf Lohnkostenzu­
schüsse in Höhe von 1 75 Mio. öS. Mobilitätshilfen (vor 
allem PKW- und Fahrtkostenzuschüsse für Rollstuhl­
benützer) stellen mit 34 M io .  ÖS einen weiteren bedeu­
tenden Aufwandsposten dar. 

3.5. E u ropäischer Sozialfonds 
------

Die Bundessozialämter bieten mit H i lfe des Europäischen 
Sozialfonds zusätzliche Programme zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen für behinderte Menschen an. Die­
se Programme beinhalten Beschäftigungsbeihilfen, be­
rufl iche Qualifizierung und Unterstützungsstrukturen. 
Durchgeführt werden diese Aktivitäten in Unternehmen 
der freien Wirtschaft, in  Selbsthi lfefirmen, Arbeitstrai­
n ingszentren und in I ntegrativen Betrieben. 

Für Beschäftigungsbeihi lfen und berufl iche Qualifi­
zierung wurden 1 999 aus M itteln des Ausgleichstax­
fonds und des Europäischen Sozialfonds insgesamt rund 
330 Mio. ÖS zur Verfügung gestellt, womit rund 4.300 zu­
sätzliche Ausbildungs- und Arbeitsplätze geschaffen 
werden konnten. 

Im Rahmen der Unterstützungsmaßnahmen soll insbe­
sondere die Arbeitsassistenz Menschen mit Behinde­
rungen beim Einstieg in das Erwerbsleben, bei der Aus­
übung der berufl ichen Tätigkeiten und bei drohendem 
Arbeitsverlust beraten und helfen. Die Arbeitsassistenz 
wird bedarfsorientiert in al len Bundesländern angeboten. 
1 999 wurden dafür aus M itteln des Ausgleichstaxfonds 
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und des Europäischen Sozialfonds rund 54 Mio. ÖS auf­
gewendet und es wurden rund 3.300 Personen betreut. 
Im Rahmen der zwischenstaatl ichen Gemeinschafts­
init iative EmploymentiHORIZON werden 28 innovative 
Projekte gefördert, welche der Verbesserung von Be­
schäftigungsperspektiven für Menschen mit Behinderun­
gen dienen. 

3.6. NoveUe zum Behinderteneinstellungs­
gesetz 

Angesichts der in den letzten Jahren deutl ich gestiege­
nen Arbeitslosigkeit beh inderter Menschen bilden Maß­
nahmen zur Verstärkung der Integration d ieser Men­
schen ins Erwerbsleben einen besonderen Schwer­
punkt des Nationalen Aktionsplans für Beschäftigung 
der Bundesregierung . Die Umsetzung d ieser Maßnah­
men erfolgte mit der am 1 .  Jänner 1 999 in Kraft getrete­
nen Novelle des Behinderteneinstellungsgesetzes 
(BEinstG) BGB! . I  Nr. 1 7/99, die folgende wesentl iche 
Punkte umfasst: 

Arbeitsassistenz 

Das Instrumentarium der Arbeitsassistenz, die das 
Ziel verfolgt, schwer behinderten Menschen durch be­
sonders intensive Betreuung und Beratung zu einer 
dauerhaften Eingl iederung in das Erwerbsleben zu ver­
helfen, hat sich in der täglichen Praxis überaus bewährt.  
Daher wurde die Arbeitsassistenz nunmehr als Regelför­
derung im Gesetz ausdrückl ich verankert und sol l  be­
darfsorientiert im gesamten Bundesgebiet ausgebaut 
werden. 

Lehrlinge 

Ab 1 999 werden bei der Berechnung der von einem 
Dienstgeber zu beschäftigenden behinderten Menschen 
(Pflichtzahl) Lehrlinge im Sinne des Berufsausbildungs­
gesetzes nicht mehr in die Dienstnehmerzahl einbe­
zogen werden. Damit sol l  in Ergänzung zum Lehrlings­
paket der Bundesregierung ein weiterer Anreiz zur ver­
stärkten Aufnahme von Lehrl i ngen in Unternehmen ge­
boten werden. 

Neuordnung der Ausnahmen bei der 
Berechnung der Pflichtzahl 

Auch unter Hinweis auf die Vorbi ldfunktion der öffentl i­
chen Hand bei der umfassenden Eingl iederung behinder­
ter Menschen ins Erwerbsleben wurden mit der Novelle 
die Ausnahmeregelungen für die Gebietskörper­
schaften ersatzlos gestrichen, sodass sowohl für den 
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Bund als auch für die Bundesländer und Gemeinden ab 
dem Jahr 1 999 eine Pflichtzahl von 25 anzuwenden ist. 

Ferner enthält die Novelle eine schrittweise sich auf den 
Zeitraum 1 999 bis 2003 erstreckende Beseitigung der 
existierenden Sonderregelungen für einzelne Wirt­
schaftszweige und eine Neufassung der Verordnungs­
ermächtigung des § 1 Abs. 2 BEinstG. 

Kündigungsschutz 

Hinsichtl ich des erhöhten Kündigungsschutzes für be­
günstigte Behinderte wurde eine geringfügige Modifi­
zierung d ieses besonderen Bestandschutzes dahinge­
hend vorgenommen, dass dieser in den ersten drei Mo­
naten eines neu begründeten Dienstverhältnisses 
nicht zum Tragen kommt. Ferner wurden zur Erhöhung 
der Rechtssicherheit deklaratorische Kündigungs­
gründe in das Gesetz aufgenommen. Am unverzicht­
baren Kern desselben wurde aber keine Veränderung 
vorgenommen. 

Neue Kriterien für die Einschätzung des 
Grades der Behinderung 

Die Einschätzung des Grades der Behinderung erfolgt 
derzeit auf der Basis der zum Kriegsopferversorgungs­
gesetz 1 957 erlassenen Richtsatzverordnung aus dem 
Jahr 1 965. Durch eine Verordnung sollen neue, den heu­
tigen Erfordernissen besser angepasste Kriterien für 
die Feststellung des Grades der Behinderung erlassen 
werden. 

Exkurs: Weitere M aßnahmen, Förderung 
und Informationstätigkeit zugunsten 
behinderter M enschen 

An die Kriegsopferverbände Österreichs und an andere 
Behindertenorganisationen wurden im Jahr 1 999 
36,6 Mio. ÖS aus Mitteln des Ausgleichstaxfonds ge­
zahlt. Organisationen der freien Wohlfahrtspflege, 
welche Projekte mit überregionaler Bedeutung in der 
Behindertenhilfe, der Pflegevorsorge und der Altenbe­
treuung durchführen, wurden 1 999 aus allgemeinen Bud­
getmitteln mit 1 3,6 Mio. ÖS gefördert. 

Für besondere Maßnahmen der sozialen, medizini­
schen und beruflichen Rehabilitation wurden 1 999 aus 
den Mitteln des Nationalfonds Zuwendungen in der 
Höhe von rund 19 Mio. ÖS gewährt. Außerdem wurden 
dauernd stark gehbehinderten Menschen Mehrbelas­
tungen, die sich durch die Entrichtung der Normver­
brauchsabgabe bei der Anschaffung von Kraftfahr­
zeugen ergeben, abgegolten. Die Aufwendungen dafür 
betrugen im Jahr 1 999 rund 48 Mio. ÖS. 

• 

Gleichstellung behinderter Menschen 

Als Folge der Verfassungsergänzung vom Juli 1 997, wo­
nach niemand wegen seiner Beh inderung benachtei l igt 
werden darf, wurde im Jänner 1 998 unter der Federfüh­
rung des Bundeskanzleramtes eine Arbeitsgruppe kon­
stituiert, die die Bundesrechtsordnung hinsichtl ich be­
hindertenbenachteil igender Bestimmungen zu über­
prüfen hatte. Der Endbericht dieser Arbeitsgruppe wurde 
vom Bundeskanzleramt im März 1 999 dem Parlament 
übermittelt. Daraufhin wurden etl iche in diesem Bericht 
aufgezeigte Benachtei l igungen durch eine Sammelno­
velle vom 1 7. August 1 999 (BGBI . I  Nr. 1 64/99) bereinigt. 

Die Abgeordneten Haidlmayr, Freundinnen und Freunde 
haben am 1 8. November 1 999 den Antrag auf ein "Allge­
meines Behindertengleichstellungsgesetz" im Natio­
nalrat eingebracht. Dieser Antrag wurde i n  der Sitzung 
des Nationalrates vom 26. Jänner 2000 dem Verfas­
sungsausschuss zugewiesen. 

Bericht der Bundesregierung über 
Maßnahmen zugunsten der Gehörlosen und 
Schwerhörenden 

Aufgrund der Entschl ießung des Nationalrates vom 
1 6. Dezember 1 998 wurde ein Bericht über Maßnahmen 
zugunsten der Gehörlosen und Schwerhörenden von 
dem für die Koordinierung von Behindertenangelegen­
heiten zuständ igen Bundesministerium für Arbeit, Ge­
sundheit und Soziales erstellt. Er beinhaltet die Maßnah­
men , die das Bundeskanzleramt sowie die einzelnen 
Bundesministerien zur Verbesserung der Lebenssitua­
tion von Menschen mit Hörbehinderung in den letzten 
Jahren unternommen sowie künftig geplant haben. 

Der Entschl ießung gemäß trat die Bundesministerin für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales auch an den Öster­
reichischen Rundfunk heran, damit dieser im Interesse 
der Menschen mit Hörbehinderungen weitere Maßnah­
men im Hinblick auf Untertitelungen von Sendungen im 
Fernsehen bzw. den verstärkten Einsatz von Gebärden­
sprachdolmetschern setzt. Die vom ORF in diesem Be­
reich gesetzten und geplanten Maßnahmen sind eben­
falls im Bericht enthalten. 

Der Bericht wurde am 1 .  Juni 1 999 vom Ministerrat be­
schlossen und anschließend dem Nationalrat zugeleitet. 
Der Nationalrat hat diesen Bericht in seiner Sitzung vom 
1 3. Jul i  1 999 zur Kenntnis genommen. 

Bericht zur Lage behinderter Menschen 

Zur Weiterentwicklung des Behindertenkonzeptes der 
österreichischen Bundesregierung erstellte das Bundes­
ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales, Sektion 
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IV, in regelmäßigen Abständen "Berichte zur Lage be­
hinderter Menschen", in denen die aktuelle Situation 
von Menschen mit Behinderungen jeweils in einem be­
stimmten Lebensbereich dargestellt wurde. Erschienen 
sind: Kindheit/Schule (1 995), Berufsausbildung/Arbeit 
(1 997) und Freizeit/Mobil ität (1 999). 

Geplant ist, künftig alle fünf Jahre einen umfassenden 
Bericht zur Lage behinderter Menschen zu erstellen. Die­
ser Bericht, der sich auch auf die Vorgaben der UN-Rah­
menbestimmungen für die Herstellung der Chancen­
gleichheit für Behinderte vom 20. Dezember 1 993 stüt­
zen wird, soll - als Bericht der Bundesregierung an den 
Nationalrat - unter M itwirkung aller Sektionen im Bun­
desministerium für soziale Sicherheit und Generationen 
sowie der übrigen Bundesministerien erarbeitet werden. 
Der erste Bericht soll zu Beginn des Jahres 2003, das 
voraussichtlich zum .. Europäischen Jahr der behinderten 
Menschen" erklärt wird, vorliegen. Er wird auch eine Eva­
luation der Umsetzung des Behindertenkonzeptes bein­
halten. 

Forschung 

Neben den bereits erwähnten Studien, die das ÖBIG 
durchführt (siehe Kapitel V.5.2.), wurden im Frühjahr 1 998 
die Studien "Evaluierung der Arbeitsassistenz" und 
"Evaluierung der Qualifizierung in geschützten Werk­
stätten" an das Institut für Berufs- und Erwachsenen­
bildungsforschung vergeben. Der voraussichtliche Ab­
schluss dieser Projekte wird Ende des Jahres 2000 sein. 

Im Frühjahr 1 999 wurde der Projektauftrag "Realisation 
des interaktiven Multimedia Projektes MUDRA Ver­
sion 1 .0", eines Lern- und Informationsprogrammes zur 
österreichischen Gebärdensprache an die Fischer­
Fi lm, Linz, vergeben. Die Förderung dieses Projektes er­
folgt unter anderem zusammen mit dem ERP-Fonds und 
ein igen Landesregierungen. MUDRA ist ein Multimedia­
paket zur Unterstützung des Gebärdenspracherwerbs 
und des Lippenablesetrainings auf CD-ROM. Es unter­
stützt somit die umfassende Integration gehörloser und 
schwerhörender Menschen unter besonderer Berück­
sichtigung der Bedürfnisse von gehörlosen und schwer­
hörenden Kindern. Das Projekt wird voraussichtlich im 
Herbst 2000 abgeschlossen sein .  

Information - Beratung - Service 

Das über 1 00 Jahre gewachsene österreichische Sozial­
system, das einerseits sehr hoch entwickelt, andererseits 
aber auch dadurch gekennzeichnet ist, möglichst indivi­
duelle menschliche Lebenssituationen rechtlich abzu­
sichern, ist für den einzelnen Bürger bzw. Bürgerin nicht 
mehr überschaubar. 
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Dem Bedürfnis der Bevölkerung nach Orientierung und 
beratender Hilfestellung wird daher allgemein durch die 
Einrichtung von Beratungs-, Auskunfts- und ServicesteI­
len entsprochen . 

Als unterstützende Maßnahme für die Beratungstätigkeit 
und Verbesserung der Information der Bevölkerung ver­
öffentlicht das Bundesministerium für soziale Sicherheit 
und Generationen eine Vielzahl von Publikationen. 1 999 
wurde die siebente Auflage der Broschüre "ÖSOZIAL -
wichtige Adressen und Informationen über Einrich­
tungen des sozialen Bereiches" veröffentlicht. 

Sozialservice, SozialTelefon 

Das Bundesministerium für soziale Sicherheit und Gene­
rationen (BMSG) bietet beim Bürgerservice-SozialTelefon 
und bei den SozialservicesteIlen der Bundessozialäm­
ter allgemeine Beratung und Orientierungshilfe im ge­
samten sozialen Feld. Hochspezialisierte in die Tiefe ge­
hende Beratung in einem eng umgrenzten Fachbereich, 
wie z. B. Hilfsmittelberatung, Mobiler Beratungsdienst, 
Beratung für Pflegende runden dieses Leistungsangebot 
des BMSG und der Bundessozialämter ab. 

Beim Bürgerservice-SozialTelefon wurden 1 999 7.000 
Kontaktnahmen zu rund 9.700 Einzelthemen verzeichnet. 
Wie seit Jahren liegt der Schwerpunkt bei finanziellen 
Fragen, gefolgt von den Themen Sozialversicherung/Ge­
sundheit, Behinderung/Pflege und Beruf/Arbeitslosig­
keit. Bei den SozialservicesteIlen der Bundessozialämter 
konnten 1 999 rund 21 .000 Anfragen rat- und hilfe­
suchender Personen verzeichnet werden. 

Handynet - Österreich 

Im Sinne des Behindertenkonzeptes der österreichi­
schen Bundesregierung nahm Österreich seit dem Bei­
tritt in die Europäische Union auch an dem EU-Projekt 
"Handynet - Informationssystem" tei l .  Bis zu diesem 
Zeitpunkt gab es in Österreich keine verwertbare zentra­
le Dokumentation über technische Hi lfsmittel für behin­
derte Menschen. 

HANDYNET-Österreich ist eine nationale Dokumenta­
tion auf CD-ROM. Sie unterstützt im Sinne des Bundes­
behindertengesetzes die Bundessozialämter bei der 
Hilfsmittelberatung. Im Jänner 1 999 wurde die 1 .  Ver­
sion fertig gestellt und verschickt. 

HANDYNET-Österreich enthält Detailinformationen 
über technische Hilfsmittel des österreichischen 
Marktes sowie ein Verzeichnis der Behindertenorga-
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nisationen. Die Dokumentation steht Betroffenen , Reha­
bil itationseinrichtungen, Beratungs- und Informations­
zentren sowie Behindertenorganisationen und Kosten­
trägern kostenlos zur Verfügung und wird in den Bun­
dessozialämtern bei der täglichen Arbeit herangezogen. 

HANDYNET-Österreich kann gegen eine Spende an den 
"Nationalfonds zur besonderen Hilfe für behinderte Men­
schen" beim Bundesministerium für soziale Sicherheit 
und Generationen schriftlich, telefonisch, per e-mail oder 
Fax angefordert werden. 

Die Datenbank enthält zwei Module: 

I n  der "WHAT-Datei" sind alle technischen Hilfsmittel 
wie folgt dokumentiert: 

• Klassifizierung im Sinne der ISO-Norm 9999 
• technische und numerische Beschreibung (Maße, 

Materialien, Funktionen, Zubehör etc.) 
• freie Beschreibung der Produkte in deutsch und eng­

l isch 
• Richtpreise und Symbolfotos als Orientierungshi lfe 
• nach Auswahlkriterien wie Produktgruppen, Marken, 

funktionelle Kompensation etc. 

In der "WHO-Datei" sind die Adressen und Daten der 
Händler der Hilfsmittel, der Behindertenorganisatio­
nen, Vereine und anderer Institutionen dokumentiert, die 
im Dienste der Behinderten tätig sind. Dieses Modul ent­
hält: 

• Anschrift und Kontaktinformationen, 
• Art der Organisation und Tätigkeitsgebiete, 
• I nformationen über Arbeitsbereiche und Art der Tätig­

keiten, 
• Angabe der Zielgruppe hinsichtlich der Behinderung, 
• eine freie Beschreibung der Organisationen in 

deutsch und englisch. 

Die Dokumentation baut auf der ehemaligen EU-Daten­
bank auf. Derzeit sind 4.060 Produkte m it 3.550 Bildern 
erfasst. Die Dokumentation der Organisationen beinhal­
tet derzeit 1 .250 Adressen. Jährlich erfolgen 2 Updates 
mit Ergänzungen, Aktualisierungen und Überarbeitun­
gen. Schwerpunkt der Datenerfassung im Jahre 2000/ 
2001 sind Pflegehilfsmittel. 

Mobiler Beratungsdienst für Kinder und 
Jugendliche 

Der Mobile Beratungsdienst wurde 1 976 als neue Dienst­
leistung des Bundes im Burgenland eingerichtet. Heute 
gibt es Mobile Beratungsdienste der Bundessozial­
ämter außerdem in der Steiermark, in Oberösterreich, 
Salzburg, Kärnten und Wien. 

Aufgabe und Ziel des Beratungsdienstes bestehen dar­
in ,  Familien auf unbürokratische Weise multiprofes­
sionelle Beratung und Betreuung in allen Fragen der 
körperlichen, geistigen und seelischen Entwicklung 
ihrer Kinder anzubieten. 

Schwerpunkte der Tätigkeit sind: 

• Die Begleitung von Familien mit behinderten Kindern, 
• die wohnortnahe und kostenlose Betreuung durch 

Expertenteams, die über spezifische Ausbildungen in 
den Fachbereichen Kinderheilkunde und Kinderneu­
ropsychiatrie, kl in ische Psychologie und Gesund­
heitspsychologie sowie Sozialarbeit verfügen, 

• Bürgernähe, Flexibil ität und Mobil ität sowie die Orien­
tierung an den Bedürfnissen der Klientinnen und 
Klienten. 

Nicht zuletzt deshalb repräsentiert der Mobile Bera­
tungsdienst in seiner täglichen Arbeit das Engagement 
der öffentlichen Verwaltung auf ihrem Weg vom "traditio­
nellen" Amt hin zur modernen Serviceeinrichtung. 

Der Mobile Beratungsdienst für Kinder und Jugendliche 
ist dem Gedanken der Kundennähe und -zufriedenheit 
besonders verpflichtet. Um diesem Ziel näher zu kom­
men, wurde im Jahr 1 999 das Projekt "Das Gute noch 
besser machen - Qualitätsmanagement bei den Mo­
bilen Beratungsdiensten für Kinder und Jugendliche" 
in iti iert. Als erster Schritt wurde in einjähriger Arbeit ein 
Handbuch entwickelt, das die Grundsätze der Qualität 
der Leistungserbringung festschreibt. Die Phase der 
Umsetzung beginnt wie geplant im Jahr 2000. 

Von den Mobilen Beratungsdiensten wurden im Jahr 
1 999 2.400 Kinder und Jugendliche bzw. deren Fami­
l ien (davon rund 1 .000 Erstkontakte) beraten. Die Teams 
führten m it 1 2 .000 persönl iche Beratungsgespräche 
durch, davon 1 .580 im Rahmen von Hausbesuchen. 
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4. Pßegevorsorge 

4. 1 .  System der Pftegevonorge 

Österreich hat im Jahr 1 993 eine umfassende Reform der 
Pflegevorsorge durchgeführt. Am 1 .  Jul i  1 993 trat das 
Bundespflegegeldgesetz (BGBI. Nr. 1 1 0/1 993) und die 
entsprechenden Landespflegegeldgesetze in Kraft. 
Damit wurde ein abgestuftes, bedarfsorientiertes Pflege­
geld eingeführt, auf das unabhängig von Einkommen und 
Vermögen sowie der Ursache der Pflegebedürftigkeit ein 
Rechtsanspruch besteht. 

Parallel zum BPGG wurde zwischen Bund und Ländern 
eine Vereinbarung über gemeinsame Maßnahmen des 
Bundes und der Länder für pflegebedürftige Personen 
(Pflegevorsorgevereinbarung) abgeschlossen, die am 
1 .  Jänner 1 994 in Kraft trat. Darin verpflichten sich die 
Länder, für einen dezentralen, flächendeckenden Aus­
bau der sozialen Dienste zu sorgen. 

Mit der Reform der Pflegevorsorge wurde das Hauptziel 
verfolgt, für pflegebedürftige Menschen einerseits durch 
eine direkte Geldleistung und andererseits durch ein An­
gebot an sozialen Dienstleistungen die Möglichkeiten zu 
einer selbständigen Lebensführung und zur Teilnahme 
am sozialen Leben zu verbessern. Eine Evaluierung hat 
ergeben, dass die Zielsetzungen dieser Reform in ho­
hem Ausmaß erreicht wurden (Badelt/Holzmann-Jen­
kinslMatullÖsterle, Analyse der Auswirkungen des Pfle­
gevorsorgesystems, Wien 1 997). 

Im April 2000 erhielten insgesamt 269.621 Personen 
Pflegegeld nach dem Bundespflegegeldgesetz. 

Rund 46.400 Personen (Stand 1 2/98) erhalten ein Pfle­
gegeld der Länder, davon sind rund 2/3 Frauen. 

1 999 betrug der Aufwand des Bundes für Leistungen 
nach dem Bundespflegegeldgesetz insgesamt 1 8,654 
Mrd. ÖS. 

Aufwand des Bundes für Leistungen 
nach dem BPGG 1 999 ( in Mio.  öS) 

Entscheidungsträger: 
Sozialversicherungsträger 
Bundespensionsamt 
ÖBB 
Post 
BSB: KOVG,HVG 
Landeshauptmann: OFG 
Landeslehrer 
Summe 

1 6.838 
51 5 
605 
335 
1 81 

1 2  
1 68 

1 8.654 

Quelle: Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera­
tionen 
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In diesem Zusammenhang ist auch darauf h inzuweisen, 
dass das Pflegegeld in erster Linie den unteren Ein­
kommensschichten zugute kommt. Neben dem oben 
genannten Ziel leistet das Pflegegeld also auch einen 
Beitrag zur Armutsbekämpfung. 

4.2. Pftegeg:.:.,el
_
d ________ ----' 

4.2.1 .  NoveUe zum Bundespftegegeldgesetz nnd 

Neuerlassung der Einstufungsverordnung 

Da seit dem Inkrafttreten des Bundespflegegeldgesetzes 
mit Wirkung vom 1 .  Jul i  1 993 ein Zeitraum verstrichen ist, 
in welchem umfassende Erfahrungen bei der Vollziehung 
gesammelt werden konnten, wurde eine Evaluierung des 
Gesetzes durchgeführt. Basis dieser Evaluierung waren 
neben den gewonnenen Erfahrungen, die wissenschaft­
liche Begleitung (Studie Badelt et al. über die Auswirkun­
gen des Pflegevorsorgesystems) sowie die ergangene 
Judikatur des Obersten Gerichtshofes zum Bundes­
pflegegeldgesetz. 

Auf Grundlage der Evaluierungsergebnisse wurde das 
Bundespflegegeldgesetz novell iert. Die Novelle ist mit 
Wirkung vom 1 .  Jänner 1 999 in Kraft getreten (BGBI . I  Nr. 
1 1 1 /1 998). 

Die wesentlichsten Änderung sind : 

Durch d ie Neudefinition des Zuordnungskriteriums 
zur Pflegegeldstufe 4 (Pflegebedarf mehr als 1 60 Stun­
den monatl ich, vorher mehr als 1 80 Stunden monatlich) 
wurde eine gerechtere Vertei lung und eine Verbesserung 
der Situation der schwer pflegebedürftigen Personen be­
wirkt. Durch die Änderung erhalten rund 1 5.000 Perso­
nen monatlich ein um etwa 3.000,- ÖS höheres Pflege­
geld. 

Die Zuordnungskriterien zu den Pflegegeldstufen 6 und 
7 wurden zur KlarsteIlung und aus Gründen der Rechts­
sicherheit konkreter umschrieben. Die Definitionen der 
Kriterien folgen weitgehend der ergangenen Judikatur 
des Obersten Gerichtshofes. 

Als weitere Maßnahme wurden aus Gründen der Rechts­
sicherheit die Mindesteinstufungen ins Bundespflege­
geldgesetz aufgenommen. Damit wurde den besonderen 
pflegerelevanten Bedürfnissen der hochgradig sehbehin­
derten, blinden und taubblinden Personen und jener 
Gruppe von schwer behinderten Menschen, die zur 
selbständigen Lebensführung auf den aktiven Gebrauch 
eines Rollstuhles angewiesen sind, Rechnung getragen . 
Die Regelung sieht vor, anhand der medizinisch eindeuti­
gen Diagnose und der damit verbundenen Funktionsaus­
fälle den weitgehend gleichartigen Pflegebedarf in Form 
einer Mindesteinstufung zu berücksichtigen. 
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Überdies wurde die rechtliche Stellung der pflegebedürf­
tigen Menschen und der Pflegenden verbessert. Bei der 
Untersuchung der pflegebedürftigen Person sieht die 
Novelle die Möglichkeit der Beiziehung einer Vertrau­
ensperson vor. Außerdem wird bei der Begutachtung ei­
ne vorhandene Pflegedokumentation im ambulanten und 
stationären Bereich jedenfalls berücksichtigt. 

Bei einem stationären Aufenthalt eines Pflegegeldbezie­
hers tritt kein Ruhen des Pflegegeldes ein, wenn die Pfle­
geperson als Begleitperson stationär mitaufgenommen 
wird .  Außerdem wird das Pflegegeld bei einem sta­
tionären Aufenthalt eines Pflegegeldbeziehers im Um­
fang der Beitragsleistung einer begünstigten Weiterver­
sicherung eines pflegenden Angehörigen weitergeleistet. 

Im Sinne einer umfassenden Pflegevorsorge wurde der 
anspruchsberechtigte Personenkreis um die emeritierten 
Hochschulprofessoren und die Verbrechensopfer erwei­
tert bzw. die Kompetenz für Freiberufler sowie deren Hin­
terbliebene klar normiert. 

Mit Wirkung vom 1 .  Februar 1 999 wurde auch die Ein­
stufungsverordnung zum Bundespflegegeldgesetz neu 
erlassen (BGBLI I  Nr. 37/99) . 

Die Änderungen in der Verordnung wurden einerseits 
durch die Aufnahme der M indesteinstufungen in das 
Bundespflegegeldgesetz erforderlich, anderseits sollte 
die Rechtssprechung des OGH und die Vol lzugspraxis, 
die sich aus den Richtlinien des Hauptverbandes und 
dem Konsensuspapier zur Vereinheitl ichlichung der ärzt­
lichen Begutachtung ergeben hat, Eingang finden . 

Überdies wurde auch deutlicher auf die Besonderheiten 
bei der Beurteilung des Pflegebedarfes für psychisch 
oder geistig behinderte Menschen eingegangen, in­
dem der Zeitaufwand für die Führung eines Motivations­
gespräches berücksichtigt wird. 

Erweiterung des anspruchsberechtigten 
Personenkreises durch die Einbeziehungs­
verordnung 1 999 

Mit dem Inkrafttreten der Einbeziehungsverordnung 
1 999, BGBLI I  Nr. 466, am 1 .  Jänner 2000 wurde der an­
spruchsberechtigte Personen kreis nach dem Bundes­
pflegegeldgesetz (BPGG) um Bezieher und Bezieherin­
nen einer Versorgungsleistung aus einem Versorgungs­
oder Wohlfahrtsfonds der Ärzte-, Rechtsanwalts- oder 

• • • 

Ziviltechnikerkammer erweitert. Der Verordnung war ei­
ne Änderung des § 3 BPGG im Rahmen der letzten No­
velle zum BPGG vorangegangen. Dadurch war es mög­
l ich, eine Lücke im Gesamtsystem in der Pflegevorsorge 
zu schließen. 

Zuständig für die Abwicklung der Pflegegeldverfahren für 
den genannten Personenkreis ist die Sozialversiche­
rungsanstalt der gewerbl ichen Wirtschaft. 

4.3. Sozialversicherungsrechtliche 
Absicherung pflegender Angehöriger 

Durch das Arbeits- und Sozialrechts-Änderungsgesetz 
1 997 wurde mit Wirkung vom 1 .  Jänner 1 998 im Bereich 
der Pensionsversicherung die Mögl ichkeit einer begüns­
tigten Weiterversicherung für Personen geschaffen, die 
einen nahen Angehörigen mit Anspruch auf Pflegegeld in 
Höhe der Stufe 5, 6 oder 7 betreuen und aus diesem 
Grund ihre Erwerbstätigkeit aufgeben mussten. Diese 
Pflegepersonen werden insoferne begünstigt, als der 
Bund den fiktiven Dienstgeberbeitrag übernimmt und die 
Pflegeperson daher nicht 22,8 %,  sondern nur 1 0,25 % 
der Bemessungsgrundlage als Beitrag zu leisten hat. 

4.4. Pflegevorsorgevereinbarung ------

Vereinbarung zwischen Bund und Ländern gem. 
Art.1 5a B-VG über gemeinsame Maßnahmen für 
pflegebedürftige Personen 

In der Pflegevorsorgevereinbarung Vereinbarung zwi­
schen Bund und Ländern gem. Art . 1 5a B-VG über ge­
meinsame Maßnahmen für pflegebedürftige Personen 
wurde u. a. festgelegt, zur Weiterentwicklung des bun­
deseinheitlichen Pflegevorsorgesystems einen Arbeits­
kreis, bestehend aus Vertretern des Bundes, der Länder, 
des Hauptverbandes der österreichischen Sozialver­
sicherungsträger und der wichtigsten Interessenvertre­
tungen einzurichten. 

Das Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und So­
ziales hat für den Zeitraum 1 .  Jänner 1 998 bis 31 . De­
zember 1 998 den jährlichen Bericht über die Entwicklung 
der Pflegevorsorge erstellt, der in der Sitzung des Ar­
beitskreises vom 28. Oktober 1 999 einhell ig angenom­
men wurde. 
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5. Familienleistungen 

Redaktionelle Bearbeitung: Andreas Kresbach 

Dieser Abschnitt stel lt  zum Tei l  e ine red igierte Fas­
sung der entsprechenden Beiträge aus dem 1 999 
publ izierten 4 .  Österreich ischen Fami l ienbericht dar. 

5. 1 .  Zum Gesamtvolumen der familien­
relevanten öffentlichen Leistungen 

Christoph Badelt 

Dieser Abschnitt stützt sich auf die im Famil ienbericht 
dokumentierten und ausgewerteten Daten zu den Jahren 
1 993-1 998. Mit Ausnahme der seit 1 999 bzw. 2000 gel­
tenden Neuregelung der Familienbesteuerung können 
die vorliegenden Daten weiterhin prinzipiell Gültigkeit be­
anspruchen. 

In einem Überblick über die Höhe und Zusammenset­
zung der "familienrelevanten" öffentlichen Ausgaben 
steht man vor der schwierigen Abgrenzungsfrage, was 
als "famil ienrelevant" kategorisiert werden sol l .  Dies g ilt 
insbesondere für das Problem der Doppelzählungen, 
wenn z.B. Vergleiche zwischen "familienrelevanten" und 
"altersrelevanten" öffentlichen Ausgaben getätigt wür­
den. In einer umfassenden Betrachtungsweise können 
Ausgaben öffentlicher Fisken in die Kalkulation einbezo­
gen werden, die Kindern und/oder Eltern(teilen) wegen 
der Kinder zugute kommen, ebenso Ersatz- oder Unter­
stützungsleistungen für die Erfü l lung famil ienrechtlicher 
Verpflichtungen zwischen (Ehe-)Partnern. Fami l ienrele­
vante Ausgaben werden von sämtlichen österreichischen 
Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Gemeinden) und 
von den Sozialversicherungsträgern getätigt. 

1 996 lag der Gesamtumfang je nach Definition zwi­
schen 41 Mrd. ÖS und 350 Mrd. ÖS. E in  Vortei l e iner 
breiten Defin ition der fami l ienre levanten öffentl ichen 

Familienrelevante öffentl iche Ausgaben 
nach Lebensphasen (1 996) 

Hausstandsgründung 1 0% 
Mutterschutz und Kleinkindalter 7% 
Vorschulalter 3% 
Phase mit Schulkindern 31 % 
Familienpolitisch motivierte Ausgaben 
im Alter 23% 
Gesamt 74% 

(der Gesamtausgaben) 

Quelle: 4. Österreichischer Familienbericht 1 999, Teil 2, S. 693, 
BMSG 2000 
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Ausgaben ist es, eine Perspektive für d ie  Beurtei lung 
der Fami l ienpol i t ik  zu eröffnen, d ie ü ber tagespolit i­
sche Auseinandersetzungen h inausgeht. 

Die sozialpolitische Forschung hat stets auf die unter­
schiedlichen Wirkungen der Geld- und Sachleistungen 
der öffentlichen Hand h ingewiesen. Insgesamt stellt sich 
das Verhältnis der beiden Leistungskategorien bei den 
familienrelevanten Leistungen ziemlich ausgewogen dar. 
Die Gebietskörperschaften sind wesentlich stärker im 

Famil ienrelevante öffentl iche 
Leistungen ( in M rd .  öS), 1 996 

1 .  Ausgaben der 
Gebietskörperschaften 

Familienbeihilfen1) 

Geldleistungen u. Versicherungs­
beiträge des FLAF2) 

Geldleistungen der Länder/ 
Gemeinden3) 

Gesundheitsleistungen4) 

Wohnbauförderung 

Kinderbetreuung 

Bi ldung 

Erziehung, Unterbringung, 
Jugendwohlfahrt5) 

Steuerliche Familienleistungen6) 

2. Sozialversicherung7) 

EinkommensersatzleistungenB) 

Unterhaltsersatzleistungen9) 

Leistungen für Unterhalt10) 

Hinterbliebenenversorgung 

Medizinische Leistungen bei 
Mutterschutz1 1) 

Gesamt 

Geld- Sach-
leiBtun- leistun-

gen gen 

34,9 

4,4 

1 ,3 

7,8 

35,7 

1 0,0 

1 09,0 

3,7 

20,5 

1 ,3 

1 80,2 

Quelle: 4. Österreichischer Familienbericht 1 999, BMSG 2000 
1) Familienbeihilfen des FLAF und der Gebietskörperschaften 
2) v. a. Geburtenbeihilfe und Transfers des FLAF an PV und KV 
3) v. a. Familienzuschüsse der. Länder, Sozialhilfeleistungen, 

Gelder für sonstige Krisen 
4) v. a. ein Teil der Pflegegelder 
5) Leistungen der Länder und Gemeinden 
6) Kinder-, Alleinverdiener- und Alleinerhalterabsetzbetrag 
7) SV inkl. Arbeitslosenversicherung, Sozialentschädigungsge­

setze und analoger Leistungen für Beamte 
8) Wochengeld, Karenzgeld, Sondernotstandshilfe, Betriebshilfe 

etc. 
9) Waisenpensionen 
1 0) Mitversicherung in KV, Familienzuschläge, Kinderzuschüsse 
11) v. a. Entbindungskosten 

III-219-BR/2001 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdok. Analysen (gescanntes Original)90 von 239

www.parlament.gv.at



Bereich der Sachleistungen engagiert als die Sozialversi­
cherung, was vor allem auf die hohen Bildungsausgaben 
zurückzuführen ist. Die Famil ienförderung im engeren 
Sinn ist hingegen viel stärker geldleistungsorientiert. 

In einer umfassenden Gesamtschau familienrelevanter 
öffentlicher Ausgaben sind die Ausgaben für das 
Bildungswesen und die Einkommensgenerierung im 
Alter (v. a. Hinterbliebenenpensionen) die höchsten Auf­
wandsposten. Für diese beiden Bereiche fielen 1 996 
Beträge von 1 83 Mrd. öS an. 

Während die Bildungsausgaben sicher nicht primär unter 
fami lienpolitischen Gesichtspunkten gesehen werden 
können (wenngleich die im starken Ausmaß unentgeltli­
che Bereitstellung von Bildung Eltern im H inblick auf 
ihre Unterhaltspflichten wesentlich entlastet), zeigt der 
große Stellenwert der Einkommenssicherungsmaß­
nahmen im Alter (Hinterbliebenenpensionen) eine poli­
tische SChwerpunktsetzung, die wesentlich innerhalb 
der Fami l ienpolitik angesiedelt ist. Ökonomisch gesehen 
sind nämlich die größten wirtschaftlichen Benachteil i­
gungen, die sich aufgrund der Verantwortung für Kinder 
ergeben, im Einkommensentfall bei N icht-Berufstätigkeit 
begründet, die im Alter entsprechend Lücken oder Nach­
teile in der sozialen Absicherung nach sich zieht. Eine 
Familienpolitik, die - in Ausgabendimensionen gesehen 
- relativ wenig für die Vereinbarkeit von Familien- und 
Erwerbsarbeit tut, muss - um eine elementare soziale 
Sicherung nicht zu gefährden - später relativ hohe Auf­
wendungen für Hinterbliebenenpensionen tätigen. 

Familienpolitik wird keineswegs nur für Personen mit 
Kleinkindern betrieben . Ca.  d rei Viertel der Gesamt­
ausgaben (im weiteren Sinn) lassen sich einzelnen 
Lebensphasen zuordnen.  

Beinahe e in Drittel ist Kindern im Schulalter und fast ein 
Viertel der Familienausgaben Menschen im höheren Alter 
gewidmet (Hinterbliebenenpensionen). 1 0  % der Ausga­
ben kommen Familien in der Zeit der Hausstandsgrün­
dung und 7 % im Kleinkindalter zugute. In  Summe macht 
die Analyse deutl ich, wie sehr die öffentliche Hand auch 
in der Familienpol itik langfristig wirkende Lenkungs- und 
Förderungsmaßnahmen setzt. Fami l ienpolitische Ent­
scheidungen, die heute getroffen werden, sind für viele 
Menschen bisweilen erst nach Jahrzehnten wirksam. 

Wie auch immer die Abgrenzung der familienrelevanten 
öffentlichen Ausgaben vorgenommen wird - der Umfang 
der aufgebrachten M ittel zeigt den hohen Entwick­
lungsstand des österreichischen Sozialstaats im Allge­
meinen und der Familienpolitik im Besonderen. Die Viel­
falt der Leistungsträger, die teilweise nur schwer zu 
durchblickende Art ihrer Finanzierung und die Unter­
schiedlichkeit ihrer Ziele und Wirkungsweisen machen 
jedoch auch deutl ich , dass die budgetwirksame Fami-

• . -

lienpolitik in Österreich ein großes Maß an Heteroge­
nität erreicht hat. Hinter den dargestellten Ausgaben 
steht eine breite Palette an Institutionen, die im weiteren 
Sinn Familienpolitik betreiben . 

Akteure sind Bund, Länder und Gemeinden. Auf Gemein­
deebene werden (familien)politische Entscheidungen ge­
troffen, die die wirtschaftliche Lage einzelner Fami l ien, 
insbesondere h insichtlich der Verfügbarkeit und der Kos­
ten der Kinderbetreuung betreffen. Famil ienpolitische 
Akteure sind weiters das Arbeitsmarktservice und die 
Verantwortlichen des Gesundheitswesens, darunter die 
Sozialversicherung. 

5.2. Familienlastenausgleich 

Die Kindererziehung stellt nach allgemeiner Überzeu­
gung nicht nur ein privates Interesse der Eltern dar, 
sondern hat gesellschaftl iche Auswirkungen hinsichtlich 
des Fortbestands der Bevölkerung, des sozialen Zusam­
menhalts oder der Absicherung des Generationenver­
trags der sozialen Sicherheit. Schließlich ist die Kinder­
erziehung und -betreuung mit wirtschaftlichen Belastun­
gen , Kosten und Einkommenseinbußen verbunden. DC!r­
aus folgt die Verpflichtung der Gesellschaft gegenüber 
den Fami l ien zum solidarischen Mittragen d ieser Belas­
tung. 

In  Österreich hat sich die institutionalisierte Familien­
politik seit der 1948 erfolgten Einführung der Kinderbei­
hi lfe entwickelt, der 1 954 die Schaffung des allgemeinen 
Familienlastenausgleichsfonds und die Verankerung die­
ses Politikbereichs als Aufgabe des Bundes in der Bun­
desverfassung (Art. 1 0  Abs. 1 Z 1 7  BVG) folgte. 

Die gesetzliche Grundlage für den Fami l ienlastenaus­
gleichsfonds (FLAF) b ildet das Familienlastenausgleichs­
gesetz (FLAG) 1 967, dessen Anfänge auf das Jahr 1 948 
zurückgehen. Damals einigten sich die Sozialpartner dar­
auf, an statt einer allgemeinen Lohnerhöhung zur Abgel­
tung der Lebenshaltungskosten bzw. eines Ausbaus der 
Preisstützungen für Familienerhalter eine budgetfinan­
zierte

· 
Ernährungsbeihilfe einzuführen. Bereits 1 949 

wurde daraus der Grundstein für den Familienlastenaus­
gleichsfonds: Die aus dem Budget finanzierte Ernäh­
rungsbeihi lfe wurde durch die Kinderbeihilfe abgelöst 
und zur Finanzierung ein eigener Fonds eingerichtet. 
Dessen Mittel wurden durch einen Lohnverzicht der Ar­
beitnehmer aufgebracht. Deshalb ist die Kinderbeihilfe 
zunächst nur an Kinder von Arbeitnehmern ausbezahlt 
worden. Diese Form der Finanzierung setzt bei der Lohn­
summe an. 

In der Folge setzten Bemühungen ein, mögl ichst alle Kin­
der bzw. Familien in den Lastenausgleich einzubeziehen. 
Am 1 .  Jänner 1 955 trat dann der allgemeine Familien-

87 

III-219-BR/2001 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdok. Analysen (gescanntes Original) 91 von 239

www.parlament.gv.at



· -

Entwicklung der Famil ienbeihi lfe 1 987 bis 2000 (ohne Kindera bsetzbetrag,  in ÖS) 

Familienbeihilfe nach dem Alter Behinde- Familien- Geschwisterstaffelung, 
gültig ab (in Jahren) rungs- zuschlag Zuschlag 

zuschlag je Kind 

1 0-1 9 ab 1 9  für 2. K. 

1 . 1 . 1 987 1 .450 1 .450 

1 . 1 . 1 990 1 .550 1 .550 

1 . 1 . 1 992 1 .650 1 .650 

1 .9 . 1 992 1 .650 1 .950 1 .650 

1 . 1 . 1 993 1 .650 1 .950 1 .650 

1 .5 . 1 995 1 .300 1 .550 1 .850 1 .650 

1 . 1 . 1 999 1 .425 1 .675 1 .975 1 .775 

1 . 1 .2000 1 .450 1 .700 2.000 1 .800 1 75 

Quelle: BMUJF 
*)  Mehrkindzuschlag je Kind ab dem 3. Kind und Haushaltseinkommen des Vorjahres bis zum 1 2-fachen der ASVG-Höchstbemes­

sungsgrundlage. 

lastenausgleich in Kraft. Die Leistungen wurden - im 
Sinne des Grundsatzes des horizontalen Lastenaus­
gleichs - auf alle Familien ausgedehnt und die F inan­
zierung über die Arbeitnehmer- bzw. Dienstgeberbeiträ­
ge hinaus auf selbstständig und freiberuflich erwerbstäti­
ge Personen sowie um einen Länderbeitrag erweitert. 
Weiters wurde eine sogenannte Selbstträgerschaft im 
wesentlichen für Gebietskörperschaften und öffentlich­
rechtliche Körperschaften eingeführt. Diese zahlen nicht 
in den FLAF ein, sondern finanzieren die entsprechenden 
Leistungen direkt aus ihrem Budget. 

Der Ausgleichsfonds für Famil ienbeihi lfen hat eine 
zweckgebundene Gebarung im Bundesbudget und be­
sitzt keine Rechtspersönlichkeit. E ine solche kommt dem 
Reservefonds zu, der Mehr- und Minderausgaben des 
Fonds auszugleichen hat. 

Der Fami l ienlastenausgleich ist seit damals als horizon­
taler Lastenausgleich konzipiert, d .h .  als Ausgleich zwi­
schen unterhaltspflichtigen Eltern und Personen oh­
ne Unterhaltspflichten, womit als Kriterium für den An­
spruch auf Leistungen nicht die soziale Bedürftigkeit, 
sondern die zivilrechtliehe Unterhaltspfl icht gegenüber 
Kindern gilt, da die daraus erwachsenden Kosten die un­
mittelbare Ursache für eine feststell bare wirtschaftl iche 
Benachteil igung sind. Dieses Grundprinzip des Fami l ien­
lastenausgleichs gi lt als Ausfluß sozialer Gerechtigkeit für 
Famil ien und Aufrechterhaltung der Symmetrie im Gene­
rationenvertrag und hat in Österreich die Etablierung ei­
ner von der allgemeinen Sozialpol it ik verselbständigten 
Fami l ienpolitik geprägt, die mit ihrem über den Ausgleich 
der Unterhaltskosten hinausgehenden System von Geld­
und Sachleistungen für Fami l ien mittlerweile im europäi­
schen Vergleich als beispielhaft angesehen wird. 
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5.2. 1 . Die Familienleistungen im einzelnen ------
Der finanzielle Lastenausgleich der direkten Unter­
haltskosten erfolgt in Österreich in einem dualen System 
durch Transferzahlungen (Fami l ien beihi lfe mit Alters­
und Geschwisterstaffel) und der steuerlichen Berück­
sichtigung (Kinderabsetzbetrag , Alleinverdiener- und 
Alleinerzieher-Absetzbetrag). Die steuerliche Berücksich­
tigung der Unterhaltslasten, in der beide Maßnahmen in­
einandergreifen, wurde nach einer Entscheidung des Ver­
fassungsgerichtshofes im Jahr 1 998 verstärkt und trat als 
Neuregelung der Famil ienbesteuerung in zwei Etappen 
1 999 und 2000 in Kraft (siehe dazu Kapitel 5.3.). 

Familien beihilfe 

Die Fami l ienbeihi lfe ist sowohl nach dem Alter der Kinder 
als auch der Anzahl der Kinder (dies seit 2000) gestaffelt 
und beträgt für Kinder bis 1 0  Jahre 1 .450,- öS monat­
l ich, für Kinder bis 1 9  Jahre 1 .700,- öS monatlich und 
für Kinder bis 26 Jahre 2.000,- ÖS monatlich; für das 
zweite Kind werden zusätzlich 1 75,- ÖS monatlich und 
für das dritte und alle weiteren Kinder zusätzlich 
350,- ÖS monatlich ausbezahlt. Für erheblich behinderte 
Kinder werden zusätzlich 1 800,- ÖS monatlich gewährt. 

Anspruch auf Fami l ienbeihilfe für Kinder haben nach 
dem FLAG 1 967 Personen, die im Bundesgebiet einen 
Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben; 
für EWR/EU-Bürger gelten Sonderregelungen. Alle übri­
gen ausländischen Staatsangehörigen haben Anspruch 
auf Fami l ienbeihi lfe, wenn sie im Bundesgebiet bei einem 
Dienstgeber legal beschäftigt sind oder aus dieser Be­
schäftigung Bezüge aus der gesetzliChen Krankenversi-
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cherung beziehen. Personen, die sich seit mindestens 60 
Kalendermonaten ständig in Österreich aufhalten, aner­
kannte Flüchtlinge und Staatenlose sind den Österrei­
chern hinsichtlich des Anspruches auf Famil ienbeih i lfe 
gleichgestellt. 

Als zentrales Prinzip des Systems der direkten Zahlun­
gen an Eltern mit Kindern g i lt, dass der Anspruch auf 
Familienbeihilfe grundsätzlich der Person,  zu deren 
Haushalt das Kind gehört, zusteht; im Falle eines ge­
meinsamen Haushalts der Eltern dem überwiegend 
haushaltsführenden Elternteil, d. i. nach der widerleg­
baren gesetzl ichen Vermutung die Mutter. Subsidiär an­
spruchsberechtigt ist, wer überwiegend die Unterhalts­
kosten des Kindes trägt. Ein Anspruch des Kindes selbst 
auf die Famil ienbeihi lfe ist nur dann vorgesehen, wenn 
das Kind Vollwaise ist oder ihm die Eltern nicht überwie­
gend Unterhalt leisten; ein solcher Anspruch besteht 
nicht, wenn sich das Kind auf Kosten der Jugendwohl­
fahrt oder Sozialhilfe in Heimerziehung befindet. 

Ein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht generell für 
minderjährige Kinder, für volljährige Kinder, die sich in 
Berufsausbildung befinden, grundsätzlich bis zum 
vollendeten 26. Lebensjahr; für erwerbsunfähige, er­
heblich behinderte Kinder gibt es keine Altersgrenze. Kei­
nen Anspruch auf Fami l ienbeihi lfe haben Kinder, die das 
1 8. Lebensjahr vollendet und die Geringfügigkeitsgrenze 
nach dem ASVG (Sonderregelung für erheblich behinder­
te Kinder) übersteigende eigene Einkünfte haben; Lehr­
l ingsentschädigungen, Waisen pensionen und Einkünfte 
während der Ferialzeit werden nicht dazugerechnet. 

Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung der Familien­
beihilfe in den Jahren 1 987 bis 2000. Aus der Tabelle ist 
ersichtl ich, dass die Fami l ienbeihi lfe zu Beginn des Be­
obachtungszeitraums zwei Mal erhöht und mit dem -
auch als "Erstes Sparpaket" bezeichneten - Stru ktur­
an passungsgesetz 1 995 wieder auf den Stand von 
1 990 gesenkt worden ist .  

Mehrkindzuschlag 

Zusätzlich zur Fami l ienbeih i lfe steht für jedes ständig im 
Bundesgebiet lebende dritte und weitere Kind ein 
Mehrkindzuschlag in der Höhe von 400,- ÖS monatlich 
zu , soferne das zu versteuernde Famil ienjahresein­
kommen das Zwölffache der Höchstbeitragsgrund­
lage zur Sozialversicherung für einen Kalendermonat 
nicht übersteigt. 

M utter-Kind-Pass-Bonus, Kleinkindbeihilfe 

Nach der mit dem zweiten "Sparpaket" 1 996 erfolgten 
Streichung der Geburtenbeih i lfe wurde mit der Ein-

. . 

führung des Mutter-Kind-Pass-Bonus versucht, dem 
eingetretenen Rückgang der vormals hohen Unter­
suchungsfrequenz beim Mutter-Kind-Pass-Untersu­
chungsprogramm für Schwangere, Säugl inge und Klein­
kinder gegenzusteuern. Diese Geldleistung wird aus An­
lass der Vollendung des ersten Lebensjahres des Kindes 
gewährt, wenn d ie Schwangere und später das Kind be­
stimmten ärztlichen Untersuchungen unterzogen wur­
den. Der Mutter-Kind-Pass-Bonus in Höhe von 
2.000,- ÖS wurde erstmals im Jahr 1 998 für jene Kinder 
gewährt, die im Jahr 1 997 geboren wurden. Diese Geld­
leistung steht nur bis zu einem bestimmten Höchstbe­
trag an Familieneinkommen im Geburtsjahr des Kindes 
zu. 

Für Eltern, die weder Wochengeld noch Karenzgeld oder 
eine ähnl iche Leistung beziehen, g ibt es seit Jul i  1 996 die 
Kleinkindbeihilfe. Diese Leistung beträgt zwölfmal 
1 .000,- ÖS im ersten Lebensjahr des Kindes und wird 
dem Elternteil gewährt, der das Kind in dessen erstem 
Lebensjahr überwiegend betreut. Die Kleinkindbeihi lfe 
steht nur bis zu einer bestimmten Höhe an monatlichem 
Familieneinkommen zu und ist in ihren Kriterien dem 
früheren Zuschlag zur Geburtenbeih i lfe nachgebildet. 

Schulfahrtbeihilfe, Schüler- und 
Lehrlingsfreifahrt 

Für Schüler und Schülerinnen, die eine öffentliche oder 
m it dem Öffentl ichkeitsrecht ausgestattete Schule im 
In land als ordentliche Schüler besuchen, wird m it der 
Schulfahrtbeihilfe bzw. Schülerfreifahrt der Aufwand 
des Transportes zur und von der Schule ersetzt. Seit 
1 995/96 wird bei den Fahrtenbeihilfen und Freifahrten für 
Schüler und Lehrl inge ein Selbstbehalt von generell 
270,- ÖS, d. s. durchschnittl ich rund 10 % der Kosten, 
eingehoben. Die Mindestlänge des Schulweges zur Er­
langung von Schulfahrtbeihi lfe beträgt 2 km; für Behin­
derte gi lt keine Ki lometerbegrenzung. 

Zur Zeit steht das Ministerium in Verhandlungen mit den 
Bundesländern über den Abschluß von Verträgen zur 
Einbeziehung der Schüler und Lehrl i nge in die Verkehrs­
verbünde. Seit den "Sparpaketen" konzentrieren sich die 
fami l ienpolitischen Bemühungen außerdem auf die Wie­
dereinführung der Fahrtenbeih i lfe für sogenannte Wo­
chenendheimfahrten (Heimfahrtbeihi lfe) im Rahmen der 
Schulfahrtbeihi lfe. 

Für Lehrlinge in einem gesetzlich anerkannten Lehrver­
hältnis besteht - den Anspruch auf Fami l ienbeihi lfe vor­
ausgesetzt - für die Fahrt zwischen der Wohnung und der 
betrieblichen Ausbi ldungsstätte die Möglichkeit zur Frei­
fahrt sowie eine entsprechende Fahrtenbeihilfe. Zu­
letzt wurde 1 999 der anspruchsberechtigte Personen­
kreis für die Lehrlings- und Schülerfreifahrt und der Fahr-
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tenbeihi lfe für Lehrlinge vorübergehend (bis 2001 ) erwei­
tert. Nunmehr haben Schulabgänger der Jahre 1 998 und 
1 999, die an Lehrgängen und Lehrlingsstiftungen nach 
dem Jugendausbildungs-Sicherungsgesetz teilnehmen, 
sowie Jugendliche, welche im Rahmen einer Vorlehre aus­
gebildet werden, ebenfalls die Möglichkeit, Freifahrt und 
Fahrtenbeihilfe in Anspruch zu nehmen; Anspruchsvor­
aussetzung ist auch hier der Bezug der Familienbeihilfe. 

Schulbuchaktion 

Für Schüler öffentlicher oder mit Öffentlichkeitsrecht aus­
gestatteter Schulen sowie Schüler, die die allgemeine 
Schulpflicht durch Tei lnahme am häuslichen Unterricht 
oder durch den Besuch von Privatschulen ohne Öffent­
l ichkeitsrecht erfüllen sowie auch Kinder von in Bundes­
betreuung befindlichen Asylwerbern werden die für den 
Unterricht notwendigen Schulbücher unentgeltlich 
zur Verfügung gestellt. Seit 1 995/96 wird ein von den 
Erziehungsberechtigten pro Schulbuch zu tragender 
Selbstbehalt von 1 0  % der jeweiligen Limits eingehoben 
(kein Selbstbehalt ist für therapeutische Unterrichtsmittel 
für Behinderte, Schulbücher für Sehgeschädigte sowie 
von Sonderschülern zu entrichten). Die Schulbuchl imits 
stellen d ie Höchstgrenze an Ausgaben für Schulbücher 
pro Schüler je nach Schulform dar und werden jährlich 
bekanntgegeben . 

Mit der sukzessiven Öffnung der Schulbuchaktion für Un­
terrichtsmittel eigener Wahl wird der Lehrplanautonomie 
der Schulen Rechnung getragen. Die Schulen können 
neben den approbierten Schulbüchern auch neue Unter­
richtsmittel (Lernspiele, Datenträger, Sprachvideos, etc.) 
anschaffen, sofern diese dem Inhalt eines Schulbuchs 
entsprechen und nicht zur Grundausstattung der Schule 
(z. B. EDV-Anlage, Projektoren, Schulfilme) gehören. Seit 
dem Schuljahr 1 999/2000 können bis zu 1 5  % des Be­
stellvolumens (zuvor 5 % und 1 0  %) innerhalb der Limits 
für solche Unterrichtsmittel verwendet werden. Zur bes­
seren Ausnutzung dieses Spielraums wurde mit der 
Schulbuchreform 1 998 die in vielen Schulen bereits prak­
tizierte Wiederverwendung von Schulbüchern zur Ver­
besserung des Versorgungsgrades mit den notwendigen 
Schulbüchern gesetzl ich vorgesehen. 

Wochengeld, Karenzgeld 

Der FLAF finanziert zu jeweils 70 % das Wochengeld 
und das Karenzgeld. 

Das Wochengeld stellt einen Einkommensersatzleistung 
für die Zeit des Mutterschutzes in der Dauer von acht Wo­
chen vor und acht Wochen nach der Geburt, in der ein 
absolutes Beschäftigungsverbot besteht, dar. Das Wo­
chengeld wird in der Höhe des durchschnittlichen 
Einkommens der letzten drei Monate ausgezahlt. Seit 
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1 998 erhalten auch geringfügig Beschäftigte und freie 
Dienstnehmerinnen ein Wochengeld in der Pauschalhöhe 
des halben Karenzgeldes. 

Das Karenzgeld ist eine Leistung der Arbeitslosenversi­
cherung für vor der Geburt unselbständig erwerbstätige 
Mütter zur Betreuung ihres Kindes. Seit Juli 1 996 wird 
das Karenzgeld, dessen Höhe von 1 996 bis 2000 
5.565,- ÖS monatlich betrug und seit 1 .  1 .  2000 

5.598,- ÖS beträgt, nur mehr für die Dauer von 1 8  Mo­
naten ausbezahlt (zuvor 2 Jahre), es sei denn, der zwei­
te Elternteil geht im letzten Halbjahr in Elternkarenz. Für 
d iese letzten sechs Monate besteht aber jedenfalls die 
Krankenversicherung weiter. Während der Karenzzeit 
kann nur bis zur Geringfügigkeitsgrenze dazuverdient 
werden, darüber hinausgehendes Einkommen wird an­
gerechnet. Der arbeitsrechtliche Kündigungsschutz be­
steht für zwei Jahre. Für Selbständige und Bäuerinnen 
besteht ein Anspruch auf Teilzeitbeihilfe in der Höhe von 
2.790,- ÖS monatl ich, für unselbständig Erwerbstätige 
ohne Anwartschaft auf Karenzgeld in der Höhe des hal­
ben Karenzgeldes; diese Leistungen werden zur Gänze 
vom FLAF finanziert. 

Im Dezember 1 999 bezogen 78.300 Personen Karenz­
geld aus der Arbeitslosenversicherung, um 2 .400 weni­
ger als im Jahr davor (AMS-Statistik). 

1 ,7 % waren Väter (Dezember 1 998: 1 ,6 %), der 
Väteranteil war in Wien mit 3 , 1  % am weitaus höchsten. 
In den übrigen acht Bundesländern lag dieser Anteil 
jeweils zwischen 0,9 % (Vorarlberg) und 1 ,6 % (Ober­
österreich). 

1 1  % der KG-Bezieherinnen bezogen einen Zuschuß. 
Besonders hoch war dieser Anteil bei Ausländerinnen 
(22 %; österreichische Staatsbürger: 1 0,2 %). Väter be­
zogen ihn etwas häufiger als Mütter (1 4 % gegenüber 
1 1  %). 

Innerhalb dieser Gruppe waren 46 % alleinstehend. Die­
ser Anteil war bei ausländischen Beziehern (1 7 %) und 
Vätern (6 %) wesentlich niedriger. Innerhalb der öster­
reichischen Bezieher war die Mehrheit alleinstehend 
(54 %). 

4 % der KG-Bezieher und Bezieherinnen nutzten die 
Möglichkeit der Teilzeitkarenz. Während innerhalb der 
Mütter d ieser Anteil noch niedriger war (3,4 %), war jeder 
fünfte Vater (20 %) in Teilzeitkarenz. Insgesamt waren 
9 % männlich. 

Die in den vergangenen Jahren von der Familienpolitik 
in itiierten Überlegungen zur Ausweitung der An­
spruchsberechtigten haben zusammen mit den neuen 
Ansätzen der Entkoppelung von zuvor ausgeübter Er­
werbstätigkeit sowie einer Leistung zur teilweisen Abgel-
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tung der Leistung Kinderbetreuung zur Weiterentwick­
lung der Versicherungsleistung Karenzgeld zur geplanten 
neuen Familienleistung Kinderbetreuungsgeld geführt 
(siehe dazu ausführlich Kapitel 5.4.). 

Kindererziehungszeiten in 
Pensionsversicherung 

Seit 1 988 teilfinanziert der FLAF den Aufwand für Er­
satzzeiten der Kindererziehung in der Pensionsversi­
cherung. Die Mitfinanzierung orientiert sich derzeit am 
Karenzgeld-Aufwand: davon wird ein Pensions beitrag in 
Höhe von 22,7 % geleistet. Seit 1 993 ist der Kreis der An­
spruchsberechtigten einerseits auf alle betreuenden 
Mütter bzw. Väter ausgedehnt und andererseits vom 
Ausmaß der Anrechnung als Ersatzzeit von vorher 1 0  
(Geburten bis Juli 1 990) bzw. 22 Monate (Geburten ab 
Jul i  1 990) auf maximal 48 Monate pro Geburt (egal ,  wann 
Geburt gelegen ist) erweitert. Einander überlappende 
Zeiten (Mehrlingsgeburt bzw. nachfolgende Geburt in­
nerhalb von 48 Monaten) zählen nur einfach. 

Ersatzzeiten der Kindererziehung wirken sowohl pen­
sionsbegründend - vorausgesetzt, es handelt sich um 
Erziehungszeiten nach 1 955 und es l iegt mindestens ein 
Beitragsmonat vor - als auch pensionerhöhend: der 
monatliche, einheitliche Erhöhungsbetrag (der Pension) 
liegt bei einem Pensionsantritt ab 1 .  1 .  2000 pro 48 Mo­
nate Kindererziehung bei maximal 650,- ÖS (vorher 
480,- ÖS). Trotz dieser großzügigen Ausgestaltung - viele 
Kindererziehungszeiten können in Verbindung mit einem 
Beitragsmonat theoretisch zu einem Eigenpensionsan­
spruch führen - wird dies in der Praxis meist wegen der 
knapp hintereinanderliegenden Geburten nicht erreicht; 
aus familienpol itischer Sicht ist dies unbefriedigend. 

Mit dem Budgetbegleitgesetz 2000 wurde der FLAF ver­
pflichtet, Überschüsse in Höhe von 8,2 Mrd. ÖS aus 
dem Reservefonds zur Finanzierung der Ersatzzeiten 
der Kindererziehung an die Pensionsversicherung ab­
zuführen. Im Regierungsübereinkommen ist die Um­
wandlung der Kindererziehungszeiten von Ersatz- in 
Beitragszeiten vorgesehen; wie eine solche Umwand­
lung sich auf die Alterssicherung der Betroffenen aus­
wirkt, ist derzeit allerdings unbestimmt. 

Unterhaltsvorschuss 

Aus dem FLAF wird der Unterhalt für minderjährige Kin­
der, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im In land haben, 
entweder österreichische Staatsbürger oder staatenlos 
sind und deren verpfl ichtete Eltern(teile) ihrer Unterhalts­
zah lung trotz gerichtlichem Beschluß nicht nachkom­
men , sichergestellt. 1 999 wurde für 37.000 Kinder ein 
monatlicher Unterhaltsvorschuss von rund 2.200,- ÖS 
geleistet. Der säumige Elternteil ist zur Rückzahlung an 
das Jugendamt verpfl ichtet. 

Familienhärteausgleich 

Für Familien und werdende M ütter, die unverschuldet 
durch ein besonderes Ereignis in eine Notlage geraten 
sind, können aus Mitteln des FLAF finanzielle Zuwendun­
gen zur Mi lderung oder Beseitigung der Notsituation ge­
währt werden. 

5.2.2. Einnahmen, Ausgaben, Verteilungswirkungen 

He/muth Schattovits, Martin Oppitz 

Die Ausgaben wie die Einnahmen des FLAF beliefen 
sich im Jahr 1 999 auf insgesamt 57,7 Mrd. ÖS; dies un­
ter Berücksichtigung der - erstmals seit Jahren wieder 
angefallenen - Überschüsse. Die für die Jahre 1 999, 
2000 und 2001 erwarteten Überschüsse des FLAF in der 
Höhe von insgesamt rund 1 4  Mrd.  öS werden gemäß 
dem Regierungsprogramm an die Pensionsversicherung 
zur Finanzierung der Kindererziehungszeiten überwie­
sen. 

Die größte Einnahmequelle des FLAF stellen die 
Dienstgeberbeiträge (ursprüng lich ein Lohnverzicht) in 
der Höhe von derzeit 4,5 % der Lohnsumme dar. 1 999 
waren das 41 ,7 Mrd. öS (BVA 2000: 42,4 Mrd. ÖS) bzw. 
rd. 72 % aller Einnahmen. Die Abgeltung von Ansätzen 
für die Einkommensteuern als weitere Einnahme bilden 
die Abgeltung des seit 1 978 über den FLAF ausgezahlten 
(ehemaligen) Kinderabsetzbetrages in der Höhe von 
9,5 Mrd. ÖS. Die Anteile der Einkommens- und Kör­
perschaftssteuer in der Höhe von 5,5 Mrd. öS im Jahr 
1 999 (rd. 1 0  %) zeigen den Beitrag der Selbstständigen 
und freien Berufe. Dabei handelt es sich nicht um einen 
Zuschlag zu diesen Steuern für den FLAF, sondern um ei­
nen Anteil davon. 

In der Größenordnung dieser Struktur der Einnahmen 
1 999 hat sich seit 1 970 wenig geändert, bleibt die Abgel­
tung von Steuern unberücksichtigt. Der Reservefonds 
hat insbesondere zwischen 1 991 und 1 996 zu den Ein­
nahmen beigetragen, d. h. Ausgaben gedeckt, und zwar 
im Zusammenhang mit der Einführung des zweiten Ka­
renzjahres. Noch vor dem Wirksamwerden der Kürzung 
der Karenzzeit von 24 auf 1 8  Monate war der Zuschuss­
bedarf durch die Erhöhung der laufenden Einnahmen und 
den Geburtenrückgang aufgefangen. 

1 978 und 1 981 wurden d ie Beiträge für den FLAF um ins­
gesamt 1 ,5%-Punkte von 6 % auf 4,5 % der Lohnsum­
me gesenkt, was eine diesbezügl iche Einnahmenkür­
zung von 25 % bedeutet. Zur Veranschaulichung: Bei für 
1 999 budgetierten Dienstgeberbeiträgen von 41 ,5 Mrd.  
öS entspricht d ie vorgenommene Kürzung Minderein­
nahmen von 1 3,9 Mrd.  ÖS. Das ist mehr als das Doppel­
te der Ausgaben für die Geld- und Krankenversiche­
rungskomponente des aktuellen Karenzgeldes. 
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Vertei lung der FLAF-Finanzierung und der Leistungen aus dem FLAF nach Pro­
Kopf-Einkommensquartilen, 1 993 

Pro-Kopf-Einkommen in Mio. ÖS Anteile in Prozent 

Aufkommen Leistungen Aufkommen 

1 .  Quartil 4.823 1 5.094 29 

2. Quartil 8.862 1 4.845 29 
:== 

3. Quartil 1 3.504 1 2 . 1 88 23 

4. Quartil 2 1 .996 1 0.01 0 45 1 9  

Summe/Durchschnitt 
:= 

49.1 85 52.1 38 1 00  1 00 

Quelle: WIFO (1 998) mittels ÖSTAT Mikrozensus Juni 1 993 
Legende: Quartile der gewichteten netto Pro-Kopf-Einkommen aller Haushalte Nichtselbständiger mit Kindern 

Auf der Ausgabenseite bildet die Familienbeihi lfe die 
größte Position mit 34,6 Mrd. ÖS imJahr 1 999 (BVA 
2000: 37,4 Mrd. ÖS) bzw. einem Anteil von rd. 60 % der 
Ausgaben, gefolgt vom Kostenbeitrag für das Karenz­
geld ( inkl .  PV-Beitrag) mit 6,6 Mrd. ÖS im Jahr 1 999, den 
Schülerfreifahrten mit 3,8 Mrd. ÖS und dem Wochen­
geld mit 2,7 Mrd. öS. 

Im Gegensatz zur Struktur der Einnahmen hat sich jene 
der Ausgaben wesentlich verändert: 1 970 lag der Anteil 
der Fami l ienbeihi lfe an den Ausgaben mit rd . 88 % um 
28%-Punkte und 1 989 m it rd. 70 % um 1 0%-Punkte 
höher als 1 999. Die Ausgaben sind näml ich seit 1 970 
vielfältiger geworden. Vor allem haben jene Kategorien 
antei lsmäßig stark zugenommen, die als Sachleistun­
gen oder Vergütungen an andere Budgets zu bezeich­
nen sind. Da auf der Einnahmenseite strukturell keine Er­
weiterung stattgefunden hat, bedeutet dies eine Um­
schichtung der Mittel von der ursprüngl ichen Zielsetzung 
zu neuen Ausgaben hin.  Dadurch hat der FLAF die Fi­
nanzierung von Maßnahmen übernommen, die in einer 
Reihe von Fällen davor von anderen Budgets (z. B. 
Arbeitslosenversicherung) finanziert worden sind (z. B. 
Wochengeld, Karenzgeld, Sozialversicherungsbeiträge, 
Verkehrsverbünde, Mutter-Kind-Pass u. ä.). Damit ist i ns­
gesamt der den Eltern bzw. Kindern direkt zur Verfügung 
gestellte Geldbetrag relativ verringert worden. 

Werden die Ausgaben des FLAF (ohne Reservefonds) in  
Relation zum Nettogesamtbudget und den Sozialaus­
gaben des Bundes gesetzt, so zeigt sich, dass zwischen 
1 980 und 1 997 die Budgetausgaben um etwa das 2,7fa­
che gestiegen sind, die Bundesausgaben für Soziales 
insgesamt um das 3,2fache - ohne FLAF um das 4,2fa­
che. Alle diese Werte liegen über dem Anstieg des FLAF 
um das 1 ,8fache. Die Sozialausgaben, ohne FLAF, stie­
gen bis 1 997 damit mehr als doppelt so stark wie jene 
des FLAF, was insbesondere durch den Rückgang der 
FLAF-Ausgaben seit 1 995 bewirkt wird. In den FLAF-
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Ausgaben sind zudem auch die i ntergouvermentalen 
Transfers enthalten. Demnach kann festgestellt werden, 
dass die Ausgaben des FLAF keine expansive Wir­
kung auf das Bundesbudget hatten, da sie deutlich 
langsamer als das Budget wuchsen. 

Auch unter Berücksichtigung des Geburtenrückganges 
seit 1 996 und der Zunahme der Personen in Pension stie­
gen die Ausgaben des FLAF weniger stark an als die So­
zialausgaben, wenngleich die Differenz nicht so deutlich 
ausfällt: Während die Sozial ausgaben pro Kopf sich ge­
genüber 1 980 knapp verdreifachten, blieben die FLAF­
Ausgaben pro Kind (bis 1 5  bzw. bis 20 Jahre) ab 1 993 
fast durchgängig über dem 2fachen des Ausgangswerts. 
Ein demographischer Effekt, d. h. Rückgang der Kinder­
zahl als Ursache für die geringeren Ausgaben besteht bis 
1 995 nicht, da die Geburten zugenommen haben. Das 
geringere Wachstum ist durch die Verringerung der Ein­
nahmen des FLAF und politische Entscheidungen we­
sentlich bestimmt. 

In einem Vergleich der Entwicklung der Famil ienbeihi lfe, 
der Pension und des Ausgleichzulagenrichtsatzes weist 
die Fami l ienbeihilfe den geringsten Anstieg auf (+ 43 %). 
Jener für die Pensionen liegt mit 79 % fast doppelt so 
hoch und jener für die Ausgleichzulage mehr als drei Mal 
so hoch (+ 1 58 %). 

Verteilungswirkungen der FLAF-Leistungen 

In der folgenden Tabelle werden einander das Aufkom­
men und die Leistungen des FLAF nach Einkommens­
gruppen gegenübergestellt. Die Familienleistungen des 
FLAF bewirken einen deutlichen vertikalen Umvertei­
lungseffekt zu Gunsten niedriger Einkommenskate­
gorien. Dieser Effekt kommt dadurch zustande, dass 
vom obersten Einkommensviertel 4,6 mal so viel zur 
Finanzierung beigetragen wird wie vom untersten, 

III-219-BR/2001 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdok. Analysen (gescanntes Original)96 von 239

www.parlament.gv.at



letzteres aber 1 ,5 mal so viel an Leistungen erhält wie 
das oberste. Anders ausgedrückt: Das unterste Einkom­
mensviertel der Einkommensempfänger bekommt mehr 
als das 3fache ausbezahlt, als es einzahlt, während das 
oberste die Hälfte von dem zurückbekommt, was einge­
zahlt wird. Auf Haushaltsebene bedeutet das: Das unter­
ste Quarti l  zahlt monatlich durchschnittlich 1 .686,- ÖS 
ein und erhält durchschnittlich 5.276,- öS; das oberste 
Quartil zahlt 7 .71 3,- öS ein und erhält 3.51 0,- ÖS. E ine 
detai l l iertere Auswertung zeigt, dass bis zum 6. Dezi l a l le 
kinderbetreuenden Haushalte Nettoempfänger aus dem 
System sind. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass der 
FLAF neben der horizontalen Umverteilung, also zwi­
schen Personen, die aktuell für Kinder zu sorgen haben, 
und jenen, die dies aktuell nicht brauchen, eine ausge­
prägte vertikale Umverteilung erbringt. 

5.3. Neure elung der Familienbesteuerung 

Andreas Kresbach 

Die steuerliche Berücksichtigung der Unterhaltsleis­
tungen von Eltern gegenüber ihren Kindern, die dem 
Grundgedanken des einkommensteuerrechtlichen 
Leistungsfähigkeitsprinzips folgt, bi ldet neben den di­
rekten finanziellen Transferleistungen die zweite Säule 
im sog. dualen Familienlastenausgleich. Da die ge­
setzl iche Regelung der Fami l ienbesteuerung, zumal be­
zügl ich der Kosten des Kindesunterhaltes, bereits zwei­
mal von Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofes 
motiviert und m itbestimmt wurde, wird diese Rechtspre­
chung zeitlich weiter zurückgreifend dargestellt, dies 
auch aufgrund aktueller fami l ienpolitischer Diskussionen. 

Mit der im Jahr 1 978 erfolgten Abschaffung der Kinder­
Absetzbeträge zugunsten einer im sei ben Ausmaß er­
höhten Fami l ienbeihi lfe (um auch Eltern mit nur geringer 
oder gar keiner Steuerleistung in den Genuß dieser finan­
ziellen Entlastung kommen zu lassen) und damit dem 
Herausnehmen der Kinderkosten aus dem Steuerrecht 
war in der fami l ien- und steuerpol itischen Diskussion zu­
nehmend die Forderung nach angemessener steuerli­
cher Berücksichtigung der für den Kindesunterhalt 
aufgewendeten, nicht disponiblen Einkommensteile er­
hoben worden. Demnach sollten Unterhaltsleistungen an 
Kinder als "außergewöhnl iche Belastung" geltend ge­
macht werden können. 

Diese Überlegungen waren durch das erste Erkenntnis 
des Verfassungsgerichtshofes (VfGH) zur steuerl ichen 
Behandlung der Fami l ien vom 1 2. Dezember 1 991 
(G 1 88 , 1 89/91 -1 5 ,  G 290/91 -7) bestätigt worden. Dabei 

. -

hatte das Höchstgericht festgestel lt, dass entsprechend 
dem verfassungsrechtlichen Gleichheitssatz der maß­
gebliche Verg leich zwischen der steuerlichen Leistungs­
fähigkeit von unterhaltspflichtigen Steuerpflichtigen 
(Eltern) und Personen ohne Unterhaltspflichten (Kin­
derlosen) derselben Einkommensstufe anzustellen sei. 
So bewirkte nach der rechtl ichen Beurteilung durch den 
VfGH die Besteuerung von Einkommensteilen, über die 
Eltern aus Gründen des Unterhaltsrechts n icht disponie­
ren können, dass nach dem Prinzip des horizontalen Las­
tenausgleichs Eltern durch die "unzureichende Berück­
sichtigung der tatsächlichen Unterhaltslasten" vor allem 
mit höheren Unterhaltslasten steuerrechtlieh diskrimi­
niert würden. Dass die "erforderliche steuerliche Entlas­
tung bei Eltern mit höherem Einkommen höher ist", sei, 
so der VfGH,  nur die Folge, dass "die Steuerbelastung 
der Unterhaltsleistungen solcher Eltern infolge der Pro­
gression verg leichsweise höher ist". In steuerlicher Hin­
sicht sei deshalb der Abzug der (um die Famil ienbeihi lfe 
verminderten) Unterhaltslasten als "außergewöhnliche 
Belastung" der einzig verfassungskonforme Weg. Diese 
Rechtsansicht brachte dem VfGH den Vorwurf ein, einen 
"schichtenspezifischen" Lastenausgleich zu verlangen: 
sowohl bezüglich der Höhe des zu berücksichtigenden 
Unterhalts an Kinder als auch betreffend die steuerl iche 
Entlastung dieser Unterhaltsleistungen durch einen die 
Steuerprogression abgeltenden Freibetrag (Abzug der 
Unterhaltskosten vom Einkommen als Bemessungs­
grundlage). In Deutschland hatte dagegen das Bundes­
verfassungsgericht in seiner beispielgebenden Entschei­
dung aus 1 990 in einer gegenüber dem VfGH wesentlich 
einschränkenden Weise unmißverständl ich festgestellt, 
dass es sachlich keinesfalls geboten sei, die Steuerent­
lastung für kindesbedingte Unterhaltsleistungen an der 
vollen Höhe des ziv i l rechtlichen Unterhaltsanspruchs 
auszurichten, dass aber jedenfalls das Existenzmini­
mum sämtlicher Familienmitgl ieder steuerfrei bleiben 
muß. 

Mit der daraufhin 1 992 beschlossenen Neuregelung der 
steuerl ichen Berücksichtigung der Unterhaltsleistungen 
an Kinder wurden wieder - einkommensunabhängige -
Kinderabsetzbeträge eingeführt, die aus fami l ienpoliti­
schen Erwägungen nach der Anzahl der Kinder gestaf­
felt wurden (350,- öS monatlich für das 1 .  Kind, 525,- ÖS 
für das zweite Kind, 700,- ÖS für das dritte und jedes wei­
tere Kind); die Auszahlung der Kinderabsetzbeträge sol l­
te gemeinsam mit der Famil ienbeihi lfe an den kinder­
betreuenden Elternteil und auch in Fällen keiner oder nur 
geringer Steuerleistung als Negativsteuer erfolgen. 
Außerdem wurde ein - beim Jahresausgleich bzw. der 
Veranlagung geltend zu machender - Unterhaltsabsetz­
betrag zur Abgeltung von Unterhaltspflichten für nicht im 
Haushalt lebende Kinder (bei geschiedenen Eltern) in 
gleicher Höhe wie der Kinderabsetzbetrag eingeführt. Die 
Mehrkosten der Neuregelung der Familienbesteuerung 
machten 10,7 Mrd. ÖS aus. 
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Die jedoch von vielen Seiten nach wie vor als unbefriedi­
gend empfundene steuerliche Berücksichtigung der Un­
terhaltsleistungen innerhalb der Fami l ie (auch gegenüber 
dem Ehepartner), die im Zusammenhang mit der sozial­
statistisch festgestellten Armutsgefährdung von Fami l ien 
an Bedeutung im öffentlichen Bewußtsein gewann,  l ieß 
politische Parteien, Fami lienverbände und Experten un­
terschiedliche Konzepte zur finanziellen Entlastung von 
Fami lien erarbeiten. Dabei reichten die Vorschläge von 
einer SteuerfreisteIlung des Existenzminimums für 
alle Familienmitglieder bis zur Einführung eines Fami­
liensplittings. Gemeinsam war diesen Vorstellungen die 
Überzeugung, dass die notwendige Steuerentlastung der 
Familien keine zusätzliche "Fami lienförderung", sondern 
nur Ausdruck einer gerechten Besteuerung wäre. Auf der 
anderen Seite kamen Vorschläge auf, die Familienbeihil­
fe entweder nach dem Haushaltseinkommen gestaffelt 
auszuzahlen oder in die Besteuerung einzubeziehen, wo­
bei dies aber angesichts des horizontalen Lastenaus­
gleichs, der VfGH-Rechtsprechung und des Zusammen­
hangs von Steuer- und Transfersystem nur einen größe­
ren steuerrechtlichen Entlastungsbedarf bewirken wür­
de, da es ansonsten bei Eltern mit höherem Einkommen 
aufgrund der Progressionsverschärfung zu einer steuer­
lichen Diskriminierung gegenüber Kinderlosen gleichen 
Einkommens kommen würde. Derartige Überlegungen 
werden trotz dieser bekannten Problematik jedoch auch 
neuerdings wieder angestel lt. 

Ein vor dem Höchstgericht angestrengtes Verfahren führ­
te zu einem zweiten Erkenntnis des Verfassungsgerichts­
hofes in dieser Sache. Wie zu erwarten war, wurde auch 
in diesem Erkenntnis des VfGH zur steuerlichen 
Behandlung der Familien vom 1 7. Oktober 1 997 
(G 1 68/96-36, G 285/96-22) die steuerliche Berück­
sichtigung von Unterhaltsleistungen an Kinder für 
gleichheits- und damit verfassungswidrig erklärt. 
Gleichzeitig wiederholte der VfGH seinen Standpunkt be­
züglich der nichterwerbstätigen (Ehe-)Partner, deren Un­
terhaltsanspruch als der Sphäre privater Lebensgestal­
tung zurechenbar steuerl ich nicht weiter zu berücksichti­
gen sei .  

Im Hinblick auf den Unterhalt für Kinder wiederholte das 
Höchstgericht seine Argumentation des maßgeblichen 
horizontalen Vergleichs, wobei die "unverhältnismäßi­
ge Belastung der Unterhaltsverpfl ichteten" darin beste­
he, dass jene für den Unterhalt erforderlichen Einkom­
menstei le, die den Eltern gar nicht zur Verfügung stehen, 
besteuert werden. Dies führe im System der progressiven 
Einkommensbesteuerung zu einer "überproportionalen 
Belastung der Unterhaltspflichtigen mit höheren Ein­
kommen". Da die Unterhaltsleistungen die Bemes­
sungsgrundlage nicht vermindern (d . h. als Freibetrag ab­
gezogen werden) und die Transferleistungen FBH und 
KAB, so der VFGH weiter, in ihrer Höhe aber nicht die 
steuerl iche Belastung des für den Unterhalt erforderli-
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chen Einkommens abzugelten vermögen, ja nicht einmal 
in allen Fällen den als M indestbedarf eines Kindes ange­
sehenen zivi l rechtlichen Regelbedarf steuerfrei stellen, 
belastet die Einkommensteuer d ie Unterhaltspflichtigen 
auch bei Beträgen, die nicht zu ihrer eigenen Verwen­
dung verbleiben. Diese Feststellungen und der wieder­
holte H inweis auf das Unterhaltsrecht (mit der zur Be­
rechnung des Unterhalts an Kinder angewandten Pro­
zentsatzmethode als "für durchschnittliche Verhältnisse 
brauchbare Handhabe") machen klar, dass es nach dem 
VfGH doch um eine Berücksichtigung des vom Einkom­
men der Eltern abhängigen Unterhalts geht. Das VfGH­
Erkenntnis hat sich somit tendenziell eher für die Steuer­
freisteI lung des maßgeblichen Unterhalts mittels Freibe­
trag ausgesprochen, um Eltern mit höheren Einkommen 
und höherer Unterhaltspfl icht, aber auch höherer Steuer­
progression stärker zu entlasten. Gleichzeitig wird be­
tont, dass nicht nur die höheren Einkommen zu gering 
steuerlich entlastet sind, sondern auch solche, die er­
heblich unter der Höchstbeitragsgrundlage der Sozial­
versicherung (1 997: 40.800,- ÖS) liegen und auch die Ein­
schränkung getroffen, dass die Unterhaltsleistungen bei 
höheren Einkommen nicht zur Gänze, sondern nur bis zu 
einem Höchstbetrag (Durchschnittswerte) steuerl ich zu 
berücksichtigen sind. Es dürfe jedenfalls nicht der größe­
re Tei l  des Unterhaltsaufwandes der Einkommensteuer 
unterworfen werden, weshalb, so der Auftrag an den Ge­
setzgeber, "zumindest die Hälfte der Einkommenstei­
le, die zur Bestreitung des Unterhalts der Kinder er­
forderlich sind, im Effekt steuerfrei bleiben müßte". 
Dabei wurde auch klar ausgesprochen, dass der steuer­
lich relevante Unterhalt über den gerichtlichen Regelbe­
darfssätzen liegen müsse. 

Diese Hinweise des VfGH führten in der Erarbeitung der 
Neuregelung schließlich zur Annahme eines steuerlich 
relevanten Unterhalts in der Höhe des 1 ,25fachen 
Regelbedarfs; diese pauschalierten Werte sind als die 
Hälfte der maximalen gesetzlichen Unterhaltspflicht -
des 2 ,5fachen Regelbedarfs als "Unterhaltsstop" - somit 
durchaus nach der Unterhaltspfl icht von höheren Ein­
kommen orientiert. Bei der Ausmessung der erforder­
l ichen steuerlichen Entlastung dieses durchschnittlichen 
Unterhalts für Kinder kamen die beteil igten Ressorts trotz 
unterschiedl icher Zugänge zu ähnlichen Ergebnissen: 
Während das Finanzministerium die Familienbeihi lfe wie 
den Kinder-Absetzbetrag behandelt und auf ein steuer­
frei zu stellendes Einkommen (Freibetrag) hochrechnet 
(und deshalb nur für Eltern mit höherem Einkommen und 
älteren Kindern einen Entlastungsbedarf sah) und den 
Unterhalt m it dem (hohen) Grenzsteuersatz von 40 % 
entlastet, wies das Familienministerium (das einen Entla­
stungsbedarf für alle Kinder über 6 Jahre sah, und zwar 
unabhängig vom Einkommen der Eltern) auf den Charak­
ter der Familienbeihilfe als Transferleistung hin,  die 
ihrem gesetzlichen Auftrag (FLAG) gemäß zur Entlastung 
des Grundbedarfs an Unterhalt vorgesehen ist und die-
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sen vermindert (abdeckt), während der Kinder-Absetzbe­
trag die verbleibende Differenz steuerfrei stellen soll, um 
in einer Zusammenschau von Transfer- und Steuersys­
tem den durchschnittlichen Unterhaltsbedarf eines Kin­
des der Besteuerung zu entziehen. 

Während in der politischen Aufarbeitung des VfGH-Er­
kenntnisses vor allem jene Stimmen, die einer steuerl i ­
chen Entlastung der Fami l ien grundsätzlich reserviert ge­
genüberstehen , eine stärkere Berücksichtigung von EI­
tern mit höheren Einkommen befürchteten, machte sich 
die Familienpolitik für eine gleichzeitig verfassungs­
konforme Lösung (im Sinne des horizontalen Lasten­
ausgleichs) wie auch eine familienpolitisch motivierte 
gleiche Entlastung aller Familien stark. Zur steuerli­
chen Entlastung des nicht abgedeckten Unterhaltsbe­
darfs wurde mit der Neuregelung denn auch die Er­
höhung des einkommensunabhängigen Kinderab­
setzbetrages beschlossen, der im Gegensatz zu Freibe­
trägen einkommensneutral wirkt und auch im Fall gerin­
ger oder keiner Steuerleistung direkt als Negativsteuer 
ausgezahlt werden kann;  die direkte Auszahlung an den 
haushaltsführenden Elternteil wurde auch beibehalten. 
Der für Kinder aller Altersgruppen gleich hohe - und um 
350,- öS erhöhte - neue Absetzbetrag von 700,- ÖS 
monatlich erfüllt gemeinsam mit der gleichzeitigen Er­
höhung der Familienbeihilfe um 1 50,- ÖS pro Altersstu­
fe die höchstgerichtliche Vorgabe, die Hälfte der Unter­
haltspflicht steuerfrei zu stel len. Damit beträgt der Netto­
effekt der steuerlichen Entlastung pro Kind monatlich 
500,- ÖS. Dabei werden mit den Kinderabsetzbeträgen 
durchaus auch die Unterhaltsleistungen von Eltern mit 
höheren Einkommen berücksichtigt, diese Entlastung 
gleichzeitig aber allen Eltern gewährt. Damit erhielt diese 
Neuregelung neben der erforderlichen rein steuerl ichen 
Entlastung der Unterhaltspflicht auch eine stark familien­
fördernde Komponente für jene Eltern, die aufgrund ihres 
niedrigeren Einkommens und einer damit geringeren Un­
terhaltspflicht e ine geringere Steuerbelastung aufweisen. 
Die Mehrkinderstaffelung wurde in ihrer Höhe beibehal­
ten (1 75,- ÖS für das zweite Kind und 350,- ÖS monatl ich 
für das dritte und weitere Kinder) und wird seit dem Jahr 
2000 in der Fami l ienbeih i lfe berücksichtigt. Weiters wur­
de beim Al leinverdiener- und Alleinerzieher-Absetzbetrag 
die in Fällen keiner oder nur geringer Steuerleistung 
direkt ausgezahlte Negativsteuer von 2.000,- ÖS auf 
5.000,- ÖS jährlich erhöht. Als rein familienfördernde 
Leistung wurde schließlich ein Mehrkindzuschlag neu 
eingeführt, der Familien mit einem Haushaltseinkommen 
bis zum 1 2fachen der ASVG-Höchstbeitragsgrundlage in 
der Höhe von 400,- ÖS monatlich für das dritte und jede 
weitere Kind gewährt wird. 

Die Neuregelung der Familienbesteuerung trat in zwei 
Etappen, 1 999 mit einer steuerlichen Entlastung um 
250,- ÖS monatlich pro Kind,  und in  vollem Umfang mit 
1 .  1 .  2000 in Kraft. Die Gesamtkosten der Reform der 
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Familienbesteuerung betragen rund 1 2  Mrd. ÖS; davon 
finanzieren der Familienlastenausgleichsfonds und das 
allgemeine Budget je die Hälfte. 

Die mit 2000 wirksame allgemeine Steuerreform hat 
auch fami l ienpolitische Bedeutung. Der allen Steuer­
pflichtigen zustehende allgemeine Absetzbetrag wurde 
zwar von 8.840,- ÖS auf 1 2.200,- ÖS jährlich erhöht , die 
seit 1 996 bestehende Einschleifregelung bleibt aber be­
stehen. Familien, zumal Alleinverdiener, sind davon be­
reits bei einem etwas überdurchschnittlichen Einkommen 
stark betroffen. 

Außerdem wird seit 2000 das steuerfreie Wochengeld in 
die für die Geltendmachung des Alleinverdiener-Absetz­
betrages massgebliche Grenze für Einkommen des (Ehe) 
Partners von 60.000,- öS jährlich einbezogen. Damit wird 
es in vielen Fällen nicht möglich sein ,  im Jahr der Geburt 
eines Kindes und der anschließenden Karenzzeit den 
Alleinverdiener-Absetzbetrag zu beanspruchen .  

5.4. Neuerungen im Karenzgeldrecbt 

Regine Gaube, Klara Peherstorfer, Andreas Kresbach 

M it Novellen zum Mutterschutzgesetz 1 979 (MSchG), 
zum Eltern-Karenzurlaubsgesetz (EKUG) und zum Ka­
renzgeldgesetz (KGG), BGBI. I  Nr. 1 53/1 999, gelten für 
Geburten ab 1 .  Jänner 2000 folgende Neuerungen: 

In Entsprechung der EU-Elternurlaubsrichtl inie (96/34/ 
EG) wird nun ein eigenständiger Anspruch des Vaters 
auf Karenzurlaub bis zum zweiten Geburtstag des Kindes 
geschaffen (der Anspruch des Vaters war bisher 
grundsätzlich von jenem der Mutter abgeleitet). 

Weiters enthält die Novelle d ie Schaffung flexiblerer Ge­
staltungsmöglichkeiten der Karenzzeit und des Bezu­
ges von Karenzgeld in Umsetzung des 1 999 von der Bun­
desregierung beschlossenen Familienpaketes. Umge­
setzt werden auch d ie im Nationalen Aktionsplan für die 
Beschäftigung (1 998) enthaltenen Maßnahmen der Leit­
l in ie 1 8  - Erleichterung der Rückkehr ins Arbeitsleben. 

In H inkunft ist die Planung über die Kinderbetreuung 
nicht mehr unmittelbar nach der Geburt für die gesamte 
Karenzphase vorzunehmen. Es wird ein zusätzlicher 
Meldezeitpunkt (3 Monate vor Ende des zuerst be­
kanntgegebenen Karenzurlaubes) vorgesehen. Weiters 
wird die erste Meldefrist für den Vater auf 8 Wochen nach 
der Geburt verlängert. Bisher hatte der Vater innerhalb 
von 4 Wochen nach der Geburt zu melden. Die Mutter 
hat, falls sie zuerst Karenzurlaub nimmt, innerhalb der 
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Schutzfrist zu melden. Für Geburten vor dem Jänner 
2000 hatte die Mutter bei Tei l ung der Karenz m it dem Va­
ter bzw. bei I nanspruchnahme von Tei lzeitbeschäftigung 
im ersten Lebensjahr des Kindes ebenfalls innerhalb von 
4 Wochen nach der Geburt zu melden . 

Die Eltern können die Karenzzeit nun zweimal (bisher 
einmal) teilen und anläßlich des erstmaligen Wechsels 
einen Monat gleichzeitig Karenzurlaub und Karenzgeld in 
Anspruch nehmen, was jedoch insgesamt zu keiner Ver­
längerung führt. 

Bei Wegfall der überwiegenden Betreuung durch die 
Mutter hat nun der Vater - ebenso wie die Mutter bereits 
bisher im umgekehrten Fall - Anspruch auf Verhinde­
rungskarenzurlaub und Karenzgeld. 

Der Wechsel von Karenzurlaub zu Teilzeitbeschäftigung 
kann nun jederzeit - nicht nur wie bisher mit dem ersten 
Geburtstag des Kindes - erfolgen. Das Teilzeitkarenzgeld 
wird mit einheitlich 50 % des vollen Karenzgeldes festge­
setzt. 

Pro Elternteil können 3 Monate des Karenzurlaubes bzw. 
Karenzgeldes bis zum Schuleintritt des Kindes aufgeho­
ben werden (Vereinbarung mit dem Arbeitgeber ist not­
wendig). 

Hinsichtlich des Karenzgeldes wird ein Karenzgeldkon­
to (theoretischer Höchstanspruch: 549 bzw. 731 Tage) 
eingerichtet, um eine flexible Handhabung der EItern­
karenz (insbesondere bei Teilung zwischen den Eltern, 
bei Wechsel von Vol l- zu Tei lzeitkarenz bzw. bei aufge­
schobener Karenz) zu ermögl ichen . 

Adoptiveltern haben bei Adoption nach dem 1 8. Lebens­
monat des Kindes Anspruch auf Karenzgeld für i nsge­
samt 1 83 Tage. 

Eine alleinstehende Mutter, die den Namen des Kin­
desvaters nicht bekanntgibt, hat Anspruch auf Zu­
schuß zum Karenzgeld (2.500,- öS), sofern sie sich 
selbst zur Rückzahlung des Zuschusses verpflichtet. 

Die Höhe des Karenzgeldes beträgt seit 2000 nunmehr 
5.598,- ÖS monatlich. 

Klargestellt wurde im KGG, dass freie Dienstnehmerin­
nen ebenfal ls Anspruch auf Teilzeitbeihilfe haben. 

Kinderbetreuungsgeld 

Die derzeitigen Karenzgeldregelungen sind in mancher 
Hinsicht unbefriedigend, weshalb seit längerem Über­
legungen bestehen, das System umzugestalten und ein 
Kinderbetreuungsgeld für alle Eltern einzuführen. 
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Von vielen Seiten wird immer wieder argumentiert, dass 
das Karenzgeld nur als Einkommensersatz den unselb­
ständig erwerbstätigen Eltern zustehen und als "Versi­
cherungsleistung" (abhängig von Versicherungszeiten 
in der Arbeitslosenversicherung) bestehen bleiben sol l .  
Diese Prinzipien wurden im Laufe der letzten Jahre je­
doch aufgeweicht. Einige Beispiele sollen dies und die 
dabei bestehenden Problemfälle im derzeit geltenden 
Recht verdeutl ichen: 

• Es ist beispielsweise bereits derzeit möglich, ohne 
auch nur für einen einzigen Tag Beiträge in die Ar­
beitslosenversicherung einzubezahlen , einen An­
spruch auf Karenzgeld zu erwerben. Fal ls auf Grund 
einer Selbstversicherung bei einer geringfügigen Be­
schäftigung Anspruch auf Teilzeitbeihi lfe gegeben ist 
und während des Teilzeitbeihi lfenbezuges bei einer 
neuerlichen Schwangerschaft wieder die Schutzfrist 
beginnt, so gebühren Wochengeld und Karenzgeld.  

• Umgekehrt kann jemand mehrere Jahre lang Beiträ­
ge in die Arbeitslosenversicherung einbezahlt ha­
ben und im Falle einer Schwangerschaft dann trotz­
dem kein Karenzgeld bekommen, z. B. weil d ie Ver­
sicherungszeiten nicht mehr im Rahmenzeitraum von 
24 Monaten l iegen. 

• Auch kann es unter Umständen für einen Anspruch 
auf Karenzgeld förderl ich sein ,  eine Erwerbstätigkeit 
zu vermeiden. Z. B .  hat eine Mutter, die während des 
Karenzgeldbezuges schwanger wird und in der 
Folge nicht arbeiten geht, unter Umständen An­
spruch auf Wochen- und Karenzgeld, während sie 
im Falle der Aufnahme einer Beschäftigung 
grundsätzlich die neue Anwartschaft von 26 Wo­
chen erfü l len müsste. 

Aus der Überzeugung, dass die Betreuung und Erzie­
hung von Kindern eine unverzichtbare Leistung der 
Eltern im Interesse der gesamten Gesel lschaft und eine 
Vorleistung zur Aufrechterhaltung des Generationenver­
trages darstellt, wurden in der Familienpolitik Ansätze zu 
einem Ausbau des Fami l ienlastenausgleichs in Richtung 
eines sog. Leistungsausgleichs entwickelt. Damit soll 
vor allem die Betreuungsleistung der Eltern (teilweise) 
abgegolten und gleichzeitig die Wahlfreiheit bezüglich 
der Art der Kinderbetreuung erhöht werden. Denn 
sowohl mit der weit verbreiteten I nanspruchnahme des 
zweiten Karenzjahres als auch in empirischen Unter­
suchungen ist der Wunsch des Großteils der Eltern nach 
einer - je nach persönl ichen, berufl ichen, wirtschaftlichen 
und sozialen Möglichkeiten - bestimmten Zeit der Eigen­
betreuung ihrer Kinder offenkundig geworden. Dieser 
Präferenz sollte mit einer fami l ienpol itischen Leistung 
entsprochen werden, die zusammen mit dem bereits 
bestehenden Leistungskatalog einen Beitrag zur wirt­
schaftlichen Grundsicherung für die in jeder Bezie­
hung sensible erste Phase der Kinderbetreuung leisten 
könnte. 
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Gleichzeitig sollte der Empfängerkreis dieser auf die Kin­
derbetreuung abstellenden Familienleistung gemäß dem 
Grundsatz "jedes Kind ist gleich viel wert" auf alle EI­
tern erweitert werden und der Anspruch deshalb vom 
Kriterium der zuvor ausgeübten unselbständigen Er­
werbstätigkeit (wie beim Karenzgeld als Versicherungs­
leistung) entkoppelt werden. Davon würden Studenten 
und Studentinnen, Hausfrauen bzw. -männer, gering­
fügig Beschäftigte, freie Dienstnehmer, (neue) Selb­
ständige und Bäuerinnen profitieren, die derzeit keinen 
Anspruch auf Karenzgeld oder lediglich einen Anspruch 
auf Teilzeitbeihi lfe haben. Dabei ist zu bedenken , dass 
gerade die Frauen in den neuen und "atypischen" Be­
schäftigungsformen in der Regel weder ein überdurch­
schnittliches Einkommen noch eine ausreichende sozia­
le Absicherung haben. Dazu kommen auch jene Frauen, 
die nach ihrer Ausbildung nicht sofort einen Arbeitsplatz 
finden und deshalb ihren Kinderwunsch zeitlich vorzie­
hen; es sollte dabei berücksichtigt werden, dass derzeit 
diese Frauen in der Regel nach der Geburt mit dem Ein­
stieg ins Berufsleben ihre Beiträge in  die Arbeitslosenver­
sicherung zahlen. 

Da mit einer solchen neuen Familienleistung auch eine ge­
genüber dem status quo größere Gleichbehandlung von 
außerhäuslicher und familialer Kinderbetreuung ver­
bunden wäre, könnten Eltern über eine höhere Wahlfrei­
heit verfügen, Familie und Berufstätigkeit nach eigenen 
Wünschen und Bedürfnissen aufeinander abzustimmen. 

Dieses Konzept des Kinderbetreuungsgldes stützt sich 
u.  a.  auf eine von Univ.-Prof. Christoph Badelt für das Fa­
milienministerium erstellte Studie über den Familienlas­
tenausgleichsfonds (1 994), in der als familienpol itische 
Reformstrategie neben dem Lastenausgleich ein zweiter 
Umverteilungskreis, der innerfamil iäre Leistungsaus­
gleich in Form einer (partiellen) Abgeltung der Betreuung 
von Kindern, angeregt wurde. Auf dieser Basis wurde im 
Familienressort zunächst ein Konzept eines Betreuungs­
geldes erarbeitet. 

Gleichzeitig wurde aufgrund der von Familienforschern 
(v. a. H. Schattovits) in itiierten Diskussion über das Mo­
dell eines in dieselbe Richtung weisenden Kinderbetreu­
ungsschecks im Jahr 1 997 das Österreich ische Institut 
für Fami lienforschung (ÖIF) durch den familienpolitischen 
Beirat vom Familienministerium beauftragt, eine "Mach­
barkeitsstudie Kinderbetreuungsscheck" zu erstellen. 
Ergebnis dieser auf eine teilweise Abgeltung der Leistung 
Kinderbetreuung sowie auf die Verbesserung der Verein­
barkeit von Familie und Beruf abzielende Studie waren 
vier Modelle mit den Komponenten Geldleistung + Be­
treuungsscheck + eigenständige Sozialversicherung, die 
sich durch Höhe und Dauer der Leistungen unterschieden. 

Auf Basis obiger Überlegungen wurde von der derzeiti­
gen Regierungskoalition das Kinderbetreuungsgeld 

• 

als neue Familienleistung aufgegriffen und zum Inhalt 
ihres Regierungsprogrammes im Februar 2000 gemacht. 
Auf Grund der detailliert dargestellten Eckpunkte im Ko­
alitionsübereinkommen wird nun im Ressort an der legis­
tischen Umsetzung des Kinderbetreuungsgeldes gear­
beitet. 

Der Grundgedanke ist die Abkoppelung des Anspru­
ches auf Kinderbetreuungsgeld von einer vorherge­
henden unselbständigen Erwerbstätigkeit der Eltern, 
wobei die Anspruchsvoraussetzungen analog zur Fami­
lienbeihilfe gestaltet werden sollen. Als Familienleistung 
soll das Kinderbetreuungsgeld zur Gänze aus Mitteln des 
FLAF getragen werden. Die Bezugsdauer soll späte­
stens mit dem zweiten Geburtstag des Kindes, bei Tei­
lung der Betreuung mit dem zweiten Elternteil mit dem 
dritten Geburtstag des Kindes, enden. 

Um eine größere Wahlfreiheit in der Vereinbarkeit von Fa­
milie und Beruf zu gewährleisten, wird es eine im Ver­
gleich zu bisher höhere Zuverdienstgrenze geben. Die­
se Maßnahme soll sicherstellen, dass z. B. ein kurzfristi­
ger beruflicher Einsatz (Urlaubsvertretung, etc.) mit ei­
nem etwas höheren Einkommen den Bezug des Kinder­
betreuungsgeldes n icht mindert. 

Als weitere Maßnahme ist vorgesehen, die Auszahlung 
des Kinderbetreuungsgeldes an die Durchführung der 
Mutter-Kind-Pass-Untersuchungen zu koppeln. Dies 
soll dazu beitragen, die derzeit bestehenden kostenlosen 
Untersuchungen im Rahmen des Mutter-Kind-Pass-Pro­
grammes verstärkt in Anspruch zu nehmen. 

Ein weiterer wesentlicher Faktor der neuen Leistung soll 
die Umwandlung der ersten 1 8  Monate des Kinderbe­
treuungsgeldbezuges in pensionsbegründende Bei­
tragszeiten sein. Derzeit sind diese Zeiten nur Ersatz­
zeiten. 

Das zukünftige Kinderbetreuungsgeld soll ein wesentli­
cher Beitrag der Familienpolitik zur besseren Vereinbar­
keit von Familie und Beruf durch beide Elternteile sein. Es 
darf jedoch nicht übersehen werden, dass auch andere 
begleitende Maßnahmen nötig sein werden: so etwa in 
der' aktiven Arbeitsmarktpolitik für einen leichteren 
(Wieder-)Einstieg in das Berufsleben; ebenso im Be­
reich der Wirtschaft, wo für fami l ienfreundliche Arbeits­
zeiten noch genug Spielraum sein sollte; oder auch die 
Schaffung zusätzlicher pädagogisch wertvoller, famili­
enähn licher, erreichbarer und leistbarer Kinderbetreu­
ungsplätze. Dabei ist zu erwarten ,  dass mit dem Kinder­
betreuungsgeld, das ja auch für die Finanzierung von 
außerhäuslicher Betreuung verwendet werden kann ,  
auch zusätzliche Impulse zur Schaffung neuer Kinderbe­
treuungsplätze erfolgen werden. Damit kann nicht zuletzt 
das private Angebot von Betreuungsplätzen ,  das derzeit 
noch unterentwickelt und für die darauf angewiesenen 
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Eltern mit kleinen Kindern in der Regel mit gegenüber öf­
fentlichen Einrichtungen unvergleichbar hohen Kosten 
verbunden ist, gestärkt werden. 

5.5. Familienpolitische Leistungen der 
Länder und Gemeinden 

Andreas Kresbach 

Neben den Leistungen des Bundes wird Familienpolitik 
auch auf der Ebene der Bundesländer und Gemeinden 
betrieben. Dies geschieht in Form der nach sozialen Kri­
terien gezahlten direkten finanziellen Förderung im Ge­
samtumfang von rund 700 Mio. ÖS, mit der Schaffung 
und dem Betrieb von Kinderbetreuungseinrichtungen 
im Gesamtumfang von rund 1 2  Mrd. öS und mit bewußt­
seinsbildenden familienpolitischen Maßnahmen. 

Familienzuschüsse 

Als Unterstützung für einkommensschwache Fami­
lien werden von den Bundesländern Familienzuschüs­
se in Abhängigkeit des gewichteten Pro-Kopf-Einkom­
mens (Berücksichtigung des Familieneinkommens und 
der Kinderzahl) gewährt. Diese Leistungen sind in  ihrer 
Höhe, Bezugszeit und relevanten Einkommensgrenzen 
(Pro-Kopf-Einkommen zw. 6.500,- ÖS in Wien und 
9.260,- ÖS in Oberösterreich) je nach Bundesland un­
terschiedlich und betragen - je nach Einkommenslage -
zwischen 700,- ÖS und 2.500,- öS monatlich bzw. bis 
zu 3.500,- ÖS monatlich in Niederösterreich, bis zu 
4.280,- öS monatlich in Vorarlberg für die Dauer zwi­
schen 1 und 3 Jahren, in Vorarlberg bis zu 4 Jahren. Die 
Familienzuschüsse wurden in einigen Bundesländern in 
den letzten Jahren etwa aufgrund der Kürzung der be­
zahlten Karenzzeit ausgeweitet und haben mitunter auch 
die Funktion eines Karenzersatzgeldes (wenn kein An­
spruch auf Karenzgeld besteht) bzw. werden im Anschluß 
an das Karenzgeld bezahlt. I n  einem Vergleich der finan­
ziellen Familienförderung der Bundesländer sind U nter­
schiede in der quantitativen Dimension der direkten Fa­
mi l ienförderung zu erkennen (NÖ: 1 88 Mio. ÖS Budget, 
Kärnten: 42 Mio. öS), was nicht nur auf d ie Anzahl der 
Bevölkerung und der Kinder zurückzuführen ist. 

Förderungen an Familien und familien­
bezogene Einrichtungen 

Weitere Förderungen auf Landesebene bilden Bei­
tragsermäßigungen für öffentliche bzw. Zuschüsse für 
private Kinderbetreuung, eine gratis bzw. ermäßigte 
Benützung öffentlicher Verkehrsmittel, Säuglingsaus­
stattungen, wirtschaftliche Hilfe in Krisensituationen, Un­
fallversicherung, Familienpaß/Famil ienkarte (Ermäßigun-
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gen im Freizeitbereich) , Ferienaktionen, Zuschüsse bei 
Schulbeginn  und für Schulveranstaltungen, Impfkosten­
zuschüsse, die Kinderbegleitung im Krankenhaus, die 
Aktion Familienauto, die Förderung studierender Mütter, 
etc. 

Die Förderung fami l ienbezogener Einrichtungen betrifft 
aufgrund der gesetzlichen Zuständigkeit der Bundeslän­
der und Gemeinden vor allem die Kindertagesbetreuung 
(öffentliche Krippen, Kindergärten, Horte sowie Förde­
rung privater Betreuungseinrichtungen, Spielgruppen, 
Elternin itiativen und Tagesmütter); außerdem werden EI­
tern-Kind-Zentren, Elternschulen, Eltern- und Familien­
beratungsstellen sowie Kriseninterventionsstellen geför­
dert. 

Für das öffentliche und private Angebot an Kinderbe­
treuungseinrichtungen werden derzeit von Ländern 
und Gemeinden rund 1 2  Mrd. ÖS aufgewendet. Den­
noch gibt es einen nach wie vor bestehenden Bedarf an 
zusätzlichen Betreuungsplätzen, vor allem für kleine­
re Kinder zwischen 2 und 4 Jahren. In den Jahren 
1 997/98 und 1 999/2000 wurden in den Ausbau des Be­
treuungsangebotes, die Aus- und Fortbildung von Kin­
derbetreuerinnen und Tagesmüttern, die Ausweitung von 
Öffnungszeiten,  die Integration behinderter Kinder und in 
Betriebskindergärten von Bund, Ländern und Gemein­
den in einer Ko-Finanzierung insgesamt 2,4 M rd .  ÖS in­
vestiert. Im Bereich des Angebotes und der Struktur der 
Kinderbetreuungsplätze gibt es zwischen den Ländern 
m itunter größere Unterschiede. Darin spiegeln sich die 
Sozialstruktur der Bevölkerung einer Region (Erwerbs­
tätigkeit von Frauen) sowie politische Schwerpunktset­
zungen wider. 

An bewußtseinsbildenden Maßnahmen werden in 
mehreren Bundesländern Wettbewerbe zur Auszeich­
nung familienfreundl icher Unternehmen und Gemeinden 
durchgeführt, Kurse für Eltern- und Familienbildung an­
geboten sowie Öffentlichkeitsarbeit, I nformation und 
Service zu fami l ienrelevanten Fragen zur Verfügung ge­
stei lt. In vielen Gemeinden gibt es eigene Fami lienbeauf­
tragte. 

5.6. Familienberatung, E ltembildung 

Veronika Gössweiner 

Das geförderte Familienberatungswesen 

Zur Unterstützung von Familien in für sie belastenden Si­
tuationen werden Familienberatungsstellen vom Min iste­
rium finanziell gefördert. Derzeit weist Österreich 309 Fa­
milienberatungsstellen mit rund 2.000 Berater und Be­
raterinnen auf. Im Jahr 1 999 wurden rund 1 1 0  Mio. ÖS 
für das Beratungswesen aufgewendet, für das Jahr 2000 
sind 1 50 Mio. öS budgetiert. 
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Die Beratungsstellen bieten anonym und kostenlos Bera­
tung an. Als Grundberufe für die Famil ienberatungsstel­
len sind ein Sozialarbeiter und ein Berater als Vorausset­
zung für die Erlangung der Förderung normiert. In der 
Praxis wird von verschiedensten Professionen interdiszi­
plinär gearbeitet. Das Familienberatungswesen umfasst 
Beziehungsfragen im weitesten Sinn (Paarprobleme, EI­
tern-Kind, pädagogische Themen, Fragen der Familien­
planung, etc.). Die Beratung reicht dabei von der Weiter­
gabe von Informationen, dem Erteilen von Orientierungs­
h ilfen, über Entscheidungshilfen in Beziehungsfragen, 
psychologischer Stütze, Krisenintervention bis zur H i lfe 
zur Selbsthi lfe. Familienberatung wird mehr und mehr ge­
sellschaftlich akzeptiert und gewünscht, und dies nicht 
nur im Hinblick auf Problemlösung, sondern auch in 
Richtung Prävention. 

Die Fami l ienberatungsstellen weisen unterschiedliche 
Schwerpunkte auf und können in einzelnen Regionen 
bzw. einzelnen Stellen kaum das ganze Spektrum von 
Bedürfnissen nach psychosozialer Betreuung abdecken. 
Generell hat sich der Schwerpunkt der Beratungstätig­
keit in den vergangenen Jahren von der Beratung in An­
gelegenheiten der Fami l ienplanung und in sozialen und 
wirtschaftlichen Belangen werdender Mütter auf Bera­
tung in Partnerschaftskonflikten und Rechts- und 
Sozialberatung verlagert. 

In den Großstädten sind die privaten Beratungsstellen 
überdurchschnittlich vorhanden, während in den kleine­
ren Orten die kirchlichen und öffentlichen Einrichtungen 
häufiger vertreten sind. In Ballungsgebieten, in denen die 
Versorgung m it Famil ienberatungsstellen bereits relativ 
zufriedenstellend ist, haben sich darüberhinaus auch Be­
ratungsstellen mit besonderen Schwerpunkten etabliert. 
Im Hinblick auf den Ressortschwerpunkt "Gewalt in 
der Familie" werden im Rahmen der Famil ienberatung 
acht Kinderschutzzentren gefördert. In Wien gibt es 
darüberhinaus zwei Beratungsstellen, die sich der Bera­
tung bei sexuellem Missbrauch widmen. In Wien und 
Innsbruck werden zwei Famil ienberatungsstellen im di­
rekten Umfeld von Frauenhäusern sowie in Wien , Inns­
bruck und Graz drei Männerberatungsstellen gefördert, 
die sich besonders auf die Täterarbeit im Rahmen von 
Gewalt in der Fami l ie spezialisiert haben. Weitere zehn 
Beratungsstellen in ganz Österreich weisen in ihren Bera­
tungsschwerpunkten "Gewalt in der Fami l ie" aus. Wei­
ters gibt es sieben Familienberatungsstellen, die sich auf 
die Beratung von behinderten Menschen und deren 
Angehörige spezial isiert haben. In Zusammenarbeit mit 
der Arbeitsmarktverwaltung wurden auch besondere Be­
ratungsstellen eingerichtet, die sich den familiären Pro­
blemen widmen, die aus einem Wiedereinstieg von 
Frauen in das Berufsleben oder aus längerer Arbeits­
losigkeit einzelner Familienmitglieder entstehen. 

. .  

Bei Beratungen zum Schwangerschaftskonfl ikt ist seit 
1 993 ein kontinuierlicher Rückgang zu verzeichnen. Die­
se Zahlen könnten auf einen generellen Rückgang der 
Konfl iktschwangerschaften und somit auf die Wirksam­
keit der besseren Aufklärung vor allem für Jugendliche 
an Schulen, etc. h indeuten. Für die Beratung in Familien­
planung wurde ein neues Modell speziell für Jugendliche 
entwickelt, bei dem die Berater verstärkt in Schulen ge­
hen (dies kann österreichweit allen Schultypen angebo­
ten werden). Bezüglich der Sektenberatung wird in jedem 
Bundesland eine Familienberatungsstelle als Schwer­
punktsteIle gefördert. 

Elternbildung 

Aus den Ergebnissen der Eltern-Kind-Forschung ist be­
kannt, dass Elternbildung eines der wichtigsten Instru­
mente zur Stärkung der elterlichen Kompetenz und der fa­
mil iären Erziehungsfähigkeiten ist und somit die Basis der 
Primärprävention gegen verschiedenste Schwierigkeiten 
in der al ltäglichen Eltern-Kind-Beziehung darstellt. EItern­
bildung bietet Information, Entlastung, Hi lfe und Unter­
stützung und fördert dadurch die gewaltfreie Erziehung. 

Das Famil ienministerium fördert nach Richtli nien seit 
1 995 gemeinnützige Einrichtungen, die EIternbil­
dungsveranstaltungen durchführen. Durch diese För­
derung des Bundes konnten die zum Großteil bereits be­
stehenden Angebote der verschiedensten Institutionen 
wesentlich ausgebaut werden. Österreichs Elternbildung 
ist gekennzeichnet durch eine Vielfalt an Trägern (Län­
der, Gemeinden, Fami l ienorganisationen, kirch l iche Bil­
dungseinrichtungen, Selbsthi lfevereine) und wird in 
Volkshochschulen, Beratungsstel len, Eltern-Kind-Zen­
tren, Bi ldungshäusern, Schulen usw. durchgeführt. Bei 
den Angeboten handelt es sich um Vorträge oder Semi­
nare mit den Elementen Information und Erfahrungsaus­
tausch sowie Selbstreflexion, Einzel- und Gruppenarbeit. 

Hiebei hat sich gezeigt, dass die fachl iche Information, 
die soziale Interaktion und Kommunikation, der Erfah­
rungsaustausch unter den Eltern und die Erarbeitung 
konkreter Umsetzungsmögl ichkeiten wichtige Voraus­
setzungen für langfristig wirkungsvolle Elternbildung 
sind. Aufgrund d ieses Anspruches ist es notwendig, das 
Angebot der Elternbi ldungskurse zu vergrößern, aber 
auch durch eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit die Konti­
nuität der Inanspruchnahme dieser Angebote zu sichern. 

Neben den für die Förderungen von EIternbildungspro­
jekten bestehenden Richtl in ien wurde 1 999 eine gesetz­
liche Grundlage im FLAG geschaffen.  Aufgrund der brei­
ten Akzeptanz der Elternbildungsangebote und der poli­
tisch eingeräumten Bedeutung wurde das Förderbudget 
von bislang 3 Mio. öS ausgeweitet. Mit dem Jahr 2000 
stehen für die Förderung von Elternbildung anbieten-
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der gemeinnütziger Einrichtungen und für die Durch­
führung bewusstseinsbildender Maßnahmen jeweils fi­
nanzielle M ittel in der Höhe von 1 0  Mio. ÖS aus dem 
FLAF zur Verfügung. 

S. 7. Reformen im Familienrecht 

Ewald Filler 

Rechte zwischen Eltern und Kindern -
Kindschaftsrecht 

Im Jahr 1 999 legte das Bundesministerium für Justiz ei­
nen Entwurf eines Kindschaftsrechts-Änderungsgeset­
zes 1 999 (KindRÄG 1 999) vor, mit welchem den gesell­
schaftlichen Entwicklungen, wie etwa der wachsenden 
Anzahl von Familien mit al leinerziehenden Elternteilen , 
dem Streben junger Menschen nach früherer Eigenver­
antwortung sowie dem zunehmenden Grundrechtsbe­
wußtsein vermehrt Rechnung getragen werden sollte. Mit 
der Ende 2000 verabschiedeten Reform des Kind­
schaftsrechts soll gleichwohl die elterliche Verantwor­
tung für das Kind betont wie auch die Rechtsstellung 
heranwachsender Menschen verbessert werden. 
Durch d ie geplante Herabsetzung des Volljährigkeitsal­
ters vom vollendeten 1 9. auf das vollendete 1 8. Lebens­
jahr - Kernpunkt der Reform - soll auch ein Gleichklang 
mit vergleichbaren Rechtsordnungen anderer europäi­
scher Staaten hergestellt werden. 

Ehe- und Scheidungsrecht 

Mit dem am 1 .  1 .  2000 in Kraft getretenen Eherechts­
Änderungsgesetz 1 999 (EheRÄG 1 999) wurden in das -
seit der sog Großen Fami l ienrechtsreform i n  den Siebzi­
gerjahren weitgehend unverändert gebliebene - Ehe­
und Scheidungsrecht folgende Neuerungen vorgenom­
men: Aufbauend auf dem gesetzl ichen Eheleitbild 
(§ 89 ABGB), demzufolge die persönl ichen Rechte und 
Pflichten der Ehegatten im Verhältnis zueinander 
grundsätzlich gleich sind, wird nun das gesellschaftlich 
weitgehend akzeptierte Leitbild der partnerschaftl ichen 
Gestaltung der ehelichen Lebensgemeinschaft durch ei­
ne stärkere Verankerung der Pflicht zur gleichen Vertei­
lung der Aufgaben in der Ehe verdeutlicht. Die Ehegat­
ten sollen ihre eheliche Lebensgemeinschaft, besonders 
die Haushaltsführung, die Erwerbstätigkeit, die Leistung 
des Beistandes und die Obsorge, unter Rücksicht auf­
einander und auf das Wohl der Kinder - mit dem Ziel der 
vollen Ausgewogenheit ihrer Beiträge - einvernehml ich 
gestalten (§ 91 Abs 1 ABGB). Ausgehend von dem in 
dieser Zielformulierung ausgedrückten "Gleichbeteili­
gungsgrundsatz" wurde nunmehr eine Mithilfepflicht 
des einen Ehegatten an der Haushaltsführung durch den 
n icht erwerbstätigen und daher primär verpflichteten 
Ehegatten eingeführt (§ 95 ABGB). 

1 00 

Verlangte das Gesetz vor der Reform generell eine ein­
vernehmliche Gestaltung der ehelichen Lebensgemein­
schaft (§ 91 ABGB), so kann nunmehr ein Ehegatte vom 
Einvernehmensgrundsatz abgehen, wenn seine per­
sönlichen Gründe, besonders dessen Wunsch nach 
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit, als gewichtiger an­
zusehen sind als ein gegentei l iges, unter Umständen 
auch wichtiges Anliegen des anderen Ehegatten oder der 
Kinder. Klargestellt ist allerdings, dass sich die Ehegatten 
i n  einem solchen Fall um ein Einvernehmen über die Neu­
gestaltung der ehelichen Lebensgemeinschaft zu be­
mühen haben (§ 91 Abs 2 ABGB). Wenn auch d ie gesetz­
liche M itwirkungspflicht eines Ehegatten im Erwerb des 
anderen grundsätzlich beibehalten wurde, kann sie je­
doch nunmehr durch eine anderslautende Vereinbarung 
der Ehegatten verändert oder außer Kraft gesetzt wer­
den. Gleichzeitig wurde die Verjährungsfrist von Abgel­
tungsansprüchen für die Mitwirkung im Erwerb des an­
deren Ehegatten von drei auf sechs Jahre verdoppelt. 
War vor der Reform ein - ökonomisch abhängiger, unter­
haltsberechtigter - Ehegatte während aufrechter Ehe 
"nur" berechtigt, dass ihm ein Unterhalt in natura gewährt 
wird (antei l ige Lebenshaltungskosten z. B. für Wohnen, 
etc. sowie Taschengeld), so kann künftig auch bei auf­
rechter Haushaltsgemeinschaft Unterhalt ganz oder teil­
weise in Geld verlangt werden können, sofern ein solches 
Verlangen insbesondere im Hinblick auf die eigene finan­
zielle Lage des Unterhaltsfordernden nicht unbil l ig wäre 
(§ 94 Abs 3 ABGB). 

Das Eherechts-Änderungsgesetz 1 999 hält am Neben­
einander von Verschuldens- und Zerrüttungsgrundsatz 
des bisherigen Scheidungsrechts fest, indem die frühe­
ren "absoluten" Scheidungsgründe - "Ehebruch" und 
"Verweigerung der Fortpflanzung" (§§ 47 und 
48 EheG) - als eigenständige Bestimmungen beseitigt 
und statt dessen in den allgemeinen Scheidungstatbe­
stand "schwere Eheverfehlungen" (§ 49 EheG) inte­
griert wurden. Mit der demonstrativen Hervorhebung 
des besonders ehezerstörend wirkenden Ehebruchs soll­
te die gesellschaftspol itisch unverzichtbare Bedeutung 
des Ehebruchs als zentraler Scheidungsgrund aufrecht­
erhalten werden, darüber hinaus sollte mit der ausdrück­
lichen Qualifizierung der Zufügung körperlicher Gewalt 
oder schweren seelischen Leides als schwere Eheverfeh­
lungen dem besonderen gesellschaftlichen Unwert von 
Gewalt in der Ehe - die schon nach ständ iger Judikatur 
als schwere Eheverfehlung galt - demonstrativ Ausdruck 
verl iehen werden. Mit der Einordnung aller schweren 
Eheverfehlungen unter das Zerrüttungsprinzip soll jeder 
schuldhafte Verstoß gegen die persönlichen ehelichen 
Pflichten ("schwere Eheverfehlungen'') als Scheidungs­
grund nur dann in  Betracht kommen, wenn dadurch die 
Ehe so tief zerrüttet ist, dass d ie Wiederherstellung einer 
der Ehe entsprechenden Lebensgemeinschaft nicht er­
wartet werden kann. 
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Mit dem Eherechts-Änderungsgesetz 1 999 wurde eine 
neue Kategorie eines nachehel ichen, verschuldensun­
abhängigen Unterhaltsanspruches (§ 68a EheG) ein­
geführt: Ergänzend zu der Regelung, wonach ledigl ich 
der an der Scheidung allein oder überwiegend schuldige 
Ehegatte dem anderen Unterhalt zu leisten hat, hat nun 
ein Ehegatte - unabhängig von der Verschuldensfrage -
dem anderen Ehegatten unter bestimmten Bedingungen 
Unterhalt nach dessen Lebensbedarf zu gewähren: 
Zum einen soweit und solange, als es einem geschiede­
nen Ehegatten aufgrund der Pflege und Erziehung eines 
gemeinsamen Kindes nicht zugemutet werden kann,  sich 
seinen Unterhalt selbst zu beschaffen. Solange das Kind 
das fünfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, wird die 
Unzumutbarkeit der wirtschaftlichen Selbsterhaltung des 
kinderziehenden Elternteils gesetzlich angenommen. Bei 
einer gerichtlichen Festsetzung des Unterhaltsanspru­
ches ist die Dauer der Unterhaltsverpfl ichtung grundsätz­
lich bis zum fünften Lebensjahr des Kindes zu befristen; 
verlängerbar längstens auf drei weitere Jahre. Das Ge­
richt kann von einer zeitlichen Befristung des Unterhalts­
anspruches absehen, wenn etwa aufgrund einer beson­
deren Betreuungsbedürftigkeit des Kindes der Zeitpunkt 
der Selbsterhaltungsfähigkeit des kind betreuenden Ehe­
gatten nicht absehbar ist. 

Ein geschiedener Ehegatte hat - unabhängig von der 
Verschuldensfrage - dem anderen Unterhalt nach des­
sen Lebensbedarf auch dann zu gewähren , wenn sich 
der unterhaltsbedürftige Ehegatte auf Grund der einver­
nehmlichen Gestaltung der ehelichen Lebensgemein­
schaft der Haushaltsführung respektive der Pflege und 
Erziehung eines gemeinsamen Kindes oder der Betreu­
ung eines Angehörigen eines der Ehegatten gewidmet 
hat und es ihm wegen der damit zusammenhängenden 
Gründe (z. B. mangelnde berufl iche Aus- und Fortbil­
dung, Dauer der Ehe, Alter oder Gesundheitszustand) an 
Erwerbsmöglichkeiten mangelt und ihm daher nicht 
zuzumuten ist, die für seinen Lebensunterhalt nötigen 
Mittel selbst ganz oder teilweise aufzubringen. 

Wird der Unterhaltsanspruch gerichtlich festgelegt, so ist 
die Dauer der Unterhaltsverpflichtung grundsätzlich auf 
drei Jahre zu befristen, vorausgesetzt es ist zu erwarten, 
dass der geschiedene Ehegatte danach in der Lage sein 
wird, seinen Unterhalt durch eine zumutbare Erwerbs­
tätigkeit zu sichern. Allerdings vermindert sich entweder 
der Unterhaltsanspruch oder besteht überhaupt nicht, 
soweit die Unterhaltsgewährung wegen eines schwer­
wiegenden Grundes unbil l ig wäre, etwa weil die unter­
haltsbedürftige Person einseitig besonders schwerwie­
gende Eheverfehlungen begangen oder die Bedürftigkeit 
grob schuldhaft herbeigeführt hat. Je gewichtiger die ge­
nannten Gründe sind, desto eher ist vom bedürftigen, ge­
schiedenen Ehegatten zu verlangen� dass er seinen Un-

. . 

terhalt durch eine andere Erwerbstätigkeit, ungeachtet 
deren Zumutbarkeit, oder aus dem Stamm seines Ver­
mögens deckt. 

Mit der Einführung dieses neuen Unterhaltstypus sol­
len Härtefalle als Folge des vormaligen Ehescheidungs­
folgenrechts gemildert werden, indem nunmehr zwi­
schen demjenigen Ehegatten, der aus fami liären Grün­
den, z.  B. der zwischen den Ehegatten vereinbarten sog. 
"Hausfrauenehe" oder/und wegen der Betreuung der 
aus der Ehe stammenden Kinder oder von Familienan­
gehörigen, auf eine Berufsausübung verzichtet oder eine 
außerhäusliche Erwerbsarbeit aufgegeben hat, und dem 
anderen Ehegatten, der durch die Leistung des anderen 
seine berufl ichen Ambitionen ungehindert verfolgen 
konnte, im Fall der Ehescheidung ein gewisser Interes­
senausgleich herzustellen versucht wird. 

H insichtlich der Aufteilung des ehelichen Vermögens 
nach Scheidung wurde durch das Eherechts-Ände­
rungsgesetz 1 999 klargestellt, dass auch die in die Ehe 
eingebrachte, durch Erbschaft oder Schenkung erwor­
bene Ehewohnung in die Auftei lungsmasse (zumindest) 
einzubeziehen (nicht notwendigerweise aufzuteilen) ist, 
wenn der andere Ehegatte oder ein gemeinsames Kind 
zur Sicherung ihrer Lebensbedürfnisse auf die Weiter­
benützung angewiesen sind. Desgleichen wird der Haus­
rat in die Vermögensaufteilung einbezogen, vorausge­
setzt, dass der andere Ehegatte auf dessen Weiterbenüt­
zung angewiesen ist. 

Mediation 

Angesichts der auf konstant hohem Niveau liegenden 
Anzahl von Ehescheidungen und der von Scheidung oder 
Trennung der Eltern betroffenen Kinder stellte sich als 
vordringlichstes Anliegen, die Situation des Kindes im 
Scheidungsverfahren zu ver,bessern. 

Anzahl von Ehescheidungen 
1 989 

1 5.489 

1 993 

16.299 

1 996 

1 8.079 

1 889  

18.612 

M it dem Modellprojekt " Familienberatung bei Gericht ­
Mediation - Kinderbegleitung bei Scheidung oder 
Trennung der Eltern" wurden die Möglichkeiten erprobt, 
wie weit die Potenziale von trennungs- oder scheidungs­
willigen Personen zur autonomen Konfliktlösungskom­
petenz im allgemeinen, und vor allem hinsichtlich ihrer el­
terlichen Verantwortung, soweit verstärkt werden kön­
nen, sodass diese selbst in die Lage versetzt werden, 
tragfähige (eigen)verantwortliche Entscheidungen zur 
Neugestaltung ihrer Lebensrealität im Zusammenhang 
mit einer Trennung oder Scheidung zu treffen. 

1 01 
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Das Konfliktregelungsmodell "Mediation" wurde mit 
dem Eherechtsänderungsgesetz 1 999 gesetzlich aner­
kannt und mit § 39c Familienlastenausgleichsgesetz 
1 967 (FLAG) die finanzielle Fördermöglichkeit von Fa­
mil ienmediation vorgesehen. Durch diese Reformen wird 
das Konfliktregelungsmodell "Mediation" dem traditio­
nellen gerichtlichen Scheidungsverfahren an die Seite 
gestellt bzw. diesem vorgelagert. 

Mediation soll vorrangig bei Scheidungsverfahren An­
wendung finden, sie soll jedoch auch für damit zusam­
menhängende Besuchsrechts- und Obsorgefälle vorge­
sehen werden. Wird die Hilfe eines Mediators in An­
spruch genommen, um zwischen scheidungswilligen 
Ehegatten eine gütliche Einigung über die Scheidung ei­
ner Ehe und deren Folgen zu erzielen, so ist der Mediator 
zur Verschwiegenheit verpflichtet, darüber hinaus gilt Be­
weisthemen- und Vernehmungsverbot hinsichtlich der 
Mediationsinhalte. 

Aufgrund der Reform des Ehe- und Scheidungsrech­
tes hat das Gericht nunmehr bei einer nicht anwaltlich 
vertretenen Partei die Pflicht, deren Informationsstand 
über die (sozial)rechtlichen Aspekte einer Scheidung 
und ihrer Folgen, zu erfragen und auf entsprechende Be­
ratungsangebote hinzuweisen. Fehlen einer Partei diese 
Kenntnisse offensichtlich, so ist auf ihren Antrag der Par­
tei Gelegenheit zur Einholung einer Beratung zu geben. 
Gelangt das Gericht zu der E inschätzung, dass eine Ver­
söhnung der Ehegatten aus eigener Kraft nicht möglich 
ist, so hat das Gericht die Aufgabe, sich durch eine Be­
fragung der Parteien ein Bi ld davon zu machen, ob für sie 
"Mediation" in Frage kommt, um eine gütliche Einigung 
des auf Scheidung oder Trennung abzielenden Ehekon­
flikts zu erreichen. Das Gericht hat die Parteien auf ent­
sprechende Mediationsangebote hinzuweisen. Der/die 
Richter/in soll an die scheidungswill igen Parteien eine 
Empfehlung zur Inanspruchnahme einer Mediation abge­
ben können; in diesem Zusammenhang hat der Oberste 
Gerichtshof festgestellt, dass es gegen den Willen einer 
der Parteien aber keine Mediation geben könne. 

Um - über die gesetzl iche Anerkennung von Mediation 
hinaus - sicherzustellen, dass Mediationsangebote in 
familien- und kindschaftsrechtl ichen Konfliktfällen ein 
Höchstmaß an fachlicher Kompetenz aufweisen, wurden 
die erforderlichen Grund- und Ausbildungsqualifikatio­
nen von Mediatoren durch das Bundesministerium für 
soziale Sicherheit und Generationen in Form von Richt­
l in ien festgelegt. Damit wird die Schaffung eines auf be-

1 02 

stehenden Berufsfeldern aufbauenden Anforderungspro­
fils ausschließlich für im Bereich der "geförderten" Fami­
lienmediation tätige Angehörige verschiedener Berufs­
gruppen angestrebt. 

Um sicherzustellen, dass die Mediationsangebote für al­
le Bevölkerungskreise zugänglich sind, wurde ein System 
der Kostenübernahme bei Inanspruchnahme von Media­
tionsleistungen eingeführt. Damit sollen auch ökono­
misch wenig(er) potente Familien die Mediation in An­
spruch nehmen können. 

Scheidungsbetroffene Kinder 

Anzahl  der von Scheidung betroffenen 
Kinder (0-1 9 Jahre) 

1 989 

1 2.855 

1 993 

1 3.926 

1 996 

1 6.255 1 8.907 

Um den von einer Trennung oder Scheidung betroffenen 
Kindern die notwendige psychologische Hi lfestellung zu 
bieten und sie bei der Bewältigung ihrer Probleme infol­
ge einer Scheidung oder Trennung der Eltern zu stärken 
und zu stützen, wird überdies die sog. Eltern- und Kin­
derbegleitung aus staatlichen Mitteln gefördert. Dabei 
sollen scheidungs- oder trennungswillige Eltern durch 
entsprechende Information über die Auswirkungen der 
Trennung von Eltern, Beratung und Begleitung motiviert 
werden, ihren Kinder in dieser für sie besonders schwie­
rigen Lebensphase Unterstützung wie etwa durch sozial­
pädagogische Kindergruppen zukommen zu lassen. 

Medizinisch assistierte Fortpflanzung 

Mit dem Fortpflanzungsmedizingesetz (FMedG) wurde 
Ehegatten und Partnern einer bestehenden eheähnlichen 
Lebensgemeinschaft die Möglichkeit der medizinisch as­
sistierten Fortpflanzung eröffnet. Medizinisch unterstütz­
te Fortpflanzungen sollen nur bei Aussichts- oder Erfolg­
losigkeit anderer möglicher und vertretbarer Behandlun­
gen ("Fertilitätsbehandlungen") und grundsätzlich nur 
mit Eizellen und Samen des Wunschelternpaares 
(homologes System) durchgeführt werden. Die Insemi­
nation mit dem Samen eines Dritten ist zulässig (hetero­
loges System). Die "Eizellenspende", die "Samenspen­
de" bei einer In-vitro-Fertilisation und die "Leihmutter­
schaft" sind unzulässig. 
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6. Sozialhilfe 

6.1 .  Kompetenzsituation 

Da der Bund von seiner Grundsatzgesetzgebungskompe­
tenz (Art. 1 2  B-VG "ArmenwesenU) keinen Gebrauch ge­
macht hat, konnten die Länder gemäß Art . 1 5  Abs.6 
B-VG diesen Rechtsbereich frei regeln. Die in den siebzi­
ger Jahren verabschiedeten und in der Zwischenzeit zum 
Tei l  novellierten bzw. neu beschlossenen Sozialhilfegeset­
ze der Länder gehen, gestützt auf die Generalklausel des 
Art. 1 5  Abs. 1  B-VG, weit über den Kompetenztatbestand 
"Armenwesenu im Sinne des Art. 1 2  Abs.1 Z 1 B-VG - Vor­
sorge für den unentbehrlichen Lebensunterhalt - hinaus. 
Das Sozialhilferecht l iegt somit derzeit im Wesentlichen 
sowohl in der Gesetzgebung als auch in der Vollziehung 
im selbständigen Wirkungsbereich der Länder. 

6.2. Leistungen der Sozialhllfe 

Leistungen der Sozialhilfe sollen die Führung eines men­
schenwürdigen Lebens ermöglichen und zielen auf die 
Wiedererlangung der Selbsthi lfefähigkeit des Hilfsbe­
dürftigen. Potentielle Leistungsempfähger sind grund­
sätzlich diejenigen, die ihren Lebensbe.darf nicht in aus­
reichendem Maß aus eigenen Kräften oder M itteln 
decken können und auch von Dritten keine entsprechen­
den Leistungen erhalten. Dabei ist auf die konkrete 
Situation des Hilfe Suchenden unter Berücksichtigung 
seiner familiären Verhältnisse abzustellen. 

Die einzelnen Sozialhilfegesetze der Länder unterschei­
den im Wesentlichen zwischen der Hilfe zur Sicherung 
des Lebensbedarfes, der Hi lfe in besonderen Lebens­
lagen und den sozialen Diensten. 

6.%.%. HUfe zar Sicherung des Lebensbedarfes 

Der Lebensbedarf umfasst den Lebensunterhalt, die 
Pflege, die Krankenhilfe, die Hilfe für werdende Mütter 
und Wöchnerinnen sowie die H i lfe zur Erziehung und Er­
werbsbefähigung. Dafür sind durchwegs Rechtsan­
sprüche vorgesehen. 

Leistungen zum Lebensunterhalt 

Zum Kern des Lebensunterhaltes zählen nach den ein­
zelnen Sozialhi lfegesetzen der Länder die Bedarfe für 
Unterkunft, Nahrung, Bekleidung, Beheizung, Körper­
pflege, Pflege der Beziehungen zur Umwelt und die Teil­
habe am kulturellen Leben. 

1 04 

Die Geldleistungen zur Deckung des Lebensunterhaltes 
sind unter Zugrundelegung der Richtsätze zu bemessen. 
Die meisten Länder sehen drei Richtsatzarten vor. Diese 
gelten für die Kategorie Allein-, Haupt- und M itunter­
stützte, wobei bei den Mitunterstützten noch differen­
ziert wird ,  ob Fami l ienbeih i lfe beansprucht werden 
kann oder nicht. 

Sozialhilfe-Richtsätze (RS) 1 999 
(in öS pro Monat) 

Burgenland 

erhöhter RS 

Kärnten 

erhöhter RS 

Niederösterreich 

Oberösterreich 

erhöhter RS 

Salzburg 

Steiermark 

Tirol 

Vorarlberg 

Wien 

erhöhter RS 

anspruch 
2.9 1 0  I 3.440 i 
2.56011 

3.007 

2.755 

3.450 

3.920 

2.655 

3.640 

3.035 

3.090 

2.5 1 3  

1 .220 

1 .740 

1 .4871) 

1 .634 

1 .255/1 .7402) 

1 .1 85 

3.300/3.6402)3) 

1 .690 

1 .730 

1 .505 

1) Degressiver Richtsatz für weitere Personen der jeweiligen Ka-
tegorie. 

2) Erhöhung ab Vollendung des 1 0. Lebensjahres. 
3) Die Familienbeihilte wird als Einkommen eingerechnet. 
Quelle: Verbindungsstelle der Bundesländer, Bundesministe-

rium tür soziale Sicherheit und Generationen 

Aus der Höhe der Richtsätze allein kann noch nicht 
auf die Stellung der Sozialh i lfeempfänger in den einzel­
nen Ländern und damit auf das "sozialpolitische Ni­
veau" geschlossen werden. Vielmehr ist zu berücksich­
tigen, welcher Bedarf mit dem jeweiligen Richtsatz abge­
deckt werden sol l ,  i nsbesondere inwieweit über die je­
weiligen Richtsätze hinaus auch der Unterkunftsbedarf 
gedeckt wird und sonstige Leistungsmöglichkeiten be­
stehen. 

In einigen Sozialhi lfegesetzen sind für Hilfesuchende, die 
voraussichtlich für längere Zeit auf Hilfe angewiesen sind, 
erhöhte Richtsätze vorgesehen. Damit soll der beson­
dere, regelmäßig höhere Bedarf der betreffenden Perso­
nen pauschal abgegolten werden. Voraussetzung ist in 
der Regel die Erwerbsunfähigkeit. 
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In allen Ländern besteht ein Anspruch auf zusätzliche 
Leistungen zum jeweil igen Richtsatz zur (wenigstens teil­
weisen) Deckung des Bedarfes tür Unterkunft. Es wird 
durchwegs ein Geldbetrag zur Bestreitung der Aufwen­
dungen für die Unterkunft gewährt, wobei die Höhe in 
den einzelnen Ländern unterschiedlich determiniert ist. 

Zusätzl ich zum monatlichen Richtsatz und dem Unter­
kunftsbedarf sind in allen Ländern Sonderzahlungen 
vorgesehen, die zum Teil einer Zweckbindung (z. B. für 
Bekleidung und Beheizung) unterliegen. 

In allen Ländern außer Tirol sind ausdrücklich für im Ein­
zelfall nicht gedeckte Bedarfe im Rahmen des Lebens­
unterhaltes "Auffangtatbestände" vorgesehen. Es han­
delt sich hier meist um bloß anlassbezogene, einmalige 
Leistungen. 

In den meisten Ländern finden sich Deckelungen der 
aus dem Titel Lebensunterhalt zu gewährenden Leistun­
gen. Diese dürfen im Regelfall den betreffenden Höchst­
betrag nicht überschreiten. 

6.2.3. Hilfe in besonderen Lebenslagen 

Die Hilfe in besonderen Lebenslagen umfasst nach den 
einzelnen Sozialhi lfegesetzen der Länder in  der Regel die 
Hilfe zum Aufbau und zur Sicherung der wirtschaftlichen 
Lebensgrundlage, die wirtschaftliche und personelle Hi l­
fe zur Überbrückung außergewöhnlicher Notstände, die 
Hilfe zur Behebung oder Linderung eines körperlichen, 
geistigen oder psychischen Notstandes und die Hilfe zur 
Beschaffung oder Erhaltung von Wohnraum.  Auf die Hil­
fen in besonderen Lebenslagen besteht kein Rechts­
anspruch, sie werden von den jeweiligen Rechtsträgern 
als Träger von Privatrechten gewährt. 

• 

6.2.4. Soziale Dienste 

Soziale Dienste zielen auf eine Hi lfestellung bei der Be­
wältigung von sozialen Problemlagen ab, die in der ge­
samten Bevölkerung in gewissen Situationen regelmäßig 
auftreten und mit materieller Hilfe (allein) nicht bewältigt 
werden können. Formen sozialer Dienste sind im We­
sentlichen die Vorsorge für Alters- bzw. Pflegeheime, für 
einen Essenzustelldienst, die Gewährung von Hauskran­
kenpflege und Fami l ienhilfe, die Einrichtung von Bera­
tungsdiensten sowie die Förderung geselliger Kontakte 
bzw. die Tei lnahme am kulturellen Leben. Die Vorsorge 
für soziale Dienste bzw. die Erbringung derartiger Leis­
tungen erfolgt in allen Länder durch die jeweiligen 
Rechtsträger als Träger von Privatrechten, es besteht 
somit kein Rechtsanspruch auf derartige Maßnahmen. 

6.2.S. Statistiscbe Daten 

Statistische Daten liegen für das Jahr 1 999 noch keine 
vor. Ende 1 998 betrug laut Angaben der Länder an "Sta­
tistik Österreich" die Zahl der Al lein-, Haupt- und Mitun­
terstützten in der offenen Sozialhilfe (Gewährung der 
Sozialhilfe an Personen in Privathaushalten) 56.490 Per­
sonen. Die Zahl der Sozialhi lfebezieher in Altenwohn­
und Pflegeheimen betrug 51 . 1 48 Personen . 

Im Rahmen der durch Richtsätze festgelegten Geldleis­
tungen der offenen Sozialhilfe für Al lein-, Haupt- und 
Mietunterstützte wurden laut Rechnungsabschlüsse der 
Länder 1 998 rund 1 ,4 Mrd. ÖS ausgegeben . Die Ausga­
ben für Sachleistungen (vor allem im Bereich der Sozia­
len Dienste) lagen bei ca. 2,2 Mrd .  ÖS. Darüber hinaus 
wird ein Teil der Unterbringungskosten in Alten- und Pfle­
geheimen von 6,8 M rd .  ÖS im Rahmen der Sozialhi lfe 
f inanziert. 
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1 .  Reform des Gesundheitswesens 

und Umsetzungsschritte 

Die Gesundheitsreform wurde mit der - zwischen dem 
Bund und den Ländern geschlossenen und am 1 .  Jänner 
1 997 in Kraft getretenen - "Vereinbarung gemäß Art. 1 5a 
B-VG über die Reform des Gesundheitswesens und der 
Krankenanstaltenfinanzierung für die Jahre 1 997 bis 
2000" eingeleitet. 

Ziel der Gesundheitsreform ist die Erhaltung des unein­
geschränkten Zugangs zu jeder Art der notwendigen 
medizinischen Versorgung unabhängig von Alter, sozia­
lem Status und gesundheitlichen Aspekten. 

Um die Erreichung dieses Zieles zu gewährleisten, sollen 
Strukturveränderungen forciert, der Ressourceneinsatz 
damit optimiert und die Finanzierbarkeit des Gesund­
heitssystems mit Maßnahmen zur Steigerung der Effi­
zienz und der Effektivität der Leistungserbringung im 
Gesundheitswesen für die Zukunft sichergestellt werden. 
Dabei erfolgen sämtliche Reformschritte unter dem 
Aspekt des Qualitätsmanagements mit dem Ziel , das 
hohe Qual itätsniveau der Gesundheitsversorgung auf 
dem Weg durch die Veränderungs prozesse aufrechtzuer­
halten bzw. zu verbessern. 

Die vier Säulen der Gesundheitsreform sind : 

• Planung und Steuerung einer bedarfsgerechten, hin­
sichtlich des Leistungsspektrums aufeinander abge­
stimmten, regional mögl ichst gleichmäßig verteilten und 
bestmöglich erreichbaren Struktur der Versorgungs­
einrichtungen (Strukturqualität) und ein effizientes 
Management an den Schnittstellen der einzelnen Ver­
sorgungsbereiche (Gesundheitsplanung, s. Punkt 1 . 1 .); 

• effizienter Mitteleinsatz mit H i lfe adäquater Finanzie­
rungssysteme (z. B. Leistungsorientierte Krankenan­
staltenfinanzierung, siehe Punkt 1 .2.) ;  

• umfassende Dokumentation der Strukturen und des 
Leistungsgeschehens in der Gesundheitsversorgung 
als wichtigste Voraussetzung für die Umsetzung ent­
sprechender Reformmaßnahmen (siehe Punkt 1 .3.); 

• vielfältige Maßnahmen zum Qualitätsmanagement 
auf verschiedenen Ebenen der gesundheitlichen Ver­
sorgung (siehe Punkt 4.) .  

Zur Entwicklung, Umsetzung und Steuerung der vielfälti­
gen Schritte der Gesundheitsreform wurden Anfang 1 997 
neue organisatorische Rahmenbedingungen geschaffen: 
auf Bundesebene wurde die Strukturkommission, de­
ren Koordinationsstelle im Gesundheitsressort angesie­
delt ist, und in jedem Bundesland ein Landesfonds und 
eine Landeskommission eingerichtet. Der Strukturkom­
mission gehören Vertreterinnen und Vertreter des Bun­
des, der Landeskommissionen, der Sozialversicherung, 
der Interessensvertretungen der Städte und Gemeinden 

und ein gemeinsamer Vertreter der Österreichischen Bi­
schofskonferenz und des Evangelischen Oberkirchenra­
tes an. Die Strukturkommission soll die Entwicklung im 
österreichischen Gesundheitswesen beobachten, seine 
Weiterentwicklung steuern, die Integration und Koopera­
tion der verschiedenen Gesundheitsbereiche vorantrei­
ben und die strukturel len Veränderungen im Gesund­
heitswesen forcieren. 

In Hinblick auf das Auslaufen der oben zitierten 1 5a-Ver­
einbarung Ende 2000 wurden im Jahr 1 999 Vorarbeiten 
und erste vorbereitende Gespräche für die im Jahr 2000 
zu führenden Verhandlungen zwischen Bund und Bun­
desländern über eine allfällige neue Vereinbarung ab dem 
Jahr 2001 durchgeführt. 

1 . 1 .  Entwicklungen im Bereich der 
Gesundheitsplanung 

Die gesamtösterreichische Gesundheitsplanung ist ein 
Instrument zur Sicherung der Strukturqualität der Ge­
sundheitsversorgung und hat zum Ziel, die Grundlagen 
für ein Versorgungssystem zu schaffen, in dem die Leis­
tungen der verschiedenen Gesundheitseinrichtungen 
optimal aufeinander abgestimmt und die Funktionen der 
Anbieter von Gesundheitsleistungen neu definiert und 
voneinander klar abgegrenzt sind. Durch eine verstärkte 
Kooperation und Koordination soll eine lückenlose Ver­
sorgung der Patientinnen und Patienten auf hohem 
Qualitätsniveau gewährleistet werden. 

Der Österreichische Gesundheitsplan wird aus mehreren 
Tei lplänen bestehen, wobei die folgenden in den Aufga­
benbereich der Strukturkommission fal len: 

• Festlegung und Weiterentwicklung des Österreich i­
schen Krankenanstalten- und Großgeräteplanes 
(ÖKAP/GGP); 

• Weiterentwicklung des ÖKAP/GGP zu einem Leis­
tungsangebotsplan; 

• Entwicklung eines Ambulanz(leistungs)planes. 

Neben der Planung der regionalen Vertei lung (Standorte) 
und der bedarfsnotwendigen Kapazitäten von Gesund­
heitsversorgungseinrichtungen rücken die Definition 
und Empfehlung von Qualitätsstandards für diagnosti­
sche und therapeutische Leistungen sowie für die Aus­
stattung mit Personal, Räumen und Geräten zunehmend 
ins Zentrum der Arbeiten zur Gesundheitsplanung. Im 
Jahr 1 999 konnten die in den nächsten drei Abschnitten 
dargestellten Weiterentwicklungen erzielt werden. 

Im Rahmen der im Jahr 2000 stattfindenden Verhandlun­
gen für eine neue 1 5a-Vereinbarung ab 2001 sollen wei­
tere Inhalte der Gesundheitsplanung vereinbart und Zu­
ständigkeiten und Zeithorizonte konkretisiert werden. 
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1 . 1 . 1 .  Weiterentwicklung des Österreichischen 
Krankenanstalten- und Gro8geriteplanes 
(ÖKAP/GGP) 

Der ÖKAP/GGP ist ein zwischen dem Bund und den Län­
dern einvernehmlich festgelegter und verbindl icher Teil­
plan des Österreichischen Gesundheitsplanes. Er ist 
bereits mit Abschluss der "Vereinbarung gemäß Art. 
1 5a B-VG über die Reform des Gesundheitswesens und 
der Krankenanstaltenfinanzierung für die Jahre 1 997 bis 
2000" am 1 .  Jänner 1 997 in Kraft getreten . Der Plan kann 
bei Bedarf alle zwei Jahre revidiert werden. Er wurde 
daher im Jahr 1 998 einer Revision unterzogen. Der 
ÖKAP/GGP '99 ist seit 1 .  Jänner 1 999 gültig. 

Der Planungshorizont ist das Jahr 2005. Das heißt, dass 
die im Plan enthaltenen Zielvorgaben bis Ende des Jahres 
2005 zu erreichen sind. Planungsgegenstand sind die so 
genannten "Fondskrankenanstalten" , das sind jene öffent­
lichen und privaten gemeinnützigen Akutspitäler, die (vor­
wiegend) aus öffentlichen Mitteln finanziert werden. 

Der Krankenanstaltenplan regelt, an welchen geogra­
phischen Standorten Krankenanstalten mit welcher 
Fächerstruktur sein sollen. Weiters ist die maximale An­
zahl der Betten (und Intensivbehandlungsbetten) pro 
Krankenhaus und die maximale Anzahl der Betten je 
Fachrichtung und Bundesland vereinbart. Detailliertere 
Festlegungen werden in den Landeskrankenanstal­
tenplänen getroffen .  Der Großgeräteplan legt Art und 
Anzahl der medizinisch-technischen Großgeräte in den 
Fondskrankenanstalten fest. Die Festlegungen orientie­
ren sich im Wesentlichen an der Fächerstruktur (Struktur­
qualitätskriterium) unter Berücksichtigung der versor­
gungswirksamen Struktur außerhalb der Fondskranken­
anstalten. Außerdem ist im Rahmen des Großgerätepla­
nes die maximale Anzahl der Großgeräte mit Kassenver­
trag außerhalb der Krankenanstalten vereinbart. 

Die gesundheitspolitischen Ziele des ÖKAP/GGP 
sind, die hohe Versorgungsqual ität zu erhalten und die 
Spitalsstruktur den zukünftigen Herausforderungen an 
die Gesundheitsversorgung anzupassen, aber auch die 
Wirtschaftlichkeit des Spitalssektors zu erhöhen. Im Ein­
zelnen heißt das: 

• Verteilungsgerechtigkeit: Eine gerechte Ressour­
cenverteilung soll gewährleisten, dass eine entspre­
chende akutmedizinische Versorgung nicht vom 
Wohnort abhängig ist. 

• Bedarfsgerechtheit: Fachrichtungen mit steigen­
dem Bedarf müssen ausgebaut, Fachrichtungen mit 
sinkender Nachfrage müssen reduziert werden (Struk­
turanpassung). So ist z. B. die Spitalsversorgungs­
struktur an die speziellen Bedürfnisse und die wach­
sende Zahl älterer Menschen anzupassen. 
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• Sicherung der Strukturqualität: Die Leistungsange­
bote der einzelnen Spitäler sind miteinander abzu­
stimmen, damit ein ausgewogenes Verhältnis von 
Spezialisierung und breiter Standardversorgung er­
halten bleibt. 

• Medizinische Qualitätssicherung: Die Festlegung 
von Mindestabteilungsgrößen trägt dazu bei, dass aus­
reichende Fallzahlen erreicht und damit eine qual itäts­
sichernde Routine und Erfahrung geWährleistet ist. 

• Wirtschaftlichkeit: Bei qual itativ g leichwertigen 
Strukturalternativen ist die ökonomisch sinnvol lere 
Variante zu wählen; Parallelstrukturen sollen vermie­
den werden; Abtei lungen können erst ab einer be­
stimmten Größe wirtschaftlich geführt werden, daher 
werden Mindestabteilungsgrößen festgelegt. 

Neben einer Aktualisierung der bestehenden Plan inhalte 
auf Grund der neuesten Entwicklungen im Bereich der 
Medizin und Medizintechnik und neuer Bevölkerungs­
prognosen wurden in den ÖKAP/GGP '99 auch neue 
Planinhalte integriert, nämlich Versorgungssbereiche, 
die bisher im Plan nicht oder nicht ausreichend geregelt 
waren bzw. zum Tei l  erst aufzubauen sind: 

• Psychiatrie (Psychiatrieretorm): Mit der Aufnahme 
des Bereiches der psychiatrischen Versorgung in den 
ÖKAP ist erstmals österreichweit ein verbindliches 
Psychiatriekonzept beschlossen worden. Damit ist 
einer der wichtigsten Reformschritte im Bereich der 
Psychiatrie in diesem Jahrzehnt gelungen. Durch den 
ÖKAP '99 sind erstmals gemeinsame österreichweit 
geltende Leitl in ien zur Reform u nd Weiterentwicklung 
der psychiatrischen Versorgung sowohl für den sta­
tionären als auch den ambulanten Bereich erzielt wor­
den. Diese werden dazu beitragen, die bisher in den 
großen psychiatrischen Sonderkrankenanstalten kon­
zentrierte Versorgung weitgehend zu dezentralisieren. 
U. a. werden bis zum Jahr 2005 neue psychiatrische 
Abtei lungen in allgemeinen Akutspitälern eingerichtet 
und - gleichrangig mit anderen Fachrichtungen - in 
die Regelversorgung integriert . Damit wird auch ein 
bedeutender Schritt zur Entstigmatisierung der sta­
tionären Psych iatrie und der psych isch Kranken ge­
setzt. 

• Einrichtungen tür Akutgeriatrie/Remobilisation: 
Um das Spitalsversorgungsangebot besser an die 
wachsende Zahl älterer Menschen anzupassen, wur­
de der flächendeckende Ausbau von Einrichtungen 
für Akutgeriatrie/Remobil isation (Abteilungen oder 
Departments in Akutspitälern) durch Umwidmung be­
stehender Bettenkapazitäten bis zum Jahr 2005 ver­
einbart. Versorgungsziel ist die Remobilisation älterer 
Patientinnen zur Vermeidung von dauernder Pflege­
bedürftigkeit. 

• Hospize: Mit dem Ziel der Schaffung von Rahmenbe­
dingungen für ein würdevolles Sterben und eine fach­
gerechte Sterbebegleitung werden Hospizstationen 
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erstmals definiert und als Angebot von Akutkranken­
anstalten eingeführt. Das Angebot soll moderne Pal­
liativmedizin, Schmerztherapie sowie pflegerische 
und psychosoziale Hilfe umfassen. 

• Intensivversorgung (Detailplanung): Die im ÖKAP 
'97 enthaltenen Festlegungen zur Intensivversorgung 
wurden im ÖKAP '99 vervollständigt und detail l iert. 
Der Planungsbereich wurde darüber h inaus um um­
fangreiche Empfehlungen von Standards für Intensiv­
behandlungseinheiten ergänzt. 

Der derzeit gültige ÖKAP/GGP '99 ist im Internet verfüg­
bar (www.bmsg.gv.at). 

Die nächste Revision des ÖKAP/GGP ist per 1 .  Jänner 
2001 vorgesehen. Eine entscheidende Weiterentwicklung 
wird dabei die Integration der Leistungsangebotspla­
nung (siehe Pkt. 1 . 1 .2 .) darstellen. In einem ersten Schritt 
werden die Ergebnisse der Leistungsangebotsplanung für 
die Fachrichtungen Orthopädie, Unfallchirurgie und Urolo­
gie in die Standort- und Kapazitätsplanung integriert wer­
den. Darüber hinaus wird auch die überregionale Leis­
tungsangebotsplanung für ausgewählte komplexe (spit­
zen)medizinische Leistungen bzw. Leistungsbereiche, die 
nur an wenigen Standorten erbracht werden (können), in 
den ÖKAP/GGP 2001 aufgenommen. Es handelt sich da­
bei um die folgenden Leistungsbereiche: 

• Onkologische Versorgung 
• Stammzelltransplantation 
• Nuklearmedizinische Therapie 
• Herzchirurgie 
• Kinderkardiologie 
• Lebertransplantation 
• Nierentransplantation 
• Stroke Unit 
• Neonatologie 
• Chronische Hämodialyse 

Im Zusammenhang m it der Leistungsangebotsplanung 
werden wichtige Kriterien der Qual itätssicherung in Form 
von Mindeststandards zur Strukturqualität festgelegt. 
Die verbindliche Vereinbarung von Mindeststandards ist 
auch für die im ÖKAP/GGP '99 neu aufgenommenen 
Versorgungsbereiche (z. B. Akutgeriatrie/Remobilisation, 
dezentrale Fachabtei lungen für Psychiatrie, Intensivein­
heiten) bzw. für die im ÖKAP/GGP 2001 neu aufzuneh­
menden Versorgungsbereiche (z. B. Pal l iativstationen, 
Psychosomatik) und Versorgungsstrukturen (Depart­
ments, Fachschwerpunkte, Tageskl iniken) vorgesehen. 

Dazu wurden im Jahr 1 999 als Vorarbeiten für die Inhalte 
des ÖKAP/GGP 2001 Studien, Expertisen und Planungs­
arbeiten für die Bereiche Akutgeriatrie/Remobilisation, 
palliativmedizinische Versorgung, Psychosomatik, psy­
chiatrische Versorgung und "neue Organsiationsformen 
der stationären Versorgung" durchgeführt. 

Die Revision des ÖKAP/GGP per 1 .  Jänner 2001 wird im 
Jahr 2000 zwischen Bund und Bundesländern verhan­
delt. Die Vorarbeiten für die Verhandlungsgrundlage wur­
den im Jahr 1 999 weitgehend abgeschlossen. Damit 
wurden die Weichen für die Weiterentwicklung der bisher 
stark quantitativ orientierten Betten- und Fächerstruktur­
planung in Richtung einer stärker qual itativ orientierten 
Spitalsplanung gestellt. 

1 . 1 .2. Weiterentwicklung der Leistungs­
angebotsplanung 

Parallel zu den regelmäßigen Arbeiten zum Krankenan­
stalten- und Großgeräteplanes (ÖKAP/GGP) wurde seit 
dem Jahr 1 997 eine Leistungsangebotsplanung für den 
stationären Akutbereich entwickelt. Damit wurde gemäß 
der 1 5a-Vereinbarung die Weiterentwicklung des 
ÖKAP/GGP zu einem Leistungsangebotsplan wahrge­
nommen. 

Die Planungsempfehlungen im Leistungsangebotsplan 
basieren auf den weitgehend bereits im ÖKAP/GGP defi­
nierten Prinzipien: 

• Prinzip der Versorgungsgerechtigkeit, d.  h. eine 
möglichst gleichmäßige regionale Versorgung mit me­
dizinischen Leistungen zu garantieren; 

• Qualitätsprinzip, d. h. auf eine optimale Leistungs­
erbringung aus der Sicht der Struktur-, Prozess- und 
Ergebnisqual ität abzustellen ; 

• Effizienzprinzip, d. h. eine effiziente Erbringung von 
Leistungen zu gewährleisten. 

Zur Durchführung dieser Arbeiten wurden für ausgewähl­
te medizinische Fachrichtungen Expertengremien einge­
richtet, um eine rechtzeitige Einbindung von Vertretern 
und Vertreterinnen maßgeblicher medizinischer Fachge­
sellschaften und -gruppen als Voraussetzung für eine 
möglichst hohe Akzeptanz der Planungsergebnisse si­
cherzustellen. 

Für den Großteil der operativen Fachrichtungen wer­
den bis zum Ende der Laufzeit der 1 5a-Vereinbarung ent­
sprechende Planungsempfehlungen zur Leistungserbrin­
gung und Vorschläge zu ihrer Integration in den 
ÖKAP/GGP ausgearbeitet. Bis Ende 1 999 wurden die 
Planungsarbeiten für die Fachrichtungen Chi rurgie, Neu­
rochirurgie, Urologie, Augenhei lkunde, HNO, Orthopädie 
und Unfal lchirurgie durchgeführt. Die Ergebnisse für die 
Fachrichtungen Urologie, Orthopädie und Unfallchirurgie 
werden in den ÖKAP/GGP 2001 integriert. In  einem 
nächsten Schritt ist die Integration der Ergebnisse für die 
Fachrichtungen Augenheilkunde, Chirurgie und HNO 
vorgesehen. 
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Darüber hinaus wurde für ausgewählte medizinische 
Leistungen, die aus Qual itäts- und Kostengründen nicht 
an bel iebigen Leistungsstandorten erbracht werden kön­
nen, eine detail l ierte Leistungsangebotsplanung durch­
geführt. Die bis Ende 1 999 vorliegenden Ergebnisse wer­
den in den ÖKAP/GGP 2001 integriert werden. 

Die Planungsgrundsätze und -methoden der Leis­
tungsangebotsplanung lassen sich wie folgt zusam­
menfassen: 

Unter Berücksichtigung insbesondere des Prinzips der 
Versorgungsgerechtigkeit, aber auch des Effizienzprinzips, 
werden Empfehlungen im Hinblick auf eine regional mög­
lichst homogene Versorgung der Bevölkerung entwickelt 
("Regionale Versorgungshomogenität"). Aus der Zu­
grundelegung vor allem des Qualitätskriteriums und des 
Effizienzkriteriums resultieren Planungsempfehlungen zu 
einer nach der strukturellen Ausstattung der Krankenan­
stalten bzw. nach Fachrichtungen differenzierten Leis­
tungserbringung ("abgestufte Leistungserbringung"). 

Dazu werden pro Fachrichtung fachspezifische Leis­
tungsspektren erarbeitet, d ie einen von der Struktur­
qual ität und damit indirekt vom Versorgungsauftrag ab­
hängigen Maßstab zur fachrichtungsspezifischen Leis­
tungserbringung in den Krankenanstalten darstellen. Die 
Leistungsspektren enthalten sämtliche Leistungen einer 
Fachrichtung, welche den verschiedenen Ebenen der in­
tramuralen Versorgung (Vollabtei lung, verschiedene For­
men verminderter Strukturen wie Departments und Fach­
schwerpunkte) zugeordnet werden. Damit wird eine bun­
desweit einheitliche Basis für die Zuordnung von Ver­
sorgungsaufträgen zu den Krankenanstalten in Ab­
hängigkeit von deren jeweiliger Strukturqualität ge­
schaffen. Darüber hinaus werden einzelne komplexe, 
aufwändige und daher teure (spitzen)medizinische Leis­
tungen bzw. Leistungsbereiche, die nur an wenigen 
Standorten mit der notwendigen Strukturqual ität erbracht 
werden (sollen), in Abhängigkeit von den in der Zukunft 
zu erwartenden Frequenzen überregional geplant. 

Ziel für das Jahr 2000 ist die Integration der bisherigen 
Ergebnisse der Leistungsangebotsplanung in den 
ÖKAP/GGP 2001 und dessen verbindl iche Vereinbarung 
zwischen Bund und Bundesländern. 

1 . 1 .3.  Planung des ambulanten Bereicbes 

Eine der Aufgaben der Strukturkommission ist gemäß der 
abgeschlossenen 1 5a-Vereinbarung die Erarbeitung und 
Festlegung eines Ambulanz(leistungs)planes als Tei l  eines 
umfassenden Österreich ischen Gesundheitsplanes. 

In den Jahren 1 997 und 1 998 wurde eine Primärdaten­
erhebung in dem bisher noch wenig dokumentierten 
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Spitalsambulanzbereich und, darauf aufbauend , Grund­
lagenarbeiten zur Planungsmethodik durchgeführt. Da 
jedoch eine aussagekräftige und vergleichbare Doku­
mentation über das Leistungsgeschehen in den Spitals­
ambulanzen eine unverzichtbare Voraussetzung für eine 
Spitalsambulanz(leistungs)planung ist, war ein wesent­
licher Schwerpunkt der Arbeiten die Entwicklung einer 
Leistungsdokumentation im Spitalsambulanzbereich 
(siehe Punkt 1 .3.). 

Im Jahr 1 999 wurde der Planungsgegenstand auf den 
gesamten ambulanten Bereich erweitert. Die stark ein­
geschränkten Analysemöglichkeiten auf Grund unklarer 
Defin itionen und Abgrenzungen dieses Bereiches und 
kaum vorhandenen Datenmaterials für den n iedergelas­
senen Bereich machen eine über Basisarbeiten hinaus­
gehende weiterführende Planung des ambulanten Berei­
ches derzeit nicht möglich. Neben der Weiterführung des 
Pilotprojektes zur Leistungsdokumentation in ausge­
wählten Spitalsambulanzen wurde daher die Notwen­
digkeit einer standardisierten Mindestdokumentation 
im gesamten ambulanten Versorgungsbereich the­
matisiert und diskutiert. Die Vereinbarung entsprechen­
der diesbezüglicher Schritte bleiben einer zukünftigen 
1 5a-Vereinbarung ab dem Jahr 2001 vorbehalten. 

1 .2. Entwicklungen im Bereich der 
Leistungsorientierten Kranken­
anstaltenfinanzierung (LKF) 

Im Jahr 1 997 wurde in allen Bundesländern das System 
der Leistungsorientierten Krankenanstaltenfinanzierung 
(LKF-System) eingeführt. Das LKF-System ermöglicht 
eine Abrechnung der Krankenanstalten auf der Basis 
von leistungsorientierten Diagnosenfallpauschalen 
und berücksichtigt damit das tatsächliche Leistungsge­
schehen in den Krankenanstalten. Entsprechend dem 
vereinbarten Gestaltungsspielraum sind in den meisten 
Ländern zur Berücksichtigung strukturspezifischer Un­
terschiede in den Krankenhäusern speziell entwickelte 
Gewichtungselemente (zumeist als Krankenhausfaktor) 
in der Finanzierung vorgesehen. 

Mit der Einführung der leistungsorientierten Krankenan­
staltenfinanzierung bei g leichzeitiger Budgetierung der 
Landesfonds und mit der österreichweit akkordierten 
Planung einer optimalen Kapazitäts- und Leistungsange­
botsstruktur wurden die Voraussetzungen für notwendi­
ge Strukturveränderungen, für eine Optimierung des 
Ressourceneinsatzes und somit für eine langfristige Ein­
dämmung der Kostensteigerungsraten im Krankenan­
staltenbereich geschaffen. 

III-219-BR/2001 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdok. Analysen (gescanntes Original) 117 von 239

www.parlament.gv.at



1 .2. 1 .  Bisherige Erfahrungen mit dem LKF-System 

Aus der Analyse der Daten für die Jahre 1 997, 1 998 und 
- soweit vorläufige Ergebnisse bereits verfügbar sind -
1 999 zeigt sich, dass sich der Trend zu mehr Effizienz 
bei der Leistungserbringung und zur Reduzierung der 
Kostensteigerungsraten fortgesetzt hat. Dabei l iegen 
die festzustellenden Veränderungen im Trend der letzten 
Jahre und lassen für die nächsten Jahre eine kontinuier­
liche Strukturverbesserung im Gesundheitswesen ohne 
überzogene Effekte und unerwünschte Nebenerschei­
nungen erwarten . 

Die durchschnittliche Belagsdauer in den über die Lan­
desfonds finanzierten Akutkrankenanstalten hat sich 
weiterhin moderat verkürzt: Sie lag im Jahr 1 997 bei der 
Patientengruppe mit 1 bis 28 Belagstagen Krankenhaus­
aufenthalt im Durchschnitt bei 6,7 und 1 998 bei 6,6 
Belagstagen; die vorläufigen Ergebnisse für 1 999 zeigen 
eine weitere Senkung auf 6,5 Tage. 

Der Trend zu kürzeren Krankenhausaufenthalten wird 
nach wie vor von der Zunahme der Zahl tagesklini­
scher Behandlungen begleitet. 

Die Kostenentwicklung der letzten Jahre bestätigt, dass 
die Bemühungen der Krankenanstaltenfinanziers und der 
Krankenanstaltenträger um eine Eindämmung der jähr­
l ichen Kostensteigerungsraten erfolgreich waren: Die 
jährliche Kostensteigerungsrate konnte in den über 
die Landesfonds finanzierten Akutkrankenanstalten 
(Fondskrankenanstalten) von fast 1 0  % im Jahr 1 993 auf 
1 ,8 % im Jahr 1 997 und 3,1 % im Jahr 1 998 reduziert 
werden; der vorläufige Wert für die Zunahme 1 999 l iegt 
im Bereich von rund 4 % .  

1 .2.2. Weiterentwicklung des LKF-Systems 

Das mit 1 .  Jänner 1 997 bundesweit eingeführte LKF­
System wird auf Grund der gewonnenen praktischen Er­
fahrungen und auf Grund aktueller Datengrundlagen 
jährlich einer Revision unterzogen und in den ver­
schiedenen medizinischen Leistungsbereichen verfei­
nert, kontinuierlich verbessert und laufend an den medi­
zinischen Fortschritt angepasst. 

Im Jahr 1 998 wurde ein LKF-Intensiveinstufungs­
modell erarbeitet, das ab 1 .  Jänner 1999 anzuwenden 
war. Es stellt eine wesentliche Voraussetzung für eine -
dem Bereich der Intensivmedizin besser entsprechende 
- Abrechnung von Leistungen dar. Grundlage war die 
Einführung eines bundesweit einheitlichen Intensivdoku­
mentationssystems im Jahr 1 998. 

Weiters wurde für das LKF-ModeIl 1 999 eine verbesser­
te Bepunktungsregelung im Bereich der Psychiatrie 

und eine geänderte Bepunktungsregelung für den Be­
reich der onkologischen Therapie erarbeitet und umge­
setzt. 

Die im Jahr 1 999 durchgeführte Wartung und Weiterent­
wicklung des LKF-Modells 2000 betraf nur geringfügige 
Änderungen, u. a. eine Überarbeitung der Chemothera­
pieschemata, eine Differenzierung von Leistungen im Be­
reich der Nuklearmedizin und der Aufnahme neuer Leis­
tungen in den Bereichen Strahlentherapie und Chirurgie. 
Das LKF-Modell 2000 mit allen seinen Grundlagen ist im 
Internet verfügbar (www.bmsg.gv.at). 

Zur Aktualisierung der Punkterelationen i m  LKF-Modell 
wurde im Jahr 1 999 mit der Durchführung von LKF­
Nachkalkulationen in Anlehnung an das Erhebungs­
schema, das bereits im derzeit in Anwendung befindli­
chen LKF-Modell verwendet wurde, begonnen. Die Erhe­
bungen werden im Jahr 2000 abgeschlossen, ausgewer­
tet und evaluiert und werden zukünftigen LKF-Modellen 
zugrundegelegt werden . 

1 .3. Entwicklungen im Bereich der 
Dokumentation 

Eine wesentliche Voraussetzung für sämtliche Schritte 
der Gesundheitsreform ist eine möglichst aktuelle, konti­
nuierliche, österreichweit vergleichbare und lückenlose 
Dokumentation des Leistungsgeschehens in der Ge­
sundheitsversorgung und Maßnahmen zur Sicherung der 
Datenqual ität. 

Ein wesentlicher Innovationsschritt im Bereich der Doku­
mentation war die Vorbereitung der Einführung des 
Diagnosenschlüssels ICD-1 0: Im Rahmen der LKF­
Revision '99 wurden die Voraussetzungen für eine Ein­
führung dieses Diagnosenschlüssels in den Krankenan­
stalten auf freiwill iger Basis geschaffen. Das Bundesland 
Kärnten hat bereits in allen vom Landesfonds finanzierten 
Krankenanstalten die Dokumentation nach ICD-1 0 ver­
bindlich eingeführt. Auf d ieser Grundlage wurden die not­
wendigen Erfahrungen für eine österreichweite Ein­
führung in  allen Krankenanstalten gewonnen. 

Die Strukturkommission hat daraufhin im Frühjahr 2000 
einstimmig beschlossen, mit 1 .  Jänner 2001 in allen 
Krankenanstalten Österreichs den Diagnosenschlüs­
se1 1CD-10 als Grundlage für die Diagnosendokumen­
tation verpflichtend einzuführen. 

Weiters wurden Vorarbeiten zur Annäherung des dem 
LKF-Modell zugrundliegenden österreichischen Leis­
tungskataloges an international in Anwendung befindl i­
che Klassifikationsschlüssels für medizinische Prozedu­
ren geleistet und ein d iesbezüglicher Diskussionsprozess 
eingeleitet. 
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In der Strukturkommission wurde Einvernehmen darüber 
erzielt, die derzeit in den Fondskrankenanstalten prakti­
zierte Kostenrechung (Kostenarten-/Kostenstellenrech­
nung) an den aktuellen Stand der Wissenschaft anzupas­
sen bzw. die Mögl ichkeiten für eine Weiterentwicklung in 
Richtung Kostenträgerrechnung zu prüfen. Eine diesbe­
zügliche Machbarkeitsstudie wurde im Jahr 1 999 begon­
nen und im Frühjahr 2000 abgeschlossen. Art und Zeit­
punkt der Weiterentwicklung der Krankenanstalten­
Kostenrechnung wird Gegenstand einer neuen 1 5a-Ver­
einbarung ab 2001 sein. 

2. Strukturmerkmale und Kenn­

ziffern der österreichischen 
Krankenanstalten 

2 . 1 .  Strukturmerkmale und Kennziffern 

Wie in den Jahren zuvor wurden auch 1 998 und 1 999 die 
für den Bund relevanten Kostenrechnungsergebnisse, 
Leistungsdaten und Statistikdaten von jenen Kranken­
anstalten, die über die Landesfonds finanziert werden, 
sowie Statistikdaten al ler österreich ischen Krankenan­
stalten erhoben. Diese Daten wurden miteinander ver­
knüpft, um so Kennzahlen für die gesundheitliche Versor­
gung der Bevölkerung mit Krankenhausleistungen zu er­
mitteln. Die Ergebnisse und Auswertungen für das Jahr 
1 998 wurden allen mit dem Krankenhauswesen in Öster­
reich befassten Stellen zur Verfügung gestellt. 

Darüber hinaus wurde im Jahr 1 999 vom Gesundheitsres­
sort erstmals ein gesamtösterreichisches Krankenanstal­
tenverzeichnis herausgegeben, welches als Broschüre 
sowie im Internet (www.bmsg.gv.at) erhältlich ist. Das 
Krankenanstaltenverzeichnis enthält Informationen über 
die sich zum Jahreswechsel 1 998/99 in Betrieb befind­
lichen 325 österreich ischen Krankenanstalten mit insge­
samt 71 .737 Betten. 

Bezogen auf die im Krankenanstaltenverzeichnis erfas­
sten Spitäler betrug die Bettendichte 8,8 Betten je 1 000 
Einwohner und Einwohnerinnen bzw. kamen 1 1 3  Ein­
wohner und Einwohnerinnen auf ein Bett. Bei diesen Zah­
len ist zu berücksichtigen, dass nicht nur die Akutversor­
gung, sondern auch die Langzeitversorgung - etwa chro­
nisch Kranker - und ein Großteil des Rehabilitations­
bereiches erfasst sind. Die Krankenanstalten versorgten 
im Jahr 1 998 rund 2 ,5 Mi ll ionen stationäre Patientinnen 
und Patienten. 

Die 325 Krankenanstalten gliederten sich in 1 20 Allge­
meine Krankenanstalten (37 %) mit insgesamt 44.31 1 
Betten (62 %), 1 00 Sonderkrankenanstalten (31 %) mit 
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insgesamt 1 5.246 Betten (21 %) und 1 05 sonstige Kran­
kenanstalten (Pflegeanstalten für chronisch Kranke, 
Heime für Genesende, Entbindungsheime und Sanato­
rien; 32 %) mit insgesamt 1 2. 1 80 Betten (1 7 %). 

Von den 325 Spitälern waren 1 42 öffentl iche Krankenan­
stalten (44 %) mit insgesamt 50.2 1 1 Betten (70 %), das 
heißt, dass mehr als zwei Drittel der österreichischen Spi­
talsbetten im öffentlichen Versorgungsbereich vorge­
halten werden . 

Zusätzlich zu den öffentlichen Häusern, die jedenfalls ge­
meinnützig sind, gab es weitere 37 Spitäler mit 5.585 
Betten, die ebenfalls gemeinnützig - d.  h. nicht gewinn­
orientiert - arbeiten. I nsgesamt umfasste der gemein­
nützige Spitalsbereich damit 1 79 Häuser (55 %) mit 
55.796 Betten (78 %). 

Die österreichischen Krankenanstalten befinden sich in  
unterschiedlicher Trägerschaft: Die Länder bzw. Lan­
desgesellschaften sind Träger von 28 % der Spitäler mit 
52 % der Betten. In der Trägerschaft von Gemeinden, 
Gemeindeverbänden und Gemeindegesellschaften be­
finden sich 1 9  % der Spitäler mit 1 6  % der Betten .  Kran­
kenkassen, Fürsorgeverbände, Unfall- und Pensionsver­
sicherungsanstalten betreiben knapp 1 3  % der Spitäler 
mit 8 % der Betten . Weitere 1 5  % der Spitäler mit etwa 
1 6  % der Betten werden von geistlichen Orden und Glau­
bensgemeinschaften sowie Gesellschaften geistlicher 
Orden und Glaubensgemeinschaften getragen. 22 % der 
Spitäler mit etwas mehr als 6 % der Betten sind Privat­
personen, Privatgesellschaften, Vereinen und Stiftungen 
zuzuordnen. Der Rest (3 % der Spitäler mit knapp 1 % 
der Betten ausschließlich im Heeres- und im Justiz­
anstaltenbereich) befindet sich in der Trägerschaft des 
Bundes. 

Von den allgemeinen Krankenanstalten werden 38 % 
mit 53 % der Betten (für die Allgemeinversorgung) im Be­
reich der Länder, 33 % mit 24 % der Betten im Bereich 
der Gemeinden und 25 % mit 20 % der Betten vom kon­
fessionellen Bereich getragen. Im Bereich anderer Trä­
ger befinden sich nur wenige allgemeine Krankenanstal­
ten. 

Auch die öffentlichen Krankenanstalten werden zu 
56 % mit 63 % der Betten (im öffentlichen Bereich) von 
den Ländern, zu 28 % mit 22 % der Betten von den Ge­
meinden und zu 1 3  % mit 1 3  % der Betten vom konfes­
sionellen Bereich getragen, auch hier spielen andere Trä­
ger nur eine untergeordnete Rolle. 

I n  Österreich gibt es drei Universitätskliniken (Graz, 
Innsbruck, Wien) mit zusammen rund 5.500 Betten. 

Hinsichtlich der Größenstruktur der österreichischen 
Spitalslandschaft ist festzustellen, dass rund 70 % der 
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Spitäler Ende 1 998 zusammen nur rund 30 % der Betten 
anboten. Diese 70 % der Krankenhäuser hatten weniger 
als 200 Betten, davon mehr als die Hälfte weniger als 1 00 
Betten oder 7 % des Geamtbettenangebots. Rund 70 
Spitäler mit zusammen 30 % des Bettenangebots fielen 
in die Größenordnung von 200 bis unter 500 Betten. In 21  
Häusern der Größenordnung von 500 b is unter 1 000 Bet­
ten standen weitere 20 % der österreichischen Spitals­
betten. Inklusive der Universitätskliniken gab es Ende 
1 998 neun Spitäler in der Größenordnung von mehr als 
1 000 Betten mit zusammen 20 % der gesamten Spitals­
betten. 

Von den 325 Krankenanstalten sind 1 47 Spitäler (45 %) 
die so genannten "Fondskrankenanstalten", die im We­
sentlichen den Bereich der öffentlichen und gemeinnützi­
gen Akutkrankenanstalten (ohne Unfallkrankenhäu­
ser!) umfassen und aus öffentlichen Mitteln über Landes­
fonds finanziert werden. Die Bettenkapazität der Fonds­
krankenanstalten belief sich Ende 1 998 auf 51 .872 
tatsächlich aufgestellte Betten, das entspricht 72 % der 
gesamtösterreichischen Bettenkapazität. 

Die Fondskrankenanstalten versorgten 1 998 rund 2 Mil­
l ionen stationäre Patientlnnen. Die Krankenhaushäufig­
keit betrug im Bereich der Fondskrankenanstalten rund 
25 %, das heißt, dass im Durchschnitt jeder vierte Ein­
wohner bzw. jede vierte Einwohnerin Österreichs einmal 
im Jahr 1 998 einen stationären Krankenhausaufenthalt 
absolvierte. Die Bettendichte lag bei rund 6,4 Betten je 
1 000 Einwohnern bzw. Einwohnerinnen bzw. 1 56 Ein­
wohnern bzw. Einwohnerinnen je Bett. Die durchschnitt­
liche Belagsdauer der Patienten mit einem Aufenthalt in 
einer Fondskrankenanstalt zwischen 1 und 28 Tagen lag 
1 998 bei 6,6 Tagen. Das ergab rund 1 ,8 Belagstage je 
Einwohner bzw. Einwohnerin .  

Die vorläufigen Ergebnisse für das Kalenderjahr 1999 
weisen 1 50 Akut-Krankenanstalten ( .. Fondskrankenan­
stalten") mit insgesamt 53.263 systemisierten Betten 
(1 998: 54.389) auf; dies entspricht rund 72 % der ge­
samten Kapazität an systemisierten Spitalsbetten in 
Österreich . 

Die Kosten der "Fondskrankenanstalten" beliefen 
sich im Jahr 1998 auf 91 ,9 Mrd.  öS. Daraus ergibt sich 
gegenüber 1 997 eine Kostensteigerung von 3 , 1  %. Ent­
sprechend den vorläufigen Ergebnissen für das Jahr 
1999 betrugen die Kosten etwas über 95 Mrd.  öS, wor­
aus sich eine Kostensteigerung von rund 4 % ergibt. 

2.2. Mitfinanzierung des Bundes 

Im Jahr 1999 wurden vom Bund für den Bereich der 
Krankenanstalten insgesamt 6,334 Mrd. ÖS ausgege­
ben (1 998: 6 , 1 85 Mrd. öS). 

Davon wurde ein Betrag von 3 ,003 Mrd.  öS (1 998: 
2,855 Mrd. ÖS) als Anteil des Aufkommens an der Um­
satzsteuer (1 ,41 6  %) aufgebracht und an die 9 Länder­
fonds überwiesen. 

Weiters wurden vom Bund Sonderbeiträge in Höhe von 
1 ,58 Mrd. ÖS den Länderfonds zur Verfügung gestellt. 

Für den 1 997 geschaffenen Strukturfonds leistete der 
Bund für 1 999 1 ,75 Mrd. öSj von diesen Mitteln wurden 
nach Abzug der Mittel für die Grundlagenarbeit des 
Fonds und für die Förderung des Transplantations­
wesens 1 ,697 Mrd. ÖS an d ie Länderfonds weiterverteilt. 

Für das Jahr 2000 wurden für den Bereich der Kranken­
anstaltenfinanzierung vom Bund rund 6,455 Mrd. ÖS im  
Budget veranschlagt. Davon entfallen 3,1 25 Mrd.  ÖS 
(USt.-Schätzung) sowie 1 ,58 Mrd.  ÖS (Sonderbeiträge) 
auf Zuweisungen an die Länderfonds bzw. 1 ,75 Mrd.  ÖS 
auf Zuweisung an den Strukturfonds. 

3. Neue gesetzliche Regelungen im 
Gesundheitswesen 

3.1. Vereinbarung zur Sicherstellung der 
Patientenrechte 

Unter BGBI . I  Nr. 1 95/1 999 wurde die Vereinbarung zur 
Sicherstel lung der Patientenrechte in Österreich (Patien­
tencharta), die zwischen dem Bund und dem Bundes­
land Kärnten abgeschlossen wurde, kundgemacht. 

Das Arbeitsübereinkommen der Regierungsparteien der 
Bundesregierung für die XVI I I .  GP. vom Dezember 1 990 
enthielt im Bereich des Gesundheitswesens u. a. das 
Ziel ,  die Patientenrechte systematisch weiterzuent­
wickeln ,  wobei in diesem Zusammenhang auch die Kodi­
fizierung der Patientenrechte Erwähnung fand . 

Schon die ersten Diskussionen dieses Zieles hatten aller­
dings gezeigt, dass die Ursachen der eigentlichen Pro­
bleme in der Praxis kaum in n icht bestehenden Patien­
tenrechten l iegen, sondern dass die in der Rechtsord­
nung längst vorhandenen und durch die Judikatur abge­
sicherten Patientenrechte im Alltag bisweilen nur sehr 
schwer durchgesetzt werden können . Ein Grund für die­
se Schwierigkeiten liegt schon darin ,  dass die Patienten­
rechte über eine Vielzahl von Gesetzen verstreut sind. 
Der Kompetenzlage entsprechend finden sich Patienten­
rechte dabei sowohl in Bundes- als auch in Landes­
rechtsvorschriften (z. B. Ärztegesetz 1 998, Sozialversi­
cherungsgesetze, das Strafgesetzbuch, Landeskranken­
anstaltengesetze, Rettungswesen). 
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Hinzu kommt, dass der weitaus größte Tei l  der Patien­
tenrechte keinesfalls legislatives Neuland darstellt. Der 
Mangel l iegt somit nicht darin ,  dass diese Rechte n icht 
vorhanden wären, er liegt vielmehr in mangelnder I nfor­
mation und in Schwierigkeiten der Durchsetzung. 

Der Charakter der Patientenrechte als Querschnitts­
materie, ihre Zerspl itterung über zahlreiche Vorschriften 
im Rahmen der Rechtsordnung des Bundes und der Län­
der, das dadurch bedingte Informationsdefizit und nicht 
zuletzt aus diesem Grund verursachte Schwierigkeiten in 
der Durchsetzung führten zu der Überlegung, kein eige­
nes Patientenrechtegesetz auszuführen, sondern den 
Versuch zu unternehmen, auf der Grundlage einer Ver­
einbarung gemäß Art. 1 5a B-VG, in der sich Bund und 
Länder wechselseitig zur Sicherstellung der darin ge­
nannten Patientenrechte im Rahmen ihrer Zuständig­
keiten verpflichten, eine losgelöst von der Kompetenzla­
ge vollständige und übersichtliche Zusammenfassung 
aller Patientenrechte zu geben ("Patientencharta"). 
Dabei soll frei l ich auch d ie Möglichkeit genützt werden, 
im Rahmen einer solchen Vereinbarung auch eine Weiter­
entwicklung der Patientenrechte vorzunehmen und ein­
zelne Lücken zu schließen. 

Diese Lösung bietet den großen Vortei l ,  dass sowohl 
längst bestehende wie auch neu zu schaffende Patien­
tenrechte in einem Stück Bundesgesetzblatt zusammen­
gefasst sind, womit trotz kompetenzrechtlicher Zersplit­
terung eine übersichtliche und vollständige Information 
möglich ist. 

Als Vorarbeiten für eine solche Vereinbarung über die Pa­
tientenrechte in Österreich wurde unter Beiziehung zahl­
reicher Experten im Rahmen einer Arbeitsgruppe im da­
maligen Bundesministerium für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz der Text einer Patientencharta erar­
beitet und dem allgemeinen Begutachtungsverfahren zu­
geführt. Ein Abschluss mit allen Ländern war in der Fol­
ge allerdings nicht möglich. 

Seitens des Bundes wurde die Bereitschaft des Bundes­
landes Kärnten, die Vereinbarung gemäß Art. 1 5a B-VG 
auch bilateral abzuschl ießen, positiv zur Kenntnis ge­
nommen , da damit die Hoffnung verknüpft war, dem Ge­
danken der Förderung der Patientenrechte - auch im 
Hinblick auf die anderen Bundesländer - einen neuen Im­
puls zu geben. 

Die Vereinbarung enthält Regelungen zu folgenden we­
sentlichen Bereichen von Patientenrechten: 

• Recht auf Behandlung und Pflege, 
• Recht auf Achtung der Würde und Integrität, 
• Recht auf Selbstbestimmung und Information, 
• Recht auf Dokumentation, 
• Besondere Bestimmungen für Kinder, 
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• Vertretung von Patienteninteressen und 
• Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen. 

Nunmehr hat auch das Land Burgenland den Wunsch 
nach einem bi lateralen Abschluss geäußert, die notwen­
digen Schritte dazu wurden seitens des Bundes bereits in 
die Wege geleitet. 

3.2. Gesundheits- und Krankenpflege und 
Hebammen 

Mit BGB!. I  Nr. 1 1 6/1 999 wurde ein Bundesgesetz, mit 
dem das Hebammengesetz und das Gesundheits- und 
Krankenpflegegesetz geändert wird, kundgemacht, das 
folgende Schwerpunkte enthält: 

Auf Grund des Vertragsverletzungsverfahrens gegen 
Österreich Nr. 98/2 1 67 betreffend die mangelhafte Um­
setzung der Richtl in ie 80/1 54/EWG hinsichtlich des Er­
fordernisses der einjährigen Berufsausübung in einer 
Krankenanstalt als Voraussetzung für die Freiberuflich­
keit für Hebammen wurden die Bestimmungen betref­
fend freiberufl iche Berufsausübung nicht nur im Hebam­
mengesetz, sondern auch analog im Gesundheits- und 
Krankenpflegegesetz angepasst. 

Weitere Änderungen dieser Novellen betreffen neben 
sprachlichen Klarstel lungen und der Euro-Anpassung bei 
den Strafbestimmungen insbesondere die Verankerung 
der Berufsreifeprüfung als Zugangsvoraussetzung für die 
Hebammenausbi ldung, die Anzeige- und Meldepflichten 
des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Kranken­
pflege analog dem Ärztegesetz 1 998 sowie Erweiterun­
gen von Übergangsregelungen im Gesundheits- und 
Krankenpflegegesetz. 

3.3.  I n-Vitro-Fertilisation 

Mit BGBI.I Nr. 1 80/1 999 wurde der Fonds zur Finanzie­
rung der In-Vitro-Fertil isation ( IVF-Fonds) eingerichtet. 

Ziel des Fonds ist die teilweise Übernahme (70 %) der 
Kosten der In-Vitro-Ferti lisation unter bestimmten Vor­
aussetzungen , damit d iese auch von finanziell schlechter 
gestellten Paaren möglich gemacht wird .  

Für  das Jahr 2000 wird mit  Kosten von 94,51 0.000,- öS 
gerechnet. Die Mittel hierfür werden aus dem Familien­
lastenausgleichsfonds zur Verfügung gestellt. 
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3.4. Speisesalz 

Mit BGBI . I  Nr. 1 1 5/1 999 wurde ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über den Verkehr mit Speisesalz 
geändert wird, kundgemacht, welches Folgendes bein­
haltet: 

Im Rahmen des Vertragsverletzungsverfahrens gegen 
Österreich Nr. 98/441 6  betreffend Schwierigkeiten beim 
Inverkehrbringen von Speisesalz wird davon ausgegan­
gen , dass die Republ ik Österreich durch § 2 Abs. 1 des 
Bundesgesetzes über den Verkehr mit Speisesalz, weI­
ches das Vertreiben von Speisesalz, dem Kaliumjodat 
beigefügt wurde, in Österreich verbot, gegen die 
Grundsätze des freien Warenverkehrs gemäß Artikel 30 
und 36 EG-Vertrag verstößt. 

Durch die Novelle wurde eine EU-konforme Regelung 
betreffend das Inverkehrbringen von Speisesalz ge­
schaffen. 

3.5. Dentistinnen und Dentisten 

Mit BGBI . I  Nr. 45/1999 wurde ein Bundesgesetz, mit dem 
das Dentistengesetz geändert wird, kundgemacht, das 
folgende Schwerpunkte enthält: 

Auf Grund des Abkommens über den Europäischen Wirt­
schaftsraum bzw. des Beitritts Österreichs zur Europäi­
schen Union ist die Verpflichtung zur Schaffung eines ei­
genen Berufes des Zahnarztes gegeben, der innerstaat­
l ich durch das neue Ärztegesetz 1 998 nachgekommen 
wird .  Um auch den Dentisten und Dentistinnen eine 
Berufsausübung im EWR zu ermöglichen, war eine 
rechtliche Gleichstellung mit den Zahnärzten und 
Zahnärztinnen erforderlich, sodass m it der Novelle des 
Dentistengesetzes die Umsetzung der Zahnärztericht­
l inien 78/686/EWG und 78/687/EWG auch auf dem Ge­
biet des Dentistenberufes erfolgte. 

Weiters umfasst die Novelle die El imin ierung von nicht 
mehr anzuwendenden Bestimmungen, insbesondere 
über die Dentistenausbildung, sowie notwendige berufs­
rechtliche Anpassungen an die Berufsgesetze von ande­
ren Gesundheitsberufen , insbesondere hinsichtlich Be­
rufsberechtigung, Berufssitz, H i lfspersonen und Strafbe­
stimmungen. 

3.6. Blutsicherbeitsgesetz 

Durch das unter BGBI . I  N r. 44/1 999 kundgemachte Blut­
sicherheitsgesetz wurde eine umfassende gesetzliche 
Regelung des gesamten Blutspendewesens geschaffen 
(siehe dazu "Bericht über die soziale Lage 1 998") . 

3.7. EWR-Psycbologengesetz und 
-verordnung 

In Umsetzung der Richtlinie 89/48/EWG regelt das 
EWR-Psychologengesetz, BGBI . I  Nr. 1 1 3/1999, samt der 
entsprechenden Durchführungsverordnung, BGBI . I I  Nr. 
408/1 999, die Berufszulassung von kl in ischen Psycho­
logen und Psychologinnen und Gesundheitspsycho­
logen und -innen aus dem EWR, die sich in Österreich 
niederlassen wollen oder den freien Dienstleistungs­
verkehr auszuüben beabsichtigen. 

Ziel ist es, durch ein Überprüfungsverfahren die Gleich­
wertigkeit der ausländischen Ausbildung mit jener nach 
dem österreichischen Psychologengesetz festzustel len. 
Bei Ausbildungsmängeln können Ausgleichsmaßnah­
men in Form eines Anpassungslehrganges oder von Eig­
nungsprüfungen vorgeschrieben werden. 

3.8. EWR-Psycbotberapiegesetz und 
-verordnung 

In Umsetzung der Richtl inie 89/48/EWG regelt das 
EWR-Psychotherapiegesetz, BGBI . I  Nr. 1 1 4/1 999, samt 
der entsprechenden Durchführungsverordnung, BGBI 1 1  
Nr. 409/1 999, d ie  Berufszulassung von Psychothera­
peuten und -innen aus dem EWR, die sich in Österreich 
niederlassen wollen oder den freien Dienstleistungsver­
kehr auszuüben beabsichtigen. 

Ziel ist es, durch ein Überprüfungsverfahren die Gleich­
wertigkeit der ausländischen Ausbildung mit jener nach 
dem österreichischen Psychotherapiegesetz festzustel­
len. Besonderes Augenmerk gilt dabei der Beurteilung 
der Frage, ob es sich bei der im EWR-Ausland absolvier­
ten Psychotherapieausbi ldung um eine Methode han­
delt, die in Österreich als wissenschaftlich anerkannt 
worden ist. Bei Ausbildungsmängeln können Ausgleichs­
maßnahmen in Form eines Anpassungslehrganges oder 
von Eignungsprüfungen vorgeschrieben werden. 

3.9. Novelle des Medizinproduktegesetzes 

Unter österreichischer Präsidentschaft konnte 1 998 die 
Richtl in ie 98/79/EG betreffend In-Vitro-Diagnostika ver­
abschiedet werden. Diese Richtl inie bringt eine einheit l i­
che europäische Zulassung für al le medizinischen Labor­
diagnostika und Laborgeräte und ist für die Weiterent­
wicklung von Sicherheits- und Leistungsstandards in 
der medizinischen Diagnostik von großer Bedeutung. 

Diese Richtl inie wurde in  Österreich mit der Novelle zum 
Medizinproduktegesetz, BGBI. I  Nr. 1 1 7/1 999 umgesetzt. 
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4. Qualität im Gesundheitswesen 

4. 1 .  Qualitätsmanagement im 
Gesundheitswesen 

Mit der Novellierung des Bundes-Krankenanstaltenge­
setzes (KAG) im Jahr 1 993 wurde durch die Bestimmun­
gen im § 5b KAG ("Qualitätssicherung") der gesetzl iche 
Rahmen für die bundesweite Realisierung von Qual itäts­
sicherungsmaßnahmen in den Krankenanstalten festge­
legt. In Umsetzung dieser grundsatzgesetzlichen Vorga­
be haben die Bundesländer entsprechende landesge­
setzliche Regelungen zu treffen, die die Grundlage für die 
Implementierung von Qualitätssicherung durch die 
Krankenhausträger und die Krankenhäuser darstel­
len. Die Träger von Krankenanstalten sind verpflichtet, 
die Voraussetzungen für interne Maßnahmen der Qua­
l itätssicherung zu schaffen und diese so zu gestalten, 
dass vergleichende Prüfungen mit anderen Krankenan­
stalten ermöglicht werden. 

Zur Sicherung und Verbesserung der Qualität in allen 
Bereichen des österreich ischen Gesundheitssystems be­
darf es der österreichweiten Einführung von systemati­
scher Qualitätsarbeit, im Sinne einer geplanten, struktu­
rierten und kontinuierlichen Qualitätsverbesserung auf den 
Ebenen von Struktur, Prozess und Ergebnis in allen Insti­
tutionen, die Gesundheitsversorgungsleistungen anbieten. 

Systematische Qual itätsarbeit soll auf den Grundsätzen 
der Qualitätsarbeit, die auf Bundesebene formul iert 
wurden, aufbauen. Diese umfassen drei Prinzipien: 

• Das Prinzip der Patientenorientierung setzt an der 
Maximierung der Lebens- und Behandlungsqual ität 
an und baut auf einem gesamtheitlichen Qual itätsver­
ständnis auf. Da Qualität im Zusammenwirken aller 
Professionen und Fachbereiche erreicht wird, ist eine 
interdisziplinäre und interprofessionelle Vernetzung 
der Akteurinnen anzustreben. 

• Das Prinzip der Transparenz und systematischen 
Verbesserung setzt eine ständige Messung und Ana­
lyse der Leistungen und Ergebnisse voraus. Die Re­
sultate sind Ausgangspunkt für Qual itätsverbesse­
rungsmassnahmen und erfordern eine adäquate Do­
kumentation. 

• Das Prinzip des quantitativ und qualitativ optimalen 
Mitteleinsatzes hat eine Effizienzsteigerung zu Gun­
sten der Patienten und Patientinnen zum Ziel. Ein 
Qual itätsmerkmal ist daher auch die systematische, 
regelmässige und objektive Überprüfung des MitteI­
einsatzes. 

1 1 8  

4.1.1. Projekt "Qualität im Krankenhaus" 

Im Jahr 1 997 haben sich elf österreichische Krankenhäu­
ser unter der Federführung des Gesundheitsministeriums 
zum Projekt "Qualität im Krankenhaus" zusammenge­
schlossen. Das bisher größte österreichische Modellpro­
jekt zur Qual itätsverbesserung läuft zur Zeit in den öster­
reichischen Krankenhäusern. Zielsetzung in diesem Pro­
jekt ist Qual itätsverbesserung durch 

• die Verstärkung der Patienten- und Patientinnen­
orientierung, 

• die Erhöhung des Gesundheitsgewinns, 
• die Weiterentwicklung der Mitarbeiter- und Mitarbei­

terinnenorientierung und 
• die Verbesserung des finanziellen Mitteleinsatzes. 

Für das Projekt wurde die Methode des Benchmarking 
gewählt, die durch organisationelles Lernen eine Verbes­
serung der Qual ität von Strukturen, Prozessen und Er­
gebnissen durch systematischen Vergleich und Erfah­
rungsaustausch ermöglicht. Die Arbeit in den vier Mo­
dellprojektgruppen wurde als "Team-Benchmarking" 
mit intensiven Vergleichsmögl ichkeiten zwischen den 
einzelnen Modellkrankenhäusern angelegt. Verglichen 
werden nicht nur die erzielten Ergebnisse sondern auch 
die dahinterliegenden Prozesse, um aus dem Austausch­
prozeß den optimalen Lerngewinn für die betei l igten 
Krankenhäuser und in der Folge mittels der Modelldoku­
mente auch für andere Krankenhäuser zu ermöglichen. 

Anfang Mai 1 999 wurde mit der Planung und Umsetzung 
der ersten Qual itätsverbesserungsmaßnahmen begon­
nen. Mittlerwei le arbeiten rund 230 M itarbeiterinnen und 
M itarbeiter in den Krankenhäusern aktiv am Projekt mit, 
62 Abteilungen sind in die Projektarbeit miteinbezogen, 
weitere 3000 Personen sind indirekt beteil igt. "Modelle 
bester Praxis" zur Qualitätsverbesserung werden in fol­
genden vier Bereichen entwickelt: Aufnahme- und Ent­
lassungsmanagement, Kooperation b�ttenführender Ab­
tei lungen mit internen Dienstleistern, \ OP-Organisation 
und Patientenorientierte Stationsorganisation. 

Im November 1 999 fand die 3. Vollversammlung des Pro­
jektes "Qual ität im Krankenhaus" statt, bei der die Zwi­
schenergebnisse der Projektarbeit vorgestellt wurden, im 
Juni 2000 gab es die abschl ießende 4. Vollversammlung 
des Projektes, i n  dem die Ergebnisse der einzelnen Mo­
dellprojekte präsentiert wurden. Mit wenigen Ausnahmen 
konnten in allen vier Bereichen signifikante Qual itätsver­
besserungen erzielt werden. Die entwickelten Maßnah­
men und Instrumente werden bis Ende des Jahres 2000 
in Form von Handbüchern vorliegen, um die Erfahrungen 
und Ergebnisse allen österreich ischen Krankenhäusern 
zugänglich zu machen. 

(Internet-Adresse: http://www.univie.ac.atlqik) 
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4. 1 .2.  Projekt "Ergebnisqualität im Krankenhaus" 

Eines der wichtigsten gesundheitspolitischen Vorhaben 
in Österreich ist die Sicherstel lung des chancengleichen 
Zugangs zu Versorgungsleistungen, die landesweit das­
selbe Qual itätsniveau aufweisen sollten. Die Qualitäts­
projekte des Bundesministeriums für soziale Sicherheit 
und Generationen bzw. der Strukturkommission bezogen 
sich in der Vergangenheit primär auf Struktur- und Pro­
zessqual ität. 

Das Projekt "Messung der Ergebnisqualität im Kran­
kenhaus" ist das erste Vorhaben in Bezug auf Ergebnis­
orientierung. Es sollen daher einheitliche Instrumente zur 
flächendeckenden Messung von Ergebnisqual ität ent­
wickelt und zur Verfügung gestellt werden. Wesentlich 
dabei ist, dass diese Messinstrumente den Qualitäts­
grundsätzen des Bundesministeriums bzw. der Struktur­
kommission entsprechen. 

Für das Projekt ist i nsbesondere das Prinzip der Patien­
tenorientierung von Bedeutung. Patientenorientierung 
bedeutet einerseits die organisatorische Einbindung von 
Patienten und Patientinnen in die Entwicklung der Mess­
grössen und andererseits, dass die Messgrössen auch 
tatsächlich patientengerecht sind und die relevanten Er­
gebnisfaktoren widerspiegeln .  

Ziel ist die Entwicklung eines erprobungsfähigen Ergeb­
nisindikatorensets bis Ende des Jahres 2000, das in der 
Lage ist, die Ergebnisqual ität eines Krankenhauses im 
Querschnitt abzubilden. Es soll ein praktikables Instru­
mentarium geschaffen werden , das von den Betroffenen 
und Beteiligten als sinnvoll akzeptiert wird. Das Indikato­
renset sol l folgende Bereiche umfassen :  ausgewählte 
Tracerdiagnosen und diagnostische Interventionen, 
klinische Kriterien und insbesondere Indikatoren zur 
Lebens- und Betreuungsqualität. 

Bei den von Experten und Expertinnen ausgewählten 
Tracerdiagnosen handelt es sich um Leistungen, die als 
repräsentativ für eine Abtei lung bzw. Fachrichtung ange­
sehen werden können. Ergänzend bieten die klinischen 
Kriterien das Ergebnis im Querschnitt eines Krankenhau­
ses ab. Die Wahrnehmung der Betreuungsqualität im 
Krankenhaus und der Lebensqualität nach Entlassung 
sollen über Patientenbefragungen abgefragt werden. 

4. 1 .3. "Quality-Indicato .... Projec:t" 

Zur Unterstützung der kontinuierlichen Qualitätsver­
besserung in Krankenanstalten erfolgte die Errichtung 
einer unabhängigen nationalen Koordinationsstelle zur 
Betreuung von österreichischen Krankenanstalten im 
Rahmen einer Teilnahme am internationalen Qual ity- Indi­
cator-Project der Maryland-Hospital-Association/USA. 

Dieses Projekt verfolgt einen ergebnisorientierten Ansatz, 
der anhand weltweit validierter Indikatoren den teilneh­
menden Krankenhäusern den nationalen und internatio­
nalen Vergleich von Versorgungsprozessen ermöglicht. 
Das Ziel des Projektes besteht darin, der Spitalsleitung 
und den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen ein Instrument 
an die Hand zu geben, um einen Überblick über die Qua­
lität der Patientenversorgung zu bekommen und die 
Möglichkeiten für eine Verbesserung zu identifizieren. 

Mit Ende 1 999 haben insgesamt 14 Krankenanstalten 
am Projekt teilgenommen. Die Liste der Indikatoren wur­
de nunmehr auch auf den Bereich der Psychiatrie und 
Langzeitpflege erweitert. 

4.1 .4. Antibiotika-Strategie-Projekt 

Zur Überwachung, Bekämpfung und Vorbeugung von 
nosokomialen Infektionen in Krankenanstalten wurden 
Maßnahmen zur Optimierung des Antibiotika-Einsat­
zes und zur Verhinderung der Resistenzentwicklung 
bei Infektionserregern gesetzt: So wird durch jährliche 
schriftliche M RSA-Erhebungen durch das Bundesmini­
sterium für soziale Sicherheit und Generationen an hand 
eines Indikatorenkeims das bundesweite Ausmaß eines 
krankenhaushygienischen Problems aufgezeigt, um die 
Verbesserung der Qualität der Krankenhaushygiene in al­
len österreichischen Krankenanstalten zu erreichen. 

Das im Jahr 1 997 gestartete "Antibiotika-Strategie­
Projekt" verfolgt die Ziele der Erfassung und Weiterent­
wicklung der "Antibiotika-Kultur", die Steigerung der 
Effizienz des Antibiotika-Einsatzes, die Qual itätsverbes­
serung in der Patientenbehandlung und Kostenreduktion 
durch "kritischen" Antibiotika-Einsatz, die Sicherung län­
gerfristiger positiver Auswirkungen auf die Resistenzlage 
der Infektionserreger, die Erstel lung von Antibiotika-Leit­
l in ien und die H i lfestel lung bei der Umsetzung dieser 
Leitl inien in interessierten Krankenanstalten. 

Im Jahr 1 999 wurden an mehreren interessierten Kran­
kenanstalten Umsetzungsberatungen und Workshops 
durchgeführt. Ebenso wurde in sog. "Roadshows" in 
Form größerer öffentl icher Veranstaltungen in den einzel­
nen Bundesländern das Thema aufbereitet. 

s. Gesundheitsförderung und 

Vorsol1!emaßnahmen 

5.1 .  Gesundheitsförderungsgesetz 

Die Gesundheitsförderung hat in Österreich, bedingt 
durch die föderalistische Struktur und das gesundheits-
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politische Prinzip der Subsidiarität, eine dezentrale Ent­
wicklung genommen. Mit dem Bundesgesetz über Maß­
nahmen und Initiativen zur Gesundheitsförderung haben 
Bund, Länder und Gemeinden zusätzliche jährliche Mittel 
von 1 00 Mio. ÖS zur Verfügung gestellt. Diese M ittel die­
nen in Ergänzung bereits bestehender Maßnahmen der 
Förderung und Durchführung praktischer Aktivitäten ,  
flankierender wissenschaftlicher Studien und der Schaf­
fung nachhaltiger unterstützender Strukturen in der Ge­
sundheitsförderung. Mit der Abwicklung dieser Maßnah­
men wurde der Fonds "Gesundes Österreich" betraut. 
Hauptaufgabe des Fonds ist es, i nnovative Projekte zu 
fördern und Projektbetreiber und -innen durch begleiten­
de Beratung und Fortbildung zu unterstützen. 

Seit 1 999 wurden vom Fonds Gesundes Österreich rund 
1 30 Projekte gefördert. Die Pallette der einzelnen Pro­
jekte reicht dabei von einer umfassenden Gesundheits­
förderung und Gesundheitsvorsorge bis hin zu Sucht­
prävention , Ernährung und der Vorsorge bei speziellen 
Erkrankungen. Darüber hinaus bildeten die Zielgruppen 
"Menschen am Arbeitsplatz" und "Frauen in spezifi­
schen Lebenssituationen" zusätzliche Schwerpunkte. 

Speziell zur Förderung eines gesunden Lebenssti ls dien­
te eine umfassende Medienkampagne mit dem Titel "Be­
wusst lebt besser". Zielsetzung dieser Kampagne war 
einerseits die allgemeine Förderung des Bewusstseins 
hinsichtlich eines gesundheitsförderlichen Lebensstils, 
andererseits wurden in Medienkooperationen vom Fonds 
"Gesundes Österreich" geförderte Model lprojekte vorge­
stellt. Im Rahmen dieser Kampagne wurde im Oktober 
1 999 die Ernährungs-Hotline in Kooperation m it dem 
Verein für Konsumenteninformation eingerichtet. Diese 
bietet Anrufern und Anruferinnen wissenschaftl ich fun­
dierte, industrieunabhängige und praxisnahe Informatio­
nen zu verschiedenen Fragen der Ernährung. 

Besonders erfolgreich gestalteten sich die Fort- und Wei­
terbildungsaktivitäten des Fonds im Bereich des Qua­
litätsmanagements in der Gesundheitsförderung und der 
Aufbau eines regionalisierten "Bildungsnetzwerks" zur 
Gesundheitsförderung. Weiters werden Fortbi ldungs­
und Unterstützungsmaßnahmen für Selbsthilfegruppen 
angeboten und ein aktuelles Verzeichnis der Selbsthi lfe­
gruppen in Österreich erstellt. 

Als Dokumentations- und Serviceleistung wird seit meh­
reren Jahren eine - auf I nitiative des Bundesministeriums 
für soziale Sicherheit und Generationen eingerichtete -
Projektdatenbank zur Gesundheitsförderung geführt . 
Diese Datenbank umfasst derzeit I nformationen und An­
sprechpartnerlnnen zu etwa 600 österreich ischen Ge­
sundheitsförderungsprojekten und ist onl ine auf der Ho­
mepage des Fonds abrufbar (http://www.fgoe.org). 

1 20 

5.2. Netzwerke in der Gesundheits­
förderung 

In den maßgeblichen sozialen Systemen Stadt, Schule, 
Krankenhaus und Betrieb wurden in den letzten Jahren 
auf Initiative des Gesundheitsressorts Modellprojekte und 
Kooperationsstrukturen zum Zweck der Gesundheitsför­
derung ins Leben gerufen. Diese Netzwerke sind zum Teil 
in Zusammenarbeit mit der WHO und EU entstanden 
und verbinden gesundheitsfördernde Maßnahmen sowohl 
auf nationaler als auch auf internationaler Ebene. 

5.2. 1 .  Österreichisches Netzwerk "Gesunde Städte" 

Das 1 992 gegründete Österreichische Netzwerk "Gesun­
de Städte" umfasst mittlerweile 30 Mitgliedsstädte, 
deren Ziel es ist, das Leben der Bevölkerung in den 
Städten durch aktive Beteil igung gesünder zu gestalten. 
Die Themen reichen dabei von kommunaler Drogen­
politik über Gesundheitsförderung für Frauen bis zur 
Unfallverhütung. Das Netz steht in ständigem Informa­
tions- und Erfahrungsaustausch mit dem WHO-Projekt 
"Gesunde Städte". 

5.2.2. Gesundheitsförderung im Krankenhaus 

Das internationale Netzwerk Gesundheitsfördernder 
Krankenhäuser wurde 1 990 auf In itiative der WHO, Re­
gionalbüro für Europa und des österreich ischen Gesund­
heitsressorts, gegründet. Hauptziel ist es, Krankenhäuser 
darin zu unterstützen , sich mittels Organisationsentwick­
lung auf den Weg zum gesundheitsfördernden Kranken­
haus zu machen. Mit der internationalen Kooperation ist 
das Ludwig Boltzmann-Institut für Medizin- und Gesund­
heitssoziologie als WHO-Collaborating Centre betraut. 

Das Österreich ische Netzwerk Gesundheitsfördern­
der Krankenhäuser (ÖNGK) wurde im Jar 1 996 einge­
richtet, um Krankenhäuser in der Gesundheitsförderung 
zu unterstützen. Das ÖNGK hat die Aufgabe, die Qual ität 
von Gesundheitsförderungsstrategien und -projekten im 
Krankenhaus zu  sichern und den Erfahrungsaustausch 
und gemeinsame Lernprozesse zwischen österreichi­
schen Krankenhäusern zu fördern . 

Die wichtigsten Strategien umfassen eine jährliche Kon­
ferenz, regelmäßige Arbeitstreffen, eine Informations­
Hotline und eine Internet-Datenbank. Öffentlichkeits­
wirksame Aktivitäten und Publikationen zum Thema 
sollen Beiträge zur Förderung der Gesundheit von Pa­
tienten und Patientinnen, Mitarbeitern und Mitarbeiterin­
nen, der Bevölkerung in den jewei l igen Einzugsgebieten 
und der Organisation Krankenhaus im Sinne einer ler­
nenden Organisation leisten. 
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Bei der vierten Konferenz des Netzwerks im November 
1 999 wurden zwei weitere Partnerkrankenhäuser in das 
Netzwerk aufgenommen, mittlerweile arbeiten acht Kran­
kenhäuser im Netzwerk aktiv mit. Inhaltlich konzentriert 
sich die Arbeit des ÖNGK im Jahr 1 999 auf das Thema der 
Gesundheitsförderung als Strategie zur Verbesserung 
der Kooperation zwischen intra- und extramuraler Ver­
sorgung, im Jahr 2000 wird sich das Netzwerk mit dem 
Thema "Empowerment von Patientinnen" beschäftigen. 
(Internet-Adresse: http://www.univie.ac.atloengk) 

5.2.3. Gesundheitsförderung in der Schule 

Auf Initiative des Gesundheitsressorts in Zusammenar­
beit mit dem Unterrichtsressort wurde 1 993 das "Öster­
reichische Netzwerk Gesundheitsfördernder Schu­
len" gegründet. Es sol l  die persönl iche Kompetenz der 
Schülerinnen und Schüler zu gesundheitsbewusstem 
Handeln unterstützen und fördern, aber auch die Ge­
sundheit der Lehrerinnen und Lehrer thematisieren 
und Schu len zu einem gesunden Lebensraum ent­
wickeln.  Die Projekte werden dabei von einem Schu lteam 
unter M itwirkung von Vertreterinnen der gesamten Schul­
gemeinschaft (Lehrern , Eltern, Schülern) getragen . Mit 
Anfang Juni 1 999 wurde ein technisches Netzwerksekre­
tariat zur Unterstützung der Weiterentwicklung des Netz­
werks eingerichtet. 

Im Dezember 1 998 wurde die GIVE (Gesundheitsbi ldung, 
I nformation, Vernetzung und Entwicklung) ServicesteIle 
für Gesundheitsbildung eingerichtet, eine In itiative des 
Bundesministeriums für soziale Sicherheit und Genera­
tionen, des Bundesministeriums für Bildung, Wissen­
schaft und Kultur und des Österreichischen Jugendrot­
kreuzes. Die Servicesteile bietet Lehrern und Lehrerinnen 
sowie Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen anderer Bi l ­
dungs- und Gesundheitseinrichtungen inhaltliche Unter­
stützung bei der Umsetzung und Realisierung von Ge­
sundheitsförderung bzw. Gesundheitsbildung in Schulen. 

5.2.4. Gesundheitsförderung im Betrieb 

Zur Motivation und fachlichen Beratung von Betrieben 
bei Maßnahmen der Gesundheitsförderung wurde auf 
In it iative des Gesundheitsressorts mit Förderung durch 
die EU d ie Österreichische KontaktsteI le des Europäi­
schen Netzwerkes für betriebliche Gesundheitsförde­
rung installiert. Träger d ieser Koordinationsstelle ist die 
Oberösterreichische Gebietskrankenkasse. Ihre Aufgabe 
besteht darin, die in den M itgliedstaaten der EU zu den 
einschlägigen Themen verfügbaren Informationen zu 
sammeln und allen I nteressierten in Österreich zugäng­
l ich zu machen sowie das Konzept der betrieblichen 
Gesundheitsförderung in Österreich zu verbreiten. 

5.3. Vorsorgemaßnahmen 

5.3. 1 .  Mutter-Kind-Pass 

Der Mutter-Kind-Pass dient seit Anfang der 70er Jahre 
der gesundheitlichen Vorsorge von Schwangeren und 
Kleinkindern und stellt eine Gelegenheit zur Früherken­
nung und rechtzeitigen Behandlung von Krankheiten 
und Entwicklungsstörungen dar. 

Das Untersuchungsprogramm beinhaltet 5 Schwan ge­
renuntersuchungen, 1 Interne Untersuchung, 2 Labor­
untersuchungen und 8 Kindesuntersuchungen bis Ende 
des 4 .Lebensjahres. Darüber hinaus besteht die Mög­
l ichkeit zur Durchführung von 2 Ultraschalluntersuchun­
gen während der Schwangerschaft sowie 2 Hüftultra­
schalluntersuchungen des Kindes. Nach Durchführung 
der im Mutter-Kind-Pass während der Schwangerschaft 
und im ersten Lebensjahr vorgesehenen Untersuchun­
gen wird sozial gestaffelt ein Mutter-Kind-Pass-Bonus in 
der Höhe von 2.000,- ÖS gewährt. 

Die Mutter-Kind-Pass-Kommission des Obersten Sa­
n itätsrates beschäftigt sich kontinuierlich mit Maßnah­
men der Qual itätssicherung sowie der inhaltlichen Über­
prüfung des Untersuchungsprogrammes. 

5.3.2. Impfungen 

Das Impfkonzept von Bund, Ländern und dem Hauptver­
band der österreichischen Sozialversicherungsträger wei­
ches 1 998 begonnen wurde, wird weiterhin verstärkt und 
optimiert. Es werden weiterhin kostenlose Schutzimpfun­
gen gemäß den Empfehlungen des Obersten Sanitäts­
rates bzw. unter Bedachtnahme auf die einschlägigen Ge­
setze für die Gruppe der 0-1 5-jährigen angeboten . % der 
Kosten werden vom Bund getragen. Je ein Ys werden von 
den Ländern und vom Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger übernommen. 

Der Hauptverband übernimmt weiters auch die administra­
tive Abwicklung und die Abrechnung mit den Herstellern. 

Im Jahr 2000 werden folgende Impfstoffe beigesteI lt: 
Diphterie-Tetanus, Pertussis, Haemophi lus influenzae 
Typ b, Masern-Mumps-Röteln und Hepatitis-B. 

Durch diese Maßnahme konnte die Durch impfungsrate 
von Kindern in Österreich angehoben werden. Die Ak­
zeptanz des Impfprogrammes ist weiterhin äußest zufrie­
densteIlend, sodass mit einer weiteren Anhebung der 
Durchimpfung zurechnen sein wird. 
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6. Heilmittelversorgung 

Mit 31 . Dezember 1 999 waren 1 2.31 1 Arzneispezialitä­
ten für d ie Humanmedizin und 1 042 Arzneispezialitä­
ten für die Veterinärmedizin zugelassen. 

6. 1 .  Einfuhr von Arzneimitteln 

Arzneiwaren, welche in Österreich nicht auf Grund einer 
Zulassung allgemein vertrieben werden können , dürfen 
nach Maßgabe der Bestimmungen des Arzneiwarenein­
fuhrgesetzes, nur mit einer Einfuhrbewi l l igung des Bun­
desministers für soziale Sicherheit und Generationen 
oder des zuständigen Landeshauptmannes in Einzelfäl­
len eingeführt werden. 

Im Jahre 1 999 wurden im Bundesministerium für soziale 
Sicherheit und Generationen 4.485 solcher Einfuhr­
anträge bearbeitet. 

6.2. Rezeptpfticht 

Mit BGB!. 1 33/1 997 (bzw. BGB! . I I  Nr. 363/1 998 und 
BGB!. 1 1  Nr. 285/1 999) wurde die Rezeptpflichtverordnung 
aktualisiert und in international üblicher Form veröffent­
licht. 

Dadurch ist weiterhin ein I nformationsaustausch mit den 
entsprechenden Gremien des Europarates und der 
Europäischen Union, in denen Österreich vertreten ist, 
gewährleistet. 

Eine weitere Aktualisierung erfolgt mit BGB!. 1 1  Nr. 363/1 998. 

6.3. Arzneibuch 

Im Jahre 1 997 ist die 3. Ausgabe des Europäischen Arz­
neibuches in Kraft getreten. Die enthaltenen Qualitäts­
normen sind für alle Mitglieder des Übereinkommens 
über die Ausarbeitung eines Europäischen Arzneibuches 
BGB!.Nr. 1 81 /1 979 und i nsbesondere für die Mitglied­
staaten der Europäischen Union verbindlich. 

Weitere Arbeiten zur Harmonisierung der Qualitätsnor­
men sind für den freien Warenverkehr von Arzneimitteln 
unerläßlich. Österreichische Spezialisten arbeiten in sie­
ben Expert innengruppen der Europäischen Arzneibuch­
kommission mit und darüberhinaus kann in den jährlich 
dreimal stattfindenden Sitzungen der Europäischen Arz­
neibuchkommission Einfluß auf den Inhalt des Arzneibu­
ches genommen werden. 

Nachträge zum Arzneibuch sind 1 998 und 1 999 in Kraft 
getreten. 
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6.4. Apotheken 

Auf Grund der von den Ämtern der Landesregierungen 
laufend eingelangten Berichte wurde die Evidenzhaltung 
der Apotheken im Apothekenkataster weitergeführt. 

Stand 1 . Jul i  2000: 1 096 öffentliche Apotheken, 
51  Anstaltsapotheken 
20 Filialapotheken 

990 ärztliche Hausapotheken. 

Durch sanitätsbehördl iche Überprüfungen der Apothe­
ken im Jahre 1 999 konnte wieder die Behebung verein­
zelt auftretender Mängel veranlaßt werden. 

6.5. Pharmareferentinnen und -referenten 

Personen, die kein Universitätsstudium in den Fächern 
Medizin, Veterinärmedizin oder Pharmazie absolviert ha­
ben, dürfen die Tätigkeit eines Pharmareferenten oder ei­
ner Pharmareferentin nur nach Ablegung der Pharma­
referentinnenprüfung ausüben. 

Im Jahre 1 999 haben 1 92 Kandidaten und Kandidatin­
nen die Prüfung bei der Pharmareferentenprüfungskom­
mission des Bundesministeriums für soziale Sicherheit 
und Generationen erfolgreich bestanden. 

7. Gesundheitsökonomie 

7.1. Studie "Gesundheit als Wachstums­
faktor" 

Der Wunsch nach Gesundheit ist ein wesentlicher imma­
terieller Wert unserer Gesel lschaft, der die Lebens­
führung der meisten Menschen beeinflußt. 

Dieser Wunsch nach Gesundheit stellt einen nicht zu un­
terschätzenden wirtschaftlichen Beitrag zu unserer 
Volkswirtschaft dar, da ein beachtlicher Anteil der zur Ver­
fügung stehenden Produktionsfaktoren für die Schaf­
fung, Erhaltung und Wiederherstellung von Gesundheit 
eingesetzt wird. In diesem Sinn trägt der Gesundheits­
sektor als ein sehr zukunftsorientierter Bereich in erheb­
lichem Maße zu Produktion, Wertschöpfung und Be­
schäftigung bei .  

Um der volkswirtschaftlichen Fragestellung "Gesund­
heit als Wachstumsfaktor" näher auf den Grund zu ge­
hen, hat das Bundesministerium für soziale Sicherheit 
und Generationen im Jahr 1 999 einen Auftrag an das In­
stitut für Pflege- und Gesundheitssystemforschung der 
Universität Linz vergeben. 
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Ein Ziel der Studie war, an hand der Systematik der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung und der erst­
mals im Gesundheitswesen eingesetzten Input-Output­
Analyse die Aktivitäten bzw. Verflechtungen der ver­
schiedenen Akteure des Gesundheitswesens sowie 
die ökonomischen Beziehungen des Gesundheits­
sektors zu anderen Bereichen der Volkswirtschaft 
näher zu untersuchen. Auf Basis des von der Statistik 
Österreich veröffentlichten Datenmaterials war eine Ana­
lyse der Jahre 1 983 und 1 990 mögl ich. Daraus ließen sich 
Produktion, Wirtschaftsverflechtungen und Beschäfti­
gung ableiten und Aussagen über den Gesundheits­
sektor als Wachstumsfaktor machen . 

Gesundheit in der Vol kswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung 

Statistik Österreich veröffentlicht in regelmäßigen Ab­
ständen volkswirtschaftliche Kennzahlen zum Gesund­
heitsbereich, allerdings in stark aggregierter Form. 

Der Pioniercharakter der seitens des ehemaligen Bun­
desministeriums für Arbeit , Gesundheit und Soziales in 
Auftrag gegebenen Studie l iegt in der detaillierten Unter­
suchung für den Gesundheitsbereich, insbesondere un­
ter Zuziehung von Input-Output-Tabellen. 

Eine wichtige Vorarbeit zur Durchführung der Studie war 
die Abgrenzung des Gesundheitsbereiches. Die Abgren­
zung durch die Studienauftragnehmer orientierte sich an 
der von Statistik Österreich vorgenommenen Gl iederung. 
Dementsprechend wurden d ie Produzenten "Niederge­
lassene Ärzte" , "Krankenhäuser" , "Fürsorgewesen" , 
"Pharmazeutische Industrie", "Medizinisch-technische 
Industrie" und "Medizinischer Handel" sowie deren Pro­
dukte und Dienstleistungen unterschieden. Bei den Kran­
kenhäusern und Fürsorgediensten findet sich ein großer 
Anteil von Nicht-Markt-Produzenten, ansonsten handelt 
es sich um Marktmäßige Produzenten. 

Wesentliche Ergebnisse der Studie 
(Untersuchungsj ahre: 1983 und 1 990) 

• Wachstumssektor Gesundheit 

Die Analyse ergab, dass vom Gesundheitssektor in der 
Vergangenheit Wachstumsimpulse ausgegangen sind, 
da seine relativen Anteile am Bruttoproduktionswert (von 
4,01 % auf 4 ,69 %), an der Wertschöpfung (von 5,08 % 
auf 5,68 %) und an der Endverwendung (von 5,72 % auf 
6,43) gestiegen sind, der Sektor also im Vergleich zu an­
deren Sektoren überproportional gewachsen ist. Das 
Wachstum des Sektors zeigt sich auch in der Gesund­
heitsquote, die sich aus der Summe von Öffentlichem 
Konsum, Privatkonsum und Investitionen in Relation zum 
BIP errechnet (von 6,92 % auf 7,79 %). 

• Gesundheitsspezifischer Bruttoproduktionswert 

Die Aufschlüsselung des Bruttoproduktionswertes in den 
bei den Untersuchungsjahren zeigt, dass die Kranken­
häuser als größter Produzent mit 42 % einen konstanten 
Beitrag geleistet haben, der Anteil der niedergelassenen 
Ärzteschaft von 23 % auf 1 9  % gesunken, der Anteil der 
Fürsorged ienste von 1 5  % auf 1 7  % und jener der Phar­
mazeutischen Industrie von 8 % auf 1 0  % gestiegen ist. 
Das produktionsschwächste Aggregat war in bei den 
Jahren die medizin isch-technische Industrie mit ca . 
4 %, der medizinische Handel weist mit 7 % in beiden 
Jahren einen konstanten Anteil auf. 

• Gesundheitsspezifische Wertschöpfung 

Ein der Aufschlüsselung des Bruttoproduktionswertes 
ähnl iches Bi ld ergibt sich bei der Betrachtung der Wert­
schöpfung der Produzenten des Gesundheitssektors 
während der bei den Untersuchungsjahre, wobei sich die 
Anteilswerte ein wenig in Richtung "Krankenhäuser" und 
"niedergelassene Ärzteschaft" verschieben. 

• Intermediärverbrauch des gesundheits­
spezifischen Bruttoproduktionswertes 

Die einzelnen Produzenten weisen im Jahr 1 990 unter­
schiedlichen Intermediärverbrauch auf. Während sich die 
Vorleistungen beim Bruttoproduktionswert der "n ieder­
gelassenen Ärzte" auf 22 % belaufen, steigt dieser Anteil 
bei den Krankenhäusern auf 30 %, beim Fürsorgewesen 
auf 39 % und in der Pharmazeutischen Industrie auf 61 %.  

• Gesundheitsspezifisches Güteraufkommen 

Betrachtet man das summierte Güteraufkommen, so 
zeigt sich, dass in  den beiden Untersuchungsjahren die 
"Gesundheitsdienstleistungen" mit etwa 60 % den größ­
ten Teil darstellen, gefolgt von den " Fürsorgedienstleis­
tungen" und den "Pharmazeutischen Gütern" mit ca. 
1 5  %, mit "medizinisch-technischen Gütern" und "Han­
delsspanne auf medizinische Güter" mit jeweils etwa 7 % .  

• Gesundheitsspezifische Endverwendung 

Die zwei größten Komponenten der summierten Endver­
wendung sind mit etwas über 70 % der Öffentliche Kon­
sum und mit etwas unter 20 % der private Konsum. Der 
Rest entfällt auf I nvestitionen und Exporte. Beachtens­
wert ist, dass der Exportanteil im Bereich "pharmazeuti­
sche Güter" in von 1 983 auf 1 990 stark gestiegen ist. 

• Gesundheitsspezifische intersektorale Verflechtung 

Im Rahmen der intersektoralen Analyse werden die Ver­
flechtungen des Gesundheitssektors mit den anderen 
Sektoren der Volkswirtschaft dargestel lt. Bei dieser Ana-
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Iyse zeigt sich, dass 1 990 der Sektor "Chemische Indus­
trie" m it 27 % den größten Anteil am summierten Inter­
mediärverbrauch des Gesundheitssektors einnimmt, ge­
folgt von den Lieferungen der "Vermögensverwaltung" 
(1 2 %), der "Metallverarbeitung" (1 1 %) und dem Groß­
und Einzelhandel (1 0 %). 

• Gesundheitsspezifische intrasektorale Analyse 

Diese Form der Verflechtungsanalyse zeigt, inwieweit die 
Produzenten des Gesundheitssektors Vorleistungen von 
anderen Produzenten des Gesundheitssektors beziehen. 
Diesbezüglich besitzt die "Pharmazeutische Industrie" 
die höchste intrasektorale Verflechtung (44 %), gefolgt 
von den Krankenhäusern (38 %) und den "N iedergelas­
senen Ärzten" (25 %). Die i ntrasektorale Verflechtung ist 
beim Fürsorgewesen, bei der "medizinisch-technischen 
Industrie" und dem "medizinischen Handel" vergleichs­
weise gering. 

• Gesundheitsspezifische Beschäftigungseffekte 

Im Rahmen der Analyse der Beschäftigungseffekte wur­
den sowohl die direkt als auch die durch Vorleistungsbe­
ziehungen ind irekt i m  Gesundheitssektor Beschäftigten 
ermittelt. Als Ergebnis erhält man für das Jahr 1990 
266.000 direkt Beschäftigte. Zieht man die indirekt Be­
schäftigten mit ein, so ergibt sich eine Zahl von 335.000, 
was einem Anteil von 9,8 % aller selbständig und un­
selbständig Beschäftigten entspricht. Betrachtet man 
die Veränderungen zwischen 1 983 und 1 990, so erhält 
man eine Bestätigung für die dynamische Entwicklung 
des Gesundheitswesens: Die Zahl der Beschäftigten stieg 
in drei Bereichen besonders stark, nämlich bei den "Pro­
duzenten von Gesundheitsdienstleistungen" um 56 %, im 
Fürsorgewesen um 69 % und in der "pharmazeutischen 
Industrie" um 50 %. Unter Einbeziehung der indirekt Be­
schäftigten erhält man ein Beschäftigungsplus, dass auf 
die Nachfrage nach Gesundheitsleistungen zurückgeht, 
von fast 50 % (im Vergleich dazu stieg die Gesamtbe­
schäftigung in Österreich von 1 983 auf 1 990 um 1 5  %). 

7.2. Studie "Sport und Gesundheit" -
eine ökonomische Analyse 

Aufgrund der wachsenden Bedeutung des Sports für 
große Teile der Bevölkerung und des eindeutigen Zusam­
menhanges zwischen körperlicher Aktivität und Gesund­
heit - im Vordergrund steht dabei immer die Frage, ob 
durch Bewegung und Sport unnötige und vorzeitige Er­
krankungen vermieden werden können - wurde vom 
Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generatio­
nen im Wege eines Ausschreibungsverfahrens der Bun­
dessportorganisation der Auftrag zur Erstellung der 
Studie mit dem Titel "Sport und Gesundheit - eine öko­
nomische Analyse" erteilt. 
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Internationale Studien belegen bereits eindeutig den Zu­
sammenhang zwischen körperlicher Aktivität und Ge­
sundheit. 

Die Diskussion um den gesundheitlichen Wert des Sports 
wird in Österreich aber immer wieder dadurch über­
schattet, dass in den Medien der Sport des öfteren als 
gesundheitlicher Kostenfaktor und damit verantwortlich 
für einen volkswirtschaftlichen "Schaden" dargestellt 
wird. 

Obwohl die Unfallkosten aufgrund von Sportunfällen nur 
etwa 8 % des durch Heim-, Freizeit- und Sportunfäl le 
hervorgerufenen Gesamtkosten (54 Mrd. ÖS) ausma­
chen , führt die oftmalige Betonung des "Kostenfaktors 
Sport" zu einem schlechten Image, das der gesundheits­
erhaltenden Bedeutung des Sports nicht gerecht wird. 

Sport ist aber ein wichtiger Faktor der Gesundheitsförde­
rung und der Krankheitsprävention. Deshalb werden auch 
Sportaktivitäten von Ärzten und Ärztinnen als Prophylaxe 
in der Therapie und in der Rehabil itation eingesetzt. 

Sport - als Maßnahme im Vorfeld von Erkrankungen ein­
gesetzt - kann daher als ein kostendämpfender Faktor im 
Gesundheitswesen angesehen werden. 

Das Ziel dieser Studie sol l daher eine (gesundheits)öko­
nomische Analyse (Nutzen-Kosten-Analyse) der sport­
lichen Aktivitäten in Österreich sein. Die offenkundigen 
und in Einzelstudien nachgewiesenen Zusammenhänge 
zwischen den positiven Wirkungen des Sports auf die 
"Gesundheit" (bzw. auf einzelne Gesundheitsparameter) 
sollten den Risken der Sportausübung (Sportunfälle, 
Krankenstände) - bewertet in Geldeinheiten - gegen­
übergestellt werden. 

In einer umfangreichen und interdisziplinär angelegten 
Studie wurde daher eine volkswirtschaftliche Kosten/ 
Nutzenrechnung des Breiten- und Freizeitsports in Öster­
reich angestel lt. 

Auf der Kostenseite werden die Ausgaben für Sportver­
letzungen und -unfälle statistisch erfasst und berechnet; 
auf der Nutzenseite wird - in Kongruenz zur Kostensei­
te - auf Basis versicherungsökonomischer Risikogrup­
pen-Analysen ein wohlfahrtsökonomischer Bewertungs­
ansatz entwickelt. Dabei wird der Sportausübung Nutzen 
in der Weise zugerechnet, wie einzelne Gruppen der 
österreichischen Bevölkerung je nach Intensität ihrer 
Sportaktivitäten zur Vermeidung von sozialen Kosten bei­
tragen, die innerhalb des sozioökonomischen Raumes 
(Gesundheitssystem, Sozialversicherung usw.) anfal len. 

H ier die wichtigsten Ergebnisse dieser Studie: 
Die Gegenüberstellung der Nutzen sportlicher Aktivität 
mit den volkswirtschaftlichen Kosten von Sportunfäl-

III-219-BR/2001 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdok. Analysen (gescanntes Original) 129 von 239

www.parlament.gv.at



len erbringt für den gegenwärtigen Zeitraum (Wertan­
sätze 1 998) folgendes Ergebnis: 

• Die durch Sportunfälle entstehenden Kosten betra­
gen insgesamt rund 4,1 5  Mrd. ÖS, die großteils durch 
die Positionen "Beruflicher Produktionsausfall durch 
Inval idität" und "Krankenstand" entstehen. 

• Der Nutzen (= Einsparungen) des gegebenen Levels 
sportl icher Aktivität in Österreich beträgt rund 
7,8 Mrd. ÖS, womit ein positiver Saldo von rund 
3,65 Mrd. ÖS vorliegt. Der Nutzen ergibt sich großteils 
aus E insparungen in den Kostenarten "Beruflicher 
Produktionsausfall durch Tod" sowie "Behandlungs­
kosten". 

• Daraus resultiert, dass nicht die Sportausübung 
sondern die Nicht-Sportausübung mehr Kosten 
verursacht. 

• Die durch relative Inaktivität der wenig oder gar nicht 
sportausübenden Bevölkerungsgruppe verursachten 
Kosten belaufen sich auf rund 1 1 ,5 Mrd. ÖS. M it an­
deren Worten: Würde die Risikogruppe "inaktiv-ge­
ring" jeweils zur Hälfte in die Risikogruppe "moderat" 
und "aktiv-hochaktiv" transferiert werden , würde dies 
einen zusätzl ichen Nutzen- bzw. E insparungseffekt 
von 1 1 ,5 Mrd. ÖS bringen . 

Darüberhinaus ist der Sport eine universelle und zuneh­
mend wichtige soziale I nstitution. Als umfassender Wert­
und Sinnvermittler hat Sport nicht nur gesundheitsöko­
nomische Wirkungen. Das Ideal der Gesundheit, das in 
unserer Gesellschaft eine eindeutige Zustimmung findet 
und als Höchstwert vorausgesetzt wird, zielt im Sport auf 
Funktionen, die das soziale Wohlbefinden wie die per­
sönl iche Stabil ität regul ieren. Hinzu kommt in vermehr­
tem Ausmaß die therapeutischen und rehabilitativen 
Funktionen des Sports, Funktionen der Körpererfahrung, 
Bewegungserzielung etc. 

8. Internationale Zusammenarbeit 

im Gesundheitsbereich (WHO) 

Gesundheitsprobleme machen nicht an nationalen Gren­
zen halt. Internationale Aktivitäten können nicht nur einen 
wichtigen Beitrag zur Lösung überregionaler Probleme 
leisten, häufig dienen sie auch als Impulsgeber oder zur 
Unterstützung nationaler Maßnahmen. Österreich be­
trachtet es daher als wichtige Aufgabe, sich an den Arbei­
ten der Weltgesundheitsorganisation WHO aktiv zu betei­
ligen . 

Die 53. Weltgesundheitsversammlung, die von 1 5.-20. 
Mai 2000 in Genf stattgefunden hat, stand im Zeichen der 
neuen Prioritäten der WHO, Bekämpfung von HIV/AIDS 
sowie internationale Tabakkontrolle. 

Die Generaldirektorin der WHO, Dr. Gro Harlem Brundt­
land, betonte, daß HIV/AIDS in Afrika zu einem internatio­
nalen politischen Thema geworden sei. Immer mehr stelle 
sich die Notwendigkeit, bestimmte Medikamente zur 
HIV/AIDS-Bekämpfung Menschen in Entwicklungsländern 
leichter zugänglich zu machen. Die Höhe der Preise sei ein 
wichtiger Faktor für eine verbesserte Versorgung mit sol­
chen Medikamenten. Die Weltgesundheitsversammlung 
verabschiedete eine Resolution zu HIV/AIDS, in der u .  a. 
die Generaldirektorin aufgefordert wird, die Mitgl iedstaa­
ten bei der Implementierung eines Monitoring-Systems für 
Medikamentenpreise zu unterstützen . 

Die Weltgesundheitsversammlung beschloß des weite­
ren den Beginn von Verhandlungen über eine Rahmen­
konvention zur Tabakkontrolle sowie möglicher künftiger 
Protokolle. In Ergänzung zur Konvention steht die Erar­
beitung von Protokollen zu den Bereichen Behandlung 
von Tabakabhängigen, Tabakschmuggel, sowie Werbung 
und Sponsoring zur Diskussion. 

Von 5. bis 9.  Juni 2000 hielt die WHO in Mexico City die 
5. Weltkonferenz für Gesundheitsförderung mit dem 
Titel "Überbrückung der Ungleichheit" (Bridging the 
Equity Gap) ab. Zielsetzung der Konferenz war, 

• Auswirkungen von Gesundheitsförderungsstrategien 
auf die Gesundheit und Lebensqual ität aufzuzeigen, 

• Bemühungen zu verstärken, Gesundheit als Priorität 
in die Entwicklungszusammenarbeit mit internationa­
len, nationalen und lokalen Organisationen einzubrin­
gen, sowie 

• eine weltweite All ianz für Gesundheitsförderung zu 
schaffen. 

Im Rahmen der Konferenz wurde eine Ministererklärung 
verabschiedet, die den Beitrag von Gesundheitsförde­
rungstrategien für die Nachhaltigkeit von lokalen, natio­
nalen und internationalen Gesundheitsaktionen bekräf­
tigt und dafür plädiert, landesweite Aktionspläne zu ver­
fassen. 

9. Gentechnik 

9. 1 . Aufgabenbereich Gentechnik 

Das Gentechnikgesetz (Bundesgesetz, mit dem Arbeiten 
mit gentechnisch veränderten Organismen, das Freiset­
zen und Inverkehrbringen von gentechnisch veränderten 
Organismen und die Anwendung von Genanalyse und 
Gentherapie am Menschen geregelt werden, BGBI. Nr. 
51 0/1 994 idF BGBI . I  Nr. 73/1 998), legt für den Bundes­
minister für soziale Sicherheit und Generationen fol­
gende wesentl iche Aufgabenbereiche fest: 
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• Durchführung von Verwaltungsverfahren, betref­
fend 
- Arbeiten mit gentechnisch veränderten Organis­

men (GVO) im geschlossenen System (Laborarbei­
ten), 

- Freisetzungen von GVO und Inverkehrbringen von 
Erzeugnissen, die GVO enthalten oder aus solchen 
bestehen, einschließlich der Kennzeichnung dieser 
Erzeugnisse, 

- Genanalysen und somatische Gentherapie am 
Menschen. 

• Herausgabe des Gentechnikbuches 
• Durchführung von Kontrollen 

9.2. Legistische Maßnahmen 
------------------� 

Österreich hat im Berichtszeitraum in zwei Fällen von 
der Mögl ichkeit Gebrauch gemacht, das Inverkehrbrin­
gen gentechnischer Erzeugnisse, die nach der Richtl in ie 
90/220/EWG in allen Staaten der EU zugelassen sind, i n  
Österreich zu verbieten. Es handelt sich dabei um die 

• Verordnung der Bundesministerin für Frauenangele­
genheiten und Verbraucherschutz, mit der das Inver­
kehrbringen gentechnisch veränderten Maises Zea 
Mays L., Linie MON 810, in Österreich verboten 
wird, BGBI . I I  Nr. 1 75/1 999 (in Rechtskraft seit 1 1 .  Juni 
1 999; Grund: Bt-Resistenz )und 

• Verordnung der Bundesministerin für soziale Sicher­
heit und Generationen, m it der das Inverkehrbringen 
gentechnisch veränderten Maises Zea Mays L.T25 in 
Österreich verboten wird, BGBI . I I  Nr. 1 20/2000 (in 
Rechtskraft seit 29. April 2000, Grund: mangelndes 
Monitoring). 

9.2.1 .  Nationale Rechtssetzung 

Seit Beginn des Jahres 2000 werden Vorarbeiten zur No­
velle des Gentechnikgesetzes geleistet. Von der Neure­
gelung betroffen sind auf Basis der Änderungsrichtlinie 
95/98/EWG in  erster Linie d ie Arbeiten m it GVO im ge­
schlossenen System, deren Bestimmungen in den unte­
ren Sicherheitsstufen administrativ gelockert, in den 
höheren Sicherheitsstufen verschärft werden sollen. 

9.3. Zulassungs- und Genehmigungs­
verfahren 

9.3. 1 .  Arbeiten mit GVO im geschlossenen System 

Im Berichtszeitraum haben beim Bundesministerium für 
soziale Sicherheit und Generationen (früher: Bundes­
kanzleramt) 1 1  Firmen insgesamt 51 Anmeldungen bzw. 
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Anträge auf Arbeiten mit GVO im geschlossenen System 
(§§ 1 9  und 20 GTG) eingebracht. 35 Anmeldungen bzw. 
Anträge haben die Antragstellerinnen der Sicherheits­
stufe 1 (kein Risiko für die Sicherheit der Gesundheit des 
Menschen und der Umwelt) und 1 6  Arbeiten der Sicher­
heitsstufe 2 (geringes Risiko für die Sicherheit der Ge­
sundheit des Menschen und der Umwelt) zugeordnet. 

Von diesen 51 Anmeldungen bzw. Anträgen auf Arbeiten 
m it GVO wurden insgesamt 31 Anmeldungen (61 %) zur 
Kenntnis genommen; 25 Arbeiten m it GVO (81 %) waren 
in Sicherheitsstufe 1 (kein Risiko für die Sicherheit der 
Gesundheit des Menschen und der Umwelt) und 6 Arbei­
ten mit GVO (1 9 %) in Sicherheitsstufe 2 (geringes Si­
cherheitsrisiko) einzustufen. 

3 Anmeldungen wurden von den Anmeldern und Anmel­
derinnen, da die vom Bundesministerium für soziale 
Sicherheit und Generationen vorgenommene Überprü­
fung ergab, dass deren Einstufung in Sicherheitsstufe 1 
unrichtig war, zurückgezogen. 1 7  Anmeldungen (7 in Si­
cherheitsstufe 1 und 1 0  in Sicherheitsstufe 2) waren am 
30.Juni 2000 anhängig ,  aber noch nicht zur Kenntnis ge­
nommen. 

Weiters wurden im Berichtszeitraum insgesamt 9 bereits 
zur Kenntnis genommene Arbeiten mit GVO (8 Arbeiten in 
Sicherheitsstufe 1 und eine in Sicherheitsstufe 2) been­
det und eine zur Kenntnis genommene Arbeit mit GVO 
(Sicherheitsstufe 1 )  unterbrochen und nicht wieder auf­
genommen . 

Da am 31 . Dezember 1 998 die Durchführung von insge­
samt 80 Arbeiten mit GVO (58 Arbeiten m it GVO in Si­
cherheitsstufe 1 und 22 Arbeiten in Sicherheitsstufe 2) 
von insgesamt 20 Betreibern und Betreiberinnen zur 
Kenntnis genommen war, werden derzeit im von der Bun­
desministerin für soziale Sicherheit und Generationen 
wahrzunehmenden Bereich von nunmehr insgesamt 26 
Betreibern und Betreiberinnen insgesamt 1 01 Arbei­
ten mit GVO, 74 Arbeiten mit GVO in Sicherheitsstufe 1 
(kein Risiko für die Sicherheit der Gesundheit des Men­
schen und der Umwelt) und 27 Arbeiten mit GVO in Si­
cherheitsstufe 2 (geringes Risiko für die Sicherheit der Ge­
sundheit des Menschen und der Umwelt) durchgeführt. 

Arbeiten mit GVO in  Sicherheitsstufe 3 (mäßiges Risiko) 
und in  Sicherheitsstufe 4 (hohes Risiko) wurden nicht be­
antragt und werden auch nicht durchgeführt. 

Die 31 im Berichtszeitraum zur Kenntnis genommenen 
Arbeiten m it GVO werden in i nsgesamt 20 neuen gen­
technischen Anlagen (1 5 Anlagen in Sicherheitsstufe 1 ;  5 
Anlagen in Sicherheitsstufe 2) durchgeführt. 

Da die bis 31 . Dezember 1 998 für die Durchführung der 
i nsgesamt 80 Arbeiten mit GVO insgesamt 56 gentechni-
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sche Anlagen zur Kenntnis genommen waren, sind der­
zeit für alle 1 1 1  Arbeiten mit GVO insgesamt 76 gentech­
nische Anlagen in Betrieb. 

Diese Arbeiten mit GVO werden von großen und kleine­
ren Pharmafirmen, Anstalten und Betrieben des Bundes 
oder der Länder, z. B. Landeskrankenanstalten, Lebens­
mitteluntersuchungsanstalten, die Entsorgungsbetriebe 
Simmering, sowie privaten und öffentlich-rechtlichen 
Forschungsinstituten, durchgeführt. 

Die beim Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur anzumeldenden Arbeiten mit GVO im univer­
sitären Forschungsbereich sind in dieser Aufstel lung 
nicht berücksichtigt. 

9.3.2. Freisetzungen 

I m  Berichtszeitraum wurde keine Freisetzung bean­
tragt. 

9.3.3. Inverkehrbringen 

Im Berichtszeitraum wurde kein Antrag auf Inverkehr­
bringen gentechnisch veränderter Organismen gestellt. 

Österreich hat im Berichtszeitraum gemäß Artikel 1 6  der 
Richtlinie 90/220/EWG mit den bei den unten angeführten 
Verordnungen das Inverkehrbringen und den Import 
von zwei weiteren von der Europäischen Kommission ge­
nehmigten gentechnisch veränderten Maissorten, 
samt aller Abkömmlinge, die aus Kreuzungen dieses Er­
zeugnisses m it allen herkömml ich gezüchteten Maissor­
ten hervorgehen, verboten : 

• BGB!. I I  Nr. 1 75/1 999, in Kraft getreten am 1 1 .  Juni 1 999: 
Mais Zea Mays L., Linie MON 810 ,  angemeldet von 
der Firma Monsanto Europe SA bei den zuständigen 
Behörden Frankreichs (Ref.C/F/95/1 2-02) und von der 
Europäischen Kommission am 22. April 1 998 geneh­
migt (Entscheidung 98/294/EG) . 

• BGB! . I I  Nr. 1 20/2000, in Kraft getreten am 29. April 
2000: Samen und Körner des gentechnisch verän­
derten Maises Zea Mays L.T25, angemeldet von der 
Firma AgrEvo France bei den zuständigen Behörden 
Frankreichs (Ref.C/F/95/1 2-07) angemeldet und von 
der Europäischen Kommission am 22. April 1 998 ge­
nehmigt (Entscheidung 98/293/EG). 

9.3.4. Zulassung von Einrichtungen zur Durch­
führung von Genanalysen 

Das Gentechnikgesetz sieht vor jeder Entscheidung 
über einen Antrag d ie Befassung des wissenschaftli­
chen Ausschusses für Genanalyse und Gentherapie 
der Gentechnikkommission vor: 

Die vom Ausschuss gewählten Berichterstatterinnen er­
stellen den Entwurf eines Gutachtens, mit dem beur­
teilt wird ,  ob die Einrichtung den Erfordernissen der 
§§ 65 ff GTG entspricht oder die Vorlage ergänzender Un­
terlagen durch die Antragstellerln erforderlich ist. In der 
Sitzung des wissenschaftlichen Ausschusses wird - zu­
meist im Beisein des Antragstellers oder der Antragstel­
lerin - der Gutachtensentwurf erörtert, allfällig offene 
Sachverhalte geklärt und der Antrag abschließend be­
gutachtet. 

Im Berichtszeitraum wurden insgesamt acht Anträge auf 
diese Weise behandelt. Fünf Anträge wurden bisher mit 
Bescheid genehmigt. 

9.3.5. Genehmigung zur Durchrlihrung von 
klinischen Prüfungen zum Zwecke der 
somatischen Gentherapie am Menschen 

Auch hier sieht das Gentechnikgesetz vor jeder Ent­
scheidung über einen Antrag die Befassung des wis­
senschaftlichen Ausschusses für Genanalyse und 
Gentherapie sowie zusätzlich die Anhörung des Arznei­
m ittelbeirates vor. 

In der Praxis hat es sich als zielführend erwiesen, die Lei­
terin bzw. den Leiter der klinischen Prüfung zur Sitzung 
des Ausschusses einzuladen, um ihr/m Gelegenheit zur 
Präsentation ihres/seines Projektes und zur Erörterung 
der oft schwierigen und komplexen Sicherheitsaspekte 
gentherapeutischer Anwendung mit den M itgliedern des 
wissenschaftlichen Ausschusses zu geben. 

Im Berichtszeitraum wurden fünf Anträge gestellt und im 
Ausschuss erörtert; einer d ieser Anträge wurde bisher 
mit Bescheid genehmigt. 

9.4. Kontrolltätigkeiten 

Die bisher von der Behörde durchgeführten Kontrollen be­
legen, dass die bewi l l igten Arbeiten in Übereinstimmung 
mit den Bestimmungen des GTG nach dem Stand von 
Wissenschaft und Technik durchgeführt werden und auf 
hohem technisch-wissenschaftlichen Niveau erfolgen, 
und dass die Betreibern allen bezughabenden gesetzli­
chen Bestimmungen, einschließlich der arbeitnehmer­
schutzrechtlichen Bestimmungen sowie den nach dem 
GTG vorgesehenen Berichtspflichten, nachkommen. 
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9.5. Tätigkeit der Gentechnikkommission 
und ihrer wissenschaftlichen 
Ausschüsse 

9.5. 1 .  Gentechnikkommission 

Die aus Vertretern und Vertreterinnen der Bundesministe­
rien, der Sozialpartner und der Wissenschaft zusammen­
gesetzte Gentechnikkommission (GTK) fungiert als be­
ratendes Organ der für die Vollziehung des Gentechnik­
gesetzes zuständigen Bundesministern für soziale Si­
cherheit und Generationen und für Bildung, Wissen­
schaft und Kultur. Das Fachwissen dieses Gremiums ist 
für die zuständigen Minister zur Beurtei lung der grund­
sätzlichen Fragen der Anwendung der Gentechnik so­
wohl auf Grund der bestehenden Vielschichtigkeit und 
I nterdisziplinarität der Probleme auf diesem Sektor des 
Verbraucherschutzes als auch im Hinblick auf die rasan­
te technische Entwicklung und die immer stärker wer­
dende Globalisierung notwendiger denn je. Der Gentech­
n ikkommission sind zur Vorberatung spezifischer Fragen 
und zur Beurteilung konkreter Anträge drei wissen­
schaftliche Ausschüsse untergeordnet. 

Nach Ablauf der ersten Funktionsperiode (1 995-1 999) 
hat sich dieses Gremium mit Wirksamkeit vom 1 .  Jänner 
2000 auf weitere fünf Kalenderjahre neu konstituiert. In 
der konstituierenden Sitzung wurden auch die Ergebnis­
se des im Zeitraum vom 23. bis 25. Februar in Wien ab­
gehaltenen "Workshop der OECD on Genetic Testing" 
sowie der OECD-Konferenz in Edinburgh von 28. 2. bis 
1 .  3. 2000, die Sicherheit gentechnisch veränderter 
Lebensmittel betreffend, eingehend erörtert. 

Ein weiterer Diskussionspunkt betraf den "Transatlanti­
schen Dialog"; dieser ist auf eine Initiative der USA, der 
Europäischen Kommission und Kanadas zurückzuführen 
und soll zu einem verstärkten Dialog zwischen Europa 
und den USA im Bereich des Inverkehrbringens gen­
technisch veränderter Pflanzen beitragen. 

Die bevorstehende Änderung der EU-Richtl in ie 
90/220/EWG, Freisetzungen und Inverkehrbringen von 
GVO, stellte ein weiteres Thema der Beratungen dar, in 
denen insbesondere die Frage der Ausmerzung von 
Produkten mit Antibiotikaresistenz und die Forderung 
nach verschuldensunabhängigen Haftung heftig dis­
kutiert wurde. 

Am 4. Mai 2000 wurde von Frau Bundesministerin Dr. 
Sickl der "Gengipfel" einberufen, der der Diskussion der 
Mitglieder der Gentechnikkommission mit Vertreterinnen 
der pol itischen Parteien und involvierten Interessensver­
treterinnen zur Thematik "Gentechnik in der Landwirt­
schaft und in Lebensmitteln" gewidmet war. 
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Im Rahmen dieser Veranstaltung hat Frau Bundesmini­
sterin Dr. Sickl die Gentechnikkommission eingeladen, 
zur Frage der Durchführung eines effizienten Monito­
rings auf Basis hochstehender wissenschaftlicher 
Grundlagen im Zuge der Freisetzung von GVOs sowie zur 
Klärung der Frage, was in der Sicherheitsforschung ge­
tan werden müsse, um zu einem effizienten Monitoring zu 
kommen, Stellung zu nehmen. Diese Antworten werden 
für das 2. Halbjahr 2000 erwartet. 

9.5.2. Wissenschaftlicher Ausschuss für 
Arbeiten im geschlossenen System 

Im Berichtszeitraum hat der wissenschaftliche Aus­
schuss für Arbeiten mit GVO im geschlossenen 
System insgesamt zwei Sitzungen abgehalten, von de­
nen d ie erste Sitzung ist März 1 999 die konstitu ierende 
Sitzung für die neue Funktionsperiode des Ausschusses 
(1 998 bis 2003) war. In dieser Sitzung wurde die recht­
lichen Grundlagen der Entsorgung der GVOs außerhalb 
der gentechnischen Anlage und der Qualifizierung von 
Arbeiten mit GVO als weitere Arbeiten erläutert sowie 
über die Aktivitäten der OECD zur "Xenotransplanta­
tion" und den Stand der Änderung der Richtl in ie 
90/21 9/EWG informiert. 

In der Sitzung im Januar 2000 wurde eine Anmeldung 
erstmaliger Arbeiten mit GVO im großen Maßstab (Kul­
turvolumen über 300 Liter) in der Sicherheitsstufe 1 (kein 
Risiko für die Sicherheit) positiv begutachtet. Weiters 
wurde über den Inhalt der Richtl inie 98/81 /EG zur Ände­
rung der Richtl i nie 90/21 9/EWG (Arbeiten mit GVO im ge­
schlossenen System) und der Verordnung über den 
Schutz der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen gegen 
Gefährdung durch biologische Arbeitsstoffe informiert 
und über die dieser Verordnung und der "Systemverord­
nung" gemäß GTG entsprechenden und geeigneten 
Sicherheitsmaßnahmen diskutiert. 

9.5.3. Wissenschaftlicher Ausschuss für 
Freisetzungen und Inverkehrbringen 

Der wissenschaftliche Ausschuss für Freisetzungen 
und Inverkehrbringen hat im Berichtszeitraum seine 
konstitu ierende Sitzung im Oktober 1 999 für d ie neue 
Funktionsperiode des Ausschusses (1 998 bis 2003) ab­
gehalten. 

In dieser Sitzung wurde über den Stand der Änderung der 
R ichtl inie 90/21 9/EWG sowie wissenschaftliche und 
rechtliche Aktivitäten auf nationaler und internationaler 
Ebene informiert. 

Seit Juni  2000 ist der Ausschuss mit der Vorbereitung ei­
ner Stel lungnahme der GTK zu den von Frau Bundesmi-
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nisterin Dr. Sickl am "Gengipfel" aufgeworfenen Fragen 
befasst. 

Mangels entsprechender Anträge auf Genehmigung von 
Freisetzungen oder Inverkehrbringen von GVO waren im 
Berichtszeitraum keine Gutachten zu E inzelverfahren zu 
erstellen. 

9.5.4. Wissenschaftlicher Ausschuss für Genanalyse 
und Gentherapie am Menschen 

Im Berichtszeitraum hat der wissenschaftlich Aus­
schuss für Genanalyse und Gentherapie der GTK ins­
gesamt fünf Sitzungen abgehalten. 

Die erste Sitzung im Jänner 1 999 diente der Konsti­
tuierung des wissenschaftl ichen Ausschusses für d ie 
neue Funktionsperiode (1 999 bis 2003). 

Die Tagesordnungspunkte der weiteren Sitzungen kon­
zentrierten sich im wesentlichen auf die Erörterung der un­
ter 4.1 0.3.4. und 4.1 0.3.5. genannten Anträge. Darüber 
hinaus wurden allgemeine Sicherheits- und Oualitäts­
aspekte der Genanalyse und Gentherapien und der ak­
tuelle Stand von Wissenschaft und Technik erörtert. 

Weitere Tagesordnungspunkte betrafen die Tei lnahme an 
internationalen Ringversuchen und Oualitätssiche­
rungsprogrammen und die Ergebnisse der Arbeitsgrup­
pe "Beratung gemäß § 69 GTG" (Ausarbeitung von Kri­
terien für die Durchführung der gesetzlich vorgesehenen 
Beratung von Patienten und Patientinnen vor und nach 
der Durchführung einer prädiktiven Genanalyse). 

1 0. VeterinärverwaItung 

1 0. 1 .  Darstellung des Aufgabenbereiches 

Das Veterinärwesen ist gemäß Artikel 1 0 B-VG Bundes­
sache in Gesetzgebung und Vol lziehung. Im Bereich der 
Länder erfolgt die Vollziehung des Veterinärwesens 
gemäß Art. 1 02 Abs. 1 B-VG in mittelbarer Bundesver­
waltung durch den Landeshauptmann (Landesveterinär­
direktor) und die Bezirksverwaltungsbehörden (Amts­
tierärzte). 

Die Veterinärverwaltung ist die Oberste Veterinärbehör­
de. 

Den Veterinärbehörden obl iegt die Pflicht, Tierseuchen 
zu bekämpfen und die mittelbar aus der Tierhaltung, der 
Verwertung der Tierkörper und tierischer Produkte dro­
henden Gefahren für die menschliche Gesundheit ab­
zuwenden. Diese Maßnahmen zum Schutz der Ge-

sundheit von Tieren und Menschen erfordern insbeson­
dere eine strenge Kontrolle der Tiere sowie von Fleisch 
und Produkten tierischen Ursprungs. 

Auf Grund der veterinärrechtlichen Vorschriften der EU 
(Veterinäraquis) haben die innerstaatlichen Veterinär­
behörden folgende Aufgabenbereiche wahrzunehmen: 

• M itwirkung an den Veterinärentscheidungen in den 
zuständigen Veterinärgremien der Europäischen 
Union (Veterinärausschuss, Ratsarbeitsgruppen), 

• M itwirkung bei der Umsetzung der EU-Entscheidun­
gen in nationales Recht und 

• Vol lziehung bzw. Kontrol le der Vollziehung der EU-Ve­
terinärvorschriften auf nationaler Ebene. 

Eine weitere wichtige Aufgabe der Obersten Veterinär­
behörde ist d ie Vertretung Österreichs in den Veterinär­
gremien der Europäischen Union, des Internationalen 
Tierseuchenamtes (OIE), der FAO, der WHO und der 
WTO (GATT). 

Die M itarbeit in diesen Gremien ist deshalb von Bedeu­
tung, da die internationale Harmonisierung der veterinär­
rechtlichen Bestimmungen und die strenge Überwa­
chung deren Einhaltung durch alle staatlichen Veterinär­
behörden gesundheitliche Risiken für Mensch und Tier 
ausschl ießt und dadurch den freien Handel m it Tieren, 
tierischen Lebensmitteln und anderen Produkten tieri­
schen Ursprungs ermöglicht. 

1 0.2. Schlachttier- und Fleisch­
untersuchung 

Im Berichtszeitraum wurden folgende 
legistische Maßnahmen abgeschlossen: 

• Einfuhr- und Binnenmarktverordnung 1 998, BGB!. 
1 1  Nr. 26/1 999, die den innergemeinschaftlichen 
Handel mit Fleisch, Fleischerzeugnissen und anderen 
Produkten tierischer Herkunft regelt. 

• Fischuntersuchungsverordnung BGB!. I I  Nr. 2000/ 
42, m it der Fischuntersuchungen in Großhandelsbe­
trieben und Rückstandskontrollen bei gezüchteten 
Speisefischen eingeführt wurden. 

• die Novelle der Tierkörperbeseitigungs-Hygiene­
verordnung 1 998, AVN 8a/99 , mit der die Bestim­
mungen über die Behandlung von tierischen Abfällen 
dieser Verordnung an die geänderten Bestimmungen 
der EU angepasst wurden. 

• Tiergesundheitsgesetz BGB!. I Nr. 1 33/1 999, mit 
dem rechtliche Grundlagen zur Vorschreibung hygie­
nischer Bedingungen zur Zulassung von Betrieben zur 
Herstellung tierischer Produkte, soweit dies nicht in 
Spezialvorschriften (z.B. dem Fleischuntersuchungs-
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gesetz) geregelt sind, und von Gesundheitsprogram­
men bei Tieren nach den Best immungen der Europäi­
schen Union normiert wurden. 

Folgende Gesetzes- und Verordnungsvorhaben 
sind in Vorbereitung: 

• Geflügelhygieneverordnung 2000, mit der eine Ent­
schädigung nach Keulung salmonellenbehafteter EI­
terntiere, d ie Ausweitung der Untersuchungen auf alle 
Salmonellenarten bei Elterntieren und die Einbezie­
hung der Legehennen in die Hygienebestimmungen 
erstmals konstituiert werden wird .  

• die Novelle der Geflügelfleischuntersuchungsver­
ordnung, die d iese Verordnung an die Bestimmungen 
der Geflügelhygieneverordnung 2000 anpasst. 

• Gelatineverordnung, mit der erstmals Hygienebe­
stimmungen für die Herstellung von Gelatine und An­
forderungen an die dafür erforderlichen Rohstoffe nor­
miert werden sollen. 

1 0.3. Tierseuchenbekämpfung 

Im  Berichtszeitraum wurden in Zusammenarbeit mit den 
Seuchenreferenten und -referentinnen in den Bundeslän­
dern, dem nationalen Referenzlabor und der Bundesan­
stalt für Virusseuchenbekämpfung Krisenpläne zur Be­
kämpfung der Klassischen Schweinepest, der New­
castle Disease und der Klassischen Geflügelpest bei 
Ausbruch dieser anzeigepfl ichtigen Tierseuchen in  
Österreich erstellt. 

Die Oberste Veterinärbehörde hat im Berichtszeitraum an 
der Umsetzung der Verordnung des Rates der Europäi­
schen Union zur Kennzeichnung und Registrierung von 
Rindern, die auf die Wiedererlangung des Vertrauens der 
Konsumenten nach der "BSE-Situation" abzielt, mitge­
wirkt. 

Das internationale Tierseuchenberichterstattungswesen 
wurde gemeinsam mit der Europäischen Union und dem 
Internationalen Tierseuchenamt weiter ausgebaut und ver­
feinert, um rascher und effizienter Informationen über ak­
tuelle Seuchengeschehen in anderen Staaten zu erlangen. 

Die Weiterführung der Bekämpfung der Tollwut durch 
orale Immunisierung der Füchse hat im Berichtszeitraum 
in Österreich den Erfolg gezeitigt, dass d iese Seuche 
nunmehr nur mehr in grenznahen Gebieten zu Drittstaa­
ten auftritt . 

1 0.4. Tierseuchenüberwachung 

Wegen der von der Obersten Veterinärbehörde jahrzehn­
telang durchgeführten Programme zur Bekämpfung der 
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Rinderseuchen Tuberkulose, Brucellose, enzootische 
Rinderleukose und Infektiöse Bovine Rhinotracheitis/ln­
fektiöse Pustulöse Vulvovaginitis ( IBR/IPV) , konnten die­
se Rinderseuchen im Berichtszeitraum in Österreich 
ausgerottet werden . 

Weiters wurden mit der Entscheidung der Kommission 
1 999/579/EG vom 28. Juli 1 999 Österreich zusätzliche 
Garantien für die Verbringung von Rindern im innerge­
meinschaftl ichen Handel gemäß Artikel 1 0  der Richtlinie 
64/432/EWG zuerkannt, um die erzielten Fortschritte 
Österreichs bei der Ausmerzung der Rinderseuche Infek­
tiösen Bovinen Rhinotracheitis/lnfektiösen Pustulösen 
Vulvovagin itis (I BR/IPV) zu schützen. 

Die Oberste Veterinärbehörde hat, um Österreich auch 
weiterhin von diesen Rinderseuchen freizuhalten, ver­
schiedene innerstaatliche Überwachungsprogramme 
angeordnet. 

1 0.5. Veterinärbehördliche Ein- und 
Durchfuhrkontrollen 

Wie bereits in den Jahren zuvor erfolgte im Berichtszeit­
raum die Einfuhr und Ausfuhr lebender Tiere und Wa­
ren tierischer Herkunft in enger Zusammenarbeit mit 
den zuständigen Gremien der EU und den Mitgl iedstaa­
ten . 

Die 1 7  zugelassenen österreichischen veterinärbehördli­
chen Grenzkontrol lsteI len hatten im Jahr 1 999 insgesamt 
ca. 41 .000 Einfuhren von Sendungen lebender Tiere und 
von Erzeugnissen tierischen Ursprungs zu kontrollieren . 
Etwa 3 % dieser Sendungen waren zu beanstanden und 
1 ,6 % dieser Sendungen zurückzuweisen. Dies stellt ge­
genüber dem Jahr 1 998 eine Steigerung der Zurückwei­
sungen und Beanstandungen um etwa 5 % dar. 

Im Jahr 1 999 wurde die Ausfuhr von insgesamt 689 Sen­
dungen lebender R inder in Vollziehung der Verordnung 
(EG) N r. 61 5/98 der Kommission überprüft. Bei 96 Sen­
dungen (1 3,9 %) waren Mängel festzustellen, die vor Ort 
behoben werden konnten, drei Sendungen (0,4 %) war 
die Ausfuhr zu verweigern . 

Die Richtl inie 97178/EG, mit der Grundregeln für die Ve­
terinärkontrollen von aus Drittländern in die Gemein­
schaft eingeführten Erzeugnisse festgelegt werden, 
bewirkt erhebliche Mehrarbeit für die österreichischen 
veterinärbehörd l ichen Grenzkontrol lsteIlen, da seit dem 
1 .  Ju l i  1 999 alle Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die 
durch das Gebiet der EU durchgeführt werden, nicht nur 
wie bisher der Einfuhrkontrolle sondern zusätzlich 
auch der Ausfuhrkontrolle unterzogen werden müssen. 
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In Österreich sind im Berichtszeitraum wie auch in ande­
ren europäischen Staaten bei der Einfuhrkontrolle von 
Rindfleisch aus den USA hormonelle Substanzen 
nachgewiesen worden, die sogar in den USA verboten 
sind. Auf Grund dieser Befunde und da Rückstandskon­
trollprogramme in den USA nicht bestehen, unterliegen 
seither alle Einfuhren von R indfleisch aus den USA nach 
Österreich vor deren Freigabe durch die veterinärbehörd­
lichen GrenzkontrollsteIlen der 1 00%igen Warenunter­
suchung auf Hormone. 

1 0.6. Veterinärarzneimittel 

Am 31 . Dezember 1 999 waren in Österreich insgesamt 
950 Arzneispezialitäten für Tiere (inklusive Geltungs­
arzneispezialitäten) zugelassen. 

Im Berichtszeitraum wurde im Internet für das Veterinär­
wesen und für Lebensmittelangelegenheiten eine eige­
ne Homepage geschaffen. Diese Homepage enthält 
auch die "Arzneispezialitätenliste zum Wartezeitener­
lass", die laufend aktualisiert wird, damit sich Tierärzte 
und Tierärzt innen über die neuesten Entwicklungen des 
Tierarzneimittelwesens leicht und umfassend informieren 
können. 

Im Jahr 1 999 wurden mit Bescheid insgesamt 323 Char­
genfreigaben für Veterinärimmunologica erteilt. In 1 88 
Verfahren war die Einholung eines Gutachtens der Bun­
desanstalt für Tierseuchenbekämpfung erforderlich. 

Im Jahr 1 999 wurden für den Sonderimport immunologi­
scher Tierarzneimittel insgesamt 46 veterinärbehördliche 
Bewi l l igungen gemäß § 1 2  Tierseuchengesetz erteilt. 

Für die Einfuhr bzw. das Verbringen von in Österreich 
nicht zugelassenen Veterinärarzneispezial itäten wurden 
im Jahr 1 999 insgesamt 1 1 9 Bewilligungen für Arznei­
spezialitäten zur Anwendung an Tieren nach dem Arznei­
wareneinfuhrgesetz erteilt. 

1 0.7. Futtermittel 

Da in Belgien Ende Mai 1 999 in Tierfutter hohe Werte an 
Polychlorierten Bisphenylen PCBs und Polychlorierten 
Dibenzodioxinen und -furanen (vereinfacht als "Dioxin" 
bezeichnet) aufgefunden wurden - betroffen waren belgi­
sches Geflügel, Schweine, Rinder und Produkte aus die­
sen -, hat Österreich im Berichtszeitraum die Untersu­
chungen von Futtermittel auf ihren Dioxingehalt ver­
stärkt. Diese Untersuchungen ergaben auch in öster­
reichischen Futtermitteln vor allem eines Herstellers, die 
keinen Rückbezug auf belgische Produkte aufwiesen, er­
höhte Dioxinwerte. Als Ursache dieser erhöhten Dioxin­
werte sind Kaolinit-Tone deutscher Provenienz festge-

stellt worden. Da nach der Erkennung der Ursache des 
Eintrages in die Futtermittel (Kaolinit-Ton), diese sofort 
ausgeschaltet wurde, konnten bereits im Oktober 1 999 
die für österreichische Lebens- und Futtermittel verfüg­
ten Sperren aufgehoben werden. 

An der auch im Berichtszeitraum in den Gremien der 
Europäischen Union geführten Diskussion über das Er­
fordernis von und der Vorarbeiten zu Maßnahmen gegen 
antimikrobielle Wachstumsförderer in Futtermitteln, 
die beim Menschen die Resistenz gegen lebensrettende 
Antibiotika bewirken können, hat Österreich mitgewirkt. 
Die Europäische Union ist im Berichtszeitraum der Emp­
fehlung der WHO, unter best immten Bedingungen auf 
die antimikrobiellen Wachstumsförderer in der Tierfütte­
rung unter bestimmten Bedingungen zu verzichten, 
nachgekommen, indem die Zulassung von 6 der insge­
samt 1 0  ehemals autorisierten antibiotischen Leistungs­
förderer zurückgenommen wurde. 

Derzeit besteht in der Europäischen Kommission die Ten­
denz, auch den übrigen derzeit noch zugelassenen anti­
biotischen Leistungsförderern die Zulassung zu entziehen. 

1 1 . Lebensmittelangelegenheiten 

1 1 . 1 .  Darstellung des Aufgabenbereiches 
Lebensmittelangelegenheiten 

Das nachstehende Organigramm (siehe nächste Seite) 
vermittelt einen schematischen Überblick über die Auf­
gabenbereiche der m it der Vollziehung des Lebensmittel­
gesetzes 1 975 befassten Behörden: 

Auf Grund der Bestimmungen des Lebensmittelgesetzes 
1 975 (LMG) wurden von der Gruppe IXIB zahlreiche fach­
liche Begutachtungen und rechtliche Entscheidungen zu 

• Anmeldungen diätetischer Lebensmittel und Verzehr­
produkte, 

• Anträgen auf Zulassung gesundheitsbezogener Anga­
ben, 

• Anträgen auf Zulassung von Zusatzstoffen,  
• Anträgen zu Verfahren nach § 30 LMG 1 975 (Ge­

brauchsgegenstände), 
• Anträgen zu Verfahren nach § 50 LMG (Bewil l igung 

der entgeltlichen Untersuchung und Begutachtung 
von Lebensmitteln) sowie 

• Anträgen auf Zulassung pharmakologisch wirksamer 
Stoffe in kosmetischen Mitteln 

getroffen. 

Einzelentscheidungen ergingen zu Anfragen von Bun­
desanstalten für Lebensmitteluntersuchung, Gerichten, 
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Aufbau der Lebensmittelkontrolle in Österreich 
Bundesministeriumrur 

soziale Sicherheit und Generationen 
_IX 

Gesetzgebung. 
Revisions - und Probenplan 

I 
Ämter der 9 Landesregierungen 

Vollziehung des Lebensmittelgesetzes 
sowie des Revisions- und Probenplanes 

I 
Lebensmittelaufsicht 

I � 
Betriebsrevisionen Ziehung von LebensmlHelproben 

I I 
bei Übertretung lebensmittelrechtlicher 

Vorschriften 
Weiterleitung der Proben an f-

I 
I I I 

Maßnahmenbescheide Anzeige bei der Organstrafmandate §§ 22 bis 24 LMG 1975 Bezirksverwaltungsbehörde 

Verwaltungsbehörden, Rechtsanwälten, Privatpersonen, 
der Wirtschaftskammer Österreich etc. 

Weiters wurden zahlreiche fachl iche Entwürfe für die Um­
setzung von Rechtsnormen der EU ausgearbeitet. 

Zusätzlich zu den Probenziehungen nach dem Revi­
sions- und Probenplan 1 999 wurde im Jahr 1 999 durch 
folgende 1 7  Schwerpunktaktionen speziellen Erforder­
nissen der Lebensmittelkontrolle mit gezielten Proben­
ziehungen Rechnung getragen; die Untersuchung und 
Begutachtung der Proben wurde von den staatlichen Le­
bensmitteluntersuchungsanstalten durchgeführt: 

• Nationales Überwachungsprogramm 1 999 (Pesti­
zidrückstände in Obst und Gemüse), 

• Hygiene in Sushi-Bars, Sushi-Restaurants und Sushi­
Verkaufsständen , 

• Weichmacher in Spielzeug aus Kunststoff für Kinder 
unter 36 Monaten (Phthalate), 

• ausländische Käsesorten auf Listerien, 
• Ochratoxin in Kaffee (EU-Aktion), 
• Tee und teeähnliche Erzeugnisse auf Verunreinigungen, 
• pasteurisierte Vol lmi lch im Detailhandel, 
• abgefüllte Wässer ohne Zusatz von Kohlenstoffdioxid, 
• Hygiene bei Rohmilch im Rahmen der Direktvermark­

tung (inklusive EHEC und Campylobacter), 
• Einhaltung der Nickelverordnung, 
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I 
LebensmiHeluntersuchungsanstalten 

• (5 Bundesanstalten) 
(3 Landesanstalten ) 

Erstellung von Befund und Gutachten 

� 
bei schwerwiegenden Verstößen 

(§ 40 LMG 1975) vorläufige 
Beschlagnahme durch die 

Lebensmittelaufsichl: 
danach formelle Beschlagnahme durch 

I 

� bei Übertretung lebensmittelrechtlicher 
Vorschriften 

Anzeige durch die 
Lebensmittelaufsicht bei 

I 
\ \ 

Gericht Bezirksverwaltungsbehörde 

• Bi l l ighonig, 
• Kennzeichnung gentechnischer Veränderungen bei 

Sojaprodukten, 
• aufgeschnittene, unverpackte und verpackte Wurst-

waren, 
• biogene Amine in Räucherfisch, 
• Apothekenkosmetika, 
• Lichtschutzmittel und 
• Kosmetika, die in Reformhäusern, auf Messen und 

Jahrmärkten feilgehalten werden. 

1 1 .2.  Legistische Maßnahmen 

Im  Berichtszeitraum wurden folgende Verordnungen ab­
geschlossen: 

• Verordnung über natürliche Mineralwässer und Quel l­
wässer (Mineralwasser- und Quellwasserverordnung), 
BGB!.  Il Nr. 309/1 999; 

• Verordnung über die I nformationspfl icht betreffend 
Trinkwasser (Trinkwasser - Informationsverordnung), 
BGB!.  Il Nr. 352/1 999; 

• Verordnung über kosmetische Mittel (Kosmetikver­
ordnung), BGB!.  lI Nr. 375/1 999; 

• Verordnung über das Verbot der Verwendung von 
Weichmachern bei bestimmten Babyartikeln aus 
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Weich-PVC für Kinder unter 36 Monaten, BGBI. 11 Nr. 
480/1 999; 

• Novelle der Verordnung über die Kennzeichnung von 
verpackten Lebensmitteln und Verzehrprodukten (Le­
bensmittelkennzeichnungsverordnung 1 993 - LMKV), 
BGBI. Nr. 72/1993 i. d. F. BGBI. 11 Nr. 462/1 999; 

• Novelle der Verordnung über Höchstwerte von Rück­
ständen von zur Schädlingsbekämpfung verwendeten 
Stoffen in oder auf Lebensmitteln pflanzlicher und 
tierischer Herkunft (Schädlingsbekämpfungsmittel -
Höchstwerteverordnung), BGBI. 11 Nr. 438/1 999; 

• Novelle der Verordnung über den Zusatz von 
Süßungsmitteln zu Lebensmitteln und Verzehrproduk­
ten (Süßungsmittelverordnung), BGBI. 11 Nr. 2 1 /1 999; 

• Novelle der Verordnung über allgemeine Lebensmit­
telhygiene (Lebensmittelhygieneverordnung), BGBI .  
1 1  Nr. 33/1 999; 

• Novelle der Verordnung über Getreidebeikost und an­
dere Beikost für Säuglinge und Kleinkinder (Beikost­
verordnung), BGBI. 11 Nr. 200/1 999. 

1 1 .3.  Revisions- und Probenplan 

Gemäß § 36 Abs. 1 Lebensmittelgesetz 1 957 (LMG) sind 
unter dem Gesichtspunkt einer zweckmäßigen und wirk­
samen Kontrolle jeweils für das folgende Kalenderjahr 
Richtlinien über die Vol lziehung der Überwachung des 
Verkehrs mit den durch d ieses Bundesgesetz erfassten 
Waren (Revisions- und Probenplan) zu erfassen. 

Im Revisionsplan wird die regelmäßige, lückenlose Kon­
trolle aller Erzeugungsbetriebe, Importfirmen und Han­
delsbetriebe festgelegt und alle Formen des Inverkehr­
bringens erfasst, die dem LMG unterliegen. 

Der Probenplan, der auch eine Gewichtung der Waren­
gruppen nach gesundheitspolitischen Gesichtspunkten 
vornimmt, legt die Anzahl der zu ziehenden und den 
staatlichen Lebensmitteluntersuchungsanstalten zu 
übermittelnden Proben fest. 

Die Durchführung des Revisions- und Probenplanes ob­
liegt gemäß § 36 Abs. 2 LMG 1 975 dem Landeshaupt­
mann; über den Vollzug des Revisions- und Probenpla­
nes ist bis zum 31 . März des folgenden Kalenderjahres zu 
berichten. 

1 1 .4. Tätigkeit der Codexkommission 

Ein Schwerpunkt der Codexkommission, ihrer 35 
Unterkommissionen sowie des Ständigen Hygieneaus­
schusses war im Berichtszeitraum die Erstellung der 
11 1 .  Auflage des Österreichischen Lebensmittelbu­
ches unter Berücksichtigung der neuesten Entwicklun­
gen auf dem Gebiet der Ernährungswissenschaft und der 
Lebensmitteltechnologie. 

Beschlossen und durch Erlass veröffentlicht wurden die 
Neufassung des Kapitels B 1 7  des Österreichischen 
Lebensmittelbuches, "Abgefüllte Wässer" , Tei lkapitel A: 
"Natürliches Mineralwasser und Quellwasser", sowie 
Änderungen und Ergänzungen folgender Kapitel: 

• A 8, "Landwirtschaftl iche Produkte mit dem Be­
zeichnungselement biologisch und daraus herge­
stellte Folgeprodukte" , Teilkapitel B: "Landwirtschaft­
l iche Produkte tierischer Herkunft"; 

• B 1 :  "Trinkwasser"; 
• B 8: "Essig"; 
• B 1 1  "Suppenartikel und verwandte Erzeugnisse"; 
• B 1 2 : "Kaffee, Kaffeemittel " ,  Teilkapitel A und B ;  
• B 1 4: "Fleisch und Fleischwaren"; 
• B 24, "Gemüse und Gemüsedauerwaren", Tei lkapitel: 

"Sauerkraut"; 
• B 24, "Gemüse und Gemüsedauerwaren", Tei lkapitel: 

"Verpackter geschnittener Salat"; 
• B 28: "Gewürze und Gewürzextrakte" und 
• B 35: "Fische, Krebse, Weichtiere und daraus her­

gestellte Erzeugnisse". 

Weiters hat die Codexkommission im Berichtszeitraum 
folgende Beschlüsse gefasst, die mit Erlass veröffentlicht 
wurden: 

• "Übergangsregelungen" zur Verordnung (EG) Nr. 1 804/ 
99 zur Einbeziehung der tierischen Erzeugung in den 
Geltungsbereich der Verordnung über den ökologi­
schen/biologischen Landbau; 

• die Verlängerung der Übergangsfrist und Ergänzung 
einer Fußnote der Codex-Richtlinie zur Definition der 
"Gentechnikfreiheit" und 

• die Verlängerung der Übergangsfrist der Kennzeich­
nung der Lagertemperatur bei pasteurisierter Milch. 

Der Ständige Hygieneausschuss hat im Berichtszeit­
raum zu folgenden Themenbereichen Gutachten erstellt: 

• Listeria monocytogenes bei Fisch und Fischerzeug­
nissen; 

• Richtl inie zur Ausstattung und Prüfung von Milchaus­
gabeautomaten ; 

• Checkliste und Leitlinie für Milch-Direktvermarkter 
und 

• Anforderungen und Empfehlungen insbesondere für 
die im Rahmen des § 9 (2)c der Mi lchhygieneverord­
nung indirekt angesprochenen Analysen, 

• mikrobiologische Kriterien und Zellzahl betreffend, als 
Leitl inie für ausgelagerte Eigenkontrol len. 

Die Anhörung der Codexkommission erfolgte zu 5 Ver­
ordnungsentwürfen: 

• Verordnung über die Informationspflicht betreffend 
Trinkwasser (Trinkwasser-Informationsverordnung); 

1 33 

III-219-BR/2001 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdok. Analysen (gescanntes Original)138 von 239

www.parlament.gv.at



• Verordnung über kosmetische Mittel (Kosmetikver­
ordnung); 

• Verordnung, mit der die Verordnung über Getreidebei­
kost und andere Beikost für Säug l inge und Kleinkinder 
(Beikostverordnung) novell iert wurde; 

• Verordnung, mit der die Verordnung über andere Zu­
satzstoffe als Farbstoffe und Süßungsmittel, BGBI. 
I I  Nr. 383/1 998, novel l iert wurde und 

• Verordnung über das Verbot der Verwendung von 
Weichmachern bei bestimmten Babyartikeln aus 
Weich-PVC für Kinder unter 36 Monaten. 

1 1 .4. 1 .  Tätigkeit der Codex Alimentarius 
Commission, Ständiger Ausschuss in Fragen 
des Weltweiten Codex Alimentarius 

Im Jahr 1 999 hat die Codex Alimentarius Commission, 
Ständiger Ausschuss in Fragen des Weltweiten Codex 
Alimentarius, d ie unabhängig von der Codexkommissi­
on, jedoch teilweise in Personalunion mit dieser arbeitet, 
zwei Sitzungen abgehalten. Auf Empfehlung des Ständi­
gen Ausschusses wurden Vertreter zu den einzelnen 
Unterausschüssen (Codex Committees) der FAOIWHO 
Codex Alimentarius Commission entsandt, deren einge­
brachte Themen unter Bedachtnahme auf eine mögliche 
Harmonisierung mit dem Österreich ischen Lebensmittel­
buch in den Plenarsitzungen des Ständigen Ausschus­
ses zur Beratung gelangten. 

Vom 28. Juni bis 3. Jul i  1 999 fand in Rom die 23. Tagung 
der Codex Alimentarius Commission statt. Aus der Viel­
zahl der behandelten Themen sind die Diskussion zur Re­
levanz des Codex Alimentarius für das WTO-Abkommen 
(World Trade Organisation - Abkommen) und in diesem 
Zusammenhang das Annahmeverfahren, die Rolle der 
Wissenschaft, der Risikoanalyse und der Bedeutung an­
derer Faktoren für Codex-Standards sowie die Verbesse­
rung der Mitarbeit der Konsumentenvertreter, die Einset­
zung einer Arbeitsgruppe für "Biotechnologie" und einer 
für Tierfütterung, die Kennzeichnung al lergieauslösender 
Lebensmittel, die Aussetzung der Annahme von BST­
Höchstwerten und die Annahme zahlreicher Höchstwer­
te besonders zu erwähnen. 

1 1 .5. Tätigkeitsbericht der Länder 

Das BMSG hat im Berichtsjahr zwei Konferenzen für alle 
leitenden Beamten und Beamtinnen der Lebensmittel­
aufsicht abgehalten, in denen über die aktuellen Proble­
me der Lebensmittelüberwachung und des Lebensmit­
telverkehrs informiert und d iskutiert wurden. 
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1 1 .5. 1 .  Revisionen im Jahr 1 999 

Im Berichtszeitraum wurden insgesamt 1 55.045 Revisio­
nen vorgenommen. Dies stel lt eine Steigerung der vorge­
nommenen Revisionen gegenüber dem Jahr 1 998 
(1 37.307 Revisionen) um ca. 1 3  % dar. 

1 1 .5.2. Probenanzahl (ausgenommen Trinkwasser) 
im Jahr 1 999 

Insgesamt wurden im Jahr 1 999 im gesamten Bundes­
gebiet 43.781 Proben gezogen, von denen 27,3 % zu 
beanstanden waren. Da im Jahr 1 996 von 41 .852 Proben 
ca. 26,6 %, im Jahr 1 997 von 43.386 Proben ca. 25,0 % 
und im Jahr 1 998 von 41 . 1 1 5  gezogenen Proben ca. 
29,1 % zu beanstanden waren, stellt das Ergebnis des 
Jahres 1 999 einen Rückgang der Beanstandungen ge­
genüber jenem aus 1 998 dar. 

Die insgesamt relativ hohe Beanstandungsquote ist dar­
auf zurückzuführen, dass von den Lebensmittelauf­
sichtsorganen zum Tei l  bereits verdächtige Waren ent­
nommen werden. 

1 1 .6.  Lebensmitteluntersuchungsanstalten 

Die Untersuchung und Beurtei lung der dem Lebensmit­
telgesetz unterliegenden Waren erfolgt durch die staatli­
chen Lebensmitteluntersuchungsanstalten. Die Aus­
stattung dieser Anstalten mit modernen Untersuchungs­
behelfen sowie die Schulung und Weiterbildung der Be­
diensteten nach dem neuesten Stand der Wissenschaft 
wurde fortgesetzt. 

1 1 .6.1 . Untersuchungstätigkeit 

Der nachstehenden Tabel le (siehe gegenüberliegende 
Seite), die die Anzahl der von den staatlichen Lebensmit­
teluntersuchungsanstalten durchgeführten Untersu­
chungen aufschlüsselt, ist die Anzahl der erledigten amt­
lichen, privaten und beanstandeten Proben zu entneh­
men. 

1 1 .6.2. Im Berichtszeitraum erstmals angewandte 
Untersuchungsmethoden 

Folgende Untersuchungsmethoden zur Untersuchung 
gezogener Warenproben sind von den staatlichen Le­
bensmitteluntersuchungsanstalten im Berichtszeitraum 
neu eingeführt worden: 
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• halbquantitative Bestimmung von Eisen in Honig; 
• poiarimetrische Bestimmung des scheinbaren Saccha­

rosegehaltes in Honig; 
• titrimetrische Bestimmung des Gehaltes an freier 

Säure in Honig; 
• Probenvorbereitung für Honig; 
• refraktometrische Bestimmung des Wassergehaltes in 

Honig; 
• gravimetrische Bestimmung der Asche in  Honig; 
• qualitative Prüfung auf Stärkezucker in Honig; 
• qualitativer Nachweis von Teerfarbstoffen in pflanz­

l ichen Lebensmitteln und Honig mittels Woilfärbe­
methode; 

• fotometrische Bestimmung von HMF in Honig (nach 
Winkler); 

• Messung der elektrischen Leitfähigkeit von Honig; 
• Bestimmung des Gesamtsäuregehaltes von Tomaten­

mark; 
• Bestimmung der titrierbaren Säuren (Gesamtsäure) in 

der Aufgussflüssigkeit bzw. Presslake von Sauerkraut; 
• gravimetrische Bestimmung der Trockensubstanz von 

getrockneten Teigwaren HPLC-Bestimmung von Hy­
perien in Getränken ; 

• HPLC-Bestimmung von Aloe-Emodin in Lebens­
mitteln und Kosmetika; 

• HPLC-Bestimmung von Annatto in Lebensmitteln; 
• H PLC-Bestimmung von Nitrat in Getränken, Obst und 

Gemüse; 
• GC-Bestimmung von Ethylacetat in Getränken und 

Essig; 
• Nachweis ausgewählter Inonen mittels Farb/Nieder­

schlagsreaktionen; 
• Bestimmung von Chrom (VI) in Lidschattenpräparaten 

m ittel Fotometrie; 
• Bestimmung diverser UV-Filter in kosmetischen Mit­

teln mittels HPLC; 

amtliche private 
Probel) Probel) 

Bundesanstalt für Lebensmittel-
untersuchung und -forschung 1 2.821 3.653 

Bundesanstalt für Lebensmittel-
untersuchung in :  
Graz 4.882 980 
Innsbruck 2 .398 2.342 
Linz 6.056 1 . 1 71 
Salzburg 2 .464 1 .026 

Lebensmitteluntersuchungsanstalt 
Kärnten 2.560 1 .235 

Lebensmitteluntersuchungsanstalt 
Vorarlberg 1 .3 1 5  906 

Lebensmitteluntersuchungsanstalt 
der Stadt Wien 1 0.85 23. 1 98 

Summe 43.348 14.51 1 

• GC-Bestimmung von Pestiziden in trockenen pflanz­
lichen Lebensmitteln; 

• GC-Bestimmung von Pestiziden in  Ei und Eiprodukten; 
• GC-MS-Bestimmung von Dith iocarbamaten und 

Thiuramdisulfiden in pflanzlichen Lebensmitteln 
(Summe als CS2, Headspacemethode); 

• Chrom in Säureauszügen m ittels ET-AAS und Zee­
mann-Untergrund-Korrektur; 

• Bestimmung von Kupfer in Lebensmitteln mittels SIM­
MAS 6000 (THGA-AAS); 

• Aluminium-Bestimmung in Wasser mittels SIMMAS 
6000 (THGA-AAS); 

• GC-MS-Bestimmung von Carbonylsulfiden in Geträn-
ken ; 

• Bestimmung von Selen in Lebensmitteln Mittel ET-AAS; 
• Elementnachweis mittel TXRF; 
• GC-MS-Nachweis von Chlorpropanoien in Lebens­

mitteln und Lebensmittelzutaten; 
• HPLC-Bestimmung von Ochratoxin A in  Getränken; 
• Simultanbstimmung von Antimon, Blei, Cadmium und 

Si lber in Wasser mittels SIMMAS 6000 (THGA-AAS); 
• Bestimmung von Strontium in Wasser mittels ET-AAS 

und Zeemann-Untergrund-Korrektur; 
• Bestimmung von Lasalocid in Eiern, Geflügelfleisch 

und Geflügelfett m ittels HPLC;  
• Nachweis von Tetracycl inen i n  Mi lch,  Honig und Eiern 

mittels Enzymimmunoassay (Screeningverfahren); 
• enzymatische Bestimmung von Nitrat in Gemüse-

säften; 
• Isol ierung von DNA aus Fleisch und Fleischwaren; 
• Nachweis von Lasalocid mittels DC/Bioautografie; 
• molekularbiologischer Nachweis des cyrIA(b)-Gens 

von gentechnisch verändertem Mais ("BT-Mais", 
Event 1 76) in wässrigen DNA-Lösungen. 

beanstandete beanstandete 
Summe amtliche Probe21 amtliche Probe in %3) 

1 6.474 3.002 23,4 

5.862 762 1 5,6 
4.740 662 27,6 
7.227 1 .81 1 29,9 
3.490 451 1 8,3 

3.795 547 2 1 ,4 

2.221 291 22,1  

1 4.050 4.336 40,0 

57.859 1 1 .862 27,4 

1 )  Ausgenommen Proben, die nach dem Strahlenschutzgesetz gezogen wurden. 
2) Ausgenommen noch in Arbeit befindliche amtliche Proben. 
3) Bezogen auf erledigte Proben . 
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1 2. Gesundheitsinformationen 
im Internet 

Gesundheitsspezifische Informationen bildeten bereits in 
der Startphase der BMAGS-Internet-Site einen wesentli­
chen Bestandteil des sehr breit angelegten Informations­
angebotes. Seither laufend ausgebaut, lassen sich die 
abrufbaren Inhalte drei großen Bereichen zuordnen: Ge­
sundheitsvorsorge und Prävention, Gesundheitsversor­
gung und -ökonomie sowie internationale Angelegenhei­
ten. Ergänzend dazu werden Serviceleistungen, wie eine 
umfangreiche Publikationsliste samt Onl ine-Bestel lmög­
lichkeit, angeboten. Die Site bietet Benutzern an vielen 
Stellen die Mögl ichkeit, mit dem BMSG oder bestimm­
ten, dem jeweiligen Thema zugeordneten, Bediensteten 
in Kontakt zu treten. 

Der Bereich Gesundheitsvorsorge und Prävention be­
inhaltet d ie klassischen Gesundheitsthemen der letzten 
Jahre, wie Impfen, Rauchen, Aids-Prävention, Antibioti­
ka, Blutsicherheit, Gesundheitsförderung, Psychothera­
pie, Sucht etc. Dieser Tei l  des Informationsangebotes 
richtet sich an ein breites Publikum und ist entsprechend 
benutzerfreundlich aufbereitet. 

Im Bereich Gesundheitsversorgung und -ökonomie 
werden Informationen angeboten, die sich eher an ein 
Fachpublikum richten und zum Tei l  sehr große Da­
tenmengen umfassen. Beispiele sind etwa das System 
der Leistungsorientierten Krankenanstaltenfinanzierung 
sowie ein Onl ine-Verzeichnis aller Krankenanstalten samt 
Erläuterungen zu Strukturmerkmalen, Kennziffern und 
rechtlichen Grundlagen. Weiters sind Dokumente zur Pla­
nung und Steuerung des Gesundheitswesens, zu Patien­
tenrechten, zur Qualitätsarbeit und zur Gesundheitstele-
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matik abrufbar. Dieser Abschnitt erfüllt inzwischen auch 
die Funktion eines Arbeitsbehelfes, insbesondere für ex­
terne Partner des BMSG, und ist so angelegt, dass tele­
fonische Auskünfte und der kostenintensive Versand ge­
druckter Materialien deutlich reduziert werden konnten. 

Ebenso eher an ein Fachpubl i kum wenden sich die Do­
kumente in den Bereichen Lebensmittel, Veterinäran­
gelegenheiten und Gentechnik. Hier werden z.B. aktu­
elle Informationen für Grenztierärzte, für Lebensmittel­
hersteller und -importeure sowie eine Reihe EU-relevan­
ter Informationen veröffentlicht. 

Im Abschnitt Internationales werden Aktivitäten des Res­
sorts im Rahmen der EU und anderer internationaler Orga­
nisationen dargestellt, eine Dokumentation aller gesund­
heitsrelevanten EU-Rechtsvorschriften ist im Aufbau. 

Für alle drei angesprochenen Bereiche sind inhaltliche 
Ausweitungen und neue Projekte in Vorbereitung. 

Ende 1 999 wurden ca. 300.000 Zugriffe pro Monat ver­
zeichnet. 

M it der Neustrukturierung des Ressorts Anfang 2000 er­
folgte auch eine Neupositionierung der Gesundheitsin­
formation im Internet. Trotz weit reichender Veränderun­
gen der nunmehrigen BMSG-Internet-Site konnte das 
gesamte, laufend aktualisierte Informationsangebot Ge­
sundheit ohne Unterbrechung von interessierten Inter­
net-Nutzern abgerufen werden. 

Die Internet-Adresse des Bundesministeriums für 
Soziale Sicherheit und Generationen lautet: 
http://www.bmsg.gv.at 
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V. SOZIALE LAGE VON BEVÖLKERUNGSGRUPPEN -
AKTUELLE MASSNAHMEN 

1 .  Kinder und Jugendliche . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 39 

2. Frauen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 47 

3. Familien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 6 1  

4. Senioren und Seniorinnen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 69 

5. Pflegebedürftige Menschen und Pflege für Angehörige . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 85 

6. Geringfügig Beschäftigte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 9 1  

7. Armutsgefährdete und arme Personen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 97 

1 37 
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1 .  Kinder und Jugendliche 

· - . 

1 . 1 .  Demographische Daten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 40 

1 .2. Persönliche Einkommen Jugendl icher . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 40 

1 .3.  Jugendschutz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 41 

1 .4.  Jugendwohlfahrt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 41 

1 .5. Außerschulische Jugendarbeit und Prävention . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 43 

1 .6. Die sogenannten Sekten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 43 
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• 

1 .  Kinder und Jugendliche 

1 . 1 .  Demographische Daten 

Den Begriff "Jugend" über konkrete Altersgrenzen zu de­
finieren, ist kaum mögl ich. Untersuchungen gehen von 
unterschiedlichen Altersbestimmungen aus. Die Jugend­
soziologie definiert "Jugend" vorwiegend über Lebens­
umstände, Interessen und Bedürfnisse. Daher ist auch 
die Datenbasis der in diesem Text angeführten Untersu­
chungen verschieden. 

Zum Einstieg werden einige Zahlen über die Personen 
unter 20 Jahren angeführt. 

Laut Statistik Österreich lebten in Österreich im Jahres­
durchschnitt 1 999 1 ,855.000 Kinder und Jugendliche 
(weiblich: 905.000, männlich: 950.000) im Alter bis zu 20 
Jahren. 

Kinder, Jugendliche nach Alters­
gruppen, 1 999 

männlich' weiblich gesamt 

bis 4 Jahre 

5 bis 9 Jahre 

1 0  bis 1 4  Jahre 

1 5  bis 1 9  Jahre 

. 

Quelle: Statistik Österreich 

21 9851 

2426 1 6  

239631 

247792 -

209469 429320 

230930 473546 

22791 3 467544 

236357 484 1 49 

Laut Vorhersage wird die Zahl der Unter 20-jährigen im 
Lauf der nächsten 30 Jahre kontinu ierlich abnehmen, 
bei einem g leichzeitigen Anwachsen der Altersgrup­
pe der über 60-jährigen. 

Prognose der Bevölkerungs­
entwicklung 

Alter 

o bis unter 20Jährige 

und darüber 

Quelle: Statistik Österreich 2000 

2000 
1 ,838.000 

1 ,663.000 

2030 

1 ,469.000 

2,775.000 

1 .2 .  Persönliche Einkommen Jugendlicher 

Die Darstellung der ökonomischen Situation von Kindern 
und Jugendl ichen basiert auf den Ergebnissen des ,,3. 
Berichts zur Lage der Jugend in Österreich", den das 
damalige Bundesministerium für Umwelt, Jugend und 
Famil ie 1 999 herausgegeben hat. Ihm zugrunde liegen 
Meinungsbefragungen des Fessel-GfK Institutes. 

1 40 

Nach den Daten der Befragu ng verfügten 1 996 52 % der 
Jugendlichen von 1 5  bis 1 9  Jahren über kein persön­
liches monatliches Einkommen. Weitere 22 % bezogen 
ein Einkommen in der Höhe von maximal 6.000,- öS, je 
8 % zwischen 6.000,- ÖS und 8.000,- öS und zwischen 
8.000,- öS und 1 2 .000,- öS. Auf ein Einkommen über 
1 2.000,- öS kamen ledigl ich 4 %, über 1 8.000,- ÖS 
nahezu niemand. Das persönliche Durchschnittsein­
kommen aller 1 5-24-jährigen belief sich auf 3.300,- ÖS, 
jenes unter Ausklammerung der Einkommenslosen 
auf 7.400,- ÖS. 

Von den 20-24-jährigen gaben nur noch 20 % an, über 
kein persönliches Einkommen zu verfügen. In dieser 
Altersgruppe, in der bereits 73 % berufstätig sind (bei 
den 1 5-1 9-jährigen nur 44 %), waren Einkommen unter 
8.000,- öS nur noch bei 1 5  % feststel l bar. Ein Fünftel 
bezog Einkommen in der Höhe von 8.000,- öS bis 
1 2.000,- öS; weitere 36 % in der Höhe von mehr als 
1 2.000,- ÖS. Dementsprechend höher lag das Durch­
schnittseinkommen: 9.300,- ÖS bei allen 20-24-jähri­
gen, 1 1 .900,- ÖS bei jenen, die persönliches Einkom­
men besaßen. 

Erwartungsgemäß findet sich das geringste persönliche 
Einkommen bei Jugendl ichen in Ausbi ldung: 1 996 ver­
fügten 82 % d ieser Gruppe über kein persönliches Ein­
kommen, 8 % über ein solches unter 6.000,- ÖS, ledig­
lich 4 % über höhere Einkommen. Das monatliche Durch­
schnittseinkommen dieser Gruppe belief sich auf 900,­
öS; bei den Einkommensbezieher und -bezieherinnen 
immerhin auf 6.500,- öS. 

Im Zeitverlauf 1 991 bis 1 996 hat sich das monatliche 
Einkommen der jugendlichen Einkommensbezieher 
um rd. 1 5  % erhöht. 

Persönliches Einkommen ist nicht mit frei verfügba­
rem Einkommen ident. Auch grundsätzlich einkom­
menslose Jugendliche erhalten zum Tei l  finanzielle Zu­
wendungen (z. B. Geschenke, Taschengeld), zugleich 
muß ein Tei l  des Geldes für Fixausgaben verwendet wer­
den. 

1 997 stehen den 14-24-jährigen pro Monat durch­
schnittlich 3.400,- ÖS zur freien Verfügung. Dabei zei­
gen sich erwartungsgemäß starke gruppenspezifische 
Differenzen. 

Der zur Verfügung stehende Geldbetrag steigt mit dem 
Alter stark an : von ca. 700,- ÖS bei den 1 4-1 5-jährigen 
auf ca. 4.900,- ÖS bei den 22-24-jährigen; berufstätige 
Jugendliche verfügen über mehr ."freies" Geld als Nicht­
Berufstätige (d . s. vor allem Hausfrauen), vor allem aber 
als Jugendliche in Schulausbildung (ca. 5 . 1 00,- ÖS bei 
Berufstätigen , 1 .400,- öS bei Schülern und Studenten). 
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Verwendung der frei verfügbaren Geldmittel 

Am häufigsten geben Jugendliche Geld für Ausgehen 
und Unterhaltung, weiters für Essen und Getränke, 
Kleidung und Musik aus. Annähernd die Hälfte der 
1 4-24-jährigen bringt regelmäßig oder oft Geld auf d ie 
Bank. 

Frauen sparen öfter, investieren deutlich häufiger in 
ihr Outfit/Aussehen (Kleidung, Kosmetik), geben aber 
auch häufiger Geld für Geschenke, Bücher, Zeitschriften 
und Süßigkeiten aus; Bereiche, in denen Männer über­
durchschnittlich oft Ausgaben tätigen, sind Musik, 
Sport, Hobbies, Zigaretten, Computer und Video. 

Sparen ist für österreichische Jugendliche nach ihren An­
gaben eine Selbstverständlichkeit: fast neun von zehn 
1 5-1 9-jährigen und acht von zehn 20-24-jährigen be­
sitzen (zumindest) ein Sparbuch, über die Hälfte einen 
Bausparvertrag. 

1 .3.  Jugendschutz 

Die Jugendschutzgesetzgebung in Österreich ist Lan­
dessache. 

Die bestehenden Jugendschutzgesetze sehen Nor­
mierungsbedarf zum Schutz der Jugendlichen (und 
selbstverständlich auch von Kindern) in folgenden Be­
reichen: Aufenthalt an allgemein zugänglichen Orten, 
Aufenthalt in Gaststätten, Buschenschenken, Beherber­
gungsbetrieben, Campingplätzen, etc . ,  Aufenthalt in 
Räuml ichkeiten, die zur Ausübung der Prostitution ver­
wendet werden, Besuch öffentlicher Veranstaltungen, 
öffentlicher Filmaufführungen, Theatervorstel lungen, 
Besuch von Fernseh- und Videovorführungen, Besuch 
öffentlicher Tanzveranstaltungen und die Tei lnahme am 
Tanzunterricht, Tei lnahme an öffentl ichen Fernsehüber­
tragungen , Besuch von Diskotheken, Besuch öffentlicher 
Ring- und Boxkämpfe, Besuch von Sportveranstaltun­
gen , Besuch von Spielhallen und Verwendung von Spiel­
apparaten, Wetten , Tei lnahme an Glücksspielen, Genuß 
von Alkohol und Nikotin, Genuß von Suchtgiften und 
Suchtmitteln, Schutz vor jugendgefährdenden Gegen­
ständen, Medien und Dienstleistungen, Autostoppen, 
Sittlichkeitsschutz, Erwerb und Besitz unsittlicher, ver­
rohender Schriften, Abbildungen, Laufbilder und Video­
kassetten, Abhalten von Schulbesuch oder Arbeit, Tei l­
nahme von Kindern bei einer Jagd . 

Gegenwärtig gibt es Tendenzen zur Annäherung oder 
Harmonisierung einzelner Landesgesetze; beispielswei­
se überarbeiten derzeit die Bundesländer Burgenland, 
Niederösterreich und Wien ihre Jugendschutzgesetze 
gemeinsam. In einigen Bundesländern steht in Diskus­
sion, das Schutzziel mit den Intentionen von Prävention 

und Förderung für Jugendliche zu ergänzen bzw. zu er­
weitern, in einigen sind sie bereits implementiert. 

Da sich die gesamtgesel lschaftlichen Rahmen- und die 
Sozialisationsbedingungen sowie das Freizeitverhal­
ten der Jugendlichen innerhalb vergleichsweise kurzer 
Zeit grundlegend verändert haben, könnte auch eine 
Adaptierung oder Neugestaltung des Jugendschutz­
rechts generell in Diskussion genommen werden. 

1 .4. Jugendwohlfahrt ---
1 989 erfuhr die Jugendwohlfahrt in Österreich durch die 
Verabschiedung des Jugendwohlfahrtsgesetzes 1 989 
eine gänzliche Neuregelung. Dieses normiert nur 
Grundsätze, welche durch die Ausführungsgesetze 
der Bundesländer näher zu bestimmen sind. Die Volizie­
hung obl iegt ebenfal ls den Bundesländern , d. h. Jugend­
ämter sind Landesbehörden. 

Die Aufgaben der Jugendwohlfahrt umfassen alle 
Maßnahmen der Mutterschafts-, Säugl ings- und Jugend­
fürsorge, die dem Kindeswohl dienen. Zu den Hauptan­
l iegen zählt die Stärkung der Erziehungskraft der Familie 
als Voraussetzung für gute Entwicklungsmögl ichkeiten 
von Kindern und Jugendlichen. 

Die Aufgaben der öffentlichen Jugendwohlfahrt l iegen 
primär im präventiven Bereich, umfassen also eine Rei­
he von Angeboten Sozialer Dienste, die eine breite Palet­
te von Beratung, Unterstützung, H i lfe und Begleitung so­
wie Elternbildung bieten. 

Kann das Wohl der Minderjährigen durch diese Angebo­
te nicht bzw. nicht mehr gewährleistet werden, sind Maß­
nahmen der Unterstützung der Erziehung (wobei das 
Kind im famil iären Umfeld verbleibt) oder der vollen Er­
ziehung (Fremdunterbringung des Kindes in einem Heim, 
einer Wohngemeinschaft bei Pflegeeltern etc.) zu setzen. 

Die öffentliche Jugendwohlfahrt darf in familiäre Bezie­
hungen eingreifen, wenn die Erziehungsberechtigten das 
Kindeswohl objektiv gefährden. Dies ist besonders dann 
der Fal l ,  wenn bei der Erziehung Gewalt angewendet 
oder dem Kind körperliches oder seelisches Leid zuge­
fügt wird. 

Bei der Durchführung von Maßnahmen hat das Jugend­
amt nach Möglichkeit das Einvernehmen mit den EI­
tern herzustellen. Ist dies nicht möglich hat das 
Jugendamt die zur Wahrung des Kindeswohls notwen­
digen Verfügungen, insbesondere Einschränkung und 
Entziehung der Obsorge, bei Gericht zu beantragen. Bei 
Gefahr im Verzug ist die Maßnahme unverzügl ich zu set­
zen und die entsprechenden Anträge bei Gericht sind 
binnen 8 Tagen zu stellen. 

1 4 1  
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Es ist jewei ls das gelindeste, zum Ziel führende Mittel 
einzusetzen. Dies bedeutet, dass der Verbleib des Kin­
des/des(r) Jugendlichen in seiner/ihrer Ursprungsfamil ie 
durch Soziale Dienste bzw. Unterstützung der Erziehung 
ermögl icht werden sol l .  Erst wenn dadurch keine Verbes­
serung für das Kind bzw. die/den Jugendl iche(n) erreicht 
werden, ist eine Fremdunterbringung zulässig. Vor allem 
bei Säuglingen und Kleinkindern ist die Unterbringung 
bei Pflegefamilien vorrangig. 

Eine Fremdunterbringung sol l  nicht länger als unbedingt 
erforderlich dauern. Daher ist Sorge zu tragen, dass der 
Kontakt zwischen Eltern und Kindern aufrechterhalten 
wird und durch sozialarbeiterische Betreuung, therapeu­
tische Hilfen etc. die Situation der Eltern so weit verbes­
sert wird, dass eine Rückführung in die leibliche Famil ie 
ermöglicht werden kann. 

Maßnahmen der öffentlichen Jugendwohlfahrt kommen 
Inländern und Ausländern, die sich in Österreich auf­
halten, gleichermaßen zugute. Aufgaben der öffentlichen 
Jugendwohlfahrt können durch so genannte "freie Trä­
ger" besorgt werden, wenn diese die Aufgaben besser 
und wirtschaftlicher erfüllen können. Diese privaten Trä­
ger sind behördlich anzuerkennen und unterliegen der 
öffentl ichen Aufsicht. 

Entwicklung der Jugendwohlfahrt 
1 992-1 998 

Jahr 

1 992 

1 995 

1 998 

betreute 
Minder-
jlhrige 

26.981 

26.951 

22.751 

Unterstützung volle 
der ErzIehung 

Erziehung 

20.331 9.071 

1 6.944 9.597 

1 3.31 9 9.655 

Jugendwohlfahrtsgesetz-Novelle 1998 

davon 
Pflege-
kinder 

4.887 

5.503 

4.454 

Mit Entschließung vom 1 4. Juli 1 994, E 1 57-
NR/XVI I I .  GP, hat der Nationalrat die damalige Bundes­
ministerin für Umwelt, Jugend und Fami lie ersucht, dem 
Parlament bis Juni 1 996  einen Bericht vorzulegen, der 
die genauen Auswirkungen des Jugendwohlfahrtsge­
setzes (JWG) 1 989 in allen Bundesländern aufzeigt. 

Ein diesbezüglicher Bericht wurde fristgerecht vorgelegt 
und vom Nationalrat angenommen. Darin wurde festge­
stellt, dass das Jugendwohlfahrtsgesetz 1 989 grund­
sätzlich auch heute noch tauglich ist, die gestellten An­
forderungen zu bewältigen. Aufgezeigte Änderungsvor­
schläge wurden in einer im Bundesministerium für Um­
welt, Jugend und Famil ie (BMUJF) eingesetzten Arbeits­
gruppe vertiefend diskutiert und jene Bereiche heraus 
gearbeitet, die eine Änderung des JWG 1 989 notwendig 
machen. 

1 42 

Überdies fasste der Nationalrat am 1 9. September 1 996 
einstimmig eine Entschl ießung, E-22 NRIXX. GP, mit der 
der damalige Bundesminister für Umwelt, Jugend und 
Familie ersucht wurde, dem Nationalrat ehestens eine 
Regierungsvorlage zuzuleiten, durch die eine zentrale 
Stelle für die Meldung von Verletzungen beim Jugend­
wohlfahrtsträger und die entsprechende datenschutz­
rechtliche Absicherung solcher Meldungen geschaffen 
wird. 

Mit der Jugendwohlfahrtsgesetz-Novelle 1 998, welche 
am 1 .  7. 1 999 in Kraft getreten ist und binnen 1 Jahres 
durch Landesgesetze auszuführen ist, wurden daher 
folgende Änderungen vorgenommen: 

• personen bezogene Erfassung von Meldungen über 
Misshandlung, Vernachlässigung und sexuellen 
Missbrauch von Minderjährigen; 

• Professionalisierung der in der Jugendwohlfahrt Täti­
gen; 

• Ausweitung des Angebots an Sozialen Diensten z. B. 
Elternbildung, niederschwel l ige Einrichtungen (Not­
sch lafsteilen, Streetwork); 

• Erweiterung des Pflegegeldanspruches auf verwand­
te Personen; 

• Regelung der Tagesbetreuung von Kindern außerhalb 
von Kindergarten und Hort; 

• Verlängerung der Hi lfen zur Erziehung über die Vol l-
jährigkeit h inaus; 

• Schaffung von Meldepflichten für Angehörige von 
Gesundheitsberufen bei Verdacht der M isshandlung, 
der Vernachlässigung und des sexuellen Miss­
brauchs; 

• Durchbrechung der Verschwiegenheitspflicht von An­
gehörigen der Gesundheitsberufe im Falle der Ge­
fährdung des Kindeswohls. 

Meldepftichten bei Gewalt an Kindern und 
Jugendlichen 

Bereits 1 989 hat der Gesetzgeber die Gewaltanwendung 
und Zufügung körperlichen oder seelischen Leides zur 
Durchsetzung von Erziehungszielen als rechtswidrig 
normiert ("Züchtigungsverbot") . Durch nach wie vor 
vielfach bestehende Unkenntnis über die Bedürfnisse 
von Kindern bzw. über alters- und zeitgemäße erziehe­
rische Maßnahmen aber auch wegen falsch verstandener 
Solidarität des famil iären und sozialen Umfeldes werden 
Gewalthandlungen an Kindern auch heute oft nicht er­
kannt oder nicht aufgedeckt. Auch die Anzeichen für Ge­
walt an Kindern und Jugendlichen sind vielfältig und wer­
den oftmals übersehen. 

Die zunehmende öffentliche Sensibilität gegenüber 
Gewalt an Kindern hat zu zahlreichen gesetzlichen Än­
derungen geführt. Unter anderem wurden Meldepflichten 
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für Angehörige von Gesundheitsberufen gegenüber der 
Jugendwohlfahrt geschaffen. Ergibt sich für in der Begut­
achtung, Betreuung und Behandlung Minderjähriger täti­
ge Angehörige eines medizinischen Gesundheitsbe­
rufes sowie für in der Jugendwohlfahrt Tätige oder be­
auftragte Personen, die auf Grund berufsrechtlicher Vor­
schriften zur Verschwiegenheit verpfl ichtet sind, z. B. 
Psychologen/innen und Psychotherapeuten/innen, 
der Verdacht, dass Minderjährige misshandelt, ge­
quält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht wor­
den sind, haben sie, sofern dies zur Verhinderung einer 
weiteren erheblichen Gefährdung des Kindeswohles er­
forderlich ist, dem Jugendwohlfahrtsträger Meldung 
zu erstatten. Die Kenntnis über mögliche Gefährdungen 
des Kindeswohls ist für die vor Ort tätigen Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen der Jugendwohlfahrtsbehörden uner­
lässlich, um entsprechende Hi lfe für d ie betroffenen Min­
derjährigen und deren Familien anbieten zu können. 

1 .5. Au8erschulische Jugendarbeit und 
Prävention 

Außerschul ische Jugendarbeit zeigt heutzutage ver­
schiedenste Ausformungen: verbandliche Jugendor­
ganisationen, offene Angebote wie z. B. Jugendzentren, 
Jugendinformationsstellen, mobile Jugendarbeit, uvm. In  
a l l  diesen Bereichen stoßen haupt- wie auch ehrenamt­
liche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (zweitere tragen 
die Hauptlast der Basisarbeit in vielen Strukturen) auf 
vielfältige "Problembereiche" wie Drogenkonsum, Ge­
walttätigkeit, finanzielle Verschuldung, unsichere Sexual­
praktiken, Interesse an bedenklichen religiösen und spi­
rituellen Gruppen und Strömungen. 

Jugendliche sind verstärkt zur Zielgruppe präventi­
ven Bemühens geworden. Spezifische Aufgabenfelder 
wie Suchtprävention, Aidsprävention, etc. sind entstan­
den und haben sich ihre Strukturen und Definitionen ge­
schaffen. 

Hier findet sich nun ein erster Schnittpunkt zwischen 
Präventionsarbeit und Jugendarbeit. Vermittlung von 
präventiven Zielen wie der Erhöhung von sozialer Kom­
petenz und Verantwortungsfähigkeit, die Verbesserung 
von Konfliktfähigkeit und die Förderung von Kreativität 
sind beiden Bereichen gemein. 

1 995 wurde daher eine Kooperation mit den Landes­
jugendreferaten in Form von "Kompass - Bildungsbörse 
für Suchtprävention" begründet. Für die Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen von Fachstellen für Suchtprävention 
und Beschäftigte in der Jugendarbeit wurden inner­
halb der Bildungsbörse Seminare und Tagungen zur Wei­
terbildung und für einen internationalen und interdiszi­
plinären Austausch geboten. 

, . , 

1 999 wurde d ie Bildungsbörse in "Österreichisches Bil­
dungsforum für fördernde und präventive Jugendar­
beit" mit folgenden Zielen umbenannt: 

• Die Weiterführung der Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Ländern sowie der außerschulischen Ju­
gendarbeit auf der einen und Fachleuten der Präven­
tion auf der anderen Seite. 

• Die Erweiterung des Kommunikationsrahmens von 
der Suchtprävention auf weitere wichtige präventive 
Arbeitsfelder: Die Prävention von Aids, Gewalt, Sek­
ten, Schulden und sexuellem Missbrauch. 

Als allgemeine Grundlage all dieser Arbeitsbereiche gei­
ten dabei Ursachenorientierung statt Symptombekämp­
fung und die Förderung protektiver Faktoren anstatt 
Bekämpfung von Risikoelementen. Durch Seminare und 
nationale, wie internationale Tagungen und Publ ikationen 
wi l l  das Bildungsforum einen Beitrag zur Weiterentwick­
lung von Qual ität und Vernetzung im Bereich der Ju­
gendarbeit, Prävention und Gesundheitsförderung leis­
ten. 

Ein weiterer Schnittpunkt zwischen der Präventions­
und Jugendarbeit findet sich im Bereich Partizipation. 
Die Einbindung Jugendlicher in die Gestaltung ihrer eige­
nen Lebenswelt und insbesondere in der Mitwirkung 
einer jugendgerechten Freizeitinfrastruktur nimmt lang­
sam einen immer größeren Stellenwert in der Jugend­
arbeit und insbesondere der Jugendpolitik ein. 

Zwei Gründe sprechen u .  a.  für die vermehrte Einbindung 
Jugendlicher in die Entwicklung von Präventionsmodel­
len: 

• Die Einbindung Jugendlicher in  geeignete Mitbestim­
mungsprojekte fördert die Entwicklung von Schlüs­
selqual ifikationen wie Bewältigungskompetenz und 
Solidarbereitschaft. 

• Prävention muss um ihr Klientel wissen und dies kann 
in einer diversifizierten Jugendkultur am besten 
der/die jewei lige Jugendl iche selbst. Der 3. Bericht 
zur Lage der Jugend in Österreich definiert eine Viel­
zahl an Szenen in denen Jugendliche beheimatet sind 
und zwischen denen sie auch wandern. Diese Szenen 
mit ihren eigenen Ausdrucksformen, Codes und 
Sprachen erlauben kaum mehr al lgemeine Maßnah­
men im präventiven Bereich. 

Eine Form d ieser Einbindung Jugendlicher besteht im 
Ansatz der "peer group education". Schon 1 997 konn­
ten über 30 Projektbetreiber identifiziert werden, die zu 
den Themen Sucht, Gewalt und Aids entsprechende 
peer-Ausbildungen anboten. Dieser Trend setzte sich 
auch 1 999 fort. Über die Beteil igung des Ressorts an 
dem europäischen Projekt EUROPEER konnte der i nter­
nationale Austausch über Methoden und Ansätze vertieft 
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werden. Auch die vom ehemaligen BMUJF durchgeführ­
te Tagung (in Kooperation mit UNDCP) "Get into 
Contact", an der Personen aus Österreich, Deutschland, 
Schweiz, Slowenien, Tschechien und Polen teilnahmen 
zeigte das Interesse an dieser Methode. 

Die Diskussion ist aber noch nicht abgeschlossen. Fra­
gen über die Rolle der peer educators, der Einbindung in 
ein Gesamtkonzept, der Auswahl und Ausbildung der 
peers sind noch in Diskussion und bedürfen der Entwick­
lung allgemein gültiger Mindeststandards und Qual itäts­
kriterien. 

Die Frage nach Einbindung Jugendlicher in die Jugend­
und Präventionsarbeit hat aber auch generell die Frage 
nach vermehrter Vernetzung zwischen verschiedenen 
Einrichtungen verstärkt. Regionalisierung ist auch ein 
Trend in d iesem Bereich geworden. MOdellprojekte zei­
gen , dass eine verstärkte Zusammenarbeit in einem Be­
zirk, einer Region unter Einbindung aller Personengrup­
pen positive Auswirkungen auf vielfältiger Ebene haben. 
Die größten Schwierigkeiten vorab zeigen sich jedoch bei 
der Entwicklung tragfähiger Vernetzungsstrukturen. So 
versucht die vom Ressort initi ierte "Plattform gegen die 
Gewalt" im Rahmen von regionalen Vernetzungsge­
sprächen zum Thema "Gewalt an und unter Jugend­
lichen" erste Impulse für dauerhafte gemeinsame Struk­
turen zu entwickeln. 

Die Auseinandersetzung mit Jugendkulturen und -sze­
nen sowie dem Lebenssetting des einzelnen Jugendl i­
chen fördert dabei auch neue Ansätze von präventiver 
Jugendarbeit, z. B. dem Thema Risiko - das sich ja 
durchaus auch im Drogengebrauch und im Gewaltver­
halten manifestiert. 

Das Ausloten der Grenzen durch Risikoverhalten ist 
eine Begleiterscheinung des Eintritts in das Jugendalter. 
Durch das Eingehen von Risken wird auch die soziale 
Rolle und die Wertigkeit in der Prestigehierarchie in der 
Gruppe mitbeeinflusst. Somit hat das Risikoverhalten ei­
ne individualpsychologische und eine soziale Bedeu­
tung. Das "Thrill -seeking", das in der letzten Zeit in vielen 
Bereichen nachzuweisen ist, zeigt sich z. B. auch im Ex­
tremsport. Das Bildungsforum hat sich mit dieser Frage 
im Jahr 1 999 in einer internationalen Tagung auseinander 
gesetzt, die auch I mpuls für erste Projekte im Bereich 
Trendsportarten war. Statt zielgruppenferner pädagogi­
scher Konzepte, die bloß nach Risikominimierung 
trachten, versuchen diese eine Risiko-Optimierung 
durch bewusste Auseinandersetzung und Reflexion zu 
kultivieren. 

Weitere Themen, wie die Verwahrlosung Jugendlicher, 
des Jugendsuizids und auch der immer auffäl l igeren 
Formen der Essstörungen bedürfen aber noch einer viel 
stärkeren Diskussion und auch der Entwicklung und 
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Etablierung von Modellen und Lösungsansätzen. Par­
tizipatorische und geschlechtssensible Ansätze werden 
diskutiert und implementiert, sind jedoch noch nicht al l­
gemeine Prinzipien jedweder Bemühungen. 

Gleichzeitig zeigen diese Fragen auch Grenzen der Ju­
gendarbeit auf, in  dem d iese nicht mit allem überfrach­
tet werden darf. Freizeit als Ort der Muße, des "Spaßes 
an der Freude" und des pädagogischen Freiraums muss 
auch weiterh in  ein Tei l  von organisierter Jugendarbeit 
sein .  

Damit bleibt Prävention auch eine gesamtgesell­
schaftliche Aufgabe, die nicht an Präventionsfachleute, 
Eltern und Lehrer oder die Jugendpolit ik al lein delegiert 
werden kann. Nur durch das Zusammenwirken al ler 
gesellschaftlichen Kräfte können präventive Bemühun­
gen wirksam werden. Und nur dadurch können punktuel­
le Bemühungen auch strukturell breitflächige Wirkung 
zeigen. 

1 .6. Die sogenannten Sekten 

M it Entschließung des Nationalrates (E 1 55-
NRIXVI I I .GP.) vom 1 4. Juli 1 994 wurde die Bundesregie­
rung ersucht, sich mit "Sekten, pseudoreligiösen Grup­
pen, Vereinigungen und Organisationen sowie de­
struktiven Kulten" auseinander zu setzen und entspre­
chende Schritte durch Aufklärung und Information zu 
setzen. 

Sekteninformation seitens staatlicher E inrichtungen un­
terhalb der Schwelle von Rechtsverletzungen ist dabei 
möglich, wenn 

• sie auf die Bedrohung von psychischer oder physi­
scher Gesundheit hinweist, 

• sie dem Schutz der Integrität des Familienlebens 
dient, 

• sie auf extreme finanzielle Verstrickungen hinweist, 
• sie damit den freien Ein- und Austritt des Einzelnen 

gewährleistet 
• und insbesondere wenn es um das Woh l  von Kindern 

und Jugendl ichen geht, die in  unserer Rechtsordnung 
durchgehend einen besonderen Schutz genießen. 

Bedeutung für d ie staatlichen Aktivitäten hatte dabei ins­
besondere das Urteil des OGH (1 Ob 306/98), in dem 
dieser feststellt, dass Informationsmaßnahmen wie die 
Herausgabe der Broschüre "Sekten - Wissen schützt" 
ein hoheitlicher Vollziehungsakt des Bundes ist. 

Zu beobachtende Trends 

Die Bandbreite der Gruppierungen, die unter diesem Be­
griff genannt werden hat sich gewandelt. Die Konsumge­
sellschaft wird von etlichen auch auf Religion und Trans-
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zendenz umgelegt, d .  h. auch religiöse, spirituelle und 
sinngebende Erfahrungen werden als käuflich betrachtet 
und bedürfen nicht mehr einer längeren Praxis. In diesem 
Sinne kann man heutzutage in einem gewissen Bereich 
auch vom "Supermarkt der Hei lsangebote" sprechen. 

Nach einem Bericht der deutschen Enquete-Kommis­
sion "Sogenannte Sekten und Psychogruppen" gibt es 
derzeit an die eintausend verschiedene Ansätze und Me­
thoden auf dem Psychomarkt, der insgesamt einen Um­
satz von ca. 18 Mi l l iarden Deutsche Mark aufweist. Es 
existieren ca. 40 Esoterik-Zeitschriften mit einer Gesamt­
auflage von 2,9 Mi l l ionen Exemplaren. 1 0.000 bis 20.000 
Esoterikanbietern steht eine Zahl von ca. 20.000 Ner­
venärzten, Psychologen und Psychotherapeuten ge­
genüber. Das heißt, eine ungeheure Nachfrage nach Le­
benshilfe wird immer mehr von zum Teil zweifelhaft aus­
gebildeten Anbietern befriedigt. Österreichische Ver­
gleichszahlen liegen zwar nicht vor, es dürfte hier im Ver­
hältnis jedoch kaum große Abweichungen geben. 

Mit dem Begriff Sekte scheint dies nicht mehr fassbar. 
Doch für das Gesamtphänomen gibt es bis heute keine 
gemeinsame Definition . Das Wort "Sekte" bleibt daher 
ein Arbeitsbegriff für jede Gruppe, die sich zumindest 
die Frage stellen lassen muss, wie weit sie Fragen der 
Menschenrechte und -würde, die Selbstentfaltung und 
die persönl ichen Rechte des Einzelnen sowie demokrati­
sche Grundprinzipien akzeptiert. 

Maßnahmen des B undesministeriums für 
soziale Sicherheit und Generationen 

Gemäß der og. Entschl ießung des Nationalrates sowie 
auf Grund der Vielzahl an Anfragen aus der Bevölkerung 
wurde seitens des BMUJF die Broschüre "Sekten -

Wissen schützt" herausgebracht. Bis heute wurden 
über 400.000 Exemplare verteilt. 

Um betroffenen Fami l ienangehörigen und Jugendlichen 
Unterstützung und Beratung in ihren fami l iären Proble­
men durch den Sektenbeitritt des Kindes, des Ehe- bzw. 
Lebenspartners, etc. anbieten zu können wird seit 1 998 
in jedem Bundesland eine Familienberatungsstelle 
verstärkt für diesen Beratungsschwerpunkt gefördert. 

Für eine breite Informationsarbeit in dieser komplexen 
Thematik stand aber bis 1 998 keine umfassende und 
österreichweit sowie international tätige unabhängige 
Dokumentationsstelle zur Verfügung, die Grundlagenar­
beit für andere Beratungseinrichtungen leistet. Mittels 
Bundesgesetz (BGBI. Nr. 1 50/98) wurde m it 1 .  Septem­
ber 1 998 eine Dokumentations- und InformationssteI­
le für Sektenfragen als selbstständiger Rechtsträger 
des öffentlichen Rechts (Anstalt) eingerichtet. Die Bun­
desstelle ist dabei mit keinen Zwangsbefugnissen aus­
gestattet. Sie darf die für ihre Arbeit erforderlichen Daten 
nur aus öffentlich zugänglichen Quellen oder aus freiwil­
ligen M itteilungen erheben. 

Ihre Aufgabe ist es, die Gefahren, die von Sekten aus­
gehen können und bestimmte, besonders schützens­
werte Güter (insbesondere die Integrität des Fami l ienle­
bens und die freie geistige und körperliche Entwicklung 
von Kindern und Jugendl ichen) und Interessen der davon 
Betroffenen bedrohen, zu dokumentieren, die Allge­
meinheit darüber zu informieren und so den Einzelnen in 
die Lage zu versetzen, eine selbstständige und eigenver­
antwortliche Entscheidung zu treffen.  Die Erfahrungen 
des ersten Jahres zeigen, dass dieses Angebot stark fre­
quentiert wird und hier ein Informationsbedürfnis von Ein­
zelpersonen, Behörden, Medienvertretern, Firmen und 
anderweitigen Einrichtungen abgedeckt werden kann. 
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2. Frauen 

Gleichstel lung von Frauen und Männern hinsichtlich ihrer 
gesellschaftlichen M itwi rkungschancen zu erreichen, ist 
Aufgabe und Ziel jeder demokratischen Gesellschaft. 
Gleichstel lung bedeutet, dass beide Geschlechter in al­
len Bereichen des öffentlichen und privaten Lebens glei­
chermaßen präsent, kompetent und betei l igt sind. 
Gleichstellung ist das Gegenteil von Ungleichbehand­
lung - das bedeutet, dass beide Geschlechter bei Ak­
zeptanz ihrer Verschiedenheit gleiche Bedingungen vor­
finden sollen. Ihr Ziel ist die Förderung der Einbindung 
von Frauen und Männern in alle gesellschaftlichen Berei­
che; Gleichstel lung muß gesichert und gefördert werden. 

2 . 1 .  Gender Mainstreaming 

Neben zahlreichen gesel lschaftspolitischen Reformen 
und bewußtseinsbildenden Maßnahmen erlangte der Be­
griff des Gender-Mainstreaming auf internationaler und 
europäischer Ebene vor allem durch die 4. WeItfrauen­
konferenz der Vereinten Nationen in Peking 1 995, den 
Vertrag von Amsterdam und das 3. und 4. Aktionspro­
gramm der Europäischen Kommission für die Chancen­
gleichheit von Frauen und Männern eine umfassende Be­
deutung. 

Gender Mainstreaming verfolgt das Ziel , eine geschlech­
terbezogene Sichtweise in allen politischen Konzep­
ten, auf al len Ebenen und in allen Phasen durch al le an 
politischen Entscheidungen Betei l igten einzubeziehen 
(Definition des Europarates 1 998). 

Gender-Mainstreaming kann die frauenspezifische 
Gleichstellungspolitik und deren Mechanismen und In­
strumentarien nicht ersetzen, sondern nur ergänzen. 
Während die spezifische Gleichbehandlungspolitik dar­
auf abzielt, durch eine konkrete Politik, z. B. durch Unter­
stützung von Frauen in besonderen Problemlagen am Ar­
beitsmarkt, eine Gleichstellung in spezifischen Bereichen 
herbeizuführen, soll mit der Strategie des Gender-Main­
streaming das Ziel der Gleichstellung auf eine breite Ba­
sis gestellt werden. 

Während der österreich ischen EU Präsidentschaft im 
zweiten Halbjahr 1 998 wurde der Grundgedanke des 
Gender-Mainstreaming in den beschäftigungspoliti­
schen Leitlinien verankert. Seither sieht auch der Na­
tionale Aktionsplan für Beschäftigung den Gender-Main­
streaming Ansatz als zentrale Forderung. 

1 999 wurde im Bundesministerium für Arbeit, Gesund­
heit und Soziales (ab 1 .  4. 2000 BMSG) eine ressortinter­
ne sektionsübergreifende Arbeitsgruppe für Gender­
Mainstreaming installiert. Alle Teilnehmer und Teilnehme-
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rinnen an der Arbeitsgruppe erhielten eine theoretische 
Einführung in das Thema sowie umfassendes Informa­
tionsmaterial. In einem weiteren Schritt wurden die be­
reits vorhandenen Ansätze zur Umsetzung des Gender­
Mainstreaming in aktuellen Projekten des Ressorts vor­
gestellt und diskutiert. 

Im Jul i  2000 wurde m it Beschluss des Ministerrates eine 
Interministerielle Arbeitsgruppe für Gender-Main­
streaming (IMAG Gender-Mainstreaming) eingerich­
tet, in die jedes Ressort eine Ressortbeauftragte/einen 
Ressortbeauftragten entsenden sol l ,  um d ie Strategie 
des Gender-Mainstreaming auf gesamtösterreichischer 
Ebene umzusetzen. 

2.2. Rechtliche Grundlagen der 
Gleichbehandlung 

2.2. 1 .  Verfassungsrechtlicher Gleichheitsgrundsatz 
und tatsächliche Gleichstellung der 
Geschlechter 

Das grundlegende Gleichheitspostulat der österreichi­
schen Rechtsordnung ist in Artikel 2 des Staatsgrund­
gesetzes von 1 867 und in Artikel 7 des Bundes-Verlas­
sungsgesetzes (B-VG) 1 929 verankert. 

Seit der Ratifizierung der UN-Konvention zur Beseiti­
gung jeder Form von Diskriminierung der Frau durch 
Österreich (BGBI. Nr. 443/1 982) sind darüber h inaus vor­
übergehende Sondermaßnahmen zur beschleunigten 
Herbeiführung der De-facto-Gleichberechtigung von 
Mann und Frau (Artikel 4 der Konvention) zulässig. 

M it der Novelle des Artikel 7 B-VG im Mai 1 998 wurde 
eine Staatszielbestimmung zu Gunsten der tatsächli­
chen Gleichstel lung von Frauen und Männern aufgenom­
men und Maßnahmen zu deren Förderung ausdrücklich 
für zulässig erklärt (siehe auch die Ausführungen zum 
Gleichstel lungsrecht im Kapitel VI. über die Aktivitäten im 
Zusammenhang mit der EU-Mitgl iedschaft). 

2.2.2. Gleichbebandlung in der Privatwirtschaft 

Das Gleichbehandlungsgesetz, BGBI. Nr. 1 08/1 979 idF 
BGBI.  Nr. I 44/1 998, enthält ein umfassendes Verbot der 
Diskrimin ierung auf Grund des Geschlechtes im Zusam­
menhang mit Arbeitsverhältnissen. Zunächst wurde nur 
auf die Gleichbehandlung von Frau und Mann bei der 
Festsetzung des Entgelts abgestellt. Durch mittlerweile 
vier Novellen wurden viele Phänomene des Arbeitslebens 
in den Geltungsbereich dieses Gesetzes einbezogen und 
Verbesserungen der Durchsetzungsmöglichkeiten zur 
Gleichbehandlung von Frau und Mann geschaffen. 
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Während Ersatzansprüche nur vor den zuständigen Ar­
beits- und Sozialgerichten geltend gemacht werden kön­
nen, wurde diesen die Gleichbehandlungskommission 
(GBK) als besondere Einrichtung zur Seite gestel lt. Diese 
hat d ie Aufgabe, sich al lgemein  oder in Einzelfällen m it 
(behaupteten) Verletzungen des Gleichbehandlungsge­
setzes zu befassen. Sie hat auch die Möglichkeit, im Vor­
feld bzw. zur Vermeidung eines gerichtlichen Rechts­
streits beratend oder schlichtend tätig zu werden. 

Das Verfahren vor der Gleichbehandlungskommission 
wird mit einem - nach Lage des Einzelfalles - als "Vor­
schlag" an die Arbeitgeberin oder den Arbeitgeber zur 
Beseitigung der Diskriminierung oder als "Prüfungser­
gebnis" bezeichneten, rechtlich nicht verbindl ichen Gut­
achten abgeschlossen, das der Antragstellerin / dem An­
tragsteller, der Arbeitgeberin / dem Arbeitgeber und all­
fälligen an der Diskriminierung beteiligten Dritten zuge­
stellt wird .  

Schadenersatzansprüche können unabhängig vom 
Verfahren vor der Gleichbehandlungskommission ge­
richtlich geltend gemacht werden. Die Einbringung des 
Antrages auf Prüfung der Verletzung des Gleichbehand­
lungsgebotes bei der Kommission bewirkt allerdings die 
Hemmung der Fristen zur gerichtlichen Geltendma­
chung. 

Inhaltlich war d ie GBK zu Beginn ihrer Tätigkeit überwie­
gend mit Fällen der Entgeltdiskriminierung befasst; seit 

Übersicht über die von der GBK 
behandelten Anträge 
im Z eitraum von Jul i  1 995 bis Jun i  2000 

Diskriminierungs- eingelangt festgestellte/nicht 
tatbestand Anträge ausgeschlossene 

Diskriminierung 

sexuelle Belästigung 55 30 

Begründung des 
Arbeitsverhältnisses 6 

Entgelt 7 

freiwill ige Sozialleistungen 

Aus- und Weiterbildung 3 

berufl icher Aufstieg 1 2  

sonstige Arbeits-
bedingungen 1 9  4 

Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses 29 7 

Verletzung des Gebotes 
der geschlechtsneutralen 
SteIlenausschreibung 2 2 

Quelle: BMSG, Gleichbehandlungskommission 

Einführung des Tatbestandes der sexuellen Belästigung 
werden d iese Fälle vermehrt an die GBK herangetragen 
(der Großteil der in den letzten drei Jahren abgewickelten 
Verfahren vor der GBK bezog sich auf Fälle sexueller 
Belästigung). In jüngster Zeit war auch eine Vermehrung 
der eingebrachten Anträge im Hinblick auf Aufstiegsdis­
kriminierungen zu beobachten. 

Das Gleichbehandlungsgesetz erfordert auf Grund der 
Erfahrungen in der Praxis eine ständige Weiterentwick­
lung, im Jahr 1 999 wurden deshalb bereits die Vorarbei­
ten für die fünfte Novelle aufgenommen. 

Ein jährlicher Bericht als auch ein 5-Jahres-Bericht an 
den Nationalrat geben ausführlich Auskunft über die Ar­
beit der Gleichbehandlungskommission und der Gleich­
behandlungsanwaltschaft (siehe auch Kapitel 2 .8.). 

2.2.3. Die GleichbehBndlungsBnwaltschaft 

Die Anwältin für Gleichbehandlungfragen (GAW) mit 
Sitz in Wien wurde mit der zweiten Novelle zum Gleich­
behandlungsgesetz im Jahr 1 990 zur Beratung und Un­
terstützung von Personen eingerichtet, die sich auf 
Grund des Geschlechts im Zusammenhang mit einem 
Arbeitsverhältnis d iskriminiert fühlen. Im November 1 998 
wurde das erste Regionalbüro der GAW in Innsbruck 
eröffnet. 

Im Herbst 2000 wurde vom Bundesministerium für sozia­
le Sicherheit und Generationen eine Verordnung zur 
Schaffung zweier weiterer Regionalbüros in Kärnten und 
der Steiermark erlassen. 

Die gesetzl ich festgelegten Kompetenzen der GAW um­
fassen die Beratung und Unterstützung von Personen , 
die sich diskrim iniert fühlen; Mittei lungen an die Bezirks­
verwaltungsbehörden wegen nicht geschlechtsneutraler 
Stelleninserate; Erhebungen im Auftrag der Gleichbe­
handlungskommission; das Einholen von schriftlichen 
Stellungnahmen der Arbeitgeberin / des Arbeitgebers so­
wie von weiteren Informationen in Betrieben ;  die Mitwir­
kung an der Erstel lung der nach dem Gleichbehand­
lungsgesetz vorgesehenen Berichte und die Informa­
tionsarbeit in Gleichbehandlungsfragen, d ie als Voraus­
setzung für das Bekanntwerden des Gleichbehandlungs­
gesetzes die Basis für die gesamte übrige Tätigkeit dar­
stellt. 

Ein aus der Sicht der Betroffenen besonders erfolgreicher 
Aktionsbereich der Gleichbehandlungsanwaltschaft ist 
der Abschluss von Vereinbarungen zur freiwilligen Ein­
haltung des Gleichbehandlungsgesetzes, zu denen 
sich mit zunehmendem Bekanntheitsgrad des Gesetzes 
und der Gleichbehandlungsanwaltschaft immer mehr 
Unternehmen bereit fanden. 
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2.2.4. Gleicbbebandlung im öffentlicben Dienst 
(Bund) 

Das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz (B-GBG), 
BGBI. Nr. 1 00/1 993 idF BGBI.Nr. 1 32/1999, normiert das 
Verbot der Diskriminierung auf Grund des Geschlechtes 
im Zusammenhang mit einem Dienst- oder Ausbildungs­
verhältnis zum Bund. Nach dem B-GBG stellt jede be­
nachteiligende Differenzierung ohne sachliche Rechtfer­
tigung eine Diskriminierung dar. Demonstrativ aufge­
zählt sind sieben Diskriminierungstatbestände, näm­
lich die Diskriminierung bei der Begründung des Dienst­
oder Ausbildungsverhältn isses, bei der Festsetzung des 
Entgelts und diverser Sozialleistungen, beim Zugang zur 
Aus- und Weiterbildung, beim beruflichen Aufstieg, bei 
den Arbeitsbedi ngungen und bei der Beendigung des 
Dienst- oder Ausbildungsverhältnisses. § 7 B-GBG legt 
außerdem fest, dass eine sexuelle Belästigung im Zu­
sammenhang mit dem Dienst- oder Ausbildungsverhält­
nis eine Diskriminierung auf Grund des Geschlechtes 
darstellt. 

Vom Gleichbehandlungsgebot ist n icht nur die konkrete 
Benachteil igung einer bestimmten Bediensteten gegen­
über einem/mehreren männl ichen Bediensteten erfasst, 
sondern auch die so genannte "mittelbare Diskriminie­
rung". M ittelbar diskriminierend sind allgemeine (also 
grundsätzlich für beide Geschlechter geltende) Maßnah­
men, die sich aber im Ergebnis vor allem auf die An­
gehörigen eines Geschlechtes nachtei lig auswirken, z. B. 
wenn Teilzeitbeschäftigte gegenüber Vol lbeschäftigten 
benachtei l igt werden , weil die Gruppe der Tei lzeitbe­
schäftigten ausschließlich oder überwiegend aus Frauen 
besteht. 

Jede unmittelbare und mittelbare Diskriminierung auf 
Grund des Geschlechtes ist eine Dienstpflichtverletzung. 

M it Fragen der Gleichbehandlung (und Frauenförderung) 
besonders befasst sind die Gleichbehandlungsbeauf-

Die 1 999 abgeschlossenen Verfahren 
stellen sich folgendermaßen dar: 

Diskriminierungs­
tatbestand 

beruflicher Aufstieg 

Nichtbegründung des 
Dienstverhältnisses 

Sexuelle Belästigung 

Allgemeine Maßnahme 
des Dienstgebers (mittel-

festgestellte/nicht 
AntrIge ausgeschlossene 

Diskriminierung 

9 5 

, o 
, 

bare Diskriminierung) 2 2 

Quelle: Bundes-Gleichbehandlungskommission 
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tragten und Kontaktfrauen in den einzelnen Ressorts, die 
Ressortarbeitsgruppen und Arbeitskreise im univer­
sitären Bereich, die Interministerielle Arbeitsgruppe für 
Gleichbehandlungsfragen und die Bundes-Gleichbe­
handlungskommission (B-GBK). Die Gleichbehand­
lungsbeauftragten und Kontaktfrauen haben sich in 
ihrem Vertretungsbereich mit allen die Gleichbehandlung 
und Frauenförderung betreffenden Fragen zu beschäfti­
gen. Im Fall einer Beschwerde vor der B-GBK sind die 
Gleichbehandlungsbeauftragten berechtigt, an den 
Kommissionssitzungen mit beratender Stimme teilzu­
nehmen. 

Die Interministerielle Arbeitsgruppe für Gleichbe­
handlungsfragen (IMAG), d ie sich aus den Vorsitzenden 
der Ressortarbeitsgruppen, je zwei Vertreter und Vertre­
terinnen der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst und der 
Gewerkschaft der Post und Fernmeldebediensteten und 
einer Vertreterin der Verwaltungsakademie des Bundes, 
zusammensetzt, hat die Bundesregierung in allen 
grundsätzl ichen Angelegenheiten der Gleichbehandlung 
und Frauenförderung im Bundesdienst zu beraten und 
Vorschläge für die Frauenförderung auszuarbeiten. 1 999 
tagte d ie IMAG zweimal und diskutierte vor allem über die 
Novelle zum Bundes-Gleichbehandlungsgesetz und de­
ren praktische Umsetzung. 

Die Bundes-Gleichbehandlungskommission (B-GBK) 
war bis 1 .  4. 2000 beim Bundeskanzleramt eingerichtet, 
durch die Bundesministeriengesetz-Novelle wurden die 
Angelegenheiten der B-GBK und der Vorsitz in der I nter­
ministeriellen Arbeitsgruppe dem Bundesminister für so­
ziale Sicherheit und Generationen übertragen. Die B­
GBK prüft Gesetzes- und Verordnungsentwürfe hinsicht­
lich der geschlechtsspezifischen Aspekte und erstattet 
auf Grund eines Antrages oder von Amts wegen Gutach­
ten über eine Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes 
und/oder des Frauenförderungsgebotes. Im Jahr 1 999 
wurden siebzehn Beschwerden an d ie  B-GBK heran­
getragen,  wobei i n  zwei Fäl len das Verfahren e inge­
stel lt und in zwei Fäl len unterbrochen wurde. 

Die Bundesregierung hat dem Nationalrat jedes zweite 
Jahr einen Bericht über den Stand der Verwirkl ichung der 
Gleichbehandlung und Frauenförderung im Bundes­
dienst (Gleichbehandlungsbericht) vorzulegen (siehe 
auch Kapitel 2.8.) 

2.2.5. Frauenförderung im Bundesdienst 

Im 4. Tei l  des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes (B­
GBG) sind "Besondere Fördermaßnahmen für Frauen" 
geregelt. Diese "positive Diskriminierung" dient der tat­
sächlichen Herstellung von Geschlechtergleichheit. 
Das Frauenförderungsgebot des § 40 B-GBG verpfl ichtet 
die Dienstgebervertreter - nach Maßgabe der jeweiligen 
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Frauenförderungspläne - auf die Beseitigung einer be­
stehenden Unterrepräsentation sowie auf Benachteili­
gungen von Frauen im Zusammenhang mit dem Dienst­
verhältnis hinzuwirken. Frauen sind unterrepräsentiert, 
wenn ihr Anteil an der Gesamtzahl der dauernd Be­
schäftigten in der jeweiligen Besoldungs-, Verwen­
dungs-, Entlohnungs- oder Funktionsgruppe oder in son­
stigen hervorgehobenen Funktionen weniger als 40 % 
beträgt. In diesem Sinn normiert § 43 B-GBG, dass Be­
werberinnen, die für eine angestrebte "höhere" Funktion 
nicht geringer geeignet sind, als der bestgeeignete Mit­
bewerber bis zur Erreichung des 40-%-Anteiles bevor­
zugt zu bestellen sind. 

Weiters ist in § 42 B-GBG festgelegt, dass Bewerberin­
nen, die nicht geringer geeignet sind als der bestgeeig­
nete Mitbewerber, so lange bevorzugt aufzunehmen 
sind, bis der Anteil von 40 % an Frauen erreicht ist. 

Eine wesentliche Rolle bei der Umsetzung des Frauen­
förderungsgebotes kommt den Frauenförderungsplä­
nen zu. Sie sind für jedes Ressort für sechs Jahre zu er­
stel len und jedes zweite Jahr an die aktuelle Entwicklung 
anzupassen. In der letzten Novelle des B-GBG (in Kraft 
ab 1 .  1 .  2000) wurde die Verpflichtung zur Verlautbarung 
im Bundesgesetzblatt 11 normiert (bereits vor Inkrafttreten 
dieser Regelung entschlossen sich einige Zentral leitun­
gen, darunter auch das BMSG, zur Veröffentlichung in 
Verordnungsform). In den Frauenförderungsplänen ist je­
denfalls festzulegen, in welcher Zeit und mit welchen 

Maßnahmen Unterrepräsentationen und Benachteiligun­
gen beseitigt werden können. Für jeweils 2 Jahre sind 
verbindliche Vorgaben zur Erhöhung des Frauenanteils 
festzulegen. 

Ein nur auf die Anzahl der Beschäftigten abgestellter Ver­
gleich ergibt im Großen und Ganzen ein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen Frauen und Männern im gesamten 
Bundesdienst, eine Gegenüberstellung nach Funktionen 
zeigt allerdings, dass der Anteil an Frauen in Führungs­
positionen nach wie vor weit unter der 40-%-Marke 
l iegt. 

2.3. Frauen und Bildung 

In  Österreich gibt es für Mädchen formal keinerlei Be­
schränkungen im Zugang zu den Bildungseinrichtungen, 
trotzdem hat sich das ständig steigende Bildungs­
niveau von Mädchen und Frauen noch nicht in er­
wünschtem Ausmaß auf die entsprechende Teilhabe 
von Frauen am Arbeitsmarkt oder im öffentlichen Le­
ben ausgewirkt. 

Die Ursachen dafür sind zum Tei l  im geschlechtsspezi­
fisch strukturierten Arbeitsmarkt zu finden, reichen aber 
auch bereits zurück in die Berufsfindungs- und Berufs­
orientierungsphase, die die Schule entscheidend mit­
prägt. 

Leitungsfunktionen im Bundesdienst nach Geschlecht 
Mai 1 999 

Bundesministerien 

Bundeskanzleramt 

BM f. I nneres 

BM f. Unterricht und kulturelle Angelegenheiten 

BM f. Wissenschaft und Verkehr 

BM f. Arbeit und Soziales und Gesundheit 

BM f. Umwelt, Jugend und Familie 

BM f. auswärtige Angelegenheiten 

BM f. Justiz 

BM f. Landesverteidigung 

BM f. Finanzen 

BM f. Land- und Forstwirtschaft 

BM f. wirtschaftl iche Angelegenheiten 

Gesamt 

Quelle: BMöLS, Personalberichtswesen 

Sektionsleitung 

Männer Frauen 

4 , 2 

4 

7 

7 

6 2 

5 11 
5 11 
6 

5 

7 � 
7 

9 

72 7 
- --- -,-

-

-

Abteilungs-Referatsleitung etc. 

MAnner 
59 

53 

39 

29 

65 

23 

53 

35 

53 

66 

50 

80 

805 

Frauen 

1 4  

6 

8 

1 1  

29 

1 3  

5 

4 

1 9  

8 

1 0  

1 27 

1 51 
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Aktionsplan 2000 

Seit 1 997 erfolgt die Umsetzung des "Aktionsplans 2000 
- 99 Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung i m  
Bereich von Schule und Erwachsenenbildung", der im 
Auftrag des Bundesminister iums für Unterricht und kul­
turel le Angelegenheiten (seit 1 .  4. 2000 Bundesministe­
r ium für B i ldung, Wissenschaft und Kultur) erstellt wurde. 

Die Umsetzung geschieht auf gesetzlicher Ebene (Lehr­
planverordnungen, Verordnung über die Gutachterkom­
missionen von Unterrichtsmitteln), aber auch in der Leh­
reraus- und -fortbildung, durch die Förderung von Be­
rufsorientierungsprojekten v. a. für Mädchen sowie durch 
eine breite Informations- und Sensibilisierungsarbeit. 

Weiterentwicklung und Reform der 
schulischen Koedukation 

Im Rahmen des neuen Unterrichtsprinzips "Erziehung 
zur Gleichstellung von Frauen und Männern" wurde 
der allgemeine didaktische Grundsatz zur "Bewussten 
Koedukation" in die Lehrpläne der Hauptschulen und 
AHS 1 999 aufgenommen . Lehrbehelfe, Begleitstudien 
und einschlägigen Projekten sollen d ie Schulen zu einer 
bewußten Auseinandersetzung mit Geschlechterdiffe­
renzen, deren Berücksichtigung und Thematisierung 
motivieren. 

Mädchen/Frauenanteil in Lehrberufen, 
Schulen und Universitäten 

1 999 gab es in Österreich 42.000 weibl iche und 85.000 
männl iche Lehrlinge. 75 % der Mädchen wählen aus den 
260 angebotenen Lehrberufen einen der 10 beliebtesten 
in Bereichen wie Handel, Büro, Dienstleistung und Gast­
gewerbe. 

Maturajahrgang 1 998 
nach Geschlecht 

Maturajahrgang 1 998  

Allgemeinbildende höhere Schule 

Berufsbildende höhere Schule 

Insgesamt 

BA für Kindergartenpädagogik 

Höhere techno U .  gewerbl. LA (im engeren Sinn) 

Kaufmännische höhere Schule 

Höhere LA für wirtschaftl .  Berufe 

Quelle: Österreichische Schulstatistik 1 999/2000 
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Die Probleme in diesen Berufsfeldern wie ungünstige Ar­
beitszeiten (Handel und Gastgewerbe), beschränkte Ver­
dienstmöglichkeiten in allen Berufssparten mit hohem 
Frauenantei l ,  geringe Aufstiegsmöglichkeiten nach der 
Ausbildung oder Umstiegsschwierigkeiten im Falle von 
Arbeitslosigkeit werden entweder nicht bedacht oder in 
Kauf genommen. Bei den männlichen Lehrlingen kon­
zentrieren sich 55 Prozent auf die führenden 1 0  Lehrbe­
rufe, die von "Kraftfahrzeugmechaniker", "Tischler" und 
"Elektroinstallateur" angeführt werden. 

Von den Personen, die im Schuljahr 1 999/00 eine allge­
meinbildende höhere Schule besucht haben, waren 
54 % weiblich. 

An berufsbildenden mittleren und höheren Schulen 
sind 51 % Mädchen. In den berufsbildenden höheren 
Schulen sind Schülerinnen unterschiedlich stark vertre­
ten , ihr Anteil reicht von 23 % an technischen und ge­
werblichen höheren Schulen bis zu 97 % in den höheren 
Lehranstalten des Ausbildungsbereiches Bekleidung. 

Rund 70 % der Maturantinnen und Maturanten haben in 
den letzten Jahren ein Universitätsstudium begonnen. 
Die Zahl der Studentinnen an Universitäten stieg auch 
im letzten Jahrzehnt stärker an als jene der Studenten 
und betrug im Studienjahr 1 998/99 49 %. Der Frauen­
anteil bei den Erstinskribierenden steigerte sich auf 58 % ,  
ist bei den Studienabschlüssen (48 %) jedoch geringer. 
Die Neigung, ein typisches "Frauen- oder Männerstu­
dium" aufzunehmen, wird durch einschlägige Vorbildung 
im Bereich der höheren Schulen verstärkt. 

An den Fachhochschulstudiengängen variiert der 
Frauenanteil stark nach inhaltl icher Ausrichtung des 
jeweiligen Studienganges, er beträgt im Bereich Touris­
mus 65 %, im Bereich Wirtschaft 42 %, im Bereich Me­
dien und Telekommunikation 26 % und in den techni­
schen Studienrichtungen knapp 8 %. 

Burschen zusammen Mädchenanteil 

6.778 58% 

8.801 50% 

1 8.089 1 5.579 54% 

1 .4 1 6  1 2  99% 

330 4.41 1 4.741 7% 

2.2 1 3  6.022 63% 

2.606 1 25 2.731 95% 
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Die Pädagogischen Akademien, die Sozialakademien 
und die Ausbildung im gehobenen medizinisch-tech­
nischen Dienst sind eine weibliche Domäne. Unverän­
dert seit den letzten 1 5  Jahren sind drei Viertel der Stu­
dierenden Frauen. 

Frauenanteil im Lehrerberuf 

Im frauendominierten Lehrerberuf zeigt sich deutlich, 
was auch für andere Arbeitsmarktsegmente gilt: Karrie­
ren von Frauen m it guter Ausbildung und Qualifikation 
verlaufen im Vergleich zu gleich qual ifizierten Männern 
langsamer und flacher. 

Der Anteil der Lehrerinnen in der Volksschule beträgt 
85 %, der Anteil der Direktorinnen in der Volksschule hin­
gegen nur 50 %.  In  der Hauptschule liegt das Verhältnis 
Lehrerinnen zu Direktorinnen bei 6 % zu 1 5  %, in den 
Polytechnischen Schulen bei 47 % zu 1 1  %, in  AHS bei 
56 % zu 1 8  %.  

Als Bezirks- und Landesschulinspektorinnen sind 
Frauen noch rarer: in den Bundesländern liegt der 
Frauenanteil zwischen 0 % und 38 % .  

Den 1 4  Pädagogische Akademien, die vorwiegend 
Frauen auf ein Pflichtschullehramt vorbereiten, stehen 1 3  
Direktoren und 1 Direktorin vor, den 9 Sozialakademien 
7 Direktoren und 2 Direktorinnen. 

Auch der Frauenanteil in leitenden Positionen im 
Hochschulbereich ist gering, die oft zitierte gläserne 
Decke scheint für in diesem Bereich tätige Frauen nach 
wie vor vorhanden zu sein. Der Frauenanteil beträgt bei 
Rektoren und Dekanen 0 %, bei Ordentlichen Professo­
ren 6 % ,  bei Außerordentlichen Professoren 7 %, bei Uni­
versitätsdozenten 1 2  %,  bei Universitäts- und Vertrags­
assistenten 31 %, bei Lektoren (remunerierten Lehrbe­
auftragten) 29 % .  

2.4. Frauen und Erwerbstätigkeit 

2.4. 1 .  Die Entwicklung der Frauenbescbiftigung 

Als gemeinsamer Trend aller westeuropäischen Länder 
kann innerhalb der letzten Jahre ein Anstieg des Frau­
enanteils unter den Beschäftigten festgestellt werden. 

In Österreich ist die Zahl der Beschäftigten (ohne Ka­
renzgeldbezieher und -bezieherinnen, Präsenz- und Zivil­
diener) im Jahresdurchschnitt zwischen 1 998 und 1 999 
um 37.200 gestiegen (Frauen + 26.900, Männer + 1 0.300). 
Dabei erfolgte der Zuwachs von Frauen vor allem über 
Teilzeitbeschäftigungen. 

Zusätzlich hat die Anzahl der geringfügigen Beschäfti­
gungsverhältnisse um 1 8.400 (Frauen + 1 2.300, Männer 
+ 6.1 00) und der freien Dienstnehmer und Dienstnehme­
rinnen um 4.300 (Frauen + 2.000, Männer + 2.300) zuge­
nommen. 

Die im Ansteigen begriffene Integration der Frauen in den 
Arbeitsmarkt muss jedoch relativiert werden, wenn 
berücksichtigt wird, dass parallel zur Erwerbsquote die 
Arbeitslosenquote der Frauen gestiegen ist. 

In Österreich ist die Frauenarbeitslosigkeit seit 1986 
(ausgenommen 1 989) durchgängig höher als jene der 
Männer. 1 999 waren 6,9 % der Frauen (1 998: 7,5 %) als 
arbeitslos vorgemerkt, während es bei den Männern 
6,5 % (1998: 6,9 %) waren. 

2.4.2. Wiedereinstieg in den Beruf und 
Vermittelbarkeit am Arbeitsmarkt 

Untersuchungen zeigen, dass heute mehr Frauen ihre Er­
werbstätigkeit aus Familiengründen unterbrechen als vor 
20 Jahren. Die Länge der Unterbrechungsphase nahm 
hingegen stetig ab. Der Anteil der Berufsabbrecherinnen 
ist leicht rückläufig. Während die Mehrzahl der öster­
reichischen Frauen im Laufe ihres Lebens mit Wiederein­
stiegsproblemen konfrontiert wird, stellt sich für Männer 
das Problem praktisch kaum. 

Hemmnisse für einen geglückten Wiedereinstieg in den 
Beruf nach einer betreuungsbedingten Erwerbsunterbre­
chung sind ein Mangel an bedarfsgerechten Arbeitsplät­
zen, die sich mit familiären Betreuungsspflichten in Ein­
klang bringen lassen, Mobilitätsverlust, fehlende oder 
nicht geeignete Kinderbetreuungseinrichtungen sowie 
mit zunehmender Länge der Abwesenheit vom Beruf die 
Gefahr eines beruflichen Ausbildungs- und Qualifizie­
rungsmangels. 

Im Laufe des Jahres 1 999 haben rund 70.300 Frauen 
ihren Karenzgeldbezug beendet. Ca. 29.300 von ihnen 
konnten ihre Erwerbstätigkeit nicht fortsetzen. Rund 
5.900 Frauen machten Arbeitslosengeldansprüche gel­
tend, die sie in  früheren Beschäftigungsverhältnissen er­
worben haben. Die Chancen für Frauen, am Ende ihrer 
Karenzzeit wieder in Beschäftigung zu gelangen, haben 
sich It. AMS von 1 997 auf 1 999 um rund 1 0  % ver­
schlechtert. Frauen empfinden die eigene Unterbre­
chungsphase oftmals als beruflichen Nachteil. 

Auf Unternehmensseite reicht die Palette von Wiederein­
stiegsmaßnahmen von betrieblichen Frauenförderplänen, 
betriebsintemen Aus- und Weiterbildungsangeboten, indi­
vidueller Unterstützung bei Betreuungspflichten bis hin zu 
spezifischen Arbeitszeitmodellen, betrieblicher Kinderbe­
treuung sowie einer Ansprechperson für Frauen im Betrieb. 
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Mit dem Nationalen Aktionsplan für Beschäftigung 1 999 
(siehe Kapitel 2 .4.5.) wurden speziell für Wiedereinsteiger 
und Wiedereinsteigerinnen Projekte in itiiert oder ausge­
weitet. Seitens des Arbeitsmarktservice (AMS) wurde 
verstärkt Gewicht auf Informationskampagnen und spe­
zifische Beratungsleistungen gelegt, aber auch Qualifi­
zierungsangebote forciert und den Bedürfnissen dieser 
Personengruppe angepasst. Das AMS bietet Unterstüt­
zung bei der Arbeitssuche, Berufsorientierungskurse, 
Weiterbildungskurse, Berufsausbildungs- und Umschu­
lungskurse sowie Arbeitstrainings an. Finanzielle Unter­
stützung gibt es in Form von Kinderbetreuungsbeihilfe, 
Kursgebühren und Beihilfe zur Deckung des Lebensun­
terhaltes. Unternehmen und gemeinnützige Einrichtun­
gen werden ebenso durch Beihilfen unterstützt, bei­
spielsweise durch Förderung von Kinderbetreuungsein­
richtungen (vg l .  3 .2 .1 .). 

Eine Schwerpunktsetzung des AMS lag 1 999 bei der In­
formation und Qualifizierung von Karenzgeldbezieher 
und -bezieherinnen. So wurde in Wien das Modellpro­
jekt "Karenz plus" umgesetzt, das durch frühzeitige und 
umfassende Unterstützung von Frauen die notwendigen 
Rahmenbed ingungen für den beruflichen Wiedereinstieg 
nach der Karenz schaffen sol l .  Aus den fur Frauenange­
legenheiten vorgesehenen Budgetmitteln wurden Be­
gleitmaßnahmen mitgefördert. 

Außerdem besteht ein Anspruch auf Ausbildungs­
Arbeitslosengeld für die Dauer von 26 Wochen, nach 
Beendigung der gesetzlichen Karenz, wenn die Beschäf­
tigung im sei ben Unternehmen wieder aufgenommen 
wird, nach der Behaltefrist von 4 Wochen, wenn die/der 
Arbeitnehmerln gekündigt wird und sich innerhalb einer 
Woche nach Ende des Beschäftigungsverhältnisses bei 
ihrem/seinem zuständigen AMS meldet, keine zumutbare 
Arbeit findet und an einer arbeitsmarktbezogenen Ausbil­
dung tei ln immt oder dazu bereit ist. 

Der Anspruch auf Sondernotstandshilfe, der für die 
Dauer von 52 Wochen, maximal bis zum 3. Lebensjahr 
des Kindes ausbezahlt wird ,  ist ebenso, wie die Praxis 
zeigt, eine notwendige finanzielle Wiedereinstiegsmaß­
nahme. Voraussetzung für einen Bezug der Sondernot­
standshi lfe ist die Erschöpfung des Karenzgeldes, wenn 
nachweislich keine Betreuungsmögl ichkeit für das Kind 
gegeben ist und aus d iesem Grund keine Beschäftigung 
aufgenommen werden kann und ein niedriges Fami l ien­
einkommen zur Verfügung steht. 

Die aus dem FLAF finanzierte Wiedereinstellungsbeihil­
fe wurde 1 990 im Zusammenhang mit der Ausdehnung 
des Karenzurlaubes bis zum 2. Geburtstag des Kindes 
für Betriebe bis zu 50 Beschäftigte eingeführt. Sie ge­
bührt jenen Unternehmen, welche den Arbeitnehmer/die 
Arbeitnehmerin im Anschluss an die Behaltefrist (4 Wo­
chen nach Ende des Karenzurlaubes) mindestens ein 
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Jahr lang weiterbeschäftigen. 1 999 nahmen insgesamt 
802 Betriebe d iese Beihilfe in Anspruch. 

Sofern ein Arbeitsverhältnis ununterbrochen 3 Jahre ge­
dauert hat, kann mit dem/der Arbeitgeberln eine Bil­
dungskarenz von 3 Monaten bis zu einem Jahr verein­
bart werden. Wenn die Anwartschaft nach dem Arbeits­
losenversicherungsgesetz erfüllt ist, kann während d ie­
ser Zeit Weiterbildungsgeld in der Höhe des Karenzgel­
des bezogen werden. 

Derzeit ist auf Kinderbetreuungspflichten bei der Ver­
mittlung von Arbeitsplätzen nur ausserhalb des Wohn­
oder Aufenthaltsortes Rücksicht zu nehmen. Etwas ge­
mindert wird d iese Härte jedoch durch einen Erlass des 
BMAGS vom 2.1 2 . 1 997 sowie eine Richtl in ie des Ar­
beitsmarktservice aus 1 998. Darin ist vorgesehen, dass 
Kinderbetreuungspflichten bei der Vermittlung generell 
% Jahr lang zu berücksichtigen sind. 

Als finanzielle Unterstützungsmöglichkeit ist insbeson­
dere die Kinderbetreuungsbeihilfe zu erwähnen. Sie 
dient als Zuschuss zur Finanzierung der Betreuung von 
Kindern bis zum 1 5 .  Lebensjahr etwa in Kindergärten, 
Kinderkrippen, Horten und bei Tagesmüttern ;  die Höhe 
ist abhängig von den Einkommensverhältnissen. 

Eine zentrale Rolle für die bessere Vereinbarkeit von Fami­
lie und Beruf spielt die Gestaltung ihrer Arbeitszeit. Durch 
die Flexibilisierung der Arbeitszeitregelungen, wie z. B. mit 
Gleitzeit, Vier-Tage-Wochen, Schichtsystemen und Band­
breitenmodellen, wäre es grundsätzlich möglich, den indi­
viduellen Bedürfnissen etwa durch größere Freizeiträume 
und durch mehr Mitsprachemöglichkeiten bzgl .  der Lage 
der Arbeitszeit Rechnung zu tragen. Die Mobilzeit genann­
ten flexiblen Arbeitszeitmodelle inklusive der Flexibilisie­
rung des Arbeitsortes durch die Nutzung der neuen Kom­
munikationstechnologien (z. B. Telearbeit) könnten insofern 
zur Schaffung familienfreundlicher Arbeitszeiten beitragen. 

2.4.3. Arbeitszeit und Bescbäftigungsformen 

1 999 betrug bei der Hälfte der unselbständ ig Erwerbs­
tätigen die wöchentliche Normalarbeitszeit 40 Stunden. 
Der Frauenanteil war dabei deutlich niedriger (42 %) als 
der der Männer (56 %). 6 % der Beschäftigten arbeiteten 
länger (4 % der Frauen und 8 % der Männer). 

28 % der Beschäftigten arbeiteten in der Regel zwischen 
36 und 39 Stunden - der Grossteil konzentrierte sich da­
bei auf die 38-Stunden-Woche. Bei 1 5  % betrug die 
wöchentliche Normalarbeitszeit maximal 35 Stunden 
(Teilzeitbeschäftigte). Während 1 999 fast jede dritte Frau 
(32 %) teilzeitbeschäftigt war, waren es bei Männern nur 
3 % (bezogen auf die Summe aller erwerbstätigen Frau­
en und Männer). Bei erwerbstätigen Frauen mit Kindern 
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Entwicklung der Frauenbeschäftigung 
1 994 - 1 999 

Veränderung gegenüber Vorjahr (in Tausend) 
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unter 1 5  Jahren arbeiteten sogar mehr als die Hälfte i n  
Teilzeit. 

Von den Vol lzeitbeschäftigten (36 Wochenstunden und 
mehr) waren 1 999 zwei Drittel Männer, bei den Teilzeitbe­
schäftigten nur 1 3  % (bezogen auf die Summe aller Teil­
zeitbeschäftigten). 44 % der unselbstständig Erwerbs­
tätigen waren Frauen. 
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Die Daten zur Teilzeitbeschäftigung im Bundesdienst 
zeigen ein ähnl iches Bi ld : 1 999 waren 1 2  % aller Bun­
desbediensteten teilzeitbeschäftigt. Während bei den 
Beamten der Anteil der Teilzeitbeschäftigten bei nur 
3,5 % lag, waren es bei den Vertragsbediensteten 29 %. 
Wie in  der Privatwirtschaft s ind von der Tei lzeitbeschäfti­
gung im öffentlichen Dienst überwiegend Frauen betrof­
fen: ihr Anteil betrug 29 %, der Anteil der Männer hinge­
gen nur 4%. 

Bei  den Beamten betrug der Frauenanteil bei den Tei l ­
zeitbeschäftigten 13 % ,  jener der Männer bei weniger als 
1 %; bei den Vertragsbediensteten lag der Frauenanteil 
bei 36 % der Männeranteil bei 1 7  % .  

Teilzeitbeschäftigte Frauen arbeiten zu einem großen Tei l  
a ls Angelernte, H i lfsarbeiterinnen oder als Angestellte mit 
Hi lfs- oder gelernten Tätigkeiten . 

Setzt man die Teilzeitbeschäftigung in Bezug zum Fami­
l ienstand, spiegelt sich d ie traditionelle familiäre Rollen­
verteilung wieder: die Teilzeitquoten der verheirateten 
Frauen sind wesentlich höher als jene der Frauen mit 
einem anderen Familienstand. Insgesamt sind drei Viertel 
der unselbständig teilzeitbeschäftigten Frauen verheira­
tet. Die Mehrheit der Frauen mit Kleinkindern, denen der 
Wiedereinstieg gelingt, n immt nach der Karenzzeit eine 
Teilzeitbeschäftigung auf. 

Frauen verdienen durchschnittlich immer noch im Ver­
g leich zu i hren männl ichen Kollegen wesentlich weniger. 
Die Ursache der bestehenden Einkommensungleichheit 
l iegt zunächst im Berufsstart. Nach wie vor entscheiden 
sich Frauen und Männer häufig für unterschied l iche Be­
rufe. Frauen beginnen meist schon mit einer deutl ich 
niedrigeren Einstiegsentlohnung als Männer. Die Wahl 
einer bestimmten Ausbi ldung bzw. eines bestimmten 
Berufes beeinflusst den späteren Einkommensverlauf 
nachhaltig. 

Durch Karenzzeiten werden die Erwerbslaufbahnen von 
Frauen gerade in jenen Zeiten unterbrochen , in denen Er­
werbstätige die relativ größten Einkommenszuwächse 
erzielen. Nach dem Wiedereinstieg in das Berufsleben 
sehen sich Frauen häufig mit Beschränkungen ihrer Be­
rufs- und Aufstiegsmögl ichkeiten konfrontiert, was sehr 
stark mit ihrem höheren Engagement bei der Wahrneh­
mung von Betreuungs- und Versorgungspflichten 
Hand in Hand geht. Karenzierungsphasen wirken sich 
deutlich auf den Einkommensverlauf aus. Frauen ohne 
Erwerbsunterbrechung verd ienten im Jahr 1 997 im 
Schnitt um 20 % mehr als 1 993. Das Einkommen der 
Frauen, d ie sich in Karenz befanden, war 1 997 um 9 % 
niedriger als 1 993. 
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Zum Tei l  geht der Einkommensverlust darauf zurück, 
dass ein Tei l  der Frauen nach der Karenz von einer Vol l ­
zeit- zu einer Teilzeitbeschäftigung wechselt. 

Als Faktoren für die geschlechtsspezifischen Einkom­
mensunterschiede sind schliesslich auch die niedrigere 
Bewertung von "typischen" Frauenberufen sowie die 
niedrigere Bewertung von Arbeitsplätzen der Frauen 
auch bei Berufsgruppen, in denen beide Geschlechter 
vertreten sind, zu nennen. 

Die Daten des Hauptverbandes der österreichischen So­
zialversicherungsträger für 1 999 über die Verteilung der 
Brutto-Monatseinkommen der unselbständig Erwerbs­
tätigen (ohne Beamte) zeigen folgendes Bi ld:  

Weibliche Angestellte verdienten 1 999 im Durchschnitt 
22.200,- öS (1 998: 21 .500,- öS), männliche Angestellte 
hingegen 36.900,- ÖS (1 998: 36. 1 00,- öS). Eine weibliche 
Arbeiterin verdiente 1 999 durchschnittlich 1 6.000,- öS 
(1 998: 1 5.800,- ÖS), ein männlicher Arbeiter 25.800,- ÖS 
(1 998. 25.200,- öS). 

Frauen mit karenzbedingten Erwerbsunterbrechungen 
blieben in 20 Jahren (von 1 977 bis 1 996) um rund 1 ,5 % 
hinter dem jährlichen Einkommenszuwachs der Frauen 
mit durchgängiger Erwerbstätigkeit zurück. 

2.4.5. Nationaler Aktionsplan f"ür Beschäftigung 

Das Thema Chancengleichheit und Beschäftigung zählte 
zu den Schwerpunkten des österreich ischen Ratsvorsit­
zes der Europäischen Union. Die vierte Säule der be­
schäftigungspolitischen Leitlinien 1999 ist allein der 
Chancengleichheit gewidmet. In d ieser Säule wurde ei­
ne eigene Leitl inie geschaffen mit der Aufforderung an die 
Mitgliedstaaten, den Gender Mainstreaming-Ansatz bei 
der Umsetzung der Leitlinien in allen vier Säulen zu Grun­
de zu legen. 

Im NAP 1 999 wurden Bereich der Säule I "Verbesserung 
der Vermittelbarkeit" beim Neustart für langzeitarbeits­
lose Erwachsene als Priorität Qualifizierungsangebote 
für Frauen (z. B. AQUA, ABZ, NOWA, Arbeitsstiftungen) 
und vorangehende/begleitende Unterstützungsmaßnah­
men (z. B. Mädchen- und Frauenberatungsstellen), die 
Förderung der Kinderbetreuung sowie Beschäfti­
gungsmaßnahmen (Eingliederungsbeihilfen) zum Aus­
gleich allfälliger persönlicher Handicaps genannt. 

Maßnahmen zur Weiterbildung in der Karenz und speziel­
le Fernlernangebote, Einrichtung von innovativen regio­
nalen Ausbildungsstrukturen speziell für Frauen, Train the 
Trainer-Module zur Bewusstseinsbildung und know­
how-Schulung im Bereich Chancengleichheit sind in der 
Leitlinie 6 "Lebensbegleitende Weiterbildung" verankert. 

1 56 

Im Bereich der Säule 11 "Entwicklung des Unterneh­
mergeistes" sind Einrichtung und Ausbau von speziellen 
Gründerinnenberatungsstellen vorgesehen ebenso wie 
d ie attraktivere Gestaltung bestehender Gründungsbera­
tungen für Frauen. 

Auch zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Fami­
lie wurden im NAP 1 999 eine Reihe von Maßnahmen ge­
setzt. Aus den Zuschüssen, die der Bund den Ländern 
zum Ausbau institutioneller Kinderbetreuungseinrichtun­
gen gewährt hat, wurden in den Jahren 1 997/98 ca. 
1 8.800, 1 999/2000 ca. 1 0.200 zusätzliche Kinderbetreu­
ungsplätze geschaffen. Weiters wurden vermehrt Betreu­
ungsformen unterstützt, d ie bedarfsgerechte Öffnungs­
zeiten im Hinblick auf die Vereinbarkeit von Beruf und Fa­
mi l ie besonders berücksichtigen und das Angebot an 
professionellen Dienstleistungen für pflegebedürftige Fa­
milienangehörige ausgebaut. 

2.4.6. Frauen und Technik 

Es gibt zahlreiche Initiativen, welche d ie Aufhebung des 
Minderheitenstatus von Mädchen und Frauen im Tech­
nikbereich zum Ziel haben, z. B. die Förderung der Aus­
einandersetzung von Mädchen mit Technik im Rahmen 
des Aktionsplanes 2000. 

Projekte in Zusammenarbeit mit Technischen Universitä­
ten (z. B. "FIT - Frauen in die Technik") sollen naturwis­
senschaftlich-technisch interessierte Frauen anspre­
chen, Frauen in der Technik sichtbar machen, Frauen, die 
als Technikerinnen erfolgreich sind, vorstel len sowie 
durch gezielte Öffent l ichkeitsarbeit in den Schulen und in 
der Presse und Informationen über Studienmöglichkeiten 
an den Technischen Universitäten dazu beitragen, dass 
"Frauen in der Technik" zu etwas Selbstverständlichem 
werden. Aus den für Frauenangelegenheiten vorgesehe­
nen Budgetmitteln des NAP 2000 werden Mädchenbera­
tungsstellen, die sich speziell mit technischen Berufsaus­
richtungen für Mädchen befassen, bevorzugt gefördert. 

Eine weitere In itiative in diesem Bereich ist das "Maß­
mahmenpaket für ein Frauen-Technologie-Pro­
gramm", eine im Dezember 1 999 fertig gestellte Studie. 
Ziel der Studie war die Planung und Darstel lung von 
Maßnahmen zur Erhöhung des Frauenanteils in hoch 
qual ifizierten technischen Berufen. Es wurden Maßnah­
menvorschläge zur Erhöhung des Frauenanteils in  höhe­
ren technischen Schulen, Fachhochschulen und Betrie­
ben sowie institutionenübergreifende Vorschläge erar­
beitet. Besonders betont wird in der Studie d ie Rolle von 
Bi ldungseinrichtungen und Industrie, sich so zu präsen­
tieren, dass Umfeld und Inhalte der Ausbildungs- und Be­
rufswelt für Frauen attraktiv werden. 

III-219-BR/2001 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdok. Analysen (gescanntes Original)162 von 239

www.parlament.gv.at



2.5. Ältere Frauen 

Älterwerden ist, schon wegen des großen Antei ls an 
Seniorinnen, ein Frauenthema. 

Anlass zu einer nach dem Geschlecht differenzierten 
Sichtweise des Alterns besteht aber auch aus anderen 
Gründen: 

• Unter den über 60-jährigen leben dreimal so viel 
Frauen wie Männer allein, ab 75 Jahren lebt jede 
zweite Frau alleine. 

• Über 60-jährige Frauen erhalten weitaus weniger 
häufig Unterstützung durch Angehörige, Freunde und 
soziale Dienste als gleichaltrige Männer. Über 60-
jährigen Männern stehen die Partnerinnen in viel 
höherem Ausmaß zur Verfügung als umgekehrt. 

• Innerfami l iäre Betreuungs- und Pflegedienste sowohl 
nach oben (gegenüber Eltern) als auch nach unten 
(gegenüber Kindern und Enkelkindern) sind primär 
Frauensache. 

• Die geschlechtsspezifischen Einkommensunter­
schiede sind im Alter noch krasser als im aktiven Er­
werbsleben. Derzeit sind ca. 40 % der Frauen ab 60 
Jahren ohne Eigenpension. Die Frauenpensionen 
aus eigener Erwerbsarbeit sind um ca. 42 % niedri­
ger als jene der Männer (die Durchschnittsfrauenpen­
sion liegt nur knapp über dem Ausgleichszulagen­
richtwert und beträgt 8.860,- ÖS). 

2.6. Gewalt an Frauen 

Am häufigsten erleben Frauen Gewalt in ihrer Familie, 
90 % aller Gewalttaten werden nach Schätzungen der 
Polizei in der Famil ie und im sozialen Nahraum ausgeübt. 
Die Dunkelziffer bei familiärer Gewalt ist sehr hoch. 

Der Kampf gegen Gewalt an Frauen und Mädchen, ins­
besondere im familiären Kontext ist ein Schwerpunkt 
der staatlichen Frauenpolitik. 

Derzeit existieren in Österreich zahlreiche Einrichtungen 
(Frauenhäuser, Notrufe, Frauennotwohnungen) für miss­
handelte Frauen und ihre Kinder. 

Auf gesetzl icher Ebene ist das am 1 .  Mai 1 997 in Kraft ge­
tretenen Bundesgesetz zum Schutz vor Gewalt in der 
Familie ("Gewaltschutzgesetz") , BGBI. Nr. 759/1 996 zu 
erwähnen . Damit wurden die rechtlichen Voraussetzun­
gen für einen raschen und effizienten Schutz der Opfer 
von Gewalt in der häuslichen Sphäre verbessert und 
durch die Sicherheitspolizeigesetz-Novelle 1 999, BGBI. I 
Nr. 1 46/1 999 ab 1 .  1 .  2000 noch weiter ausgebaut. 

Dieses Gesetz ermächtigt einerseits die Polizei bzw. 
Gendarmerie, einen (potenziellen) Gewalttäter aus der 

Wohnung wegzuweisen und mit einem Betretungsver­
bot (vor 1 .  1 .  2000: Rückkehrverbot) zu belegen, ande­
rerseits kann das Gericht d iesem das Verlassen der Woh­
nung per einstweiliger Verfügung für maximal 3 Mona­
te auftragen. Wird im Rahmen dieser Frist z. B. eine 
Scheidungsklage eingereicht, kann die einstwei l ige Ver­
fügung bis zur Beendigung d ieses Verfahrens wirken. 

Wegweisung und Betretungsverbot setzen die Annahme 
(insbesondere aufgrund eines vorangegangenen gefähr­
l ichen Angriffs) voraus, "es stehe ein gefährlicher Angriff 
auf Leben, Gesundheit oder Freiheit bevor". 

Das Gericht kann darüber hinaus dem M isshandler auf 
Antrag auch den Aufenthalt an bestimmten Orten (Ar­
beitsplatz der Frau, Kindergarten/Schule) sowie die Kon­
taktaufnahme mit dem Opfer verbieten, so weit dem nicht 
schwer wiegende Interessen des Antragsgegners zuwi­
derlaufen. 

Insgesamt wurden im Jahr 1 999 3.076 Wegweisun­
gen/Rückkehrverbote angeordnet und in 301 Fällen 
Verwaltungsstrafen verhängt. 

Eine wesentliche Rolle bei der Umsetzung des Gewalt­
schutzgesetzes kommt auch den Interventionsstellen 
gegen Gewalt in der Familie, die je zur Hälfte vom Bun­
desministerium für soziale Sicherheit und Generationen 
und dem Bundesministerium für Inneres finanziert wer­
den, zu. Diese Opferschutzeinrichtungen fungieren als 
Drehscheibe zwischen allen involvierten Institutionen 
(z.B .  Sicherheitsbehörden, Gerichte, Jugendwohlfahrts­
behörden, Frauenhäuser) .  Ihre zentrale Aufgabe ist der 
Schutz der Opfer und die Erhöhung ihrer Sicherheit durch 
aktive H i lfe und Unterstützung - insbesondere nach einer 
polizeilichen Intervention. 

Seit Herbst 1 999 verfügt jedes Bundesland über eine In­
terventionsstel le. 

Als zusätzliches Unterstützungsangebot für betroffene 
Frauen g ibt es eine bundesweite, kostenlose Helpline­
nummer (Telefon: 0800-222 555), als leicht zugängliche 
AnlaufsteIle eingerichtet, die rund um d ie Uhr Informatio­
nen weitergibt und Hilfe anbietet. 

2.7. Frauenspezifiscbe Projekte und 
Initiativen 

Es werden sowohl frauenspezifische Modellprojekte be­
treut, als auch bereits langjährig bewährte Einrichtungen 
gefördert, die für rat- und hi lfesuchende Frauen konkrete 
Beratung und Betreuung anbieten. 

Österreichweit arbeiten zahlreiche Frauen an der Beseiti­
gung von Diskriminierungen jeglicher Art im öffentlichen 
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und privaten Bereich. Die meisten von ihnen haben sich 
in Vereinen zusammengeschlossen und betreuen die 
verschiedensten frauenspezifischen Projekte und In itiati­
ven. 

Innerhalb verschiedener Frauen- und Mädchenbera­
tungseinrichtungen wird den sogenannten Frauenser­
vicesteIlen ein besonderer Stellenwert beigemessen. 
Die zugrundeliegende Überlegung dabei ist, dass jene 
Frauen, die sich um Rat- und Hi lfestel lung an eine Bera­
tungsstelle wenden, aufgrund ihrer Lebenssituation 
meist mit einer Fülle verschiedener (psychologischer, so­
zialer, juristischer) Probleme konfrontiert sind. Ein ganz­
heitlich orientierter Beratungsansatz soll daher er­
möglichen, weite Lebensbereiche abzudecken und den 
tatsächlichen Bedürfnissen der Frauen, die d iese Einrich­
tungen aufsuchen, gerecht zu werden. 

Die Anzahl dieser Einrichtungen beträgt m ittlerweile 31 . 
Mit Ausnahme von Vorarlberg gibt es bereits in jedem 
Bundesland zumindest eine (in Salzburg) bis maximal 
sieben (in Niederösterreich) FrauenservicesteIlen. Ein in 
den beiden Vorjahren begonnener weiterer Ausbau des 
österreichweiten Netzes hatte die Zielsetzung, dieses 
Beratungsangebot auch für Frauen in Vorarlberg zu er­
möglichen und im Raum Oberösterreich weiter zu er­
höhen. 

Ein loser Zusammenschluß der Beratungseinrichtungen 
in Form des Netzwerkes-Österreichischer Frauen- und 
Mädchenberatungsstellen bietet einen Rahmen, Erfah­
rungen hinsichtlich der Methoden, Arbeitsformen und 
Probleme der Beratungsstellen zu ordnen und Qualitäts­
standards für e ine effiziente Frauenberatung zu erarbei­
ten. Vor allem aber stellt es eine Plattform für die interna­
tionale Zusammenarbeit von Frauenprojekten dar, wobei 
dem Bereich der EU-Förderungsmöglichkeiten besonde­
res Augenmerk gewidmet wird. 

2.8. Berichtswesen 

Zahlreiche Berichte, die von der Bundesregierung bzw. 
dem für Frauenpolitik zuständigen Regierungsmitglied an 
den Nationalrat sowie internationale Institutionen zu le­
gen sind, dokumentieren in regelmäßigen Abständen die 
soziale, gesellschaftl iche und wirtschaftliche Lage der 
Frauen in Österreich sowie die Fortschritte, die beim Ab­
bau bestehender Benachteil igungen von Frauen erzielt 
wurden. Die wichtigsten sind: 

Bericht der Bundesregierung betreffend den 
Abbau von Benachteiligungen von Frauen 

Die Bundesregierung berichtet dem Nationalrat jedes 
zweite Kalenderjahr über die im Berichtszeitraum gesetz­
ten Maßnahmen zum Abbau der gesellschaftlichen, fami-
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l iären und wirtschaftlichen Benachteil igungen von Frau­
en. Der Bericht über den Berichtszeitraum 1 997-1 998 
wurde 1 999 fertiggestellt und vom Gleichbehandlungs­
ausschuss des Nationalrates im Mai 2000 zur Kenntnis 
genommen. 

Bericht über die Situation der Frauen in 
Österreich (Frauen bericht) 

1 975, 1 985 und 1 995 wurden Berichte über die Situation 
der Frauen in Österreich erstellt. Der Berichtszeitraum 
umfasst jeweils 1 0  Jahre. Der nächste Frauenbericht ist 
für 2005 geplant. 

CEDAW -Bericht 

Auf Grundlage des Art . 1 8  der Konvention zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung der Frau ("CEDAW-Kon­
vention"), die von Österreich 1 982 ratifiziert wurde, er­
stattete Österreich im Herbst 1 999 den fünften Bericht 
über die von 1 996 bis Mitte 1 999 zur Durchführung der 
Konvention getroffenen gesetzgeberischen, gerichtl ichen, 
Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen und über die 
diesbezüglichen Fortschritte an den Generalsekretär der 
Vereinten Nationen. Der Bericht ist mindestens alle vier 
Jahre und sooft das Komitee darum ersucht zu legen. 

Nationalbericht zur U msetzung der 
"Aktionsplattform der 4. WeItfrauen­
konferenz" in Peking 

Grundlagen dieses Berichtes sind die Deklaration von 
Peking und die daran angeschlossene Aktionsplattform 
(Art.297), welche die Regierungen, die an der Vierten 
Weltfrauenkonferenz 1 995 in Peking teilgenommen ha­
ben, unterzeichneten. Die Maßnahmen, die Österreich 
zur Umsetzung der Ergebnisse der Weltfrauenkonferenz 
gesetzt hat, wurden 1 999 in Form der Antworterstel lung 
zu den UN-Fragebögen "Peking +5" zur Vorbereitung der 
Sondergeneralversammlung "Peking +5" im Juni 2000 in 
New York dargestellt. 

Gleichbehandlungsbericht 

Gemäß § 50 Abs. 4 B-GBG hat d ie Bundesregierung dem 
Nationalrat jedes zweite Jahr einen Bericht über den 
Stand der Verwirklichung der Gleichbehandlung und 
Frauenförderung im Bundesdienst (Gleichbehandlungs­
bericht) vorzulegen. 

Bericht über die Vollziehung des 
Gleichbehandlungsgesetzes 

Laut Gleichbehandlungsgesetz ist dem Nationalrat jähr­
lich ein Bericht über die Vol lziehung des Gleichbehand­
lungsgesetzes vorzulegen. Dieser Bericht hat i nsbeson-
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dere Angaben über die Tätigkeit und Wahrnehmungen 
der Anwältin für Gleichbehandlungsfragen (Stel lvertrete­
rin), die Verfahren vor der Kommission und die sonstige 
Tätigkeit der Kommission zu enthalten. Der Bericht für 

das Jahr 1 998 wurde bereits im Gleichbehandlungsaus­
schuss des Nationalrates behandelt, der Bericht für 1 999 
wird im Laufe des Jahres 2000 erstellt. 
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3. Familien 

3.1. GeseUschaftHche Rahmenbedingungen 
des Lebens in Familien 

Demographische Entwicklung 

Dieses Kapitel ist eine redigierte Fassung der entspre­
chenden Beiträge aus dem 1 999 publizierten 4. Öster­
reichischen Familienbericht 1 ) .  

Österreich gehört weltweit gesehen zu den Ländern mit 
niedriger Fertilität und hoher Lebenserwartung. Wie in 
nahezu al len europäischen Ländern liegt die durch­
schnittliche Kinderzahl pro Frau seit Mitte der 70er Jahre 
deutlich unter 2, also jenem Wert, der für einen vollstän­
digen "Generationenersatz" notwendig wäre. 1 999 gab 
es in Österreich mit 1 ,31 Kindern pro Frau erneut einen 
historischen Tiefstand und die Zahl der Geburten 
(78.1 38) war (wie zuletzt 1 986) geringfügig kleiner als die 
Zahl der Sterbefälle. Auch hinsichtlich einer Reihe ande­
rer demographischer Parameter setzten sich die Trends 
der jüngsten Vergangenheit fort. So stieg das Erstge­
burtsalter für Frauen ebenso weiter an (1 999: knapp 27 
Jahre) wie der Anteil unehelicher Geburten (1 999: 
30,5 %). 

Trotz Aufklärung und der Verfügbarkeit von Verhütungs­
mitteln kommen 40 % der ersten Kinder, 25 % der 
zweiten und 46 % der dritten ungeplant zur Welt. Ein 
Drittel der Erstgeburten junger Mütter (unter 20) aber 
mehr als drei Viertel der Kinder von Müttern über 25 Jah­
ren sind geplant. 

Sinkende Heiratshäufigkeit und steigendes 
Heiratsalter 

1 999 haben 39.485 Paare geheiratet. Das sind gering­
fügig mehr als im Jahr davor. Dennoch hat die Zahl der 
Menschen, die im Laufe ihres Lebens heiraten, seit 
1 970 stark abgenommen. Heirateten zu Beginn der 
70er Jahre über 90 % der Männer und Frauen, so tun dies 
zwanzig Jahre später nur mehr 71 % der Männer und 
75 % der Frauen. I n  dieser Zeit ist auch das durch­
schnittliche Alter bei der Erstheirat mit 30 Jahren für 
Männer und 27 Jahren für Frauen deutlich (um etwa 4 
Jahre) gestiegen. Dennoch heiraten im europäischen 

Vergleich die Österreicher und Österreicherinnen noch 
jung. Nur in Süd- und Osteuropa sind die Brautpaare 
etwas jünger, in den meisten Ländern West- und Nord­
europas dagegen deutlich älter. 

Vier von zehn Ehen enden vor dem 
Scheidungsrichter 

1 999 wurden 1 8.51 2 Ehen rechtskräftig geschieden. 
Das sind um 628 Scheidungen oder 3,5 % mehr als 1 998. 
Die Gesamtscheidungsrate stieg 1 999 auf knapp über 
40 %. Jede vierte Ehe wird voraussichtlich durch eine 
Scheidung enden . 

Die durchschnittliche Dauer geschiedener Ehen steigt an. 
1 999 lag sie bei 9,1 Jahren (1 989: 7,3 Jahre). 1 999 dau­
erte die Ehe in 1 5  % der Fälle kürzer als 3 Jahre und in 
9 % länger als 25 Jahre. 60 % aller Ehen enden immer 
noch durch Verwitwung. 

88 % aller Scheidungen erfolgten im Einvernehmen 
(§ 55a Ehegesetz). Träger des Verschuldens bzw. des 
Grundes bei den 2 .252 streitig geschiedenen Ehen waren 
in 1 .269 Fällen der Mann, in 1 78 Fällen die Frau, in 5 1 4  
Fällen beide und in  241 Fällen keiner von beiden. Männer 
waren bei der Scheidung im Durchschnitt 39,9 Jahre und 
Frauen 37,2 Jahre alt. Bei 27,6 % aller Scheidungen han­
delte es sich entweder beim Mann oder bei der Frau um 
die zweite oder eine weitere Ehe. Zweitehen sind nicht 
stabiler als Erstehen, sehr jung geschlossene Ehen labi­
ler. In Wien ist die Scheidungsrate mit knapp 50 % deut­
lich höher als in den anderen Bundesländern. 

Von den Scheidungen des Jahres 1999 waren 20.91 0  
Kinder betroffen; davon waren 1 6.907 minderjährig. I n  
5.438 Ehen war e in  Kind, in 5.1 47 zwei und in 1 .560 Fäl­
len drei oder mehr Kinder vorhanden. Etwas mehr als ein 
Drittel (6.367 oder 34,4 %) der geschiedenen Ehen war 
kinderlos, in Wien war dies knapp jede zweite. 1 .781 
Kinder waren unter drei Jahre, 3.240 im Kindergartenalter 
(3 bis 6 Jahre), 4.456 im Volksschulalter (6 bis 1 0  Jahre) 
und 3.579 unter 1 4  Jahre. 3.851 Scheidungswaisen wa­
ren Jugend l iche zwischen 1 4  und 1 9  Jahren und 4.003 
waren bei der Scheidung der Eltern bereits volljährig. 

Familien nach Familientyp und Kinderzahl 

1 997 gab es 2,244.700 "Kernfamilien" (als eine Famil ie 
gelten dabei alle Ehepaare oder Lebensgemeinschaften 
mit Kindern oder ohne Kinder sowie Elternteile mit Kin-

1) Alle Daten und Fakten zu diesem Kapitel sind dem 4. Familienbericht 1 999, Hg. BMSG, (Beham, Fux, Gross, Kern, Kytir, Münz, 
Pfeiffer, Richter, Supper, Wilk, Zartler; Bauer) entnommen; aktualisierte Daten: Statistik Österreich. Weitere Daten über die wirt­
schaftliche Lage und die Einkommenssituation von Familien und Haushalten sind im diesjährigen Sozialbericht in den Kapiteln Ein­
kommen und Armutsgefährdung enthalten. 
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dern). Davon waren 804.600 kinderlose Paare, 1 .440. 1 00 
Familien hatten 2 .250.000 Kinder ("Kinder" sind alle mit 
i hren Eltern bzw. einem Elternteil im sei ben Haushalt le­
benden Kinder, d ie selbst noch nicht verhei ratet sind 
bzw. selbst noch keine Kinder haben - ohne Rücksicht 
auf Alter und etwaige Berufstätigkeit). In den 90er Jahren 
stieg der Anteil kinderloser Paare von 33 % (1 991 ) auf 
36 % (1 997) an. Verheiratetete Paare mit einem Kind 
machten 1 991  21 % aller Fami l ien aus, mit zwei Kindern 
20 % und mit drei und mehr Kindern nur mehr 9 % (1 971 : 
1 5  %). In den letzten fünf Jahren ist die Zahl der Ehe­
paare ohne Kinder im Haushalt gestiegen, die Zahl der 
Alleinerziehenden (1 997: 280.600) und nicht-eheli­
chen Lebensgemeinschaften (1 87.900) leicht gesun­
ken. Nahezu unverändert blieb in den letzten Jahren die 
Zahl der Ehepaare mit einem, zwei, drei und mehreren 
Kindern. 

Deutlich gesunken ist in den letzten Jahrzehnten die Zahl 
der Geschwister. Bildete in den 70er Jahren aus der Sicht 
der Kinder die Zwei-Kind-Familie nur in Großstädten die 
größte Gruppe, so ist diese Familienform heute auch 
außerhalb städtischer Lebensräume die vorherrschen­
de Familienform. Die kleine Famil iengröße und die deut­
l ich gestiegene Lebenserwartung haben dazu geführt, 
dass die familiären Beziehungen zwischen den Gene­
rationen zunehmen, die intragenerationalen Beziehun­
gen abnehmen. 

Familien und Lebensformen 

Die Datenlage erlaubt kein genaues Bild über die Viel­
falt der heute existierenden Lebensformen: Single 
oder m it Partner, verheiratet oder in Lebensgemein­
schaft, beide Partner oder einer in erster oder weiterer 
Ehe, ein oder beide Partner ledig, geschieden oder ver­
witwet, gemeinsamer oder getrennter Haushalt, mit oder 
ohne (eigene/s) Kind/er, Alleinerzieher/in, Kinder bereits 
ausgezogen. 

Famil ie als System und Institution wird von den verschie­
denen Wissenschaftsdiszipl inen unterschiedl ich defi­
niert. Der kleinste gemeinsame Nenner ist, dass minde­
stens zwei Generationen eine Familie konstituieren. 
Meist wird darunter verstanden , dass Eltern mit minde­
stens einem Kind im gemeinsamen Haushalt leben. In der 
Soziologie wird der Begriff zunehmend weiter definiert 
und bezieht auch Verwandtenbeziehungen v. a. die zwi­
schen Großeltern und Enkeln oder Geschwistern mit ein. 
Die amtliche Statistik zählt aus messtechnischen Grün­
den Haushalte, worunter auch kinderlose (Paare) Haus­
halte fallen. Sonst spricht man hier von Lebensformen, 
wenn,  wie in k inderlosen Partnerschaften oder bei 
Singles, keine Kinder vorhanden sind. Im jurid ischen 
Sinne ist ein biologisches Verwandtschaftsverhältnis fa-

mi l ienbegründend. Ehe ist keine Voraussetzung für d ie 
Konstituierung einer Familie. 

Das Leben als Kind bei den Eltern bzw. mit einem eige­
nen Kind ist bis heute die bis ins mittlere Erwachsenen­
alter vorherrschende Lebensform. 1991 lebten in etwa 
zwei Drittel der 4O-jährigen in einer Kernfamilie (1 971 : 
ungefähr 75 %). Die insgesamt zunehmenden nicht-fa­
milialen Lebensformen kommen am häufigsten bei 
jungen (unter 30 Jahren) urbanen Menschen vor. Ein 
Leben als Single wird v. a. von älteren Frauen (meist 
unfreiwillig) gelebt; erst in zweiter Linie ist das Single­
dasein eine Lebensform junger Erwachsener. Wiederver­
heiratung und Ehen m it minderjährigen Stiefkindern sind 
im Vergleich zur hohen Scheidungsrate kein dominantes 
Phänomen. 

Fami l ie, Partnerschaft und Elternschaft hat in Österreich 
wie in den anderen westeuropäischen Ländern nach wie 
vor einen sehr hohen Stellenwert in der Werte- und Ein­
stellungshierarchie. Es werden aber im Zuge langfristiger 
MOdernisierungstendenzen traditionelle Haltungen 
durch neue Leitmodelle ergänzt. Alleinerzieher und -er­
zieherinnen, unverheiratete Paare mit Kindern oder Stief­
fami l ien gelten heute als akzeptiert. Ebenso wird heute 
anerkannt, dass beide Partner berufstätig sind, außer 
wenn Kinder unter drei Jahre alt sind. 

Leistungen von Familien 

Viele der unbezahlt in den Familien für die Familie/Kin­
der erbrachten Leistungen bilden wertvolle Grundla­
gen für die gesamte Gesellschaft: z. B. die in der Fami­
lie erbrachten Erziehungsleistungen zu eigenverantwort­
l ichen und gemeinschaftsfähigen Staatsbürgen haben für 
Wirtschaft und Staat einen günstigen Effekt (externer Ef­
fekt). Die Kosten d ieser unbezahlt verrichteten Tätigkei­
ten für die Gesellschaft werden v.a. dann deutl ich, wenn 
sie die Familie aus welchen Gründen auch immer nicht 
mehr erbringen kann (z. B. Kosten eines Kinderpflege­
platzes;) oder wenn man die Regenerationsfunktion für 
den Arbeitsmarkt ins Auge fasst. 

Um die in der Familie - und hier v.a. von den Frauen -
erbrachten Leistungen sichtbar zu machen, wurde die­
sen Leistungen vom ÖSTAT auf Basis der 1 992 dafür auf­
gewendeten Zeit ein monetärer Wert zugeordnet. Würde 
diese Zeit mit dem M indestlohntarif für im Haushalt Be­
schäftigte abgegolten werden , so ergibt sich ein Wert 
von ca. 700 Mrd. ÖS. Unter der Annahme, dass Frauen 
gleich viel wie Männer verdienen - also bei durchschnitt­
l ichen Männerlöhnen als Berechnungsgrundlage -
kommt man auf ca. 1 .900 Mrd. öS. Davon stammen von 
Frauen ca. 70 %, von Männern 30 %.  

1 63 

III-219-BR/2001 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdok. Analysen (gescanntes Original) 169 von 239

www.parlament.gv.at



Werden diese Beträge zum Bruttoin landsprodukt dazu­
gerechnet, so tragen Frauen insgesamt (bezahlte und 
unbezahlte Arbeit) 55 % und Männer 45 % zur volks­
wirtschaftlichen Wertschöpfung (erweitertes BIP) bei. 

3.2. Vereinbarkeit von Beruf und Familie 

Martina Staffe, Klara Peherstorfer, Susanne Rohrhofer, 

Doris Palz 

Die Vereinbarkeit von Betreuungsaufgaben und Erwerbs­
tätigkeit ist heute eine der wichtigsten gesellschafts- und 
familienpol itischen Herausforderungen: Die Zahl der er­
werbstätigen Männer mit einer nicht erwerbstätigen Part­
nerin sank von 41 0.000 im Jahr 1 983 auf 280.000 im Jahr 
1 993. 80 % der erwerbstätigen M ütter haben einen eben­
falls erwerbstätigen Partner, das trifft nur auf 60 % der 
Väter zu. 

Nach den Ergebnissen der Zeitverwendungserhebung 
des ÖSTAT (1 992) entfallen vom Gesamtvolumen der Er­
werbsarbeitszeit 65 % auf die Männer und 35 % auf die 
Frauen. Im Gegensatz dazu werden 70 % der unbezahl­
ten Haus- und Versorgungsarbeit von Frauen er­
bracht. 

Auch wenn die Frauen wie ihre Partner vollzeitbeschäftigt 
sind,  helfen Väter nur etwas mehr als 2 Stunden täglich 
im Haushalt mit und kommen auf eine Gesamtarbeitszeit 
von 9 Stunden. Die Gesamtarbeitszeit von Müttern be­
trägt im Gegensatz dazu 1 0112 Stunden täglich. Ist die 
Frau nicht hauptberuflich erwerbstätig,  ist die Gesamtbe­
lastung mit ca. 9 Stunden für Mütter und Väter gleich. 

Das Problem der Vereinbarkeit der Lebensbereiche Fa­
milie und Beruf betrifft in der Praxis vor allem die Frauen 
und M ütter. Eine Voraussetzung zur besseren Verein­
barkeit von Familie und Beruf stellt deshalb auch die 

partnerschaftliche Aufteilung der Haus- und Famili­
enarbeit und damit die verstärkte Mitarbeit von Männern 
und Vätern auch bei der Kinderbetreuung und -erziehung 
dar. Untersuchungen weisen in diesem Zusammenhang 
jedoch auch auf das sich im Wandel begriffene Ge­
schlechterverhältnis sowie das sich ändernde Selbstver­
ständnis von Familie und neue Rollenbilder hin: Väter 
wollen sich demnach aktiver als bisher innerhalb der Fa­
mil ie engagieren. 

Wer seine Kinder betreut oder ältere Familienmitglieder 
pflegt, benötigt jedenfalls gesetzliche Rahmenbedingun­
gen, um familiäre Aufgaben und berufliche Pflichten bes­
ser vereinbaren zu können. Zu den notwendigen struktu­
rellen Voraussetzungen gehören ein ausreichendes An­
gebot an pädagogisch wertvollen, erreichbaren und er­
schwinglichen öffentlichen und privaten Kinderbetreu­
ungsplätzen, Angebote zur Aus- und Weiterbildung bzgl. 
des beruflichen Erst- und Wiedereinstiegs sowie famili­
enfreundliche Bedingungen in der Arbeitswelt. 

3.2. 1 .  Kinderbetreuung 

Die Zahl der Betreuungsplätze wurde in den vergangenen 
Jahren sukzessive erhöht. Im Kindergartenjahr 1 998/99 
besuchten österreichweit 262.000 Mädchen und Buben 
eine Krippe, einen Kindergarten oder einen Hort. Ergän­
zend dazu stehen zahlreiche Betreuungsplätze in Ganz­
tagesschulen, Tagesheimschulen, 229 Kindergruppen 
und bei 4854 Tagesmüttern/-vätern zur Verfügung. 

Nach Erhebungen von Statistik Österreich bestand 1 995 
in Österreich ein Bedarf von 1 39.500 zusätzlichen Be­
treuungsplätzen für Kinder bis 14 Jahre. Der größte 
Bedarf wurde damals bei den unter 3-jährigen sowie bei 
der Nachmittagsbetreuung von Schulkindern festge­
stellt, während der Bedarf für Kinder im Kindergartenalter 
überwiegend gedeckt schien. 

Betreuungseinrichtungen und Anzahl  an betreuten Kindern 1 960 - 1 999 
Jahr Kindergarten 'I 
1 960 

1 970 

1 980 

1 990 

1 995 

1 997 

1 999 

Einrichtungen 

1 444 

2079 

3477 

3876 

4308 

4467 

4675 

Quelle: Statistik Österreich 
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74. 7� 
1 20.359 I 
1 60.948 

1 84.027 

205.831 

2 1 5.837 
= 

21 9.904 -

Krippe 

Einrichtungen Kinder Einrichtungen 

1 25 2.575 241 

1 86 4.888 326 

205 5. 1 37 480 

285 6.696 497 25.092 

355 7.269 598 28.525 

403 8. 1 45 625 29.1 42 

499 9.699 742 
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Eine Erschwernis für eine Vereinbarkeit von Beruf und Fa­
m i lie stellt das Schließen der Betreuungseinrichtungen in  
den Schulferien dar. Zwar sind Kinderkrippen zumeist 
ganzjährig geöffnet, die Kindergärten orientieren sich 
aber an den Öffnungszeiten der Volksschulen. Die Feri­
enzeit übersteigt die Dauer des gesetzlichen Mindestur­
laubs der Eltern beträchtlich. Dieses Problem setzt sich 
zumindest bis zum Abschluss der Schulpflicht fort. 

Durch die gemeinsame Ausbauin itiative von Bund, Län­
dern und Gemeinden in den letzten Jahren sowie durch 
den anhaltenden Geburtenrückgang hat sich dieses De­
fizit jedoch deutlich reduziert. 

1 996 hat die Bundesregierung beschlossen, zwischen 
1 997 und 2000 seitens des Bundes österreichweit zu­
sätzlich 1 ,2 Mrd. ÖS zur Unterstützung der Bundeslän­
der beim Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtun­
gen zur Verfügung zu stellen. Da die Bundesländer und 
Gemeinden diesen Betrag zumindest verdoppeln müs­
sen, wurden in diesem Zeitraum jedenfalls 2,4 Mrd .  öS i n  
d iesen Bereich zusätzl ich investiert. D i e  M ittel wur­
den an d ie  Länder in folgendem Verhältnis vergeben: 

Bundesmittel zum Ausbau von 
Kinderbetreuungseinrichtungen 
in  Mio ÖS 

Zuschuss in Mio ÖS 

1999/2000 

Burgenland 1 7  

Kärnten 39 

Niederösterreich 99 

Oberösterreich 97 

Salzburg 37 

Steiermark 83 

Tirol 46 

Vorarlberg 25 

Wien 1 59 

Insgesamt 600,00 

Quelle: BMSG 

4 

2 

1 00  

Für die Vergabe der Bundesmittel wurde eine Kommis­
sion eingerichtet. Diese besteht aus Sozial- und Finanz­
ministerium sowie den betroffenen Ländern und Städten. 

Die Vergaberichtlinien sehen eine Förderung von Inves­
titionen für zusätzliche Kinderbetreuungsplätze, Aus­
und Fortbildung von Tagesmüttern/-vätern und Betreu­
ungspersonen, Ausweitung von Öffnungszeiten, Integra­
tion beh inderter Kinder, betrieblicher Betreuungsange­
bote und gemeindeübergreifender Projekte vor. 50 % der 

Mittel s ind für die Schaffung von Betreuungsplätzen für 
Kinder unter 3 Jahren und schulpflichtige Kinder sowie 
betriebliche Angebote und gemeindeübergreifende Pro­
jekte zu verwenden. 

Durch die Kostenbeteiligung des Bundes am Ausbau 
des Kinderbetreuungsangebots seit 1997 konnten bis 
Juni 2000 insgesamt 29.057 zusätzliche Betreuungs­
plätze für Kinder aller Altersstufen geschaffen werden. 
8.905 davon bieten Betreuung für Kinder unter 3 Jahren 
und Jugendliche oder Betreuung in einem Betriebskin­
dergarten. 1 8  Betriebe in  Wien, Salzburg, Tirol, Vorarlberg 
und dem Burgenland konnten m it Hi lfe der Förderungen 
aus Bundesmitte ln  ein Betreuu ngsangebot für d ie 
Kinder i h rer Beschäft igten schaffen .  

Durch die "Kindergartenmill iarde" 
geschaffene Betreuungsplätze 

Bundesland 

Burgenland 

Kärnten 

Niederösterreich 

Oberösterreich 

Salzburg 

Steiermark 

Tirol 

Vorarlberg 

Wien 

Gesamt 

Quelle: BMSG 

3.2.2. Familienkompetenzen 

PlAtz. 

721 

1 723 

9245 

3 1 40 

1 1 53 

4043 

2878 

806 

5348 

29057 

Nach einer längeren Unterbrechung der Erwerbstätig­
keit - 30 % der Frauen geben im Anschluss an die 
Karenzzeit die Erwerbstätigkeit auf, um sich der Kin­
derbetreuung widmen zu können - stellt sich für viele 
Frauen das Problem des Wiedereinstiegs in den Beruf. 
Die Zeit der Kinderbetreuung und der intensiven Fami­
l ienarbeit wird von den meisten Arbeitgebern, aber auch 
von den Frauen selbst oft als nicht berufs- bzw. karriere­
relevant gesehen. 

Dabei wird übersehen, dass während dieser Familien­
phasen wertvolle Fertigkeiten und Kompetenzen trai­
niert und erlernt werden, die für die Arbeitswelt von 
großer Bedeutung sind. Solche Schlüsselkompetenzen 
sind beispielsweise: Kommunikationsfähigkeit, Organi­
sationsfähigkeit, Flexibilität, Belastbarkeit / Stressresis­
tenz, Konfliktlösungsfähigkeit , Teamfähigkeit uvm. Der­
artige Fähigkeiten spielen heute als "Schlüsselkompe­
tenzen" für das Berufsleben eine immer größere Rolle. 
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Mit dem im Familienressort nach einem deutschen Vor­
bild entwickelten Projekt "Familienkompetenzen -
Schlüssel für mehr Erfolg im Beruf" wird Frauen und 
Männern m it Kindern die Möglichkeit angeboten, sich fit 
für den Wiedereinstieg ins Berufsleben zu machen. Die 
Tei lnehmer und Tei lnehmerinnen absolvieren dabei ein 
mehrstufiges Programm. Kernstück ist eine Potenzial­
analyse, die die - in der Famil ienarbeit trainierten -
Schlüssel kompetenzen der Tei l nehmerinnen nachweist. 
Das Ergebnis wird durch ein von der Wirtschaft aner­
kanntes Zertifikat bestätigt. Damit wird einerseits das 
Selbstbewusstsein gestärkt und ein wichtiger Wett­
bewerbsvorteil bei Bewerbungen bzw. beim Wiederein­
stieg ermögl icht. 

3.2.3. Familienpolitik in der Wirtschaft 

Sowohl Pol it ik als auch die Wirtschaft sind gefragt, die 
Rahmenbedingungen zu verbessern um den Wünschen 
und Bedürfnissen von jungen Eltern und pflegenden An­
gehörigen Rechnung zu tragen. Die notwendigen famili­
enfreundlichen Maßnahmen von Seiten der Unterneh­
men lassen sich jedoch nicht durch gesetzliche Auflagen 
und Einschränkungen zu Lasten ihrer wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit erzwingen . Es geht vielmehr da­
rum,  die Eigenin itiative der Wirtschaft für familienfreund­
liche Maßnahmen zu aktivieren. Betrieben muss verdeut­
licht werden, dass sich familienfreundl iche Maßnahmen 
auch aus betriebswirtschaftl icher Sicht rechnen. Damit 
wird ein nachhaltiger Wandel hin zu einer besseren Ver­
einbarkeit von Fami l ie und Beruf erreicht. 

Das BMSG führt zwei konkrete Projekte zur Entwicklung 
und Unterstützung einer familienfreundl ichen Arbeitswelt 
durch. 

Audit FAMILIE & BERUF 

Das "Audit FAMILIE & BERUF" stellt ein prakt ikables, mit 
der österreichischen Wirtschafts- und Unternehmens­
struktur kompatibles Instrument dar, mit dem Unterneh­
men für fami l ienfreundliche Maßnahmen im Betrieb sen­
sibil isiert, mit dem status quo der Famil ienfreundlichkeit 
des Unternehmens konfrontiert und zur Umsetzung und 
Überprüfung famil ienfreundl icher Maßnahmen motiviert 
werden. Das "Audit FAMILIE & BERUF" kann in allen 
Branchen und Betriebsgrößen, sowie nicht nur in Wirt­
schaftsunternehmen , sondern auch im öffentlichen 
Dienst angewendet werden. 

M it Hilfe des Audits wird ein unternehmensinterner Pro­
zess in Gang gesetzt, bei dem Ziele einer fami l ienbe­
wussten Personalpolitik mit geeigneten Maßnahmen in­
nerhalb von drei Jahren umgesetzt werden. Das BMSG 
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bietet das "Audit FAMILIE & BERUF" seit April 1 999 allen 
Unternehmen Österreichs an. In der bis April 2001 lau­
fenden zweijährigen Einführungsphase wird das Instru­
ment auf seine breite Anwendbarkeit erprobt und können 
notwendige Anpassungen noch vorgenommen werden. 

Die zentrale Leistung des Audits besteht darin ,  die im Un­
ternehmen bereits praktizierten fami l ienbewussten Maß­
nahmen zu analysieren, zu systematisieren und zu ge­
wichten. Auf Basis des festgestellten Ist-Zustandes kön­
nen Defizite identifiziert, Lösungsmöglichkeiten aufge­
zeigt und Veränderungs- und Entwicklungsstrategien 
eingeleitet werden. So werden angemessene Ziele einer 
familienbewussten Personalpolitik definiert und neue, 
betriebswirtschaftl ich sinnvolle Blickwinkel für die Unter­
nehmenspolitik eröffnet. 

Beim "Audit FAMIL IE & BERUF" wird die Familienfreund­
lichkeit eines Unternehmens auf Basis eines Kriterien­
kataloges bewertet. Dieser Kriterienkatalog bezieht sich 
auf die zehn zentralen Handlungsfelder - Arbeitszeit, Ar­
beitsabläufe und Arbeitsinhalte, Arbeitsort, I nformations­
und Kommunikationspolitik, Führungskompetenz, Hand­
lungsfeld Personalentwicklung, Entgeltbestandteile und 
geldwerte Leistungen, flankierender Service für Famil ien, 
unternehmens- und personal politisches Datenmodel l ,  
und Betriebsspezifika - einer familienfreundl ichen Unter­
nehmenspolitik. Darin integriert sind praktisch alle in Un­
ternehmen praktizierten oder wünschenswerten Maß­
nahmen. Die einzelnen, in diesen Handlungsfeldern er­
fassten Maßnahmen des Unternehmens werden bei der 
Auditierung auf Basis eines transparenten Punkte­
systems bewertet. 

Nach Durchführung des unternehmensinternen Audi­
tierungsprozesses erfolgt eine Überprüfung von einem 
eigens ausgebildeten und zugelassenen Audit-Gutach­
ter, der nach positiver Begutachtung das Unternehmen 
zur (Grund)Zertifikatsverleihung vorschlägt, die vom 
Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen 
vorgenommen wird. Die Geltungsdauer des Grundzertifi­
kats ist auf drei Jahre beschränkt. Danach ist eine neu­
erliche Auditierung des Unternehmens, verbunden mit 
der Möglichkeit, das Zertifikat für d ie Dauer von drei Jah­
ren zu erhalten, erforderl ich. 

Bundeswettbewerb "Frauen- und familien­
freundlichster Betrieb" 

Schon seit Mitte der 90er Jahre führen mehrere öster­
reich ische Bundesländer Wettbewerbe zur Auszeich­
nung der frauen- und fami l ienfreundl ichsten Betriebe des 
jeweiligen Landes durch. Seit 1 999 wird jährlich ein bun­
desweiter Wettbewerb ausgeschrieben. Dabei werden 
aus den Gewinnern der Landeswettbewerbe die Bundes­
sieger ausgewählt und ausgezeichnet. 

III-219-BR/2001 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdok. Analysen (gescanntes Original)172 von 239

www.parlament.gv.at



Die Kriterien des Bundeswettbewerbes "Frauen- und fa­
milienfreundlichster Betrieb" beziehen sich auf die zen­
tralen Handlungsfelder der Unternehmenspol itik, in de­
nen Frauen und Mitarbeiter mit Kindern durch spezielle 
Angebote und Leistungen gezielt unterstützt werden 
können. Je mehr dieser Bereiche von einem Unterneh­
men abgedeckt werden und je intensiver die Unterstüt­
zung ist, desto frauen- und familienfreundl icher ist der 
Betrieb einzuschätzen. 

Die Bewertung erfolgt daher in den Kategorien: privat­
wirtschaftliche Unternehmen (wobei zwischen Klein-, 
Mittel- und Großbetrieben unterschieden wird), Non Pro­
fit-Unternehmen, öffentlich-rechtliche Unternehmen. 

Die Teilnehmer am Bundeswettbewerb "Frauen- und fa­
mil ienfreundl ichster Betrieb" werden auf Basis von 1 1  
Kriterien beurteilt. Den einzelnen Kriterien ist eine (von 
insgesamt drei) Prioritätsstufe zugeordnet, welche die 
Wichtigkeit des jeweiligen Kriteriums für mehr Frauen­
und Familienfreundl ichkeit zum Ausdruck bringt. Die Kri­
terien sind: 

Anteil von Frauen in Führungspositionen (Priorität 1 1 ) ,  
Frauen-Weiterbildungsquote im Unternehmen (Priorität 
I), Flexibi l ität der Arbeitszeit (Priorität I) ,  Anteil der Teil­
zeit jobs (Priorität I), Flexibil ität des Arbeitsortes (Priorität 
1 1) ,  Quote der Wiedereinsteiger und -einsteigerinnen im 
Unternehmen (Priorität I), Vorbereitung des Wiederein­
stieges durch das Unternehmen (Priorität I), Maßnahmen 
des Unternehmens im Bereich Kinderbetreuung (Priorität 
I), materielle Zusatzleistungen des Unternehmens für Fa­
mil ien (Priorität 1 1 1) ,  unternehmensinterne AnlaufsteIle für 
Frauen- u .  Fami l ienfragen (Priorität 1 1) ,  Frauen und Fami­
l ien in Unternehmensphilosophie & Personalpolitik (Prio­
rität I). 

3.3. Gewalt in der Familie 

Lisa Lercher 

Die Initiierung und Unterstützung von Maßnahmen gegen 
Gewalt in der Famil ie ist ein Arbeitsschwerpunkt des 
Ressorts - sowohl im Bereich der Weiterentwicklung und 
Förderung von Interventions- als auch von Präventions­
maßnahmen im Sinne des Opferschutzes. 

Um die österreichischen und internationalen Entwicklun­
gen im Fachbereich zu dokumentieren, Erfolge in der Ar­
beit gegen Gewalt darzustellen und weiteren Handlungs­
bedarf aufzuzeigen wurde ein umfassender Bericht be­
auftragt, der unter dem Titel "Gewalt in der Familie" ver­
öffentlicht wird .  Der Bericht behandelt zum einen die viel­
diskutierten Themenschwerpunkte Gewalt gegen Kinder 
und Gewalt gegen Frauen. Darüber hinaus werden Berei­
che aufgegriffen, über die bislang wenig Auseinanderset-

zung stattgefunden hat - wie etwa Gewalt gegen ältere 
Menschen, gegen Behinderte, Gewalt unter Geschwis­
tern und Gewalt gegen Männer. 

Die Vernetzung von Hilfseinrichtungen mit konkreten Pro­
jektarbeiten in d ie bestehende Plattform gegen die 
Gewalt in der Familie soll fortgesetzt, ausgeweitet und 
auf einen gemeinsamen Schwerpunkt mit dem Ziel des 
Opferschutzes festgelegt werden. 

Eine sehr erfolgreiche Ressortaktivität gegen sexuelle 
Gewalt war die Wanderausstellung (K)ein sicherer Ort. 
Die Ausstellung, die bereits seit zwei Jahren quer durch 
Österreich "tourt", ist auch im Jahr 2000 wieder ausge­
bucht. 

Eine weitere wichtige Maßnahme gegen sexuelle Gewalt 
an Kindern und Jugendlichen war die in den Ministerrats­
vorträgen von 1 997 und 1 998 und im aktuellen Regie­
rungsprogramm beschlossene Einrichtung von Pro­
zessbegleitung für Missbrauchsopfer. Ein entspre­
chendes Modellprojekt wurde im Frühjahr 2000 mit ei­
nem wissenschaftlichen Begleitbericht abgeschlossen. 
Als langfristiges Ziel wird in Kooperation mit anderen 
Ministerien die Implementierung von Prozessbeglei­
tung im gesamten Bundesgebiet angestrebt. 

Obwohl sich das Züchtigungsverbot (JWG, ABGB) auch 
gegen die Ausübung von psychischer Gewalt richtet, gab 
es bislang wenig Auseinandersetzung mit dieser Gewalt­
form. Um den Stellenwert des Themas zu unterstreichen 
und für die Problematik zu sensibi l isieren, hat das Res­
sort 1 999 eine Enquete veranstaltet und wird d ie Thema­
tik vertiefend fortführen. 

Seit den Novellen des JWG und des Ärztegesetzes ( 1 998) 
können bei einem Verdacht auf Gewalt in der Familie ra­
scher als früher adäquate Kinderschutzmaßnahmen er­
griffen werden. Zur Umsetzung der Gesetzesnovellen 
wurden u. a. Kinderschutzgruppen mit multidiszipli­
nären Teams an Krankenanstalten organisiert. Durch 
die Aktivitäten des Ressorts wurde d ie Anzahl dieser 
Einrichtungen in knapp zwei Jahren von fünf auf 22 er­
höht. Der entwickelte "Leitfaden für Kinderschutzgrup­
pen" dient dem weiteren Ausbau der Gruppen. 

Nachdem das Internet als Kommunikationsmed ium zu­
nehmend an Bedeutung gewinnt, ist dem Ressort der 
Jugendschutz im Internet ein wichtiges Anliegen. 
Durch die M itwirkung bei einem EU-Bewusstseinsbi l­
dungsprojekt werden in diesem Bereich im Jahr 2000 Ak­
tivitäten gesetzt. 

Unter der Prämisse, dass der Opferschutz Priorität sämt­
l icher Aktivitäten gegen Gewalt haben muss, wurde 1 997 
mit Projekten zur Arbeit mit Gewalttätern begonnen. 
1 999 wurde aus den Ergebnissen einer Arbeitsgruppe ein 
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• 

Handbuch entwickelt, welches Grundlagen, Standards 
und Modelle der Täterarbeit in Österreich behandelt. 

Das Ressorts ist in diversen Fachgremien - so z. B. im 
Arbeitskreis zur Revision des Sexualstrafrechtes beim 
BMJ und dem Gewaltpräventionsbeirat des Bundes­
ministeriums für I nneres sowie i n  dessen Unterarbeits-

1 68 

kreisen mit den Themenschwerpunkten "Gewalt gegen 
Kinder", "Psychosoziale Opferhi lfe" sowie "Gewalt ge­
gen Migrantlnnen" - vertreten , um Vorschläge für den 
Umgang mit Gewalt in der Fami l ie zu erarbeiten und wei­
terzuentwickeln .  Diese Arbeit wird, ebenso wie die Mit­
wirkung an entsprechenden Gesetzesvorlagen bzw. 
Novellierungen weitergeführt. 
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4. Senioren und Seniorinnen 

Kompetenzzentrum für Senioren- und Bevölkerungs­

politik im BMSG 

4. 1 .  Demographische Entwicklungen 

4.1 . 1 . Veränderung der Altersstruktur -
Ursachen und Entwicklungen 

Wie andere westeuropäische Industrieländer befindet 
sich auch Österreich in einer Phase des Wandels von ei­
ner demografisch jungen zu einer demografisch alten 
Gesellschaft. Dieser Prozess des demografischen AI­
terns lässt sich in Österreich seit Ende des ersten Welt­
krieges beobachten .  1 923 überschritt der Anteil der über 
60-jährigen erstmals d ie 1 0-%-Marke, während die Be­
völkerung in den Jahrzehnten davor stark gewachsen 
war und tendenziell eher jünger wurde. 

Verteilung von Altersgruppen in der 
österreichischen Bevölkerung in % 
1 869 bis 1 990, Vorausschätzungen bis 2050 

Jahre 

1 869 

1 900 

1 923 

1 951 

1 970 

1 990 

2000 • 
201 0 • 
2020 • 
2030 • 
2040 • 
2050 • 

Quelle: BMSG 

�14 Jahre 

28,2 I 
29,6 1 
25,0 

� ;:;: 
22,9 

::: :=; 
24,4 

1 7,4 

1 6,7 

1 4,0 

1 3,3 

1 3,3 

1 2,5  

1 2,4 
'----

15-59 Jahre 

63,2 

61 ,2 

64,8 

6 1 ,5 

55,5 

62,5 20,1 

62,6 20,8 

61 ,8 24,2 

58,5 28,2 

52,0 34,7 

51 ,0 36,5 

50,6 37,0 

*) Vorausschätzungen 2000-2050 des ÖSTAT (mittlere Variante) 

In der Zeit zwischen 1 923 und 1 970 vergrößerte sich die 
Zahl der über 60Jährigen von ca. 650 000 auf 1 ,5 Mi l l io­
nen Personen, während die Zahl der Kinder und Jugend­
lichen mit 2,3 Mi l l ionen im gleichen Zeitraum praktisch 
unverändert blieb. Seit 1 970 hat sich der Anteil der äl­
teren Menschen über 60 Jahre kaum verändert und 
auch in absoluten Zahlen ist das Wachstum mit 1 00.000 
eher geringfügig. 

1 70 

Die österreichische Bevölkerung wird in den kommenden 
Jahrzehnten jedoch deutlich älter werden. Nach Progno­
sen des Österreichischen Statistischen Zentralamtes 
werden bis zum Jahr 2035 je nach Entwicklung der Le­
benserwartung zwischen 2,7 und 3 Millionen Personen 
im Alter von über 60 Jahren in Österreich leben. 

Die Entwicklung der "doppelten demografischen Alte­
rung" d. h. eine überproportional starke Zunahme der 
Hochaltrigen wird eines der zentralen Merkmale der 
zukünftigen Bevölkerungsentwicklung Österreichs dar­
stellen. Diese Prognose (starke Zunahme der über 75-
jährigen) beruht zum Tei l  auf dem zu erwartenden weite­
ren Rückgang der Sterblichkeit im hohen Alter. 
Hauptsächlich ist es allerdings auf den Alterungsprozess 
der beiden kinderreichen Generationen zwischen 
1 939 und 1 943 bzw. 1 960 und 1 964 zurückzuführen. 

Als Folge dessen wird sich die demografische D ifferen­
zierung der Gruppe älterer Menschen in den kommenden 
Jahrzehnten deutlich verändern. So wird der Anteil der 
Personen zwischen 60 und 74 Jahren an allen über 
60-jährigen von derzeit über 66 % auf unter 50 % sinken , 
während der Anteil der über 85-jährigen von derzeit 9 auf 
1 8  % ansteigen wird. Die Zahl der Kinder und Jugendli­
chen unter 1 9  Jahren und die Zahl der Personen im jun­
gen Erwachsenenalter im Alter zwischen 19 und 34 
Jahren wird h ingegen um etwa 25 % zurückgehen. 

Die Gruppe der alten Menschen ist in hohem Maße durch 
einen sehr hohen Anteil an Frauen geprägt. So kom­
men auf 1 00 Frauen über 60 Jahre 66 Männer im glei­
chen Alter. Bei Personen über 75 Jahren beträgt das Ge­
schlechterverhältnis 1 00 Frauen zu 44 Männer. In der 
Altersgruppe der über 85-jährigen gibt es rund drei mal 
so viele Frauen wie Männer. Eine Ursache für dieses un­
gleiche Verhältnis ist die kürzere Lebenserwartung von 
Männern. Andererseits ist es auf die Folgen der bei den 
Weltkriege zurückzuführen, in denen viele Männer ihr Le­
ben lassen mussten. Dies ist al lerdings auch der Grund 
dafür, dass der Höhepunkt der Feminisierung des Al­
ters bereits überschritten ist. Durch das al lmähl iche 
Aussterben der Kriegsgeneration wird das zahlenmäßige 
Ungleichgewicht der Geschlechter wieder geringer. Die 
Zahl älterer Männer wird deutlich stärker steigen als jene 
der Frauen, vorausgesetzt dass die Unterschiede in 
der Lebenserwartung kleiner werden. So ist zu erwar­
ten, dass bereits im Jahr 201 5 in der Altersgruppe der 
über 60-jährigen auf 1 00 Frauen bereits 80 Männer kom­
men werden, ab 2025 sogar 85 Männer. 

Konkret lag die Lebenserwartung 1 998 bei 74,7 Jahren 
für Männer und bei 80,9 Jahren für Frauen. Im Vergleich 
dazu erreichte sie im 1 9 . Jahrhundert kaum 35 Jahre. 

Der Sterblichkeitsrückgang in den letzten Jahrzehnten 
bewirkte eine starke Ausweitung der Altersphase. Zwi-
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Lebenserwartung bei der Geburt und im Alter von 60 Jahren, 1 870 bis 1 998 
Männer Frauen 

� 
Jahr bei der Geburt im Alter von 60 Jahren bei der Geburt im Alter von 60 Jahren 

1 868/71 32,7 1 1 ,9 

1 899/1 902 1 2,8 

1 930/33 1 4,2 

1 949/51 1 5, 1  

1 960 65,4 1 5,0 

1 970 66,5 1 4,9 

1 980 69,0 1 6,3 

1 990 72,4 1 7,9 

1 998 74,7 1 9,4 

Quelle: ÖSTAT (Demographische Indikatoren) 

schen 1 970 und 1 998 ist die Lebenserwartung eines 
60jährigen Mannes von 1 4,9 Jahren auf 1 9,4 Jahre ge­
stiegen, bei Frauen von 1 8,8 Jahren auf 23,6 Jahre. Ein 
hohes Alter werden auch künftig im überdurchschnittl i­
chen Ausmaß Frauen erreichen . So kann ein Viertel der 
heute 60-jährigen damit rechnen, 90 Jahre oder älter zu 
werden. Bei den Männern werden vergleichsweise nur 
1 1  % 90 Jahre oder älter. 

4.2. Die materielle Absicherung im Alter 

M. Kilir;kaya, U. Obermayr, H. Stefanits, E. Thaler 

Die materiel le Absicherung der älteren Generation ist 
eine der wichtigsten Aufgaben des Staates bzw. der vom 
Staat eingerichteten Altersvorsorgesysteme. Die im Ab­
schnitt Sozialversicherung präsentierten Versicherten­
und Leistungsdaten der gesetzlichen Pensionsversiche­
rung beschreiben d ie materiel le Sicherung von älteren 
Menschen nur zum Tei l .  Dies gilt sowohl für die Phase 
des Übertritts in die Pension als auch in Bezug auf das 
Niveau der materiellen Absicherung einer Person. 
Beiden Aspekten widmen sich die nachfolgenden Ab­
schnitte. Dabei ist anzumerken, dass es sich bei den 
nachfolgenden Daten größtentei ls um Sonderauswer­
tungen handelt, die vom BMSG erstellt wurden, da die 
Daten des Hauptverbandes und der Pensionsversiche­
rungsträger primär anderen Zwecken dienen . Weiters ist 
einschränkend anzuführen, dass sich die nachfolgend 
präsentierten Daten hauptsächlich auf d ie gesetzliche 
Pensionsversicherung beziehen. 

Der Übertritt in den Ruhestand findet nicht zu einem starr 
fixierten Zeitpunkt - wie dies etwa in den gesetzlich ver-

36,2 

43,4 

58,5 

�: 
67,0 

71 ,9 

73,4 

76, 1 

78,9 

..... 80,9 -

1 2, 1  

1 3,5 

1 5,4 

1 7,3  

1 8,6 

1 8,8 

20,3 

22,2 

23,6 

ankerten Pensionszugangsaltern vorgesehen ist - statt. 
Diese Tatsache signalisiert schon das jährlich publizierte 
durchschnittliche Pensionsantrittsalter der Pensions­
neuzuerkennungen, das erheblich von den gesetzlich 
fixierten Altersgrenzen abweicht. Doch auch diese Quer­
sChnittsbetrachtung vermag die vol le Dynamik des ab­
laufenden Prozesses nicht komplett wiederzugeben. 

Betrachten wir deshalb den Geburtsjahrgang 1 935 und 
dessen Eintrittsverhalten in den Ruhestand: Dieser Jahr­
gang ist deswegen für die Untersuchung so interessant, 
weil der Übertritt in den Ruhestand im Jahr 2000 von den 
jetzt 65-jährigen Personen, von wenigen Personen abge­
sehen, bereits erfolgt ist. 

Dabei ist folgendes zu erkennen: Der Wechsel in die Pen­
sion erstreckt sich auf eine n icht unerhebliche Alters­
bandbreite, nämlich auf den Bereich zwischen 50 und 65 
Jahren, was eine Spannweite von 1 5  Jahren ergibt. 

Die im Gesetz festgehaltenen Altersgrenzen stel len Ku­
mul ierungspunkte dar, dass der Übertritt zu diesen Zeit­
punkten jedoch keineswegs d ie Regel ist, zeigen die fol­
genden Daten: 

Gegenwärtig beziehen rund 84 % der Männer des Ge­
burtsjahrgangs 1 935 eine Direktpension aus der gesetz­
l ichen Pensionsversicherung. Das durchschnittliche 
Pensionsantrittsalter dieser Kohorte beträgt 57,5 
Jahre. Im Vergleich dazu betrug das Zugangsalter bei m  
Jahrgang 1 91 5  noch 62,3 Jahre: 

• Nur 27 % der Männer des Geburtsjahrgangs 1 935 
gingen zum 60. Lebensjahr in Pension. 

• Ein nicht unerheblicher Tei l  nahm die Pension bereits 
früher in Anspruch, nämlich 38 % aller Zugänge. 

• Nur 20 % gingen nach dem 60. Lebensjahr in Pen­
sion , wobei dem Regelalter 65 bei den Männern so 
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• 

Wege des Übertrittes in die Direktpension 
Von den Pensionsneuzugängen 1 998 (Arbeiter und Angestellte) kamen . . .  % aus 

ALV Leistungs-_ 240/c 
bezug ° 

Männer 

Sonstiger I Nicht 

SUG Leistungs­
bezug - 7% 

124% 
AL V Leistungs­

bezug 

Frauen 

Erwerbstätigkeit 

Krankengeld­
bezug 

Quelle: BMSG 

gut wie gar keine Bedeutung mehr zukommt. Der 
Pensionszugang ist im Wesentlichen bis zum 62. Le­
bensjahr abgeschlossen. 

Bei den Frauen beziehen gegenwärtig rund 65 % des 
Geburtsjahrgangs 1 935 eine Direktpension aus der ge­
setzlichen Pensionsversicherung: 

• Dabei gingen rund 6 % vor dem 55. Lebensjahr in 
Pension. 

• 1 6  % nahmen die Pension zum 55. Lebensjahr in An­
spruch. 

• Auf den Altersbereich 56 bis unter 60 entfallen 22 % .  
• Auf das 60. Lebensjahr und in  wesentl ich abge­

schwächter Form die nachfolgenden Jahre kommen 
weitere 22 % der Pensionsantritte: Im Gegensatz zu 
den Männern kommt bei den Frauen der Regelalters­
grenze, dem 60. Lebensjahr, eine wichtige Bedeutung 
zu, da mit der Einführung der so genannten ewigen 
Anwartschaft ab diesem Lebensjahr ein relativ leich­
ter Zugang zur Pension gegeben ist. 

• Gesamt betrachtet nahm der weibliche Geburtsjahr­
gang 1 935 die Pension im Durchschnitt exakt zum 57. 
Lebensjahr in Anspruch. Der um 20 Jahre ältere Ge­
burtsjahrgang 1 91 5  ging noch mit durchschnittlich 
60,8 Jahren in Pension. 

Weiters ist zu erwähnen, dass sich diese zeitl iche Streu­
ung auch bei der Art des Übertritts in den Ruhestand 
fortsetzt. Übertritte wie im Öffentlichen Dienst, wo der 
Pensionsbezug unmittelbar auf die Beendigung des Be-

1 72 

schäftigungsverhältnisses folgt, sind für die große Mehr­
heit der Versicherten der gesetzl ichen Pensionsversiche­
rung nicht die Regel. Bei den Arbeitern und Angestellten 
ist statt dessen seit Jahren folgendes Antrittsmuster zu 
beobachten: 

• Übertritt aus einem aufrechten Erwerbsverhältnis: 
Dieses "Privileg" hatten im Jahr 1 998 rund 50 % der 
männl ichen und 45 % der weiblichen Pensionsneu­
zugänge. Noch niedriger ist der Anteil bei den Inval i ­
ditätspensionen, nämlich 32 % bei den Männern und 
28 % bei den Frauen. Bei den Alterspensionen lauten 
d ie korrespondierenden Werte 54 % (Männer) und 
46 % (Frauen). 

• Ein etwas geringerer Tei l  der Pensionsneuzugänge 
wechselt aus dem Bezug eines Krankengeldes in die 
Pension, nämlich 1 3  % bei den Männern und 5 % bei 
den Frauen. Eine erheblich größere Bedeutung 
kommt d ieser Übertrittsform bei den Invaliditätspen­
sionen zu, hier wechseln 34 % der Männer und 32 % 
der Frauen aus dem Krankengeldbezug in den Ruhe­
stand .  

• E in  nicht unwesentl icher Tei l  tritt aus dem Bereich der 
Arbeitslosigkeit im weiteren Sinn in den Ruhestand: 
Bei 31 % der Männer und ebenfalls 31 % der Frauen 
knüpft ihre Erstpension unmittelbar an den Bezug von 
Arbeitslosengeld , Notstandshilfe oder einer Leistung 
nach dem Sonderunterstützungsgesetz (SUG) an. Bei 
den Alterspensionen liegen die Werte knapp über den 
angeführten Durchschnittswerten, bei den Inval idi­
tätspensionen etwas darunter. 
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• Rund 7 % der Zugänge bei den Männern und erheb­
lich mehr - nämlich 1 9  % - bei den Frauen können 
keinem der hier genannten Bereiche zugeordnet wer­
den, wobei diese Personengruppe seit Jahren an­
steigt. Die Tatsache, dass immer mehr Frauen aus 
dem Status der Nichtberufstätigkeit in die Pension 
wechseln ,  kann plausibel dadurch erklärt werden, 
dass durch die Einführung der ewigen Anwartschaft 
in Kombination mit einer gestiegenen Erwerbsbetei l i­
gung immer mehr Frauen die Inanspruchnahme einer 
Pension ermöglicht wird. Bei den Männern könnte 

• 

man den steigenden Anteil allenfalls dadurch er­
klären, dass immer mehr Personen zwischen Be­
schäftigungsende und Pensionsantritt von so ge­
nannten Sozialplänen erfasst werden, allerdings fehlt 
dafür gegenwärtig noch die empirische Evidenz. 

Zusammenfassend lässt sich nochmals festhalten, dass 
der Übertritt in den Ruhestand keineswegs ein homo­
gener Vorgang ist, dies gilt sowohl für den zeitlichen 
Aspekt als auch für die Form des Übertritts. 

Verteilung der Pensionsbezieherinnen nach Geburtsjahrgängen 
Frauen - Dezember 1 998 

1 00 
... 90 
c: 80 Q) N 0 ... 70 

Q. 60 
c: 
... 50 
'a; 40 ,:,e. Cl 30 ;;:::: 
� 20 :CQ 

J: 1 0  
0 
1 943 

1 00 
... 90 
c: 80 Q) N 0 ... 70 

Q. 60 
c: 
... 50 
'a; 40 ,:,e. Cl 30 ;;:::: 
� 20 :CQ 

J: 1 0  
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1 943 

Keine Pension beziehen 

1 941 1 939 1 937 1 935 1 933 1 931 1 929 1 927 1 925 1 923 1 92 1  1 9 1 9  1 9 1 7  1 9 1 5  1 91 3  1 91 1  1 909 

Geburtsj ahrgang 

Quelle: BMSG 

Verteilung der Pensionsbezieher nach Geburtsjahrgängen 
Männer - Dezember 1 998 

Direktpensionen in % der 
Männer 

1 941 1 939 1 937 1 935 1 933 1 931 1 929 1 927 1 925 1 923 1 921 1 9 1 9  1 91 7  1 9 1 5  1 9 1 3  1 91 1  1 909 

Geburtsjahrgang 

Quelle: BMSG 
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4.2.2. Der Ersatz des Aktiveinkommens durch 
Ruhestandsleistungen 

Mit dem Wechsel vom Aktiveinkommen zu einer Ruhe­
standsleistung ist meist ein Einkommensverlust verbun­
den . Dieser Verlust bemisst sich aus der Relation von 
(letztem) Aktiveinkommen zur ersten Pension und kann 
individuell durchaus unterschiedliche Höhen annehmen: 
die Höhe der Pension wird von verschiedenen Faktoren 
bestimmt, u. a. durch die Höhe der Bemessungsgrundla­
ge, die Zahl der erworbenen Versicherungs(beitrags)mo­
nate und des Pensionsantrittsalters (letztes schlägt sich 
in Zu- und Abschlägen nieder); auch bedarfsorientierte 
Leistungselemente (Ausgleichszulage) können von Be­
deutung sein.  

Die letztverfügbaren Daten - sie beziehen sich auf das 
Jahr 1 998 - ergeben für d ie österreichische gesetzliche 
Pensionsversicherung und hier für den Bereich der Un­
selbständigen folgende Nettoersatzraten :  

• Bei den Pensionsneuzugängen des Jahres 1 998 be­
trug das durchschnittliche Verhältnis zwischen dem 
letzten Nettoaktivbezug und der ersten Nettopension 
(Nettoersatzrate) 78 %. Dabei gab es zwischen Arbei­
tern und Angestellten keinen nennenswerten Unter­
schied, wohl aber zwischen Männern und Frauen. 

• Die durchschnittliche Nettoersatzquote der Männer 
betrug 82 % und jene der Frauen 74 %:  Trotz dieser 
nach wie vor bestehenden Differenz zwischen Frauen 
und Männern ist festzuhalten, dass sich seit Ein­
führung der Anrechnung von Kindererziehungszeiten 
im Jahr 1 993 ein stetiges Ansteigen der Ersatzraten 
bei den Frauen zeigt. Im Jahr 1 989 lag die durch­
schnittliche Nettoersatzrate bei den neuzuerkannten 
Pensionsleistungen an Frauen noch bei 63 %, im Jahr 
1 994 bereits bei 72 % und nunmehr bei 74 %. Aber 
auch jene der Männer ist im sei ben Zeitraum trotz der 
vielfältigen Reformmaßnahmen leicht angestiegen, 
näml ich von 79 % (1 989) auf nunmehr 82 % (1 998). 

• Hinter den hier präsentierten Durchschnittswerten 
verbirgt sich durchaus auch eine gewisse Bandbreite 
an Lebensstandardsicherung: Beim untersten Dezi l ,  
d . h. den untersten 1 0  Prozent der neuzuerkannten 
Pensionsleistungen des Jahre 1 998, lag die Netto­
ersatzrate bei 55 % (62 % Männer und 50 % Frauen) 
und darunter. Demgegenüber erzielte das oberste 
Dezi l ,  d. h. jene 1 0  Prozent mit den höchsten Ersatz­
quoten, ein Nettoabsicherungsniveau von 95 % und 
darüber (95 % Männer und 96 % Frauen). 

Über die Selbständigen und die Beamten l iegen keine 
derartigen Daten vor. Auf Grund der Besonderheiten der 
Öffentlichen Pensionssysteme ist zu vermuten, dass die 
Ersatzquoten höher als jene in der gesetzlichen Pen­
sionsversicherung sind. 
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Internationale Vergleichsdaten neueren Datums über das 
Niveau des Einkommensersatzes in verschiedenen Län­
dern sind derzeit n icht vorhanden. Ältere Studien, die zu 
Beginn der 90er Jahre erstellt wurden, zeigen Österreich 
im vordersten Bereich der Lebensstandardsicherung: 
Diese Position dürfte sich n icht wesentlich verändert 
haben. 

4.2.3. Pensionsbezieher und -bezieherinnen in 
Relation zur inländischen Bevölkerung 

Die im folgenden präsentierten Daten dürfen nicht darü­
ber hinwegtäuschen, dass es 

• wie oben gezeigt, eine nicht unerhebliche Bandbreite 
im Sicherungsniveau gibt, und dass 

• darüber hinaus eine nicht vernachlässigbare Anzahl 
von Personen über gar keine eigenständige Alters­
vorsorge verfügt. 

Beginnen wir wiederum mit dem Geburtsjahrgang 1935 
und vergleichen wir ihn mit jenen Personen , die 20 Jah­
re vorher ihre Pension angetreten haben, näml ich dem 
Geburtsjahrgang 1 91 5, d. s. die heute 85-jährigen. Im 
Gegensatz zum vorhergehenden Abschnitt beziehen wir 
uns nur auf jene Personen, d ie eine Pension im Inland be­
ziehen. Die vergleichende Analyse dieser beiden Ge­
burtskohorten zeigt relativ deutlich auf, welche Entwick­
lungsdynamik dem österreichischen Altersvorsorgesys­
tem innewohnt. Dabei ist die übl iche Einschränkung an­
zuführen, dass sich d ie nachfolgenden Daten led ig l ich 
auf die gesetzliche Pensionsversicherung beschränken. 

• Im Dezember 1 998 bezogen 75 % aller in Österreich 
wohnenden männl ichen Personen des Jahrganges 
1 935 eine oder mehrere Leistungen aus der gesetz­
lichen Pensionsversicherung. Noch gen au er aufge­
schlüsselt bezogen 73 % eine Direktpension (Alters­
oder Invalid itätspension) ,  2 % sowohl eine Alters- als 
auch eine H interbl iebenenpension und 0,6 % nur eine 
H interbl iebenenleistung. 

• Bei den Frauen stellen sich die Verhältn isse durchaus 
unterschiedlich dar: H ier bezogen zwei Drittel (67 %) 
im Vergleich zu drei Viertel bei den Männern - eine 
Pension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung, 
ein Drittel hatte keine Leistung, wobei al lerdings nicht 
bekannt ist, wie viele davon eine Altersvorsorgeleis­
tung aus dem Öffentlichen Dienst beziehen. 

• Noch unterschiedlicher als bei den Männern ist die 
Aufschlüsselung dieser Leistungen: Knapp 50 % be­
zogen eine Eigenpension, 1 0  % sowohl eine Eigen­
pension als auch eine H interbliebenenleistung und 
7 % ausschließlich eine H interbl iebenenleistung. Der 
Anteil der Frauen m it einer eigenständigen Altersvor­
sorgeleistung beträgt somit zieml ich exakt 60 %, je­
ner der Männer jedoch 75 %.  
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• Im Vergleich dazu nun der Geburtsjahrgang 1 91 5, 
diesmal beginnend mit den Frauen: Im Dezember 
1 998 bezogen rund 79 % dieses Jahrgangs Pen­
sionsleistungen aus der gesetzlichen Pensionsversi­
cherung. 24 % davon waren Bezieherinnen nur einer 
Eigenpension, 31 % bezogen umgekehrt nur eine 
H interbliebenenpension und wiederum 24 % bezo­
gen beides, eine Eigen- und eine Witwen pension. Auf 
den ersten Blick ist der Versorgungsgrad des Ge­
burtsjahres 1 91 5  mit 79 % sogar besser als jener des 
Geburtsjahrganges 1 935 mit 67 %. Diese "Verbesse­
rung" ist aber ausschließlich eine Folge des Todes 
des Ehepartners und damit der Zunahme der Bezie­
herinnen einer Hinterbliebenenleistung. 

• Die maßgebliche Zahl ist der Anteil der Frauen mit 
einer eigenständigen Pensionsleistung, und hier ist 
das Verhältnis wie folgt: Beim Geburtsjahrgang 1 91 5  
verfügen erst rund 48 % der Frauen über eine eigen­
ständige Leistung, zwanzig Jahre später, bei m  Jahr­
gang 1 935, beträgt dieser Anteil bereits 60 % .  

Innerhalb eines Zeitraums von 2 0  Jahren hat also der An­
teil der Frauen mit einer eigenständigen Altersvorsor­
geleistung um 1 2  Prozentpunkte von 48 % auf 60 % 
zugenommen, der Abstand zu den Männern blieb aber 
gleich groß. Kann man daher davon ausgehen, dass bei 
gleichem Entwicklungstempo die Lücke im Versorgungs­
grad zwischen Frauen und Männern deutich reduziert 
wird? Diese Frage dürfte mit Ja zu beantworten sein , da 
sowohl die gestiegene Erwerbsbeteiligung der Frauen 
wie auch die jüngsten Verbesserungen im Pensions­
recht (ewige Anwartschaft, Anrechnung von Kindererzie­
hungszeiten) eine Fortsetzung dieses Trends bewirken 
werden. Aber ob sich die Lücke in der Höhe der zuer­
kannten Leistungen schließen wird ,  ist eher ungewiß. 

4.2.4. Die Höhe der materielJen Absicherung im 
Alter 

Die in Abschnitt Sozialversicherung präsentierten Leis­
tungsdaten der gesetzlichen Pensionsversicherung ge­
ben nur bedingt Aufschluss über die materielle Versor­
gung einer Person im Alter, da der Bezug von Mehrfach­
pensionen entsprechend nicht nur einer Person zuge­
rechnet werden: Um aussagekräftigere Einkommensda­
ten der Senioren zu erhalten, ist es notwendig, durch Zu­
sammenzählung aller Pensionsleistungen ein Gesamt­
einkommen einer Person zu ermitteln.  

Die nachfolgenden Daten geben daher die Gesamtpen­
sionseinkommen der Bezieher und Bezieherinnen 
einer oder mehrerer Leistungen aus der gesetzlichen 
Pensionsversicherung wider. 

• Die durchschnittliche Gesamtpensionsleistung be­
trug im Dezember 1 998 1 0.800,- ÖS (inkl. aller Zula-

gen und Zuschüsse), jene der Männer betrug dabei 
1 3.400,- ÖS, die der Frauen 9.000,- öS. Personen , 
deren Pensionsbezug nur aus einer Pension bestand, 
erhielten ein durchschnittliches Pensionseinkommen 
von 1 0.300,- ÖS (Männer: 1 3.300,- öS, Frauen: 
7 .800,- öS), bei Bezug mehrerer Leistungen betrug 
das durchschnittliche Gesamteinkommen 1 4.400,­
ÖS (Männer: 1 7.200,- öS, Frauen: 1 4.000,- ÖS). In die 
letztgenannte Kategorie fallen bei den Männern 4 % 
und bei den Frauen 1 8  %. 

• Eine Person der Geburtskohorte 1 935 bezog im 
Durchschnitt einen Gesamtpensionsbezug von rund 
1 1 .900,- öS (Männer: 1 4.800,- öS, Frauen: 9.000,­
öS). Weitaus niedriger waren die Gesamteinkommen 
des Geburtsjahrgangs 1 91 5: Sie lagen im Gesamt­
durchschnitt bei 9.300,- ÖS, jene der Männer betru­
gen 1 1 .900,- öS, d ie der Frauen bei 8.300,- öS. Die­
se Zahlen signalisieren eines deutl ich: Der durch­
schnittliche Gesamtpensionsbezug der älteren Se­
nioren ist geringer als der der jüngeren Senioren. 
Während aber bei den Männern ein deutlich ausge­
prägter altersspezifischer Trend vorliegt, ist bei den 
Frauen der altersbedingte Abstand im Pensionsbe­
zug erheblich geringer. Dies liegt daran, dass immer 
mehr Frauen mit fortschreitendem Alter verwitwen 
und daher auf zwei Pensionsbezüge zurückgreifen 
können. 

• Grundsätzlich aber ist der altersspezifische Unter­
schied im materiellen Versorgungsniveau durch zwei 
Faktoren bedingt: Personen , die z.  B. ihre Pension vor 
20 Jahren angetreten haben, haben weniger Versi­
cherungsmonate erworben a ls d ie jüngere Genera­
tion. Das zweite Faktum ist, dass die Pensionsanpas­
sungen n icht das volle N iveau der jährlichen Lohner­
höhungen widerspiegeln und es so im Zeitablauf zu 
einer Verringerung der Relation zwischen Pension 
und Aktiveinkommen kommt. 

Durchschnittl iche Pensionsleistung* 
bei Bezug einer/zweier Pensionen Dezember 1 998 

Männer 

Bezug einer Pension 

Frauen 

• gleichzeitiger Bezug mehrerer 
Pensionen 

• in ÖS inkl. aller Zulagen und Zuschüsse 
Quelle: Hauptverband der österr. Sozialversicherungsträger 
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Die oben beschriebenen Gesamteinkommen haben sich 
allesamt auf die gesetzliche Pensionsversicherung bezo­
gen. Will man einen Gesamtüberblick über das Ausmaß 
der materiel len Absicherung gewinnen, muss man auf 
zusätzliche Datenquellen zurückgreifen. Eine davon ist 
die jährliche Lohnsteuerstatistik, die zum Zeitpunkt der 
Berichtersteilung allerdings erst für das Jahr 1997 vorlag: 

Im Jahr 1 997 bezogen 1 .735.000 aller im In land wohn­
haften Personen eine Altersvorsorgeleistung, 
1 .495.000 Personen erhielten dabei Leistungen aus­
schließlich aus der gesetzlichen Pensionsversiche­
rung, der Rest (240.000) aus den Pensionssystemen 
der Öffentlichen Dienste bzw. aus beiden. 

Das Median-Pro-Kopf-Einkommen eines Pensions­
empfängers lag dabei bei 1 1 .800,- ÖS, jenes der Männer 
bei 1 6.400,- ÖS und das der Frauen bei 8.900,- ÖS. Das 
unterste Dezil kam auf einen Maximalbezug von 
5 . 1 00,- öS (Männer: 7 .500,- ÖS, Frauen: 4.1 00,- ÖS) . Auf 
das oberste Dezil kam hingegen ein durchschnittl icher 
Gesamtpensionsbezug von mindestens 26.300,- ÖS 
(Männer: 30.400,- öS, Frauen: 21 .900,- ÖS). Ein n icht 
unerheblicher Tei l  d ieser relativ großen Bandbreite beim 
Pensionsbezug liegt darin begründet, dass die Pensions­
systeme der Öffentlichen Dienste deutlich höhere Lei­
stungen gewähren als die gesetzliche Pensionsversiche­
rung. Reduziert man die Analyse auf den letztgenannte 
Bereich, so ist die Bezugsbandbreite doch erheblich ge­
ringer. 

Eine äußerst wichtige Betrachtungsebene wurde bislang 
noch n icht angesprochen, nämlich die materielle Ab­
sicherung auf Haushaltsebene. Dazu g ibt es letztver­
fügbare Daten auf Mikrozensusbasis für die Netto-Medi­
aneinkommen des Jahres 1 997: Die 732.000 ermittelten 
Pensionistenhaushalte verfügten dabei über ein Netto­
Medianeinkommen von 1 4.400,- ÖS. Arbeiterhaushal­
te erzielten dabei ein Einkommen von 13.300,- ÖS, An­
gestelltenhaushalte von 1 6.100,- ÖS und die Beamten 
verfügten über ein Haushaltsbudget von 20.800,- ÖS. In­
folge der relativ niedrigen bäuerlichen Haushaltseinkom­
men (9. 1 00,- öS Netto-Medianeinkommen) verfügen d ie 
Selbständigen haushalte über ein durchschnittliches Ein­
kommen von nur 1 1 .300,- ÖS. Dabei ist aber zu erwäh­
nen, dass zumindest ein Tei l  der Selbständigenhaushalte 
über zusätzl iche, nicht-monetäre Absicherungen verfügt, 
wie etwa die Bauern in Form des bäuerl ichen Ausgedin­
ges. 

Welcher Stellenwert kommt den hier 
präsentierten Daten zu? 

Das - unstandardisierte - Netto-Medianeinkommen eines 
in ländischen Pensionisten haushaltes betrug wie oben 
angeführt im Jahr 1 997 1 4.400,- öS. Demgegenüber lag 
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das ebenfalls unstandardisierte Netto-Medianeinkom­
men eines Aktivenhaushaltes bei 27.300,- öS. Gewichtet 
man allerdings die Haushaltseinkommen nach der Zahl 
der dem Haushalt angehörenden Personen, d. h . ,  n immt 
man eine Standardisierung vor, so beträgt das Netto­
Medianeinkommen eines Seniorenhaushalts (nach der 
ÖSTAT-Standardskala) 1 1 .300,- ÖS, das analoge Ein­
kommen eines unselbständig Erwerbstätigenhaushalts 
beträgt 1 4.300,- ÖS; auf der Haushaltsebene verfügt ein 
durchschnittlicher Seniorenhaushalt über rund 80 % 
der Mittel eines Aktivenhaushaltes, in Anbetracht der 
unterschiedlichen Ausgabenstruktur dieser Haushalte 
ein durchaus beachtlicher Wert. 

4.2.5. Lebensstandardsicherung im zeitlichen 
Verlauf 

Die Lebenserwartung einer 55-jährigen Neuzugangspen­
sionistin beträgt gegenwärtig rund 28 Jahre, die eines 
60-jährigen Mannes noch 1 9,5 Jahre: Es ist daher Aufga­
be aller Altersvorsorgesysteme, den mit dem Einstieg in 
den Ruhestand erreichten Lebensstandard auch über 
die gesamte zu erwartende Bezugsdauer abzusi­
chern. Dafür gibt es einerseits das Instrument der jähr­
lichen Pensionsanpassung und andererseits auch das 
Instrument der bedarfsorientierten Mindestsicherung in 
Form der Ausgleichszulage. Letztere soll insbesondere 
ein Abrutschen unter eine wie auch immer definierte Ar­
mutsschwelle verhindern. 

Die zukünftigen Pensionsanpassungen können mitteI­
und langfristig schwer prognostiziert werden, ein Blick 
auf die Vergangenheit zeigt aber sehr deutl ich die Wir­
kungsweise dieser beiden Instrumente: 

Eine Person des bereits mehrfach erwähnten Jahrgangs 
191 5, die ihre Pension zum 60. Lebensjahr antrat, hat 
seither eine Valorisierung ihrer ursprünglich zuerkannten 
Pension um rund 1 70 % erfahren; eine Pension im Aus­
maß von 10.000,- ÖS (1 975) hat daher heute eine Höhe 
von 27.000,- ÖS erreicht. Im sei ben Zeitraum stieg der 
Verbraucherpreisindex für Pensionisten um etwas we­
niger als 1 25 %, das bedeutet, dass sich das Kaufkraft­
niveau deutlich erhöht hat. 

Dies gi lt in noch erheblicherem Ausmaß für die Aus­
gleichszulage. Im genannten Zeitraum 1 975 bis 2000 
sind die Ausgleichszulagenrichtsätze für Alleinstehende 
um mehr als 255 % gestiegen, das ist mehr als das 
Doppelte der Verbraucherpreisentwicklung . 

Schon allein diese wenigen Daten belegen, dass die 
materiel le Absicherung über die gesamte Bezugsphase 
gegeben ist. 
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4.2.6. Absicherung der Senioren und Seniorinnen 
im KrankheitsfaU 

Ein vielfach vernachlässigter Aspekt der materiellen Ab­
sicherung im Alter durch Transferleistungen aus den ge­
setzlichen und den öffentlichen Altersvorsorgesystemen 
ist der damit verbundene Schutz im Krankheitsfall. Mit 
einer vergleichsweise moderaten Beitragsleistung von 
3,75 % (gesetzl iche Pensionsversicherung) bzw. 3,95 % 
(Altersvorsorge der Beamten) erwirbt der Pensionist für 
sich und seine allfälligen beitragsfrei mitversicherten An­
gehörigen einen vollen Kankenversicherungsschutz. 

Im Jahr 1 999 gab die gesetzliche Krankenversicherung 
rund 60 Mrd. ÖS für Leistungen an Rentner und Pensio­
nisten und deren Angehörige aus. Dem standen Bei­
tragseinnahmen für d iese Personengruppe in Höhe von 
rund 25 Mrd. ÖS und sonstige Einnahmen (Rezeptge­
bühr, Kostenantei le und dgl.) in Höhe von rund 5 Mrd. ÖS 
gegenüber. Die Unterdeckung in Höhe von 30 Mrd. ÖS 
wird im Wege des Solidarausgleiches von den kranken­
versicherten aktiv Erwerbstätigen getragen. 

Aber auch von den oben genannten Beiträgen in Höhe 
von 25 Mrd. ÖS wurden nur rund 12 Mrd. ÖS von den 
Pensionsbeziehern und -bezieherinnen aufgebracht. 
Der überwiegende Tei l  von 13 Mrd. ÖS entfiel auf d ie ge­
setzliche Pensionsversicherung bzw. bei den Beamten 
auf deren Dienstgeber. In bei den Fällen war demzufolge 
die Erwerbstätigen diejenigen, die d ie Mittel dafür auf­
brachte. 

Einem Eigenbeitrag von 1 7  Mrd .  ÖS steht ein Aufwand für 
die Krankenversicherung von bereits erwähnten 60 Mrd. 
ÖS gegenüber, dies erg ibt eine Deckungsquote durch 
Eigenmittel in Höhe von weniger als 30 %.  

• 

Auch d iesen Aspekt gi lt  es zu berücksichtigten, wenn von 
der materiellen Absicherung im Alter die Rede ist. Der 
relativ kostengünstige Krankenversicherungsschutz ist 
eine wichtige nicht-monetäre Leistung, die den Älteren 
gewährt wird. 

4.3. Ältere Menschen in der Politik 

4.3.1 . Politische Partizipation älterer Menschen 

Mit der demografischen Entwicklung eines Anstiegs der 
älteren Bevölkerung ist auch die Zunahme von älteren 
Wahlberechtigten verbunden. Betrug das durchschnitt­
liche Wahlalter im Jahr 1 981 noch 44,7 Jahre, wird es 
bis zum Jahr 201 1 bereits auf 49,5 Jahre ansteigen und 
im Jahr 2051 voraussichtlich 53,5 Jahre ausmachen. 
Dabei wird der Anteil der über 60Jährigen an der wahlbe­
rechtigten Bevölkerung von derzeit ca. einem Viertel 
(2001 : 27 %) auf ein Drittel (34 %) im Jahr 2021 anstei­
gen. 

Auswertungen hinsichtlich der Wahlbeteiligung Älterer 
zeigen, dass diese auch mit dem Alter noch ansteigt und 
erst im sehr hohen Alter zurückgeht. 

Neben Alter und Geschlecht wird das politische Interes­
se weiters durch die soziale Stel lung mitbestimmt: Per­
sonen, die besser gebildet und sozial integriert sind, zei­
gen deutlich stärkeres politisches Engagement und wei­
sen eine höhere Wahlbeteiligung als Personen benach­
tei l igter Gesellschaftsschichten auf. 

Die Ergebnisse einer qual itativen Studie in Österreich 
über Mitbestimmungsbedürfnisse älterer Menschen 
zeigen, dass diese verstärkt an al ltagsrelevanten Themen 

Mitglieder und Organisationsgrad 
der österreichischen Seniorenorganisationen 

Seniorenorganisation 

Pensionistenverband Österreichs 

Österreichischer Seniorenbund 

Österreichischer Senioren ring 

Zentralverband der Pensionisten Österreichs 

Pensionisten im ÖGB 

Sonstige3) 

Gesamt 

Quelle: BMSG, ÖSTAT (1 991 )  

1 )  gerundet bzw. geschätzt, Doppelmitgliedschaften möglich 

Mitglieder 1) 
305.000 

245.000 

40.000 

1 0.000 
=== 

1 40.000 

5.000 

745.000 

Organisationsgrad 2) 
1 9,5% 

1 5,6% 

2,5% 

0,6% 

8,9% 

0,3% 

47,6% 

2) Anteil der Mitglieder bzw. der organisierten Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung über 60 Jahre (1 .564.728) 
3) "Die Grauen", "Verband der Sozialversicherten", "Die Grauen Panther" 
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sowie direkt in ihrer Umgebung stattfindenden Ereignis­
sen interessiert sind und in diesem Fall auch entspre­
chendes politisches Engagement entgegenbringen. 

Politische Vertretungen älterer Menschen -
Seniorenorganisationen 

Im Vergleich zu anderen europäischen Ländern ist bei 
den Senioren in Österreich ein hoher Organisierungs­
grad feststell bar. Dies gilt sowohl für Parteien und Ge­
werkschaften als auch für Organisationen, die ein politi­
sches Nahverhältnis zu Parteien haben. So sind z. B. bei­
nahe die Hälfte aller Pensionisten und Pensionistin­
nen Mitglied einer Seniorenorganisation. 

Insgesamt besteht zwischen den bei den größten Senio­
renorganisationen - dem Pensionistenverband und 
Seniorenbund weitgehend Konsens in alterspoliti­
schen Fragen. Folgende Themen stehen dabei im Vor­
dergrund: Pensionen, Ausgleichszulagen, Gesundheits­
fragen, Gebührenbefreiungen und -ermäßigungen, Pfle­
gebedürftigkeit, Weiterentwicklung der Öffentlichkeitsar­
beit und internationale Aktivitäten. Zudem werden Ange­
bote wie die Mögl ichkeit von individuellen Beratungen, 
die Organisation von Seniorenreisen sowie von Freizeit­
aktivitäten offeriert, welche von den Mitgliedern auch 
zahlreich in Anspruch genommen werden. 

4.3.2. Politik zur Förderung der politischen 
Partizipation älterer Menschen 

4.3.2. 1 .  Maßnahmen auf Bundesebene 

Eingangs ist festzuhalten, dass Seniorenpolitk eine Quer­
schnittsmaterie darstellt und daher in alle Kernbereiche 
der Politik h ineinreicht. 

Die seniorenpolitischen Agenden sind seit der Regie­
rungsneubildung im Frühjahr 2000 zum überwiegenden 
Teil in den Zuständigkeitsbereich des BMSG verlegt 
worden. Als direkte AnlaufsteIle für ältere Menschen 
steht in d iesem Ressort das Kompetenzzentrum für Se­
nioren- und Bevölkerungspol it ik zur Verfügung, welches 
maßgeblich für die Entwicklung der Seniorenpolitik als 
selbstständiges Aufgabengebiet der Gesellschaftspolitik 
verantwortlich ist. 

U. a. zählen die Vorbereitung und Durchführung der Se­
niorenpolitiklin ien während der EU-Präsidentschaft 
Österreichs (zweites Halbjahr 1 998) sowie die österreich­
weite Koord ination der Umsetzung des U.N .-Jahres der 
älteren Menschen 1 999 zu den Aufgabenschwerpunkten 
der Jahre 1 998 und 1 999. 
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Weitere In itiativen des Kompetenzzentrums für Senioren­
und Bevölkerungspolitik: 

• Gründung der .. Bürgerbüros für Jung und Alt" zur Auf­
wertung des Ehrenamtes, 

• Förderung der Seniorenmitsprache in Städten und 
Gemeinden, 

• Gründung der Bundesseniorenanwaltschaft zur Ver­
besserung der Durchsetzung der Rechte älterer Men­
schen (sie bietet Hilfestel lung bei der Durchsetzung 
individueller Rechtsansprüche für ältere Menschen). 

• Image-Kampagne .. 50plus - Die jüngste Zielgruppe" 
(ausgehend von dem Faktum, dass in der Werbewirt­
schaft Menschen über 50 Jahre kaum als Zielgruppe 
angesehen werden , sollte diese Image-Kampagne 
dazu dienen , die Anliegen und Bedürfnisse spezifisch 
der Gruppe der über 50-jährigen in die Öffentlichkeit 
zu tragen). 

Bundesseniorenbeirat 

Mit der Einführung des Bundes-Seniorengesetzes 1 998 
wurde ein richtungsweisender Schritt zur Stärkung der 
Teilhabechancen der älteren Generationen unternom­
men. Hierin wurde die gesetzliche Beratung, Information 
und Betreuung von Senioren durch die großen Senioren­
organisationen finanziell abgesichert. Für jede Österrei­
cherin über 55 Jahre und jeden Österreicher über 60 Jah­
re erhalten die Seniorenorganisationen 1 1  Schi l l ing, das 
sind insgesamt rund 21 Mio.  Sch i l l ing pro Jahr, um ihre 
Beratungs-, Informations- und Betreuungsleistungen er­
bringen zu können. 

Eine bedeutsame Aufwertung der Senioren brachte die 
Novelle zum Bundes-Seniorengesetz im Jul i  2000. Die 
Zuständigkeit für das Bundesseniorengesetz liegt nicht 
mehr beim Bundeskanzleramt sondern im BMSG. 

Den Vorsitz des Bundesseniorenbeirats führt der Bun­
desminister für soziale Sicherheit und Generationen und 
der Bundesseniorenbeirat wird im Sinn des Gesetzes 
zum aktiven Steuerungsinstrument der Senioren- und 
Generationenpolitik des Ressorts eingesetzt. 

Gleichzeitig ist der Österreichische Senioren rat als Dach­
verband der Seniorenorganisationen offizielle Stimme 
der älteren Menschen in Österreich und ist in allen Ange­
legenheiten, welche die I nteressen der österreichischen 
Seniorinnen und Senioren berühren, den gesetzlichen In­
teressenvertretungen der Dienstnehmer, der Wirt­
schaftstreibenden und der Landwirte gleichgestellt . 

Damit ist erstmals d ie gleichrangige und gleichberech­
tigte Vertretung der Anliegen älterer Menschen auf Bun­
desebene sichergestellt. 
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Dementsprechend werden die Mitbestimmungsmög­
lichkeiten der Senioren in folgenden Bereichen ausge­
weitet: 

• in der aktiven Gestaltung der künftigen Seniorenpol i ­
t ik i n  Österreich, 

• in der Expertenkommission zur Pensionsreform, 
• im Beirat des Hauptverbandes der Sozialversiche­

rungsträger, in den in Zukunft auf Vorsch lag der drei 
m itgl iederstärksten im Bundesseniorenbei rat vertre­
tenen Seniorenorganisationen ein Vorsitzender und 
zwei stellvertretende Vorsitzende entsendet werden. 

4.3.2.2. Maßnahmen auf Länderebene 

Um älteren Menschen auf Landesebene Partizipations­
mögl ichkeiten einzuräumen, wurden in den einzelnen 
Bundesländern untersch iedl iche Modelle von Senioren­
vertretungen wie Seniorenreferate (Tirol, N iederöster­
reich) oder Seniorenbeauftragte eingerichtet. Diese 
sind tei ls direkt der Landesregierung zugeordnet und ar­
beiten unter dem Vorsitz des/der Landesrates/Landes­
rätin  bzw. einer Vertreterln einer Seniorenorganisation. 
Ihre Funktion ist die Beratung der jeweiligen Landesre­
gierung i n  alter(n)sbezogenen Fragen, sowie die Abgabe 
von Stell ungnahmen zu Gesetzesentwürfen. Zusätzlich 
engagieren sie sich für die Ausweitung von M itbestim­
mungs- und Mitsprachemöglichkeiten für ältere Men­
schen sowie im Kampf gegen d ie Altersdiskriminierung. 

4.3.2.3. Maßnahmen auf Gemeindeebene 

Auch auf Gemeindeebene wurde in den Bundesländern 
Vorarlberg und Salzburg - als Vorreiter - bereits anfangs 
der 90er Jahre mit dem Aufbau von Gemeinde-Senio­
renbeiräten begonnen. Diese dienen vorwiegend dazu, 
die Bedürfnisse und Anliegen der älteren Menschen im 
regionalen Umfeld in die kommunalen Politik miteinzube­
ziehen. 

4.3.2.4. Beratung und Begleitung beim Aufbau 
von Seniorenvertretungen 

Um Aufschluss über das Ausmaß und die Effizienz von 
Seniorenvertretungen auf kommunaler Ebene zu gewin­
nen , gab das Ressort eine Studie mit dem Titel "Chan­
cen und Wege der Partizipation älterer Menschen am 
öffentlichen Leben in kleinen Gemeinden" in Auftrag, 
die bestehende Modelle der Seniorenvertretung in Öster­
reich sowie im Ausland evaluieren sollte. H ierbei zeigten 
die Ergebnisse, dass es in Österreich derzeit nur wenige 
Seniorenvertretungen auf Gemeinde- und Städteebene 
gibt und die Mitsprache dort am effektivsten ist, wo sie 
nicht verordnet, sondern von den beteiligten Betroffenen 

• 

selbst aufgebaut wurde. Ausgehend von diesen Erkennt­
nissen, startete das Ressort eine In itiative, Gemeinden 
und Städte beim Aufbau von Seniorenvertretungen zu 
beraten und zu begleiten. 

4.4. GeseUschaftliche Partizipation älterer 
Menschen 

4.4. 1 .  Bedeutung des Ehrenamtes für Politik und 
Gesellschaft 

Einhergehend mit der höheren Lebenserwartung und 
dem verbesserten Gesundheitszustand älterer Men­
schen gewinnt die Frage nach dem Einsatz wachsender 
Potenziale älterer Menschen für die Gemeinschaft und 
Gesellschaft immer mehr an Bedeutung. Diese Entwick­
lung verläuft paral lel zu einem Paradigmenwechsel in 
der Altenarbeit, in der man nun verstärkt auf Hilfe zur 
Selbsthi lfe und der Stärkung der Potenziale der Person 
und der Idee der Gegenseitigkeit setzt. 

Freiwi l l iges Engagement ist im Rahmen eines solchen 
Parad igmenwechsels von zentraler Bedeutung. Aller­
dings passt das traditionelle Verständnis von Ehrenamt, 
das an Altruismus, christliche Nächstenliebe und Selbst­
aufopferung gekoppelt war, nicht zu d ieser Neuorientie­
rung der Seniorenarbeit. Bürgerschaftl iches Engagement 
wird viel stärker im Zusammenhang mit einer lebendigen 
Demokratie und Bürgergesellschaft diskutiert. Dabei 
geht es darum, mehr Menschen in die Mitverantwortung 
und Mitgestaltung im Gemeinwesen einzubeziehen. In 
diesem Zusammenhang bietet freiwill iges Engagement 
im lokalen Bereich d ie Möglichkeit, die sie selbst betref­
fenden Themen mitzugestalten und dabei mitzuspre­
chen. 

Das Ehrenamt hat vor allem im ländlichen Bereich eine 
größere gesellschaftliche Bedeutung als in der Stadt. 
So würden in ländlichen Regionen ohne ehrenamtliches 
Engagement, das auch von vielen alten Menschen getra­
gen wird, wesentliche gesellschaftliche Bereiche, darun­
ter Betreuungsarbeit oder kulturelle Aktivitäten ,  nicht 
ausgefü l lt werden. Eine Vielzahl von Angeboten im kultu­
rellen, sozialen, Freizeit-, Jugend- und Bildungsbereich 
können nur durch ehrenamtl iche Tätigkeit erfül lt werden 
und tragen wesentlich zur Verbesserung der Lebensqua­
l ität der Bevölkerung bei .  Selbst in Bereichen, in denen in 
den letzten Jahren eine verstärkte Professionalisierung 
stattfand, wie etwa im Sozialbereich,  übersteigt der An­
teil ehrenamtlicher Tätigkeit vielfach den Anteil haupt­
amtlicher Aktivitäten. 
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4.4.2. Ausmaß des geseUschaftlichen Engagements 
älterer Menschen 

Über das Ausmaß des freiwill igen Engagements älterer 
Personen in Österreich g ibt es bisher erst sehr wenig Er­
kenntnisse. So konnte in einer 1 999 in Niederösterreich 
durchgeführten Studie der Nachweis erbracht werden, 
dass 41 % der Menschen über 65 formell und informell 
aktiv sind, während dieser Wert in ganz Österreich bei 
27 % l iegt. 

In Niederösterreich entspricht das Engagement älterer 
Menschen dem Ausmaß ehrenamtlicher Tätigkeit ande­
rer Altersgruppen, während es in ganz Österreich we­
sentlich geringer ist, d. h. deutlich mehr Personen im 
Alter zwischen 25 und 55 freiwi l l ig aktiv sind. Diese Un­
terschiede sind mitunter auf die ländl ichen Strukturen in 
d ieser Region zurückzuführen. Konkret zeigt sich, dass in 
kleineren Orten mehr Engagement ausgeübt wird als 
in städtischen Gebieten. Zudem verfügt Niederöster­
reich über ein traditionell gut ausgebautes Netz an Ver­
einen , in denen sehr viele ältere Menschen tätig sind. 

Unterschiede zeigen sich zudem in der Art des Engage­
ments. Während 30 % der Menschen unter 55 organisiert 
aktiv sind, trifft dies ledigl ich auf 20 % der Personen über 
55 zu. Ehrenamtliche Funktionen im Rahmen von Organi­
sationen hingegen werden von allen Altersgruppen in et­
wa gleichem Ausmaß ausgeübt. Dies spiegelt sich in der 
Tatsache wieder, dass jüngere Menschen immer weniger 
Verantwortung auf der Ebene von Funktionärstätigkeiten 
ausüben wollen. Im Unterschied dazu sind im Bereich der 
i nformel len Nachbarschaftshi lfe 49 % der Älteren aber 
nur 38 % der Jüngeren aktiv. Dies bestätigt einen in an­
deren Studien festgestellten Trend, wonach nicht orga­
nisierte Nachbarschaftshilfe die am häufigsten ge­
nannte Form freiwilliger Tätigkeit älterer Menschen ist. 

4.4.3. Bereiche und Organisationsformen 
ehrenamtlicher Engagements 

Das freiwil l ige Engagement älterer Menschen ist breit 
gestreut und umfasst zahlreiche inhaltliche Bereiche, 
Organisationen und Tätigkeiten. Dazu zählen unter ande­
rem Umwelt- und Naturschutz, Soziale Dienste, Kultur, 
Sport, Erwachsenenbildung etc. Gesamtgesellschaftl ich 
betrachtet sind in Österreich die meisten Personen über 
alle Altersgruppen h inweg im Rahmen von kirchlichen 
Aktivitäten tätig. Bei der Ausübung von ehrenamtlichen 
Funktionen zeigt sich, dass die meisten Personen Funk­
tionen im Bereiche des Sports, der politischen Parteien 
und Gewerkschaften ausüben. Bei über 55jährigen Per­
sonen zeigt sich ein etwas anderes Bi ld :  So haben die 
meisten über 55Jährigen im kirchlichen Bereich eine 
ehrenamtl iche Funktion, wobei ehrenamtliche Funktio-
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nen im sozialen Bereich bei dieser Altersgruppe bereits 
an zweiter Stelle stehen. Danach kommen ehrenamtliche 
Funktionen in Pensionisten- und Volksgruppen. Für 
über 55-jährige Personen n immt der Sport erst die vierte 
Stel le ein, während er für jüngere Altersgruppen an zwei­
ter Stelle steht. 

In Österreich sind viele Senioren und Seniorinnen im 
Rahmen von Wohlfahrtsverbänden, Seniorenorganisa­
tionen und unterschiedlichen Vereinen freiwil l ig aktiv. Es 
kommt zunehmend zur Bildung neuer Organisationsfor­
men für freiwi l l iges Engagement älterer Menschen. 

Von großer Bedeutung für die Förderung ehrenamtlichen 
Engagements von älteren Menschen ist die 1 991 gegrün­
dete Gesellschaft zur Förderung der Alterswissen­
schaften und des Seniorenstudiums. Ziel dieser In itiative 
ist es, ältere Menschen zu motivieren und aktivieren, 
um deren Ausgrenzung entgegenzuwirken, bestehende 
Vorurtei le gegenüber anderen Generationen abzubauen 
und Solidarität und Zusammenhalt zwischen den Gene­
rationen zu fördern. Getragen werden die Aktivitäten im 
wesentlichen vom ehrenamtlichen Engagement der in 
der In itiative Tätigen, wobei d iese unterschiedl iche Pro­
jekte durchführen wie etwa das Projekt "Wohnen für Hi l­
fe", in dem junge Menschen Älteren H i lfe anbieten und 
als Gegenleistung bei diesen wohnen. 

Eine weitere Organisation , der Austrian Senior Experts 
Pool (ASEP) wurde 1 988 in  Zusammenarbeit mit der Ver­
einigung österreichischer Industrieller gegründet. Ziel 
d ieser Initiative ist es, die Erfahrung und das Wissen 
pensionierter Manager und Managerinnen zu erhalten 
und in Bereichen einzusetzen, in denen Bedarf nach die­
sem Wissen besteht. So bestehen Aufgaben etwa darin ,  
Konzepte für Branchen oder Betriebe zu erstellen, Vor­
träge zu halten oder am internationalen Erfahrungsaus­
tausch teilzunehmen. 

Die zuvor beispielshaft genannten In itiativen können als 
Beleg dafür gewertet werden, dass in den letzten Jahren 
vermehrt innovative Formen freiwilligen Engagements 
für ältere Menschen entstanden sind. Konkret zeigt sich, 
dass d iese Initiativen eher im städtischen Bereich zu 
finden sind, während in ländlichen Regionen vor allem 
traditionelle Formen der Ehrenamtlichkeit beibehalten 
werden. 

4.4.4. Aktivitäten des Ressorts 

Zur Förderung und Schaffung von gemeindeorientierten 
AnlaufsteIlen für ehrenamtliches Engagement in iti ierte 
1 998 das damalige BMUJF das Modellprojekt "Bürger­
büros für Jung und Alt", Die Bürgerbüros übernehmen 
eine Drehscheibenfunktion in der Vermittlung von eh­
renamtlich tätigen Personen und jenen , die ehrenamt-
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l iche Dienste in Anspruch nehmen wollen. Gleichzeitig 
dienen sie als Plattform zur Gründung eigener ehren­
amtlicher Initiativen. In den Bürgerbüros wird sowohl 
Schulung, Ausbi ldung, Beratung und Organisationshi lfe 
für die dort Tätigen angeboten. Die Organisation und Lei­
tung dieser Einrichtungen wird von älteren Menschen 
ehrenamtlich durchgeführt. 

Konkrete Beispiele für Aktivitäten , die von den Bürger­
büros vermittelt werden können, sind etwa Tätigkeiten 
als Schülerlotse, das Abholen von Kindern , Hi lfe bei 
Amtswegen oder kleine Handwerkstätigkeiten. Beispiele 
für den Aufbau von In itiativen, die von älteren bzw. jün­
geren Menschen getragen werden, sind etwa der Kultur­
austausch, Zeitzeugen, Erzählcafes, das Sorgentelefon 
etc. 

In der Gründungsphase 1 998/99 wurden 1 0  Bürgerbüros 
verteilt auf ganz Österreich gefördert. In einer 2. Grün­
dungsphase im Jahr 2000 werden Startförderungen an 
weitere 1 0  Bewerber vergeben. 

4.5. Solidarität zwischen den Generatione 

4.5.1 . Vorhandenes Potanzial intergenerationaler 
Solidarität 

In der Frage der Generationenbeziehung haben sich in 
den letzten Jahrzehnten wesentliche famil iäre Verände­
rungen ergeben. Durch den Zuwachs an Lebenserwar­
tung wird es immer wahrscheinlicher, dass mehrere Ge­
nerationen gleichzeitig leben. Allerd ings sagt das bloße 
zeitliche Miteinander nur wenig über Interaktion und 
wechselseitige Hilfen aus. 

Dazu kommt, dass die Tendenz eines ständig wachsen­
den Lebensalters die Frage der Pflegeproblematik auf­
wirft, da gerade in den höchsten Alterstufen das Pflege­
risiko massiv ansteigt. Dieses Problem wird nicht nur 
durch eine geringer werdende Zahl von Kindern ver­
schärft , sondern auch durch die Ind ividualisierung fami­
l iärer Lebensformen. Zudem hat die wachsende Er­
werbstätigkeit der Frauen und deren zunehmende 
außerfami l iale Orientierung erhebliche Auswirkungen auf 
das intergenerationel le Austauschgeschehen, da vor al­
lem sie K inderbetreuung, Pflege von Alten und Kranken 
und andere fami l iäre Dienstleistungen durchführen. In­
dem die traditionelle Aufgabenteilung zwischen Mann 
und Frau brüchig wird, verändert sich auch die bisherige 
Funktional ität der Generationenbeziehung. Zur Auf­
rechterhaltung intergenerationaler Solidarität werden 
daher verstärkt auch Männer i hren Beitrag leisten müs­
sen. 

;. . ; 

Was das SOlidaritätspotenzial betrifft, konnte in einer 
Untersuchung über Einstellungen und Verhaltenswei­
sen im Wechselverhältnis zwischen den Generatio­
nen nachgewiesen werden, dass fast alle in einer Notlage 
auf Hilfe durch Verwandte oder Freunde zählen kön­
nen. I nsgesamt besteht eine hohe Erwartung von die­
sen Verwandten und Freunden notfal ls auch Hilfe zu be­
kommen. Bereits in kleineren Notlagen, wenn es etwa 
darum geht z. B. an einem Nachmittag auf ein Kind auf­
zupassen oder zeitweise auf die Wohnung zu schauen, 
werden vor allem die engeren Familienangehörigen 
kontaktiert. Daneben spielen auch Bekannte eine wichti­
ge Rolle, wenn der H ilfeaufwand nicht al lzu groß ist. In 
schwereren Notfällen, wenn etwa die Kinder krank sind, 
werden d ie engen Familienangehörigen noch wichtiger. 
Der Einsatz von Freunden nimmt zwar ab, dennoch sind 
sie auch in Fäl len, i n  denen bereits ein erhebl iches Maß 
an Engagement und Zeitaufwand gefragt ist, eine n icht 
unwesentliche H ilfsquelle. In größeren finanziellen Not­
lagen sind die engsten Angehörigen das bedeutendste 
Hi lfspotenzial. I nsbesondere die Kernfami lie erweist sich 
als wichtigste Solidargruppe. 

In Fällen größerer finanzieller Belastung nimmt die 
Bedeutung von Freunden als Hilfsquelle deutlich ab. 
Das erwartete Hilfspotenzial ist unterschiedlich struktu­
riert, je nachdem, welche sozialen Merkmale die Befrag­
ten aufweisen. Während einerseits sich mit zunehmen­
dem Alter die Wahrscheinl ichkeit noch lebende Eltern zu 
haben reduziert, Freunde, Freundinnen und Geschwister 
deutl ich an Bedeutung verlieren, steigt andererseits das 
Hi lfepotential durch d ie eigenen Kinder. Eine ge­
schlechtsspezifische Ausprägung des Hilfspotenzials 
lässt sich kaum feststellen. Merkliche Unterschiede sind 
jedoch je nach Art von Gemeinde, in der man lebt er­
kennbar. Im ländlich-dörflichen Bereich richten sich die 
Erwartungen besonders auf die engen Famil ienangehöri­
gen , im großstädtischen Bereich spielen vor allem das 
private Umfeld eine große Rolle. I nsgesamt weisen diese 
Studienergebnisse auf einen beachtlich hohen Grad an 
Solidaritätspotenzial des Verwandtschafts- und 
Freundesnetzwerkes insbesondere im Kreis der en­
gen Familie. 

4.5.1. Praktizierte SoHdarität zwischen den 
Generationen 

Die Untersuchungsergebnisse zeigen, dass der vielfäl­
tige in der Bevölkerung vorhandene Hilfebedarf weitge­
hend von informellen sozialen Netzwerken gedeckt 
wird .  Dabei stellt vor allem die Familie, insbesondere die 
i ntergenerationellen Beziehungen der Kernfami l ie nach 
wie vor ein äußerst tragfähiges sol idarisches System der 
Sicherung gegen Notlagen und in Situationen des Hi lfs­
und Unterstützungbedarfs dar, sei es der Bedarf nach 

1 81 

III-219-BR/2001 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdok. Analysen (gescanntes Original) 187 von 239

www.parlament.gv.at



Gesprächen, über alltägliche Verrichtungen bis hin zu 
Notfällen. Wenn Unterstützungsbedarf auftritt, was bei 
vier Fünftel der erwachsenen Bevölkerung in den letzten 
zwei Jahren der Fall war, dann bleibt keiner ohne ausrei­
chende Hi lfe von Seiten der Familie. In diesem Zusam­
menhang hat sich gezeigt, dass Hi lfebedarf bei den Jün­
geren zum Teil erheblich häufiger auftritt als bei den 
Älteren. Dies betrifft vor allem den finanziellen Bereich, 
das Bedürfnis nach Aussprache und die Betreuung von 
Kindern. Dabei deckt die Elterngeneration diesen Hilfe­
bedarf regelmäßig ab. Bei Personen bis 50 Jahren ist vor 
allem das Bedürfnis nach Aussprache bei Kummer und 
Problemen am stärksten gefragt. Personen über 50 Jah­
re hingegen wünschen vor allem Hilfe bei schweren Ar­
beiten im Haus. Im Vergleich mit anderen Altersgruppen 
wünschen die über 50-jährigen dauerhafte Pflege. Sie 
rangiert jedoch im Vergleich mit dem Ausmaß an anderen 
Hi lfsbedürfnissen eher am unteren Ende. 

Generell agieren Mütter als zentrale Hilfspersonen bei 
Dienstleistungen. Für Personen höheren Alters nehmen 
auch Töchter eine wichtige Rolle ein. Generell zeigt 
sich, dass das Helfen vor allem von weiblicher Seite 
praktiziert wird. Wenn erwachsene Kinder ihre alten 
Eltern pflegen, dann weniger aufgrund der Wirksamkeit 
einer von den früheren Elternhandlungen unabhängigen 
famil ialen Solidaritätspfl icht, sondern aufgrund von Ge­
fühlen der Dankbarkeit oder der Verpfl ichtung. Für die 
primär gebende Generation der Eltern ergibt sich zwar 
kein äquivalenter Rückfluss des Gegebenen, dennoch 
eine Sicherung für den Risikofal l .  

Die vorher genannte Generationenstudie zeigt, dass zwar 
Konfliktpotenzial aber keine Feindseligkeit im Verhält­
nis zwischen den Generationen feststel l  bar ist. Eine 
unüberbrückbare Kluft zwischen Jung und Alt wie die 
allgemeine öffentliche Diskussion vermuten lässt, konn­
te nicht nachgewiesen werden. 

4.5.3. I nternationales Jahr der älteren Menschen 
1 999 in Österreich 

Ausgangsbasis für die Ausrufung des "Internationalen 
Jahres der älteren Menschen 1 999" war der 1 982 ver­
abschiedete Internationale Aktionsplan über Altersfragen 
durch die UNO. Mit dem "Internationalen Jahr der älte­
ren Menschen" sollte vor allem das Ziel verfolgt werden, 
Aktivitäten - unter dem Motto "Zu einer Gesellschaft für 
alle Lebensalter" - zu setzen, und somit in folgenden 
Belangen öffentliches Bewußtsein zu schaffen: 

• h insichtlich der Anliegen und Bedürfnisse der wach­
senden Zahl der älteren Menschen, 

• h insichtlich des großen Potenzials älterer Menschen, 
die durch freiwil l iges Engagement zum Gemeinwohl 
beitragen können. 
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Das " Internationale Jahr der älteren Menschen 1 999" 
wurde zum Anlass genommen, eine qualitative Neu­
orientierung der Seniorenpolitik anzupeilen . Dies be­
deutet, dass die Seniorenpolitik nunmehr als eine Quer­
schnittsmaterie in sämtliche Politikbereiche eingebunden 
werden sollte. Daran anknüpfend wurde das Haupt­
augenmerk auf folgende vier Kernbereiche gelegt: 

• Aufwertung des Alters als gleichwertigen dritten Le­
bensabschnitt, 

• Förderung des Dialogs und des Miteinanders der Ge­
nerationen, 

• Einbindung der älteren Menschen in Gesellschaft und 
Pol it ik, 

• Förderung des ehrenamtlichen Engagements älterer 
Menschen durch die Einrichtung von Bürgerbüros für 
Jung und Alt auf kommunaler Ebene. 

Umsetzung der österreichischen Ziele 

Folgende Maßnahmen zählten zu den bedeutendsten Ini­
tiativen zur Durchsetzung der Ziele des " Internationalen 
Jahres der älteren Menschen": 

• Arbeitskreise des Österreichischen Nationalkomit­
tees: bereits im Jun i  1 998 erfolgte die Konstituierung 
von sieben Arbeitskreisen; dabei wurden folgende 
Arbeitskreisthemen festgelegt: "Solidarität zwischen 
den Generationen" ,  "Für eine neue Kultur des AI­
terns" ,  "Gesund leben - gesund altern" ,  "Gesell­
schaft l iche und politische Partizipation älterer Men­
schen" ,  "Pflege und Betreuung im häuslichen und in­
stitutionellen Bereich", "Alter und Wohnen", "Ältere 
Menschen und die Rechtsordnung". Die Aufgabe der 
Arbeitskreise bestand darin ,  Grund lagen für ein län­
gerfristiges seniorenpolitisches Programm, welches 
an Bundesregierung, Landesregierungen, Gemein­
den, Sozialsprengel, karitative Einrichtungen, freie 
Träger der Altenarbeit sowie Medien adressiert ist, zu 
entwickeln. 

• Bericht zur Lebenssituation älterer Menschen in 
Österreich: dieser Bericht beinhaltet erstmals eine 
umfassende aktuelle Bestandsaufnahme über die Le­
benssituation älterer Menschen in  Österreich. Dabei 
ist er durch eine beachtliche Themenvielfalt gekenn­
zeichnet, wie z. B. Wohnsituation älterer Menschen, 
Generationenbeziehungen und famil iäre Netzwerke, 
Lebensformen und Freizeitgestaltung, materielle La­
ge der älteren Menschen, Entwicklungen im Gesund­
heits- und Pflegebereich, gesellschaftliche und politi­
sche Partizipation älterer Menschen in Österreich, äl­
tere Zuwanderer, Alternsforschung etc. 

• Aktionstag zum Internationalen Jahr am 1 .  Oktober 
1 998 und 1 999: unter dem Motto "Dialog der Genera­
tionen - Aktionstag für ein besseres Verständnis zwi­
schen den Generationen" fanden im gesamten Bun­
desgebiet 300 Veranstaltungen, wie z.B. kostenlose 
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Gesundheitsberatungen, Gedächtnistraining, Veran­
staltungen mit  Senioren-Gutscheine bzw. -Ermäßi­
gungen etc. statt. 

• Ideenwettbewerb zum Thema "Zu einer Gesellschaft 
für alle Lebensalter" auf kommunaler Ebene: hierbei 
wurden in Gemeinden jene Projekte und In itiativen 
prämiert, die zur Förderung einer lebendigen Genera­
tionensolidarität beitrugen. 

• Österreichischer Staatspreis für Journalismus zum 
Thema "Zu einer Gesellschaft für al le Lebensalter". 

• Projektwettbewerb "Dialog der Generationen": Ju­
gendliche sowie ältere Menschen präsentierten Pro­
jektideen, die einen möglichst langfristigen Beitrag 
zur Verständigung zwischen Jung und Alt leisten. 
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5. Pflegebedürftige Menschen und 
Pflege für Angehörige 

5.1 .  Pflegegeldbezieher und -bezieherinnen 

Im Apri l 2000 erhielten insgesamt 269.621 Personen 
Pflegegeld nach dem Bundespflegegeldgesetz. 

Rund 46.400 Personen (Stand 1 2/98) erhalten ein Pfle­
gegeld der Länder, davon sind rund % Frauen. Die Ver­
tei lung von Pflegegeld nach den landesgesetzl ichen 
Regelungen auf d ie einzelnen Stufen ergibt sich aus 
folgender Tabel le: 

Pflegegeldbezieher der Länder 
(Stand 1 2/98) 

Stufe Anzahl Anteil 

7.856 1 6,9% 

2 1 4.702 31 ,7% 

3 1 0.978 23,7% 

4 4.425 9,5% 

5 4.507 9,7% 

6 2.664 5,7% 

7 1 .233 2,7% 

Gesamt 46.365 1 00% 

Quelle: Bericht des Arbeitskreises für Pflegevorsorge 

1 999 betrug der Aufwand des Bundes für Leistungen 
nach dem Bundespflegegeldgesetz insgesamt 1 8,654 

Mrd. ÖS. 

Aufwand des Bundes für Leistungen 
nach dem BPGG 1 999 
(in Mio.öS) nach Entscheidungsträgern 

Sozialversicherungsträger 1 6.838 
Sundespensionsamt 51 5 
ÖBB 605 
Post 335 
SSS: KOVG, HVG 1 81 
Landeshauptmann: OFG 1 2  
Landeslehrer 1 68 
Summe 1 8.654 

Quelle: Bundesm. für soziale Sicherheit und Generationen 

5.2. Soziale Dienste für pflegebedürftige 
Menschen 

Die Pflegevorsorgevereinbarung enthält als wesentliches 
Ziel die Verpfl ichtung der Länder zum Auf- und Ausbau 
der sozialen Dienste. Daher haben die Länder in den 
Jahren 1 996 bis 1 998 Bedarfs- und Entwicklungspläne 
für die sozialen Dienste erstellt, in denen das bestehende 
Defizit an Dienstleistungen festgestel lt sowie eine Pla­
nung erarbeitet wurde, wie d ieses Defizit schrittweise bis 
zum Jahr 201 0 abgedeckt wird .  

Zum ersten Mal liegt damit für alle Bundesländer e in  um­
fassendes Datenmaterial über den Bereich der sozialen 
Dienste vor. 

5.2. 1 .  Übersicht über die Bedarfs- und 
Entwicklungspläne der Länder 

Die Bedarfs- und Entwicklungspläne der Länder sind 
äusserst umfangreich, in ihrem Aufbau und ihrer Qual ität 
sehr unterschiedl ich und nicht unmittelbar miteinander 

Pflegegeldbezieherinnen u. -bezieher 
(nach dem Bundespflegegeldgesetz) April 2000 

Pflegestufen 

Bereiche 1 2 3 4 5 6 7 Gesamt 

PV+UV 42.453 96.941 41 .986 35.931 1 8.31 0 4.830 3.047 243.498 

%-Vert. 1 7,4% 39,8% 1 7,2% 1 4,8% 7,5% 2,0% 1 ,3% 1 00% 

Sonstige 3.606 1 0.741 4.773 3.525 2.41 6 694 368 26.123 

%-Vert. 1 3,8% 41 , 1 %  1 8,3% 1 3,5% 9,3% 2 ,7% 1 ,4% 1 00% 

Gesamt 46.059 1 07.682 46.759 39.456 20.726 5.524 3.41 5 269.621 

%-Vert. 1 7, 1 % 39,9% 1 7,3% 1 4,6% 7,7% 2 , 1 % 1 ,3% 1 00,0% 

Anmerkung: Bei den angeführten Zahlen handelt es sich um jene, die eine laufende Leistung erhielten. Die Zahl der Anspruchs­
berechtigten liegt um rund 1 0.000 Fälle höher (Differenz durch Ruhensfälle bei Krankenhausaufenthalt). 

Quelle: Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen 
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vergleichbar. Um eine bessere Nachvollziehbarkeit, Les­
barkeit und Vergleichbarkeit zu erreichen, hat das dama­
lige Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und So­
ziales im Herbst 1 998 ein Institut beauftragt, die einzel­
nen Pläne durch einheitliche Kriterien in e ine klare, ver­
kürzte und übersichtliche Form zu bringen. 

Die Übersicht "Dienste und Einrichtungen für pflege­
bedürftige Menschen in Österreich" wurde in Zusam­
menarbeit mit den Ländern erstellt und vom Arbeitskreis 
für Pflegevorsorge am 28. Oktober 1 999 einhellig ange­
nommen. Diese Studie soll für Wissenschaft, Verwaltung 
und Politik eine Grundlage für weitere Arbeiten darstel len. 

5.2.2. Beschäftigte im Pftegebereich 

Das ÖBIG wurde im Herbst 1 999 vom Sozialministerium 
beauftragt, eine Studie "Beschäftigte im Bereich Pfle­
ge und Betreuung" zu erstellen. 

Ziel dieser Studie ist es, über eine Erhebung des früheren 
(31 . Dezember 1 993) und derzeitigen (31 . Dezember 
1 999) Personalangebotes im Bereich Pflege und Betreu­
ung die Effekte des Pflegegeldes auf die Entwicklung 
des Dienstleistungsangebotes bzw. auf die Zahl der 
Beschäftigten festzustellen und das Potenzial an Be­
schäftigung im Bereich Pflege und Betreuung abzuschät­
zen. In diese Studie werden alle ambulanten, teilsta­
tionären und stationären Dienste und Einrichtungen in 
der Alten- und Behindertenbetreuung einbezogen. Erfas­
st wird das gesamte Personal (außer medizinisches und 
therapeutisches Personal), wobei der Anteil der Beschäf­
tigung, der auf die Pflege und Betreuung fällt, abge­
schätzt werden sol l .  

Die Studie wird voraussichtlich Ende des Jahres 2000 
fertig gestellt sein .  

5.3. Unterstützu ng pflegebedürftiger 
Angehöriger 

5.3.1 .  Ausmaß der Betreuungsbedürftigkeit 

Die häufig m it steigendem Alter verbundene Verschlech­
terung des Gesundheitszustands hat eine vermehrte Ab­
hängigkeit der Betroffenen von der H i lfe anderer Men­
schen zur Folge. Es entwickelt sich in den verschieden­
sten Lebensbereichen eine mehr oder weniger hohe Be­
treuungsbedürftigkeit. Welche Komplexität hierbei ge­
geben ist, wird schon bei Betrachtung des Begriffs der 
Betreuungsbedürftigkeit (als ein Oberbegriff für die Be­
griffe H i lfs- und Pflegebedürftigkeit) ersichtl ich. H ierzu 
zählen sowohl die Hi lfestel lung in gesundheitlichen 
bzw. pflegerischen Belangen aber auch die Unterstüt-

zungsleistung in Haushaltsangelegenheiten sowie bei 
der Alltagsbewältigung. 

Die zugrundeliegenden Daten über die Quantität der 
Betreuungsbedürftigkeit basieren vorwiegend auf den 
Datenquellen des Mikrozensus (1 998) und der amtlichen 
Statistik (1 998). 

Gemäß den Ergebnissen der Mikrozensus-Befragung (in 
Privathaushalten) geben beinahe zwei Drittel der Per­
sonen über 60 Jahre an nicht beeinträchtigt zu sein, 
weniger als ein Drittel bezeichnen sich als hilfsbedürf­
tig und rund 6 % als pflegebedürftig. Es wird prognosti­
ziert, dass die Zahl der mehr oder weniger betreuungs­
bedürftigen Menschen von ungefähr einer halben Mil­
lion im Jahr 2000 auf knapp 600.000 bis zum Jahr 201 0 
und auf ca. 800.000 bis zum Jahr 2030 ansteigen wird 
("Status Quo"-Szenario). 

Etwa 90 % der Pflegegeldbezieher und -bezieherin­
nen sind älter als 60 Jahre. Das Durchschnittsalter der 
Betroffenen betrug 78 Jahre (Frauen 80 Jahre, Männer 
72 Jahre). 

Selbst über 85-jährige sind in der Mehrzahl der Fälle nur 
in bestimmten lebenslagen betreuungsbedürftig. 
Dieses Faktum ist bedeutend für die Widerlegung gängi­
ger Ressentiments bzw. des noch immer aufrechten ne­
gativen Altersbildes in Bezug auf Hochaltrige. Es läßt sich 
daraus insbesondere die sozialpol itische Folgerung ab­
leiten, dass auch relativ alte Menschen bei Gewährung 
einer systematischen und verlässlichen H i lfe durchaus 
imstande sind, in ihrer eigenen Wohnung ein weitgehend 
selbständiges Leben zu führen. 

5.3.2. Familiäre Betreuungsarbeit -
Umfang und Problembereiche 

Zu den dominierenden formal organisierten Betreuungs­
arrangements für ältere Menschen zählen Heimunter­
bringung und ambulante Dienste. Derzeit leben 65.000 
über 60-jährige über 60 Jahre, d. s. ca. 3,8 % d ieser 
Bevölkerungsgruppe, in etwas mehr als 700 i nstitutionel­
len Einrichtungen. Ambulante Dienste werden von un­
gefähr SO.OOO über 60-jährigen Personen, d. s. ca. 3 % 
dieser Bevölkerungsgruppe, in Anspruch genommen. Ein 
Großteil der älteren betreuungsbedürftigen Personen er­
hält die notwendige Unterstützung durch informelle Be­
treuungsleistungen. Dies bestätigen auch Mikroszen­
susergebnisse. 

5.3.3. Umfang der informellen Hilfe und Betreuung 

Obwohl d ie Professional ität der fami l iären Pflegeleistung 
häufig angezweifelt wird ,  zeigt sich im Alltag, dass d iese 
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einen bedeutenden gesellschaftlichen Stellenwert ein­
n immt - ihr Anteil im Bereich der Pflege- und Betreu­
ungsleistungen ist nach wie vor am größten. Auch d ie Er­
hebungsdaten des Mikrozensus 1 998 bestätigen dieses 
Faktum: demnach werden ältere Menschen, die minde­
stens für eine Woche erkrankt sind, i n  69 % aller Fälle von 
ihren Partnern bzw. Partnerinnen oder Famil ienangehöri­
gen gepflegt. Dabei übernehmen Frauen den Großteil 
der Pflegeleistungen. 

Auch d ie Pflegestatistik verweist auf den sehr hohen 
Frauenanteil von beinahe 80 % bei der Langzeitpflege. 
In Bezug auf die Betreuungsarbeit durch Männer wird er­
sichtl ich, dass diese vorwiegend erst zu jenem Zeitpunkt 
eine Langzeitpflege übernehmen, wenn sie älter als 60 
Jahre sind und das aktive Erwerbsleben abgeschlossen 
haben. 

Betreuungsleistungen werden somit in erheblichem Aus­
maß von Menschen erbracht, die selber schon älter sind. 
Hierbei war die erbrachte Pflegeleistung bei nahezu 
86 % der Betreuungspersonen entweder für den/die 
Ehe- oder Lebenspartnerin oder sonstige Verwandte 
bestimmt. Mehr als zwei Drittel (69 %) lebten mit der 
betreuungsbedürftigen Person im selben Haus, und bei­
nahe ein Fünftel (1 8 %) wohnten 1 5  Minuten entfernt. 

Bei Betrachtung des Erwerbsverhältn isses der Pflege­
personen zeigt sich, dass mehr als ein Drittel im Er­
werbsleben steht. Das bedeutet, dass diese Personen 
mit einer erheblichen Doppelbelastung zwischen Berufs­
tätigkeit und langfristiger Pflegearbeit konfrontiert sind. 

I n  den restlichen zwei Drittel sind auch Personen enthal­
ten, die die Berufstätigkeit aufgeben mussten, um die 
notwend igen zeitlichen und energetischen Ressourcen 
für die Pflege aufbringen zu können. Gerade dieser 
Aspekt wirft insbesondere Probleme der sozialen Ab­
sicherung von Pflegepersonen auf. 

5.3.4. Probleme der informellen 
Betreuungsarbeit 

Mit der Einführung des Pflegegeldsystems Mitte 1 993 
gewann das Thema der finanziellen Abgeltung zwi­
schen pflegender bzw. gepflegter Person vermehrt an 
Aktualität. Die Ergebnisse der Pflegegeldevaluation 
(1 997) zeigten zum Beispiel, dass nur 14 % der Pflege­
personen keinerlei finanzielle Entschädigung erhiel­
ten . Bei mehr als einem Viertel (27 %) verfügten Pflege­
personen und betreute Personen über eine gemeinsame 
Kassa. In allen anderen Fällen erfolgte für d ie Betreu­
ungsleistung mehr oder weniger regelmäßig eine finan­
ziel le Entschädigung. Dies läßt den Schluß zu, dass in 
mehr als 80 % der Fälle die Pflegeperson in irgend­
einer Form Zugang zum Pflegegeld hat. 

Obwohl gemäß Pflegegeld-Studie 40 % der betreuen­
den Angehörigen die Übernahme der Pflegeleistung 
als selbstverständlich betrachten, sind in der Praxis 
eine Reihe von schwerwiegenden Problemen evident. So 
wurden von den befragten Betreuungspersonen folgen­
de Hauptprobleme angegeben: 

• Dauernde Be- bzw. Überlastung - bedingt durch feh­
lenden Urlaub und Freizeitmangel, 

• Konflikte zwischen Pflegearbeit und Berufstätigkeit -
bedingt durch d ie daraus resultierende Doppelbelas­
tung bzw. schwere Vereinbarkeit von Pflege und 
Beruf, 

• I nnerfami l iäre Beziehungsbelastung sowie starkes 
Mitleiden mit dem/der Gepflegten, 

• Soziale Isolation bei Personen, d ie in hohem Ausmaß 
langfristige Pflegeleistung erbringen müssen und so­
mit über keinerlei übrige Zeitressourcen für soziale 
Kontakte verfügen, 

• Mangelnde finanzielle und soziale Absicherung der 
Betreuungspersonen. 

Pflege von Menschen ab 60 Jahren bei längerer Krankheit 
(Pflege bei Krankheit von mindestens einer Woche) 

D i e  P f l e g e  e r f o l g t  d u r c h  .... 

Männer 

i n % 

Frauen 

i n % 

insgesamt 

i n % 

Partnerin 

346,0 

56 

2 1 2,0 

23 

558,0 

36 

(Schwieger­
Tochter 

98,0 

1 6  

292,8 

32 

390,8 

25 

) (Schwieger-
Sohn 

1 8,3 

3 

50,2 

5 

I 68,4 

4 

Quelle: BMSG, ÖSTAT (Mikrozensus 6/1 998) 
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Sonstige 
Verwandte 

8,1  

33,7 

4 

41 ,8 

3 

Freunde od. 
Bekannte 

9,3 

2 

20,1 

2 

29,4 

2 

Soziale 
Dienste 

67,2 

1 1  

1 46,2 

1 6  

2 1 3,4 

1 4  

Niemand 

62,1 F== = 
1 0  

1 46,2 

1 6  

208,2 

1 4  

Unbekannt 

1 0,0 

2 

26,7 

3 

36,7 

2 

Zusammen ·1 
61 9,0 I 

1 00 

927,8 I 
1 00 

1 546,8 

1 00 
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Ergebnisse der Pflegegeldevaluierung zeigen, dass nur 
etwas mehr als die Hälfte (56 %) der Pflegepersonen auf­
grund eigener Berufstätigkeit krankenversichert sind. 
Mehr als 40 % wurden beim/bei der Ehepartnerin mit­
versichert. Eine Minderheit von 2 % n immt die gesetz­
liche Möglichkeit der freiwilligen Sozialversicherung 
aufgrund ihrer Betreuungsarbeit in Anspruch. 

5.3.5. EinsteUungen (potenzieUer) Pflegepersonen 
zur Pflege 

In einer Untersuchung im Zusammenhang mit Generatio­
nenbeziehungen wurden unter dem Aspekt des künftigen 
Pflegebedarfs Personen über i hre Bereitschaft zur 
potenziellen Übernahme von Pflegeaufgaben bei den 
eigenen Eltern abgefragt. Es zeigte sich, dass hierbei ins­
besondere die Erwartungen über mögliche Belastungen, 
die jemand damit auf sich nähme, eine entscheidende 
Rolle spielen. 

So weisen die Ergebnisse darauf h in ,  

• dass für  Mütter die Chancen, von einem Kind gepflegt 
zu werden etwas besser sind als für Väter. 44 % wür­
den auf jeden Fall die Pflege der Mutter auf sich neh­
men, 1 1  % keinesfalls - bei den Vätern würden dies 
37 % auf jeden Fall und 19 % keinesfalls tun. 

• dass der regionale Aspekt (d. h. ob ländlich-dörf­
liches, mittel- oder großstädtisches Mi l ieu) einen er­
heblichen Einfluss auf d ie Bereitschaft zur Pflege­
übernahme hat: Während 51 % der dörfl ichen Be­
wohner dazu bereit sind, ihre Mutter in Pflege zu neh­
men, sind es in Klein- und Mittelstädten 49 % und in 
Großstädten nur noch 30 %.  

In Bezug auf d ie  Hindernisse für d ie Übernahme der 
Pflege der Mutter oder des Vaters wurden folgende zwei 
Hauptgründe angegeben: 

• Berufstätigkeit - insbesondere bei Frauen: Zwar 
nimmt die Häufigkeit dieses Arguments mit dem Alter 
ab, jedoch spielt es auch bei den 45-60-jährigen mit 
einem Anteil von 35-40 % noch eine große Rolle. Dies 
läßt vermuten, dass bei künftig vermehrter Berufs­
tätigkeit der Frauen mit einer zusätzlichen Abnahme 
der familialen Betreuung gerechnet werden muss. 

• Merklich größere Distanz zum Vater: Hierzu wurden 
bei der Befragung v. a. drei H indernisgründe für d ie 
Pflege angegeben, nämlich "er würde nicht wollen, 
dass ich ihn pflege", "ein so enger Kontakt gäbe nur 
Streitereien und Konfli kte mit ihm" und "dafür steht er 
mir nicht nahe genug". Die Ergebnisse dieser Unter-

suchung deuten darauf hin,  dass alte Männer eher auf 
die Pflegebereitschaft ihrer Ehefrauen oder Lebens­
partnerinnen hoffen müssen als auf jene der Kinder. 

5.4. Beratung für Pflegende 

Als Maßnahme zur Qual itätssicherung wird seit Jänner 
1 998 vom Sozialservice des Sozialmin isteriums die BE­
RATUNG für PFLEGENDE angeboten. Diese Beratung 
erfolgt Montag, Dienstag, Donnerstag von 8-1 7 Uhr und 
Mittwoch ,  Freitag von 8-1 3 Uhr und richtet sich an alle 
privaten Pflegepersonen und an alle, die von Proble­
men der Pflege betroffen sind. 

Die Beratung kann österreichweit unter der Tel .  Nr. 
01/544 1 5 97/300 in Anspruch genommen werden . 

Die statistischen Auswertungen der telefonisch,  persön­
lich oder schriftlich eingelangten Anfragen ergaben 1 999 

3.500 durchgeführte Beratungen und dokumentieren 
deutlich die wichtigsten Themenbereiche: Pflegegeld, 
Betreuungsmöglichkeiten zu Hause, sozialrechtliche und 
sozialversicherungsrechtliche Angelegenheiten, aber 
auch den noch sehr hohen Informationsbedarf in diesem 
Bereich. 

Im Jahre 1 999 wurde gemeinsam mit den Bundes­
sozialämtern mit den Vorarbeiten für die regionale Aus­
weitung d ieses Beratungsangebotes innerhalb der näch­
sten Jahre begonnen. 

Aktivitäten des Ressorts 

Der Zugang pflegender Angehöriger zur Information, Be­
ratung und Ausbildung ist von wesentlicher Bedeutung. 

Zum Beispiel wurde m it Fördermitteln des Ressorts vom 
Verein "Mensch im Lebenszyklus" ein Ratgeber für An­
gehörige von Alzheimer-Patienten herausgegeben, der 
den Angehörigen wertvolle Informationen zur Pflege und 
Betreuung vermittelt. 

Gleichfal ls mit Förderung des Ressorts brachte der Ver­
ein "Pro Senectute" eine 5-teilige Broschürenreihe "Pfle­
ge daheim" heraus, in der umfassende Erklärungen zur 
Betreuung zu Hause gegeben werden. 

Weiters unterstützt das Ressort bereits im 3. Jahr den 
"Österreichischen Palliativlehrgang" , du rchgeführt 
vom Verein  "HOSPIZ ÖSTERRE ICH" .  
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6. Geringfügig Beschäftigte 

Makbube KIL/(XAYA 

Ursula OBERMAYR 

Hans STEFANITS 

Edith THALER 

Mit der Entschließung des Nationalrats vom 1 6. April 
1 998 (E1 1 1 -NRIXX.GP) wurde das Bundesministerium 
für soziale Sicherheit und Generationen ersucht, dem 
Nationalrat im Bericht über die soziale Lage 1 999 einen 
Evaluierungsbericht über die Weiterentwicklung der 
geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse sowie die 
Einbindung geringfügig Beschäftigter in die Sozial­
versicherung zu legen. 

Ein Beschäftigungsverhältnis gi lt nach § 5 Abs. 2 ASVG 
als geringfügig, wenn der Monatsverdienst des/der Be­
schäftigten unter der Geringfügigkeitsgrenze liegt. Im 
Jahr 1 999 lag diese Grenze bei 3.899,- ÖS, im Jahr 2000 

liegt sie bei 3.977,- ÖS. 

Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse unterlagen in 
der Vergangenheit nur der Unfallversicherung, von 

. . 

den sonstigen Sozialversicherungsbereichen wurden sie 
bis 1 998 nicht erfasst. 

Seit Herbst 1 994  besteht allerdings eine Meldepflicht für 
geringfügige Beschäftigungsverhältnisse, die seither von 
den Krankenversicherungsträgern und dem Hauptver­
band der Sozialversicherungsträger statistisch erfasst 
werden. Vollständige Aufzeichnungen liegen erstmals für 
1 995 vor. Allerdings gi lt weiterhin ,  dass geringfügig Be­
schäftigte in den Beschäftigungsstatistiken nicht er· 
fasst sind. 

Mit dem 1. Jänner 1 998 wurde die Sozialversicherung 
der geringfügig Beschäftigten grundlegend neu gestal­
tet: 

• Seither können sich geringfügig Beschäftigte gemäß 
§ 1 9a ASVG mit einem monatlichen Fixbetrag von 
550,- öS (1 999) bzw. 561 ,- ÖS (2000) in der Kranken­
und Pensionsversicherung selbstversichern. Diese 
Regelung gi lt für Personen , die von der Vol iversiche­
rung ausgenommen und auch sonst weder in der 
Krankenversicherung noch in der Pensionsversiche­
rung pflichtversichert sind, solange sie ihren Wohnsitz 
im Inland haben. 

Geringfügig Beschäftigte 1 995 - 2000 

1 60.000.-----------------------�------------------�------�__, 

1 40.000 
Frauen 1 44.545 

1 20.000 

1 00 .000 

80.000 

60.000 Männer 57.1 24 

40.000 

20.000 

<0 <0 t--
0> 0> 0> 

t-- co co 
0> 0> 0> 

0> 0> 0 0 0 
0> 0> 0 0 0 

..... "S ..... 
QJ QJ 
C -, C 
C C 

,ca ,ca 
-, -, 

"S Oi :::J 
-, C -, C 

,ca 
-, 

..... 0 0 0 
QJ "S C\I C\I C\I 
C -, Oi Oi c "S 

,ca c -, .c 
-, c E ,ca QJ -, > 0 

Quelle: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
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• Der Dienstgeber hat gemäß § 53a Abs. 2 für al le bei 
ihm geringfügig beschäftigten Personen wie bisher 
einen Beitrag zur Unfallversicherung in der Höhe von 
1 ,4 % der allgemeinen Beitragsgrundlage zu leisten. 
Neu hingegen ist, dass der Dienstgeber einen Beitrag 
von 1 6,4 % der Beitragsgrundlage zu leisten hat, 
wenn die Summe der monatlichen allgemeinen Bei­
tragsgrundlagen (Entgelt ohne Sonderzahlungen) 
dieser Personen das Eineinhalbfache der Geringfü­
gigkeitsgrenze übersteigt. 

6.1 .  Geringfügig Beschäftigte nach dem 
Geschlecht 

Die Entwicklung der geringfügig Beschäftigten - getrennt 
nach dem Geschlecht - für d ie Jahre 1 995 bis 1 999 ergibt 
folgendes Bi ld:  

• Von Jänner 1 995 bis Dezember 1 999 hat sich die Zahl 
der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse von 
1 28.600 (35.550 Männer, 93.000 Frauen) auf 1 96.200 
(55.400 Männer, 1 40.800 Frauen) erhöht. Im sei ben 
Zeitraum stieg diese Zahl im Jahresdurchschnitt von 
1 35.900 (37.400 Männer, 98.500 Frauen) auf 1 88.800 
(52.700 Männer, 1 36.200 Frauen). Gegenüber dem 
Jahr 1 998 ist die Anzahl der geringfügig Beschäftig­
ten im Jahresdurchschnitt um 1 0,8 % (+ 1 8.500 Per­
sonen) gestiegen. M it Ausnahme des Jahrs 1 998, wo 
die Zuwachsrate nur 3,6 % betrug, hat die jährliche 
Zuwachsrate seit 1 995 rund 10 Prozent betragen. 

• Von den im Jahr 1 999 erfassten geringfügig Beschäf­
tigten waren beinahe drei Viertel, näml ich 72 %,  Frau­
en und 28 % Männer. Gegenüber dem Jahr 1 998 
stieg der Männerante i l  an allen geringfügig Beschäf­
tigten leicht an. Auch im Vergleich zu 1 995 sind die 
Änderungsraten mit einer Steigerung von 41 % 
(1 5.300 Personen) bei den Männern und 38 % 
(37.700 Personen) bei den Frauen zieml ich g leich ge­
blieben. 

6.2. Geringfügig Beschäftigte nach 
Wirtschaftsklassen 

Die meisten geringfügig Beschäftigten waren im Jahres­
durchschnitt 1 999 im Einzelhandel (25.300 Personen 
bzw. 1 3  %) beschäftigt, gefolgt von den unternehmens­
bezogenen Dienstleistungen (21 .000 Personen bzw. 
1 1  %) und dem Beherbergungs- und Gaststättenwe­
sen (1 8.200 Personen bzw. 1 0  %). Zu den unterneh­
mensbezogenen Dienstleistungen zählen u. a. Markt­
und Meinungsforschung, Bewachungs- und Schutz­
d ienste und Gebäudereinigung. 

Nimmt man d ie beiden nächst häufigsten Wirtschafts­
klassen (Gesundheits-, Veterinär- und Sozial wesen bzw. 

• • •  

Realitätenwesen) h inzu, so ergibt sich, dass 1 999 fast 
50 % aller geringfügig Beschäftigten fünf Wirtschafts­
klassen beschäftigt waren. 

Obwohl die Rangfolge der häufigsten Wirtschaftsklassen 
1 998 und 1 999 im Wesentlichen gleich geblieben ist, wa­
ren die Zuwächse von 1 998 auf 1 999 im Landverkehr, 
Transport in Rohrfernleitungen (970 Personen bzw. 
1 7  %), sowie in den Bereichen von Unternehmensbezo­
genen Dienstleistungen (1 .900 Personen bzw. 1 6  %) und 
Beherbergungs- und Gaststättenwesen (2.067 Personen 
bzw. 1 3  %) stärker als der Durchschnitt ( 1 1 %). Im Ver­
gleich dazu waren die Raten in den Bereichen Öffentliche 
Verwaltung, Landesverteid igung, Sozialversicherung 
(- 205 Personen bzw. - 2 %) rückläufig bzw. bei Han­
deisverwaltung und Grosshandel (387 Personen bzw. 
3,5 %) schwächer als der Durchschnitt. 

Ein besonders ho her Frauenanteil findet sich in der 
Wirtschaftsklasse Gesundheitswesen-, Veterinär- und 
Sozialwesen (89 %). Über dem durchschnittlichen 
Frauenanteil von 72 % l iegen u .  a noch die Wirtschafts­
klassen Einzelhandel (79 %), Beherbungs- und Gaststät­
tenwesen (76 %), Erbringung von unternehmensbezoge­
nen Dienstleistungen (75 %), Handelsvermittlung und 
Grosshandel (74 %) und Interessenvertretungen, kirch­
liche und sonstige religiöse Vereinigungen, sonstige Ver­
eine (73 %). 

Vergleicht man die Vertei lung von Männern und Frauen 
auf die einzelnen Wirtschaftsklassen in den Jahren 1 998 
und 1 999, so gibt es in der Wirtschaftsklasse Landver­
kehr; Transport in Rohrfernleitungen einen Frauenanteils­
zuwachs von 36 % auf 49 % (+ 1 .200 Personen bzw. 
+ 57 %), während der Männeranteil von 64 % auf 51 % 
sank. In den anderen Wirtschaftsklassen ist im Jahr 1 999 
keine wesentliche Änderung gegenüber 1 998 festzustel­
len. 

Die durchschnittliche Relation zwischen geringfügig Be­
schäftigten und Beschäftigten über der Geringfügigkeits­
grenze über alle Wirtschaftsklassen betrug im Jahr 1 999 
6 % (1 995: 5 %). In folgenden Wirtschaftsklassen ist die 
Relation von geringfügig Beschäftigten zu anderen Be­
schäftigten besonders hoch: 

• Realitätenwesen: 31 % (1 999) bzw. 21  % (1 995), 
• Erbringung von unternehmensbezogenen Dienstleis­

tungen: 1 4  % (1 999) bzw. 1 2  % (1 995), 
• Beherbungs- und Gaststättenwesen: 1 4  % (1 999) 

bzw. 1 0  % (1 995), 
• Einzelhandel: 1 1  % (1 999) bzw. 7 % (1 995), 
• Gesundheits-,  Veterinär- und Sozialwesen: 1 1  % 

(1 999) bzw. 9 % (1 995). 

Betrachtet man die angeführten Werte, so lässt sich dar­
aus indirekt erkennen, dass in den genannten Wirt-
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schaftsklassen die Zahl der geringfügigen Beschäfti­
gungsverhältnisse weitaus stärker gestiegen ist als jene 
der "normalen" Beschäftigungsverhältnisse. 

6.3. Versicherungsverbältnisse von 
geringf"ügig Bescbäftigten 

Hier sind in erster Linie zwei Personengruppen interes­
sant, nämlich einerseits jene Personen, die neben i hrer 
geringfügigen Beschäftigung bereits ein anderweiti­
ges Versicherungsverhältnis aufzuweisen haben, und 
andererseits die freiwilligen Selbstversicherten nach 
§ 1 9a ASVG. 

Eine alljährlich zum Stichtag 1 .  Ju l i  vom Hauptverband 
der österreichischen Sozialversicherungsträger erstellte 
Sonderauswertung gibt Aufschluss über das Bestehen 
weiterer Versicherungsverhältnisse geringfügig beschäf­
tigter Personen. 

• 93.000 oder 53 % (39 % der Männer, 58 % der 
Frauen) der 1 76.000 zum Stichtag 1 .  Juli 1 999 ausge­
werteten geringfügig Beschäftigten waren nur gering­
fügig beschäftigt, 47 % oder 83.000 Personen (61 % 
der Männer, 42 % der Frauen) hatten ein zusätzliches 
Versicherungsverhältnis, zumeist eine pensionsver­
sicherungspflichtige Erwerbstätigkeit. 

• Von den angeführten 93.000 Personen hatten 4.300 
Personen (davon 3.900 Frauen) zwei oder mehr ge­
ringfügige Beschäftigungsverhältnisse. 

• Die genannten 83.000 Personen mit einem zusätz­
l ichen Versicherungsverhältnis verteilten sich auf fol­
gende Gruppen: 
* 34 % (16 .500 Personen) der Männer und 22 % 

(28.500 Personen) der Frauen hatten neben der ge­
ringfügigen Beschäftigung noch eine pensionsver­
sicherungspflichtige Erwerbstätigkeit, 

::: 4 % (2.200 Personen) der Männer und 7 % (9.500 
Personen) der Frauen bezogen zusätzlich eine Lei­
stung aus der Arbeitslosenversicherung, 

* 22 % (1 0.500) der Männer und 1 1  % (1 4.300 Per­
sonen) der Frauen bezogen zusätzlich eine Leis­
tung aus der Pensionsversicherung, nämlich eine 
Invalid itäts- oder Alterspension. 

• Gegenüber dem Jahr 1 998 ist der Anteil derjenigen, 
die nur geringfügig beschäftigt waren, bei den Män­
nern um 38 % (5.300 Personen) und bei den Frauen 
um 1 9  % (1 2.000 Personen) gestiegen. Umgekehrt ist 
die Zahl der geringfügig beschäftigten Personen mit 
einem zusätzlichen Versicherungsverhältnis um 4 % 
(3.400 Personen) zurückgegangen, davon bei den 
Frauen um 4 % (2.000 Personen) und bei den Män­
nern um 4 % (1 .390 Personen). 

Am stärksten war der Rückgang bei jenen geringfügig 
Beschäftigten, die zusätzlich noch eine Leistung aus 
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Geringfügig Beschäftigte nach Art der 
Versicherungsverhältnisse 
am 1 .  J u l i  1 999 

mit zusätzlichem 
Leistungsbezug 

mit Bezug einer 
Eigenpension 

aus der ----, 
Arbeitslosenversicherung 

I 26% 
mit einer 

pensionsversicherungs­
pflichtigen Erwerbstätigkeit 

2% 

mit einer geringfügigel 
Beschäftigung 

mit zwei oder mehr geringfügigen 
Beschäftigungen 

Quelle: Hauptverband österr. Sozialversicherungsträger 

der Arbeitslosenversicherung erhielten: Er betrug ge­
genüber 1 998 36 % (6.500 Personen), wobei der Rück­
gang bei Frauen 30 % bzw. 4.200 Personen und bei Män­
nern 52 % bzw. 2 .300 Personen betrug. 

Im Vergleich zu 1 998 ergibt sich damit 1 999 eine leichte 
Verschiebung bei den geringfügig Beschäftigten, und 
zwar eine relative Abnahme bei jener Gruppe, die neben 
der geringfügigen Beschäftigung noch ein zusätzliches 
Versicherungsverhältnis aufzuweisen hatte (von 53 % 
1 998 auf 47 % 1 999), d. h. eine relative Zunahme bei je­
ner Personengruppe, die ausschliesslich geringfügig 
beschäftigt war (von 47 % 1 998 auf 53 % 1 999). Be­
trachtet man dabei jene Personen, die nur ein geringfügi­
ges Beschäftigungsverhältnis hatten ,  stieg ihr Anteil von 
45 % auf 50 %. Die anderen 3 % entfielen auf Personen 
mit mehreren geringfügigen Beschäftigungsverhältnis­
sen. 

Die zuletzt beschriebene Entwicklung könnte eine Folge 
der seit 1 .  1 .  1 998 geltenden neuen Regelung sein ,  die 
den Erwerb von Versicherungszeiten in der Pensionsver­
sicherung bzw. den Erwerb eines Krankenversicherungs­
schutzes zu einem relativ günstigen Tarif ermöglicht. In­
wieweit d iese Möglichkeit für bestimmte Personengrup­
pen (wie etwa Studenten und Studentinnen, Angehörige 
von freiberuflich Tätigen) einen Anreiz zur geringfügigen 
Beschäftigung darstellt, kann allerdings anhand des der­
zeit vorhandenen Datenmaterials n icht beantwortet wer­
den. 

Die nachfolgenden Zahlen geben Aufschluss über d ie 
Entwicklung der selbstversicherten geringfügig Be­
schäftigten nach § 1 9a ASVG sowie über das weitere 
Beitragsaufkommen in diesem Bereich. 
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• Im Dezember 1 999 waren 23.700 geringfügig Be­
schäftigte selbstversichert. 76 % davon waren Frau­
en, 24 % Männer, was in etwa dem Geschlechterver­
hältnis bei allen geringfügig Beschäftigten entspricht. 
Über die genannten Zahlen hinaus gibt es für d iese 
Personengruppe bedauerlicherweise keine gen aue­
ren statistisch relevanten Daten. 

• Im  Juni 2000 sind 27.500 Personen nach § 1 9a 
selbstversichert, die Tendenz ist weiterhin steigend. 
Das Potenzial ist allerdings weitaus größer. Es um­
fasst alle geringfügig Beschäftigten, die ausschließ­
lich diese Tätigkeit aufzuweisen haben (im Dezember 
1 999 waren d ies fast 1 00.000 Personen) . D. h. ge­
genwärtig machen erst rund ein Viertel aller Berech­
tigten von der Möglichkeit der Selbstversicherung 
Gebrauch. Allerdings zeigt sich auch, dass die Zahl 
der selbstversicherten Personen monatlich steigt. 

• Die Beitragseinnahmen nach § 1 9a ASVG haben sich 
im Jahr 1 998 auf rund 45 Mio. ÖS belaufen, im Jahr 
1 999 sind sie auf rund 95 Mio. ÖS angestiegen: Rund 
drei Viertel davon entfielen auf die Pensionsversiche­
rung, ein Viertel auf d ie Krankenversicherung. 

• Nicht in die Selbstversicherung nach § 1 9a ASVG, 
sehr wohl aber in d ie Ermittlung der Beitragsgrundla­
ge für Dienstnehmerbeiträge werden seit 1 .  Jänner 
1 998 alle Einkommen aus einer geringfügigen Be-

schäftigung einbezogen, die neben einer schon be­
stehenden versicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit 
anfallen: Zu Jahrsende 1 999 war dies beispielsweise 
bei rund 50.000 Personen bzw. 26 % der geringfügig 
Beschäftigten der Fal l .  Die Beitragsentrichtung er­
folgt allerdings im Regelfall erst ein Jahr später: In 
diesem Zusammenhang hat daher der Hauptverband 
der österreichischen Sozialversicherungsträger für 
rund 1 05.000 Personen, die im Jahr 1 998 mehrfach 
geringfügig beschäftigt waren bzw. bei denen sich ei­
ne Vol lversicherung mit einer geringfügigen Beschäf­
tigung deckte, einen nachzuentrichtenden Beitrag er­
m ittelt: Die Beitragseinnahmen bel iefen sich auf rund 
1 95 Mio. ÖS, davon entfielen 1 50 Mio. öS auf d ie Pen­
sionsversicherung. 

• Seit 1 .  1 .  1 998 haben auch Dienstgeber für gering­
fügig Beschäftigte Beiträge zu entrichten, wenn die 
monatliche Lohnsumme das 1 ,5fache der Gering­
fügigkeitsgrenze übersteigt: Im Jahr 1 998 wurden 
dafür rund 400 Mio. ÖS an den Ausgleichsfonds der 
Pensionsversicherungsträger überwiesen. Weitere 
1 1 0  Mio. öS entfielen auf d ie Krankenversicherung. 
Die Daten für das Jahr 1 999 lauten 560 Mio. öS für die 
Pensionsversicherung und 1 60 M io. ÖS für die Kran­
kenversicherung. 
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7. Armutsgefährdete und arme 
Personen 

Österreich in den späteren Neunziger Jahren und im 

internationalen Vergleich 

Michael F FÖRSTER 

Europäisches Zentrum für Wohlfahrtspolitik und 

Sozialforschung 

7.1 .  Das Ausmaß und die E ntwicklung von 
Armutsgefährdung und akuter Armut 

7. 1 . 1 .  Einleitung 

Armut und Armutsgefährdung bleiben in Österreich -
wenngleich in geringerem Ausmaß als in den meisten an­
deren europäischen Ländern - ein ernstes Problem und 
eine Herausforderung an die Sozialpolitik, aber auch Ver­
tei lungs- und Arbeitsmarktpolitik. 1 997 waren etwa 
900.000 Personen von Armutsgefährdung und darun­
ter 340.000 Personen von akuter Armut betroffen. Die 
höchsten Risiken tragen dabei unbeschäftigte Alleiner­
ziehende, Langzeitarbeitslose, Personen in Haushalten 
ohne jede Beschäftigung, allein lebende Ältere und Per­
sonen aus Nicht-EU-Staaten. Diese Bevölkerungsgrup­
pen haben auch ein zunehmendes Gewicht innerhalb der 
armutsgefährdeten Bevölkerung in Österreich. Die fol­
gende Analyse faßt die Hauptergebnisse einer vom Eu­
ropäischen Zentrum für Wohlfahrtspolitik und Sozialfor­
schung und dem Interdisziplinären Forschungszentrum 
Sozialwissenschaften gemeinsam durchgeführten um­
fangreicheren Untersuchung (Förster, Redl, Tentschert 
und Ti l l ,  2000) zusammen. 

Die diesjährige Berichterstattung steht in kohärentem Zu­
sammenhang mit vorangegangenen Armutskapiteln des 
Sozialberichts, was die Grund lagen der Analyse betrifft. 
Als Datengrundlage wird das europäische Haushaltspa­
nel für die Einkommensjahre 1 994, 1 995, 1 996 und 1 997 
verwendet, welches ausführlich im letzten Sozialbericht 
(S.88) beschrieben wurde. Bezüglich der Definition von 
Armut wird zwischen Armutsgefährdung und akuter 
Armut unterschieden. Dies ist auch zunehmend Praxis i n  
der nationalen Armutsberichterstattung anderer EU-Mit­
gl iedsländer. 

Armutsgefährdung wird ausschließlich über Einkom­
mensrisiken beschrieben: den Gepflogenheiten und Emp­
fehlungen des Europäischen Statistischen Zentral amtes 
(EUROSTAT) folgend, gelten Personen als armutsgefähr­
det, deren gewichtetes pro-Kopf-Haushaltseinkommen 
unter einem Schwellenwert von 60 % des Medians des 
pro-Kopf-Einkommens l iegt. Dieses betrug 1 997 
1 20.000,- öS jährlich für einen Einpersonenhaushalt. Von 

1 98 

Armutsgefährdung waren 1 997 rund 900.000 Personen 
bzw. 1 1  % der österreichischen Bevölkerung betroffen .  

Akute Armut l iegt vor, wenn zu  jenen oben beschriebe­
nen beschränkten finanziellen Verhältn issen auch spür­
bare Einschränkungen zur Abdeckung grundlegender 
Lebensbedürfnisse treten. Dies wird dann angenommen, 
wenn - zusätzlich zu geringem Einkommen - zumindest 
eine der fünf folgenden Situationen auftritt: 

• Substandardwohnung; 
• Rückstände bei Zahlungen von Mieten und Krediten; 
• Probleme beim Beheizen der Wohnung; 
• Unmöglichkeit, abgenutzte Kleidung durch neue Klei­

der zu ersetzen; 
• Unmöglichkeit, zumindest einmal im Monat nach 

Hause zum Essen einzuladen. 

Knapp 40 % der armutsgefährdeten Bevölkerung oder 
etwa 340.000 Personen waren 1 997 arm in Österreich. 

Als Basis zur Berechnung der Armutsgefährdungs­
schwelle d ienen die gesamten verfügbaren Haushalts­
einkommen (Arbeitseinkünfte, Pensionen und andere 
monetäre Sozialleistungen abzüglich Einkommenssteu­
ern und Sozialversicherungsabgaben). Diese werden 
nach Anzahl der Personen im Haushalt gewichtet, und 
zwar unterschiedlich für Erwachsene und Kinder. Die Ge­
wichtung erfolgt nicht proportional zur Haushaltsgröße, 
sondern mit Hi lfe sogenannter Äquivalenzskaien, da 
Einsparungseffekte bei Mehrpersonenhaushalten ange­
nommen werden (z. B. Wohnungs- oder Nahrungsmittel­
kosten). Im Zuge der europäischen Harmonisierung der 
Armutsberichterstattung verwendet der vorliegende So­
zialbericht erstmals die von EUROSTAT und der OECD 
seit Beginn der 90er Jahre gebräuchl iche und empfohle­
ne Äquivalenzskala, welche eine erste erwachsene Per­
son im Haushalt m it 1 gewichtet, jeden weiteren Erwach­
senen mit 0.5, und jedes Kind mit 0.3. Daraus ergeben 
sich für 1 997 folgende Armutsgefährdungsschwellen: 

Armutsgefährdungsschwellen für 
unterschiedliche Haushaltstypen, 1 997 

Haushaltszusammensetzung Jahres- Monats-
werte, öS werte, ÖS 

Einpersonenhaushalt 1 20000 1 0000 

Ein Erwachsener + 1 Kind 1 56000 1 3000 

Zwei Erwachsene 1 80000 1 5000 

Zwei Erwachsene + 1 Kind 21 6000 1 8000 

Zwei Erwachsene + 2 Kinder 252000 2 1 000 

Zwei Erwachsene + 3 Kinder 288000 24000 

Quelle: IFS (2000)/Europäisches Haushaltspanel (ECHP) 
Anmerkung: 2. Spalte: Armutsgefährdungsschwellen in Netto­
Jahreswerten; 3. Spalte: Netto-Jahreswert dividiert durch 1 2 .  
Zahlen sind auf Tausend gerundet. 
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Bislang wurde in der österreichischen Armutsberichter­
stattung und -forschung eine Äquivalenzskala verwen­
det, welche zusätzl ichen Haushaltsmitgliedern höhere 
Gewichte zuteilt, näml ich 0.7 jedem weiteren Erwachse­
nen und 0.5 jedem Kind. Die neue, international ge­
bräuchliche Skala ist also flacher, und gewichtet Einper­
sonenhaushalte im Vergleich zu größeren Haushalten 
stärker. Die Armutsgefährdungsschwelle für einen 
Haushalt mit  zwei E rwachsenen beträgt bei der neu­
en Skala etwa 80 % und bei  der alten Skala etwa 
90 % des d urchschn itt l ichen gewichteten pro-Kopf­
E inkommens. 

Um mögliche Auswirkungen beim Übergang von der al­
ten zur neuen Skala besser festmachen zu können, wur­
de eine Reihe von Vergleichsanalysen durchgeführt. Die 
Gesamtbetroffenheit würde bei Verwendung der alten 
Skala etwas niedriger ausfallen: 81 0.000 Personen wären 
armutsgefährdet (884.000 nach neuer Skala) und 
286.000 wären in akuter Armut (342.000 nach neuer Ska­
la). Wie zu erwarten, ergeben sich einige Änderungen in 
der Zusammensetzung und Betroffenheit bestimmter 
Gruppen innerhalb der armen und armutsgefährdeten 
Bevölkerung: unter Verwendung der alten Skala wäre die 
Armutsgefährdung unter Kinder und Jugendl ichen und 
Haushalten mit zwei oder mehr Kindern höher, aber ge­
ringer unter Frauen und Älteren (v. a. Witwen). Dies hängt 
für letztere vor allem damit zusammen, dass die Höhe 
des Ausgleichszulagenrichtsatzes in der Pensionsversi­
cherung etwas über der Armutsgefährdungsschwelle 
nach alter Skala, aber etwas u nter d ieser Schwelle 

Armutsgefährdungsschwellen, in 
Prozent des durchschnittlichen 
gewichteten pro-Kopf-Einkommens: 
neue und alte Skala 
1 80 

r-
1 60 

140 

1 20 

1 00 

80 

60 -
40 I--
20 I--

o -
EPH 

• Neue Skala 0 Alle Skala I 

-
r-

I-- -

,--- I-- -

I-- I-- -

I-- I-- -

'- - -
2 EW 

r-_ 

-

-

-

-

I--
I--

L- -
2 EW 2 EW 

l-
r-

l EW 
+ 1 Kind 

2 EW 
+ 1 Kind + 2 Kinder + 3 Kinder 

Quelle: IFS (2000)/ECHP 
Anmerkung: das durchschnittliche gewichtete Pro-Kopf-Ein­
kommen betrug jährlich etwa 221 .000,- öS nach neuer Skala, 
und etwa 1 85.000,- ÖS nach alter Skala. 
EPH = Einpersonenhaushalt, EW = Erwachsener 

nach neuer Skala l iegt. Kein wesentl icher Unter­
schied im Armutsgefährdungsrisiko besteht h inge­
gen für Erwachsene, k inderlose Haushalte, Al lei ner­
zieherinnen und Haushalte mit nur  einem Kind . 

Zusammensetzung der armutsgefährdeten Bevölkerung, neue und alte Skala 

c: 

nach Alter nach Haushaltsform 
1 00 r-�------�,-----.--------.--, 1 00 r--.--------,-----,--------r--o 

1 5  > 6 0  Jahre 90 
28 

1 0  H H  mit Pensionen 

90 24 1 3  H H  ohne Kinder 

80 80 

70 
40 30-59 Jahre 

60 

70 1 6  I MPH mit 1 Kind 1 5  
60 

36 
� 50 e 50 

1 4  I 
I MPH mit 2 Kindern 25 

CL 
40 1 0  20-29 Jahre 40 1 9  
30 30 

20 < 20 Jahre MPH mit 3 Kindern 25 
20 1 9  

1 0  
Alleinerziehende 

o 
Neue Skala Alte Skala Neue Skala Alte Skala 

Quelle: IFS (2000)/ECHP 
Anmerkung: "HH mit Pensionen" : Personen in  Haushalten, die vorwiegend Pensionseinkommen beziehen; "HH ohne Kinder" : Per­
sonen in kinderlosen Haushalten; "M PH": Mehrpersonenhaushalte. 
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7. 1 .2. Armut und Armutsgefahrdung 1 997 

Im folgenden sol l  ein Profil der österreichischen Bevöl­
kerung in Armutsgefährdung und akuter Armut ent­
wickelt werden. Die Ergebnisse beziehen sich dabei auf 
das letzt verfügbare Jahr, 1 997. Die Armutsbevölkerung 
wird dabei nach drei, teils überlappenden Kriterien unter­
sucht: 

• demographischen (Geschlecht, Alter, Haushalts­
form); 

• sozio-demographischen (Schulbi ldung, Wohnort, 
Staatsbürgerschaft); und 

• arbeitsmarktspezifischen Kriterien (Beschäftigungs­
situation, Beschäftigungsintensität im Haushalt). 

Dabei werden drei Dimensionen der Armut betrachtet: 
die Betroffenheit (Anzahl der Personen); das Risiko 
("Armutsrate" , d .  h .  der Prozentsatz der Armen innerhalb 
einer Bevölkerungsgruppe); und die Intensität ("Einkom­
menslücke", d .  h. wie weit entfernt befindet sich das 
Durchschnittseinkommen der Armen von der Armuts­
schwelle). 

Für die Interpretation der Absolutzahlen ("Betroffen­
heit") gilt zu beachten, dass bestimmte Bevölkerungs­
gruppen im Europäischen Haushaltspanel - wie im End­
bericht über die 4.  Welle ("Querschnittsbericht") be­
schrieben - deutlich und im Laufe der Jahre zunehmend 
unterrepräsentiert sind. Dies gi lt vor allem für die Gruppe 
der Personen aus Nicht-EU-Staaten , deren Anteil an der 
Gesamtbevölkerung im Panel mit etwa 5 % angegeben 
wird, während der tatsächl iche Anteil etwa 9 % beträgt. 
Um das reel le Ausmaß von Armut und Armutsgefährdung 
besser zu erfassen, sind daher relative Indikatoren wie 
Armutsrate, Einkommenslücke und relatives Risiko (sie­
he Kapitel 7 .2 .) besser geeignet. 

Demographische Kriterien 

Frauen haben allgemein ein etwas höheres Armutsge­
fährdungsrisiko als Männer. Da g leichzeitig der Anteil 
der Frauen an der Gesamtbevölkerung höher ist als jener 
der Männer, ergibt sich ein signifikanter Unterschied bei 
den Absolutzahlen : knapp über eine halbe Mi l l ion Frauen 
sind demgemäß armutsgefährdet gegenüber etwa 
370.000 Männern . Das Risiko der Armutsgefährdung 
nach dem Alter spiegelt eine u-förmige Verteilung wider: 
so haben Kinder und Jugendliche und ältere Menschen 
ein überdurchschnittliches, und Erwachsene ein unter­
durchschnittliches Risiko. Jenes der älteren Generation 
ist dabei noch etwas höher als jenes der jüngsten Gene­
ration. Zusammengenommen machen diese drei Grup­
pen mehr als die Hälfte aller Armutsgefährdeten aus, et­
wa eine halbe Mi l l ion Personen. Einpersonenhaushalte 
haben ein größeres Risiko in Armutsgefährdung zu gera-
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ten als Mehrpersonenhaushalte, wobei dies bei den Pen­
sionshaushalten vorwiegend Frauen (v. a. Witwen) und 
bei den Nichtpensionshaushalten vorwiegend Männer 
betrifft. Personen in Familien mit ein oder zwei Kindern 
haben ein unterdurchschnittliches Gefährdungsrisiko, 
während kinderreiche Familien (drei oder mehr Kinder) 
mit einem überdurchschnittlichen Risiko konfrontiert 
sind. Alleinerziehende wurden bereits in den vergange­
nen Sozial berichten als eine der am meisten gefährdeten 
Risikogruppen identifiziert: auch 1 997 lag deren Armuts­
gefährdungsrate um mehr als die Hälfte über der Ge­
samtrate, näml ich bei 1 8  % (oder 76.000 Personen) . Es 
zeigt sich jedoch, dass der Umstand, eine Arbeit zu 
haben, das Gefährdungsrisiko für Alleinerziehende dras­
tisch senkt, nämlich auf Durchschnittswerte. Allergrößte 
Probleme stellen sich daher, wenn Alleinerziehende kei­
ner Erwerbsarbeit nachgehen können: eine von zwei Per­
sonen in diesen Fami l ien sind von Armut gefährdet. 

Dieselben Risikogruppen, die von Armutsgefährdung be­
troffen sind, sind auch vom Risiko akuter Armut betrof­
fen, mit Ausnahme kinderreicher Fami l ien, welche kein  
signifikant höheres Risiko aufweisen, i n  akute Armut zu 
geraten . 

Eine höhere Intensität der Armutsgefährdung (Einkom­
mensslücke) geht oft, aber nicht immer mit jenem höhe­
rem Risiko einher. So haben z. B. junge Erwachsene 
und Nichtpensionshaushalte ein unterdurchschnittliches 
Armutsrisiko, aber eine überdurchschnittliche Einkom­
menslücke, während umgekehrt vor allem ältere Men­
schen und Pensionistenhaushalte ein höheres Armuts­
risiko, aber eine unterdurchschnittliche Einkommens­
lücke aufweisen . Das Durchschnittseinkommen der letzt­
genannten Gruppen liegt etwa ein Zehntel unterhalb der 
Armutsschwelle. Dieser relativ n iedrige Wert ist, wie oben 
beschrieben, vor allem auf das Niveau der Ausgleichszu­
lage für Pensionisten zurückzuführen, welches knapp un­
ter der Armutsgefährdungschwelle liegt. Für die Gesamt­
bevölkerung beträgt die Einkommenslücke, sowohl im 
Falle der Armutsgefährdung als auch akuter Armut, etwa 
ein Fünftel. 

Sozio-demographische Kriterien 

Geringere Schulbildung (höchstens Pflichtschulab­
schluß) geht mit höherem Risiko der Armut und Armuts­
gefährdung einher. Andererseits senken höhere Bi ldung 
(Universitätsabschluß o. ä.), aber auch Lehrabsch luß, Ar­
mutsrisiken sign ifikant. Im ländlichen Bereich ist ein 
leicht höheres Risiko der Armutsgefährdung gegeben, 
während der Wohnort Wien ein überdurchschnittliches 
Risiko der akuten Armut aufweist: etwa ein Drittel aller 
von akuter Armut betroffenen Personen leben in Wien . 
Österreicher und andere EU-Staatsbürger haben leicht 
unterdurchschnittliche Armutsrisiken. Personen aus 
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Indikatoren für Armutsgefährdung und akute Armut 1 997, Bevölkerungsgruppen 
Armutsgefährdete Bevölkerung Bevölkeruflg In akuter Armut 

Bevölkerungsgruppen AnuhI Almutsralr1 Eln,""""",,-· Anzahl AnnutIrat8 Elnkomlll8lls-
(In TIUMId} f") 1iJt:Uf") (In TaulUHld) f") lücke(") 

Insgesamt 1 1 .1 18 342 4.3 21 

Geschlecht 

Männer 9.8 20 1 38 3.6 25 

Frauen 1 2.4 1 7  205 4.9 1 8  

Alter 

Kinder und Jugendliche « 20) 245 1 3.8 20 87 4.9 25 

Junge Erwachsene (20-29) 69 6.8 28 31 3.0 26 

Erwachsene (30-49) 225 9.5 21 78 3.3 26 
Ältere Erwachsene (50-59) 94 9.0 21 44 4.2 24 

Senioren (60+) 251 1 4.4 1 0  1 02 5.9 1 0  

Haushaltsform 

EPH mit Pension 1 25 26.0 7 66 1 3.7 7 

MPH mit Pension 87 1 0.9 1 2  25 3.1 1 2  

EPH ohne Pension und ohne Kinder 61 1 7.4 33 31 8.9 26 

MPH ohne Pension und ohne Kinder 75 5.8 21 23 1 .8 29 

Alleinerziehende mit Erwerbseinkommen 40 1 1 .8 21 (1 7) (5.1 )  (24) 

Alleinerziehende ohne Erwerbseinkommer 36 47.1 27 (1 9) (24.5) (26) 

Alleinerziehende gesamt 76 1 8.3 24 36 8.7 25 

MPH +1 Kind 1 22 8.5 22 59 4.1 26 

MPH+2 Kinder 1 68 7.8 1 8  57 2.6 25 

MPH +3+ Kinder 1 70 1 6.9 1 7  45 4.5 20 

Schulbildung 

Pflichtschule 364 1 4.6 1 4  1 56 6.2 1 6  

Lehre/mittlere Schule 2 1 7  7.8 1 8  67 2.4 22 

Matura 78 8.9 29 35 4.0 28 

HS/UniversitäVFS ( 19) (5.0) (32) (1 0) (2.7) (25) 

Wohnort 

Ländlicher Bereich 1 2. 1  18  1 82 4.1  22 

1 0 Td > 1  Mio. 8.7 1 6  47 2.7 1 7  

Wien 1 0.9 21 1 1 0  7.4 20 

Staatsbürgerschaft 

Österreicher + EU 1 0.5 1 8  291 3.8 21 

Nicht-EU Bürger 29.6 1 8  52 1 8.0 1 9  

Eingeschränkte Erw.beteiligung 

< 6 Monate arbeitslos (16) (8.3) (27) (8) (4.5) (1 8) 

Langzeit arbeitslos 38 31 .6 24 27 22.5 28 

Arbeitslose gesamt 53 1 7.4 25 35 1 1 .5 26 

Karenz (8) (6. 1 )  (1 9) (1) (0.9) (38) 

Behinderung (10) (1 0.0) (1 9) (3) (2.6) (35) 

TeilzeiWolizeit 

Vollzeitbeschäftigt 1 50 5.6 20 49 1 .8 25 

Teilzeitbeschäftigt « 35h) 56 9.5 27 23 3.8 25 

Beschäftigte gesamt 206 6.3 22 72 2.2 25 

Haushaltsbeschäftigungsintensität 

Ohne Beschäftigung 93 26.3 25 44 1 2.6 26 

Teilweise Beschäftigung 226 9.5 22 85 3.6 25 

Volle Beschäftigung 70 4.1 20 24 1 .4 26 

Erwerbsbevölkerung insgesamt 388 8.8 22 153 3.5 25 

Quelle: IFS (2000)/ECHP 
Anmerkung: Armutsrate ist die Anzahl der Armen in Prozent der jeweiligen Bevölkerungsgruppe. Einkommenslücke ist die Differenz 
zwischen dem Durchschnittseinkommen der Armen und der Armutsschwelle, in Prozent dieser Schwelle. Die Daten beziehen sich auf 
die Gesamtbevölkerung, außer für "Schulbildung" (Personen über 1 4  Jahre) und "Erwerbsbetei ligung" und "Haushaltsbeschäfti-
gungsintensität" (Personen zwischen 20 und 59 Jahren). Zahlen in Klammern beruhen auf geringen Fallzahlen, und können daher 
statistischen Schwankungen unterliegen. 
EPH = Einpersonenhaushalte, MPH = Mehrpersonenhaushalte 
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Nicht-EU-Staaten haben hingegen sehr hohe Risiken : 
Armutsgefährdung ist etwa dreimal so häufig, und akute 
Armut viermal so häufig wie im Gesamtdurchschnitt. 

Arbeitsmarktspezifische Kriterien 

Eingeschränkte Erwerbsbeteiligung führt vor allem im 
Fall von Arbeitslosigkeit zu erhöhten Armutsrisiken . Dies 
betrifft jedoch im wesentlichen Langzeitarbeitslose, 
während Personen , die weniger als sechs Monate ar­
beitslos waren, mit durchschnittlichen Risiken konfron­
tiert sind. Andere Situationen eingeschränkter Erwerbs­
beteil igung - Karenz und Behinderung - gehen in Öster­
reich nicht mit überdurchschnittlichen Armutsrisiken ein­
her, eher im Gegenteil. Dabei ist jedoch zu beachten, 
dass die Einkommenslücke im Falle akuter Armut für je­
ne beiden Bevölkerungsgruppen überdurchschnittlich 
hoch ist: deren Einkommen liegt um mehr als ein Drittel 
unterhalb der Armutsschwelle. 

Der Umstand, eine Beschäftigung zu haben, reduziert 
das Risiko der Armutsgefährdung und akuter Armut 
auf die Hälfte. Dies ist vor allem für Vollzeitbeschäftigte 
der Fal l .  Aber auch Teilzeitbeschäftigte haben ein etwas 
geringeres Armutsrisiko, wenngleich im Falle der Armuts­
gefährdung die Einkommensdifferenz zur Armutsschwel­
le mehr als ein Fünftel ausmacht. 

Um die Bedeutung des Arbeitsmarktes für Armutsrisiken 
besser zu beleuchten, wurden auch, über ind ividuelle 
Merkmale hinausgehend, Armutsrisiken für drei verschie­
dene Konstellationen der Beschäftigungsintensivität 
innerhalb von Haushalten untersucht: 

• Haushalte, in denen alle 20-60-jährigen Erwachse­
nen vollzeitbeschäftigt sind ("vollbeschäftigt"); 

• jene, in denen nicht das gesamt Beschäftigungspo­
tential ausgenützt werden kann ("teilweise beschäf­
tigt"): es handelt sich hier hauptsächlich um "traditio­
nelle" Haushalts-/Beschäftigungsstrukturen, in de­
nen nur ein Erwachsener vollzeitbeschäftigt ist und 
dessen Partner keiner Arbeit nachgeht; 

• und jene, in denen kein Beschäftigungsverhältnis be­
steht. 

Dies rekurriert auf den international beobachtbaren Trend 
zu "Beschäftigungspolarisation" auf Haushaltsebene, 
d. h. ein gleichzeitiges Ansteigen des ersten und dritten 
Haushaltstyps auf Kosten des zweiten. Es kann angenom­
men werden, dass im Falle von Erwerbslosigkeit das Ar­
mutsrisiko (welches sich ja auf der Ebene des Haushalts­
wohlstandes ergibt) sehr stark davon abhängt, in welcher 
Beschäftigungssituation sich die anderen Haushaltsmit­
gl ieder befinden. So existiert ein sehr hohes Armutsrisiko 
für Personen im Erwerbsalter, die in Haushalten ohne jeg­
liches Beschäftigungsverhältnis leben (dies schließt allein-
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lebende Unbeschäftigte mit ein). Es handelt sich hier um 
etwa 93.000 Personen in Armutsgefährdung, darunter 
44.000 in akuter Armut. Nicht nur Arbeitslosigkeit, sondern 
Erwerbslosigkeit im allgemeinen und deren Kumulierung in 
einem Haushalt, führen zu diesem hohen Risiko. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass 1 997 für 
die folgenden fünf Bevölkerungsgruppen in Österreich 
die höchsten Risiken akuter Armut und Armutsgefähr­
dung existieren: Alleinerziehende ohne Erwerbsein­
kommen, Einpersonenpensionshaushalte, Personen 
aus Nicht-EU-Staaten, Langzeitarbeitslose und Per­
sonen im Erwerbsalter in Haushalten ohne jede Be­
schäftigung. 

7.1.3. Entwickungstrends für Risikogruppen 

flm folgenden werden mögliche Trends, im speziellen für 
die fünf oben genannten Risikogruppen, untersucht. Dies 
wird an hand eines Indexindikators "relatives Risiko" 
dargestellt, der die Armutsraten bestimmter Bevölke­
rungsgruppen auf die Gesamtarmutsrate (= 1 00) bezieht. 
Ein Wert von 200 für eine bestimmte Bevölkerungsgrup­
pe würde also bedeuten, dass deren Armutsrate doppelt 
so hoch ist wie jene der Gesamtbevölkerung. Dabei wird 
die Entwicklung der Armutsgefährdung allein betrachtet, 
nicht jedoch jene der akuten Armut. 

Für die Erwerbsbevölkerung (Personen im Alter zwischen 
20 und 59 Jahren) insgesamt ist das Armutsgefährdungs­
risiko etwas niedriger als für die Gesamtbevölkerung, und 
hatte eine leicht fallende Tendenz. Die leichte Diskrepanz 
im Armutsgefährdungsrisiko zwischen Männern und Frau­
en verfestigte sich. Das leicht überdurchschnittliche Risiko 
für Kinder und Jugendliche, ältere Menschen und kinder­
reiche Mehrpersonenhaushalte erhöhte sich in zumeist be­
scheidenem Ausmaß weiter. Was jedoch die oben identifi­
zierten fünf Risikogruppen betrifft - Alleinerziehende oh­
ne Erwerbseinkommen, Einpersonenpensionshaushalte, 
Personen aus Nicht-EU-Staaten, Langzeitarbeitslose und 
Personen in beschäftigungslosen Haushalten - kann ein 
signifikanter Anstieg des relativen Risikos der Armutsge­
fährdung zwischen 1 994 und 1 997 festgestellt werden. 
Diese fünf Gruppen haben zweieinhalb bis viermal so 
hohe Armutsgefährdungsraten wie die Gesamtbevöl­
kerung. Während z. B. die Armutsgefährdungsrate aller 
Alleinerziehenden etwa auf dem 1 V2-fachen Niveau der 
Gesamtrate blieb, stieg jenes der Alleinerziehenden ohne 
Erwerbseinkommen auf das über Vierfache an. Absenz 
eines Beschäftigungsverhältnisses stellt für Alleinerzie­
hende daher nicht nur ein hohes, sondern darüber hinaus 
zunehmendes Risiko für Armut dar. Ebenso stieg das rela­
tive Armutsrisiko im Falle von Arbeitslosigkeit, vor allem für 
Langzeitarbeitslose, nämlich vom zweifachen auf fast das 
dreifache Niveau in Bezug auf d ie  Gesamtbevölkerung.  
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7.2. Die Bedeutung der Langzeitarmut in 
Österreich 

Die Notwendigkeit einer dynamischen Betrachtung der 
Armut wurde in den letztjährigen Sozialberichten sowie 
in der internationalen Forschung ausdrücklich hervorge­
hoben, und wird im folgenden, auf Basis der Vierjahres­
periode 1 994-1 997, erstmals unternommen. Armuts­
und Armutsgefährdungsraten sind wichtige Indikatoren 
für die statische Beschreibung der sozialen Lage der 
österreichischen Haushalte. Darüber hinausgehend ist es 
jedoch - im speziellen für sozialpolitische Maßnahmen -
wichtig zu wissen, inwieweit Armut und Armutsgefähr­
dung ein vorübergehendes oder dauerhaftes Problem 
darstellen. Insbesondere stellen sich drei Fragen: 

• Was ist das Ausmaß der Langzeitarmut in Österreich, 
im Vergleich zu period ischer Armut? 

• Wie hoch ist Langzeitarmut innerhalb der armen Be­
völkerung? 

• Welche Bevölkerungsgruppen sind am stärksten von 
Langzeitarmut betroffen? 

Dazu werden zunächst drei Dimensionen der Armut und 
Armutsgefährdung untersucht, nämlich "statische" 
(oder durchschnittliche) Armut, definiert als Armutsrate 
im Vierjahresdurchschnitt 1 994-1 997; "periodische" Ar-

. -

mut: der Anteil der Personen, die zumindest einmal in­
nerhalb des Vierjahreszeitraums von Armut betroffen wa­
ren; und "Langzeitarmut": Personen, die durchgängig, 
also zumindest vier Jahre lang arm waren. Die entspre­
chenden Werte können freilich nur Annäherungen sein ,  
da  sich d ie Betrachtung ausschl ießlich auf den Zeitraum 
von 1 994 bis 1 997 beschränkt; so ist nichts über den Ar­
mutsstatus der Personen vor oder nach dieser Periode 
bekannt und Personen, die beispielsweise zwischen 
1 991 und 1 995 arm waren, scheinen hier nicht als "lang­
zeitarm" auf. 

Etwa 240.000 Personen sind in Österreich langzeitar­
mutsgefährdet und, unter diesen sind an die 80.000 Per­
sonen in akuter Langzeitarmut. Gleichzeitig waren 
während der vier Jahre 1 ,6 Millionen Personen über­
haupt wenigstens einmal von Armutsgefährdung be­
troffen, und 660.000 Personen von akuter Armut. Das 
Bi ld der Armut und Armutsgefährdung in Österreich ist 
daher wesentlich differenzierter als es statische Armuts­
raten suggerieren. Einerseits ist akute Armut und Ar­
mutsgefährdung für einen großen Teil der Betroffe­
nen ein vorübergehendes Phänomen, andererseits be­
trifft Armut einen wesentlich größeren Tei l  der Bevölke­
rung als gemeinhin angenommen, nämlich mehr als ein 
Fünftel der Bevölkerung (im Falle der Armutsgefährdung) 
bzw. knapp ein Zehntel (akute Armut) im Vierjahreszeit­
raum 1 994 bis 1 997.  

Entwicklung des relativen Risikos für ausgewählte armutsgefährdete 
Risikogruppen, 1 994-1 997 

Gesamtbevölkerung 

Erwerbsbevölkerung 

Männer 

Frauen 

Kinder und Jugendliche « 20) 

Senioren (60+) 

EPH mit Pension 

MPH mit Pension 

Al leinerziehende ohne Erwerbseinkommen 

Alleinerziehende gesamt 

MPH mit 3+ Kindern 

Personen aus Nicht-EU-Staaten 

Langzeit arbeitslos 

Arbeitslose gesamt 

In HH ohne Beschäftigung 

Quelle: IFS (2000)/ECHP 

1 994 

1 00 

86 

91  

1 09 

1 1 7  

1 1 8 

1 76 

99 

380 

1 63 

21 7 

1 997 

1 00 

79 

88 

1 1 1  

1 24 

1 30 

233 

98 

422 

1 64 

1 51 

266 

283 

1 56 

237 

Änderung 1994-1997 

20 

Anmerkung: 
"

Relatives Risiko" ist die gruppenspezifische Armutsgefährdungsrate dividiert durch die Armutsgefährdungsrate der 
Gesamtbevölkerung, multipliziert mit 1 00. 
EPH = Einpersonenhaushalte, MPH = Mehrpersonenhaushalte 
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Durchschnittliche, vorübergehende 
und Langzeitarmut und -armuts­
gefährdung 1 994 bis 1 997 
(in Prozent der Gesamtbevölkerung) 

21 .4 • Durchschnittlich 
o Periodisch 
o Langzeit 

Armutsgefährdung Akute Armut 
Quelle: I FS (2000)/ECHP 

Anmerkung: Durchschnittliche Armut: ist der Durchschnitt der 
statischen Armutsraten während der Vierjahresperiode 1 994 bis 
1 997. Periodische Armut: zumindest einmal während des Zeit­
raumes von Armut betroffen. Langzeitarmut: Während aller vier 
Jahre zwischen 1 994 und 1 997 arm. Zahlen in Prozent der Ge­
samtbevölkerung. 

Eine genauere Aufschlüsselung nach der Anzahl der Jah­
re, die i n  Armut verbracht wurden ("VerweildauerU), er­
gibt folgendes Bild: Etwas weniger als die Hälfte aller 
Personen, die in den Jahren 1 994 bis 1 997 von akuter Ar­
mut betroffen waren, blieben ledigl ich ein Jahr in dieser 
Situation. Etwa ein Zehntel waren von Langzeitarmut 
betroffen. Die Ergebnisse für die armutsgefährdete Be­
völkerung sind ähnlich, weisen jedoch auf einen leicht 
höheren Anteil von Langzeitarmutsgefährdeten h in .  Die 
durchschnittliche Verwei ldauer i n  Armut, wie auch in  Ar­
mutsgefährdung, beträgt etwa zwei Jahre. 

Des weiteren wurden die Anteile der jeweil igen Ver­
weildauergruppen an den Gesamt jahren, die in Armut 
(bzw. Armutsgefährdung) verbracht wurden, berechnet.  
Dies berücksichtigt, dass Personen, die längere Zeit in 
Armut verbringen, e in höheres Gewicht i n  der Gesamt­
zahl der Personenjahre in Armut während der Vier­
jahresperiode haben als jene mit kürzeren Verweilzeiten. 
Die Ergebnisse zeigen, warum das Phänomen der Lang­
zeitarmut eine große Herausforderung darstellt: obwohl 
nur knapp über ein Zehntel der insgesamt von Armut be­
troffenen Bevölkerung langzeitarm sind, nehmen d iese 
22 % der Gesamtzeit, die in Armut verbracht wurde, in 
Anspruch. Im Falle der Armutsgefährdung sind es sogar 
26 % .  Es ist anzunehmen, dass die Gruppe der Personen 
in Langzeitarmut in intensivster Weise mit Problemen und 
Auswirkungen von Armut konfrontiert ist .  
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Verweildauer und Antei l  an Gesamt­
jahren in Armutsgefährdung und akuter 
Armut 

Verweildauer 

1 Jahr 

2 Jahre 

3 Jahre 

zumindest 4 Jahre 

Durchschnitt (Jahre) 

Quelle: I FS (2000)/ECHP 

Annutsgefährdung 

AnIBiI Anteil 
an alhm an 

ann� Gesamt­
flhnJeten jahren 
Personen 

1 3% 

1 .9 

23% 

24% 

26% 

26% 

Akute Annut 

Anteil 
an 

Gesamt­
jahren 

1 1 %  

2.0 

25% 

21 % 

33% 

22% 

Anmerkung: ,,1 Jahr" bedeutet bis zu einem Jahr. Leseweise: 
46 % aller zwischen 1 994 und 1 997 von Armutsgefährdung Be­
troffenen blieben ein Jahr lang armutsgefährdet. Dies stellt 23 % 
der Gesamtzeit an Armutsgefährdung dar, die in diesem Zeit­
raum angefallen ist. 

Welches sind die Charakteristika der von Langzeitar­
mut und -armutsgefährdung betroffenen Bevölkerung? 
Um dies herauszuarbeiten , werden diese mit Personen 
vergl ichen, die nur kurze Zeit (ei n  Jahr) in Armut verbrin­
gen sowie mit der Gesamtbevölkerung. Zunächst fällt 
auf, dass in vielen Bereichen große Unterschiede zwi­
schen Langzeit- und Kurzzeitarmen bestehen. Die Cha­
rakteristika der Kurzzeitarmen ähneln viel eher jenen der 
Gesamtbevölkerung als jene der Langzeitarmen. Das be­
deutet, dass sich die Bevölkerung, die kurzzeitig von 
Armut betroffen ist, aus breiteren Schichten der Bevöl­
kerung rekrutiert. Dies läßt sich beispielsweise anhand 
der Bedeutung des Bi ldungsstandes veranschau l ichen: 
während mehr als zwei Drittel der Langzeitarmutsgefähr­
deten lediglich Pflichtschulabschluß aufweisen, unter­
scheidet sich die Verteilung der Schulbi ldung bei Kurz­
zeitarmutsgefährdeten nicht signifikant von jener der 
nicht gefährdeten Bevölkerung. 

I nnerhalb der langzeitarmutsgefährdeten Bevölke­
rung sind daneben vor al lem Personen in (erwerbsfähi­
gen) Haushalten ohne jegl iche Beschäftigung, ältere 
Menschen, Ein- und Mehrpersonenpensionistenhaushal­
te sowie Personen aus Nicht-EU-Staaten in besonderem 
Ausmaß überrepräsentiert, aber auch Personen in kin­
derreichen Fami l ien, Alleinerzieherinnen, Behinderte und 
Frauen im allgemeinen. Dagegen sind Personen in  Haus­
halten in welchen alle Erwachsenen arbeiten, Vol lzeit­
(aber nicht teilzeit-) Besc;häftigte, junge Erwachsene und 
Erwachsene und Personen in Familien ohne oder mit nur 
ein oder zwei Kindern deutlich unterrepräsentiert. Ein in­
teressanter geographischer Aspekt besteht i n  der Tat­
sache, dass Langzeitarmutsgefährdung überproportio­
nal im ländl ichen Bereich existiert, während der Wohnort 
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Charakteristika der Bevölkerung in kurzfristiger und langfristiger Armut 

Gesamt- Armutsgefährdete Bevölkerung in 
Bevölkerungsgruppen bevölkerung Bevölkerung akuter Armut 

kurzfristig langfristig kurzfristig 
Geschlecht 

Männer 47.8 46.9 39.9 43.9 41 .0 
Frauen 52.2 53.1 60. 1 56. 1 59.0 
I nsgesamt 1 00.0 1 00.0 1 00.0 1 00.0 1 00.0 

Alter 
Kinder und Jugendliche « 20) 25.2 30.5 27.5 29.4 25.4 
Junge Erwachsene (20-29) 1 3.9 1 1 .9 4.8 1 3.2 4.7 
Erwachsene (30-49) 29.5 27.9 22.0 26.3 23.2 
Erwachsene (50-59) 1 2.2 1 1 .5 6.8 5.7 1 4.8 
Senioren (60+) 1 9.2 1 8.2 38.9 25.4 31 .9 
Insgesamt 1 00.0 1 00.0 1 00.0 1 00.0 1 00.0 

Haushaltstyp 
EPH mit Pension 5.0 6.4 1 9. 1  1 2.5 27.9 
MPH mit Pension 8.7 6.4 1 8.2 6.6 (1 0.0) 
Singles 4.4 6.9 7.6 9.2 (7.7) 
Kinderlose Familien 1 5.0 9.0 5.4 7.9 (8.3) 
Alleinerziehende 4.8 7.6 7.3 9.3 (8.6) 
MPH mit 1 Kind 1 9.0 20.3 9 .1  1 6.7 (5.9) 
MPH mit 2 Kindern 28.0 22.4 1 1 . 1 1 9.3 1 7.5  
MPH mit 3+ Kindern 1 5.0 20.9 22.3 1 8.4 1 4.0 
I nsgesamt 1 00.0 1 00.0 1 00.0 1 00.0 1 00.0 

Wohnort 
Ländlicher Bereich 59. 1 60.5 75.0 51 .0 66.6 
1 0 Td > 1  Mio. 22.6 1 5.3 1 4.2 1 7.4 (1 1 .2) 
Wien 1 8.3 24.2 1 0.8 31 .6 22.2 
I nsgesamt 1 00.0 1 00.0 1 00.0 1 00.0 1 00.0 

Staatsbürgerschaft 
Personen aus EU-Staaten 95.2 90.9 90.6 86.5 87.9 
Personen aus Nicht-EU-Staaten 4.8 9.1  9.4 1 3.5 (1 2 . 1 )  
I nsgesamt 1 00.0 1 00.0 1 00.0 1 00.0 1 00.0 

Schulbildung 
Pflichtschule 38. 1 43. 1  68.8 50.1 72.5 
Lehre/mittlere Schule 42.5 37.3 23.1 33.4 22.6 
Matura 1 3.5 1 3. 1  5.7 9.7 (4.8) 
HS/Universität/FS 5.9 6.5 (2.5) 6.8 (0.0) 
Insgesamt 1 00.0 1 00.0 1 00.0 1 00.0 1 00.0 

Erwerbsbeteiligung 
Vollzeitbeschäftigt 40.6 30.1 1 9.7 9.1 
Tei lzeitbeschäftigt 7.5 7 . 1  6.6 (5.0) 
Arbeitslos < 6 Monate 4.0 5.0 6.8 (4.5) 
Arbeitslos > 6 Monate 1 .5 2.3 3.1  (1 0.9) 
Karenz 2.5 2.9 3.2 (0.0) 
Behinderung 6.3 6.1 8.5 (1 1 .8) 
Pensionisten 1 7. 1  1 4.4 1 8.3 32.0 
Sonstige Inaktive 21 .4 1 8. 1  36.3 37.7 
Insgesamt 1 00.0 1 00.0 1 00.0 1 00.0 

Haushaltsbeschäftigungsintensität 
ohne Beschäftigung 7.9 1 4.4 29.8 1 8.8 48.8 
tlw. Beschäftigung 54.6 60.8 50.7 63.0 4 1 .9 
Vol le Beschäftigung 37.5 24.8 1 9.5 1 8.2 (9.3) 
I nsgesamt 1 00.0 1 00.0 1 00.0 1 00.0 1 00.0 

Quelle: IFS (2000)/ECHP 
Anmerkung: Kurzfristige Armut ist Armut für e in Jahr (für d ie Berechnung wurde das Anfangs- und Endjahr ausgenommen). Lang-
fristige Armut ist Armut während der gesamten Periode (zumindest vier Jahre). Die Daten beziehen sich auf die Gesamtbevölkerung, 
außer für "Schulbildung" (Personen über 14 Jahre) und "Erwerbsbeteil igung" und "Haushaltsbeschäftigungsintensität" (Personen 
zwischen 20 und 59 Jahren). Zahlen in Klammern beruhen auf geringen Fallzahlen, und können daher statistischen Schwankungen 
unterliegen. Bevölkerungscharakteristika beziehen sich Beginn der Periode. 
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. . . 

Wien überproportional bei der Bevölkerung in Kurzzeit­
armutsgefährdung vertreten ist. Im Falle der Arbeitslosig­
keit kommt deren Dauer eine zentrale Bedeutung für das 
Risiko, in Langzeitarmutsgefährdung zu geraten, zu: 
während Arbeitslose unter 6 Monaten innerhalb der 
Langzeitarmutsgefährdeten unterrepräsentiert sind, sind 
Arbeitslose über 6 Monaten deutlich überrepräsentiert. 

Ein ähnl iches Bild ergibt sich für die Bevölkerung in aku­
ter Armut: es sind vor allem Personen mit niedriger 

Schulbildung, in beschäftigungslosen Haushalten, ältere 
Menschen, Alleinerzieherinnen, Behinderte und Perso­
nen aus Nicht-EU-Staaten in überproportionalem Aus­
maß langzeitarm. Besonders prononciert ist der Unter­
schied für Langzeitarbeitslose: während diese kaum 2 % 

der Bevölkerung über 1 4  Jahre ausmachen, stellen sie 
1 1  % der Personen in akuter Langzeitarmut dar. Aber es 
ergeben sich auch Unterschiede: so sind Mehrpersonen­
pensionistenhaushalte und kinderreiche Famil ien i nner­
halb der langzeitarmen Bevölkerung nicht überrepräsen-

Soziale Teilhabechancen 1 997: Gesamtbevölkerung und Bevölkerung in Armut 
(Prozentzahlen) 

Gesamt- Armuts- Langzeit Arm Langzeitarm 
bevölkerung gefährdet armuts-

gefährdet 

Grundbedürfnisse 

Wenn Sie wollten könnten Sie . . .  
(Antwort: nein) 

. . .  1 Woche Urlaub im Jahr machen 22 47 68 77 89 

... etwas Geld sparen 34 62 69 82 94 

. . .  neue Kleidung kaufen 9 1 7  20 44 54 

. . .  jeden 2. Tag Fleisch essen 6 1 4  1 8  31 42 
Besitzt n icht.  . .  

Geschirrspülmaschine 43 61 72 78 1 00 
Heimcomputer 66 78 87 83 91 
Auto 1 6  39 49 59 58 
Telefon 3 8 1 7  1 0  33 
Fernsehgerät 2 6 1 2  8 24 

= 
Wohnsituation 

Kategorie 0 3 9 8 22 25 
Kategorie A 80 63 61  50 51 
. . .  Lärm- oder Umweltbelastungen 27 30 32 43 44 
. . .  schlechter Zustand der Wohnung 1 1  1 7  1 5  28 (35) 
. . .  unangemessene Heizmöglichkeit 5 9 1 4  1 6  29 
Überbelag nach Belagsnorm 5 1 3  1 2  20 1 9  

� � 
Gesundheit (a) 

Allgemeiner Gesundheitszustand 
mäßig bis sehr schlecht 28 44 59 50 56 
Körperliche oder psychische Krankheit 22 30 37 34 35 

Soziale Kontakte 

Clubmitglied 25 1 8  1 9  1 7  ( 1 1 )  
Kontakt zu Freunden 69 62 48 56 42 
Kontakt zu Nachbarn 80 81 78 75 72 

Negative Eigeneinschätzung hinsichtlich 

Finanzielle Situation 28 49 49 61 60 
Ausmaß an Freizeit 1 8  1 8  1 4  1 9  ( 1 1 ) 
Arbeit bzw. Hauptbeschäftigung 1 1  1 7  1 5  25 (23) 

'--- -
Quelle: IFS (2000)/ECHP 
Anmerkung: (a) Selbsteinschätzung 
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tiert, und Erwachsene sind nicht unterrepräsentiert. Auch 
ist akute Langzeitarmut nicht nur im ländlichen Bereich, 
sondern auch in Wien überproportional vertreten. 

Diese Ergebnisse beleuchten d ie Spezifika der von Lang­
zeitarmutsgefährdung und Langzeitarmut betroffenen 
Bevölkerung. Sie können jedoch nicht als Kausalfaktoren 
i nterpretiert werden. Weiters gi lt  es zu beachten, dass 
Personen aus Nicht-EU-Staaten im Europäischen 
Haushaltspanel deut l ich unterrepräsentiert sind .  Man 
kann jedoch davon ausgehen,  dass deren Ante i l  an 
der Bevö lkerung in Langzeitarmut doppelt bis drei­
mal so hoch ist wie an der Gesamtbevölkerung .  

7.3.  Der Zusammenhang zwischen Armut 
und sozialer Ausgrenzung 

Zwischen Armutsgefährdung und anderen Indikatoren 
fehlender sozialer Teilhabechancen besteht ein ausge­
prägter Zusammenhang. Dieser ist, im allgemeinen, we­
sentl ich stärker im Fal le akuter Armut, und am stärksten 
im Falle akuter Langzeitarmut. Das gilt für verschiedene 
Bereiche sozialer Tei l habechancen: Erfül lung grund­
legender Bedürfnisse, Wohnsituation, Gesundheit, sozia­
le Kontakte, und subjektives Wohlbefinden. 

Ein besonders großer Unterschied zwischen der Ge­
samtbevölkerung und der armen Bevölkerung besteht 
hinsichtlich der Grundbedürfnisse und der Wohnsitua­
tion. Für die meisten Elemente einer Liste von materiel­
len Grundbedürfnissen ist der Prozentsatz der Armuts­
gefährdeten, denen es an jenen Elementen mangelt, et­
wa doppelt so hoch und für die Bevölkerung in akuter 
Armut drei- bis fünfmal so hoch. Bei der Kategorie der 
Wohnung, sowie deren Allgemeinzustand, Heizmöglich­
keit und Belagsnorm finden sich ähn l iche Unterschiede. 
So wohnen nur knapp 3 % der Gesamtbevölkerung in ei­
ner Wohnung der Kategorie "D", während dies ein Zehn­
tel der armutsgefährdeten Bevölkerung betrifft, ein Fünf­
tel der armen Bevölkerung und ein Viertel der langzeit­
armen Bevölkerung. Lediglich hinsichtlich der Lärm- und 
Umweltbelastungen bestehen weniger große Unter­
schiede. 

Ein allgemein mäßiger bis schlechter Gesundheits­
zustand wird von mehr als der Hälfte der von langfristi­
ger Armut und Armutsgefährdung betroffenen Bevölke­
rung angegeben. In der Gesamtbevölkerung ist d ieser 
Prozentsatz halb so hoch. Die Intensität sozialer Kon­
takte ist vor al lem innerhalb der Bevölkerung in akuter 
Langzeitarmut niedriger. Überproportional starke Unzu­
friedenheit bezügl ich der finanziellen Situation und be­
züglich der Hauptbeschäftigung herrscht vor allem bei 
Personen in akuter Armut. 

. � .  . - . • 

Ein guter Tei l  der angeführten Kriterien für fehlende so­
ziale Tei lhabechancen korrel iert eng mit dem Alter. Da, 
wie oben gezeigt wurde, ältere Menschen innerhalb der 
Bevölkerung in Langzeitarmut überrepräsentiert sind, er­
klärt dies auch einen Tei l  des starken Zusammenhanges 
zwischen Langzeitarmut und sozialer Ausgrenzung. 

Zusammenfassend kann jedenfalls von einer Kumula­
tion von eingeschränkten sozialen Teilhabechancen 
im Falle von Armut und Armutsgefährdung gespro­
chen werden,  i nsbesondere wenn d iese lang anhal ­
ten.  

7.4. Bedeutung sozialer Transfers rur die 
Armutslinderung 

Öffentliche monetäre Sozialtransfers (Pensionen, Fami­
lienleistungen, Arbeitslosengeld etc.) s ind - neben nicht­
monetären Sozialleistungen und -programmen und Ein­
kommens- und Verbrauchssteuern - ein wichtiges Instru­
ment der öffentl ichen Hand zur Umvertei lung und Ar­
mutslinderung. Im folgenden wird lediglich auf den zwei­
ten Aspekt, die Bedeutung der Sozialtransfers zur Ar­
mutssenkung und deren Entwicklung in den letzten Jah­
ren, eingegangen. Interaktionen (z. B. durch veränderte 
Steuerregelungen, aber auch Verhaltensänderungen der 
Haushalte) bleiben dabei unberücksichtigt. 

In diesem Zusammenhang sind zwei Fragen zu beant­
worten :  

• Wie wichtig sind Sozialtransfers und deren einzelne 
Komponenten für das Gesamteinkommen armer 
Haushalte? Es kann nämlich durchaus sein ,  dass -
obwohl bestimmte Transfers äußerst "zielgerecht" , 
d. h. zu unteren Einkommensgruppen, verteilt sind -
deren Ausmaß so gering ist, dass diese zur Armuts­
l inderung nur einen unwesentl ichen Beitrag leisten. 
Dies ist z. B. für manche Sozialprogramme im anglo­
saxonen Raum zu beobachten. 

• Welchen möglichen Beitrag leisten Sozialtransfers zur 
Senkung des Armutsrisikos und wie hat sich dieser 
verändert? Dazu werden Armutsindikatoren vor und 
nach Erhalt von Sozialtransfers betrachtet. Es wird al­
so untersucht, welches Ausmaß Armut in  Absenz von 
Sozialleistungen annehmen würde. 

Zuallererst ist festzuhalten, dass Sozialtransfers 1 997 
etwa ein Drittel des gewichteten Haushaltseinkom­
mens der Gesamtbevölkerung darstellten, aber knapp 
über die Hälfte für die gesamte arme Bevölkerung. 
Wird die Betrachtung auf die Bevölkerung ohne Pensio­
n isten eingeschränkt, ist der Unterschied noch größer: 
die gesamte Bevölkerung ohne Pensionisten generiert 
etwa ein Fünftel des Haushaltseinkommens aus Sozial-
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transfers, während diese für die arme Bevölkerung das 
doppelte, etwa 40 %, darstellen. Zwischen den Gruppen 
der armutsgefährdeten Bevölkerung und der Bevölke­
rung in akuter Armut besteht kein  Unterschied in der Be­
deutung der Sozialtransfers und ihrer Komponenten. 

Welche Komponenten der Sozialtransfers haben dabei 
die größte Bedeutung? Für die Gesamtbevölkerung in Ar­
mutsgefährdung oder akuter Armut stellen altersabhän­
gige Transfers (Pensionen) mit 23 %, Familienleistun­
gen mit 16 % und Arbeitslosigkeitstransfers mit 6 bis 
8 % die weitaus größten Posten dar, die verbliebenen 
5 % werden im wesentlichen aus krankheits- und bi l­
dungs- und bedarfsorientierten Transfers generiert. Bei 

der armen Bevölkerung ohne Pensionisten gehen Fami­
lienleistungen mit einem Fünftel und Arbeitslosigkeits­
leistungen mit einem Zehntel ins Haushaltseinkommen 
ein. Dies ist in beiden Fällen ein doppelt bis dreifach 
höherer Prozentsatz als für die Gesamtbevölkerung ohne 
Pensionisten. Auf der anderen Seite haben krankheits­
und bildungs- und bedarfsorientierte Transfers kein 
höheres Gewicht innerhalb der armen Bevölkerung. Letz­
tere umfassen Stipendien, Sozialhi lfe sowie die Subjekt­
förderung im Wohnbau und haben mit unter einem Pro­
zent eine sehr geringe Bedeutung im Budget armer 
Haushalte. Dies zeigt den im internationalen Vergleich 
geringen Stellenwert der Sozialhi lfe und der Wohnbeihi lfe 
im österreichischen Sozialsystem. 

Antei l  der Sozialtransfers am gesamten verfügbaren Haushaltseinkommen 
(Prozentzahlen) 

Gesamtbevölkerung Bevölkerung ohne 

1 997 

Alle Sozialtransfers 

1 .  Altersabhängige Transfers 

2. Altersunabhängige Transfers 

2.1  Fami l ienbezogene Transfers 

2.2 Arbeitslosigkeitsbezogene Transfers 

2.3 Krankheitsbezogene Transfers 

2.4 Bildungs- und bedarfsorientierte Transfers 

2.5 Andere Sozialtransfers 

Veränderung 1 994-1997 in Prozentpunkten 

Alle Sozialtransfers 

1 .  Altersabhängige Transfers 

2. Altersunabhängige Transfers 

2 . 1  Familienbezogene Transfers 

2.2 Arbeitslosigkeitsbezogene Transfers 

2.3 Krankheitsbezogene Transfers 

2.4 Bi ldungs- und bedarfsorientierte Transfers 

2.5 Andere Sozialtransfers 

Quelle: IFS (2000)/ECHP 
Bemerkung: 

Gesamt Armuts-
gefährdet 

31 .9 50.6 

1 7.5 22.5 

1 4.4 28.2 

8.0 1 6.6 

2.6 6. 1 

2.3 2.7 

0.4 0.7 

1 .2 2 . 1  

1 .7 5.2 

2.0 6.0 

-0.2 -0.8 

-0.8 -0.9 

-0.3 0.2 

1 . 1 0.4 

-0.1 -0.1 

-0.1 -0.2 

Pensionisten 

Akut Gesamt Armuts- Akut 
ann gefährdet arm 

53. 1 1 9.9 39.8 39.8 

23.3 3.9 2.8 1 .4 

29.8 1 6.0 37.0 38.3 

1 6. 1  9.5 2 1 .9 21 .4 

8.5 2.9 8.2 1 1 . 1 

2.5 2.0 3.5 2.6 

0.4 0.4 0.8 0.5 

2 .3 1 .3 2.6 2.8 

5.2 -0.4 2.5 4.0 

5.2 -0.5 0.3 0.7 

-0. 1 0 . 1  2 .2  3.2 

-1 .0 -0.6 0.6 0.0 

1 .0 -0.3 0.8 2.6 

0.8 1 .2 0.9 1 .4 

0.0 -0. 1 -0.1 0.1 

-0.9 -0.1 0.0 -0.8 

1 . "Altersabhängige Transfers" :  Alterspension, Ausgleichszulage, Vorzeitige AP bei langer Versicherungsdauer, Invalid itäts-, Unfall­
und Firmenpension und Eigenvorsorge (alle im Pensionsalter). 

2 . 1  "Familienbezogene Transfers": Familienbeihilfe, Karenz- und Wochengeld, Waisenpension. 
2.2 "Arbeitslosigkeitsbezogene Transfers": Arbeitslosengeld, Notstandhi lfe, Frühpension wegen Arbeitslosigkeit, sonstige Unter­

stützung aus dem Titel Arbeitslosigkeit (Umschulung, Rehabil itation). 
2.3 "Krankheitsbezogene Transfers": Einkommensersatz aufgrund beruflicher Krankheit/Invalidität, Frühpension wegen Krankheit, 

Invaliditätspension, Unfallrente, Pflegegeld. 
2.4 "Bildungs- und bedarfsorientierte Transfers": Stipendien für Schüler und Studenten, Sozialhilfe und Wohnbeihilfe. 
2.5 "Andere Sozialtransfers": Witwen pensionen vor dem gesetzlichen Ruhestand. 
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Zu welchen Veränderungen kam es zwischen Mitte und 
Ende der Neunziger Jahre? Innerhalb der Haushaltsein­
kommen der Gesamtbevölkerung wuchsen Pensionen 
und krankheitsbezogene Transfers sehr leicht (um 
1 -2 %), während alle anderen Sozialtransfers stagnier­
ten . Für die Bevölkerung in Armut stieg der Anteil der 
Sozialtransfers stärker (um 5 %), was allerdings allein auf 
das Steigen der Pensionen zurückgeführt werden kann .  
Folgerichtig kam es bei der Gesamtbevölkerung ohne 
Pensionisten zu keiner wesentlichen Änderung im Anteil 
der verschiedenen Sozialtransfers im Haushaltseinkom­
men. Für die arme Bevölkerung (ohne Pensionisten) 
sind jedoch die Anteile der Sozialtransfers gestiegen: 
um 3 % für die armutsgefährdete Bevölkerung und um 
4 % für die Bevölkerung in  akuter Armut, für d ie letzt­
genannte Gruppe hervorgerufen vor allem durch einen 
höheren Anteil arbeitslosigkeitsbezogener Transfers. 

Armutsindikatoren 1 997 vor und nach 
Erhalt altersunabhängiger 
Sozialtransfers 

Bevölkerung 
ohne Pensionisten 

Annuts- Akut 
gefährdet arm 

Anzahl (in Tausend) 

Gesamteinkommen 
minus Transfers 1 41 7  485 

Gesamteinkommen 
( inkl .  Transfers) 608 237 

Effekt -809 -248 

Armutsrate (%) 

Gesamteinkommen 
minus Transfers 23 8 

Gesamteinkommen 
( inkl .  Transfers) 1 0  4 

Effekt - 1 3  -4 

Einkommenslücke (%) 

Gesamteinkommen 
minus Transfers 54 

Gesamteinkommen 
(inkl. Transfers) 25 

Effekt -27 -29 

Quelle: I FS (2000)/ECH P  
Anmerkung: Armutsrate ist die Anzahl der Armen in Prozent der 
Gesamtbevölkerung. Einkommenslücke ist die Differenz zwi­
schen dem Durchschnittseinkommen der Armen und der 
Armutsschwelle, in Prozent dieser Schwelle. Die Ergebnisse auf 
Basis von Gesamteinkommen vor Erhalt von Transfers ab­
strahieren von möglichen Verhaltensreaktionen (z. B. Arbeitsauf­
nahmeentscheidungen). 

Man kann also davon ausgehen, dass soziale Transfers 
einen wichtigen, und für einige Bereiche, zunehmenden 
Beitrag zum Haushaltseinkommen der armen Bevöl­
kerung in Österreich leisten. Eine nennenswerte Aus­
nahme stel len bi ldungs- und bedarfsorientierte 
Transfers dar. 

Es ist wichtig zu wissen, welchen Beitrag soziale Trans­
fers zur Armutslinderung leisten. Da ein Gutteil der Pen­
sionen als reine Einkommensersatzleistungen betrachtet 
werden können, beziehen sich die folgenden Schätzun­
gen auf altersunabhängige Sozialtransfers. Ohne die­
se Transfers hätte es in Österreich 1 997 insgesamt 1 Mil­
lion armutsgefährdeter Personen und 330.000 Personen 
in akuter Armut mehr gegeben. Wird die Bevölkerung mit 
Ausnahme der Pensionisten betrachtet, hätte es 800.000 

armutsgefährdete Personen und 250.000 Personen in 
akuter Armut mehr gegeben. Altersunabhängige Sozial­
transfers halbieren sowohl die Armutsraten als auch 
die Einkommenslücken und stellen daher ein effekti­
ves Instrument zur Armutslinderung dar. 

Verschiedene Transferprogramme tragen in unter­
schiedlichem Ausmaß zur Armutslinderung unter den 
verschiedenen Risikogruppen bei. Für die Gesamtbevöl­
kerung stellen Pensionen und altersunabhängige Sozial­
transfers etwa gleich hoch wirksame Instrumente zur Ar­
mutssenkung dar. I nnerhalb der altersunabhängigen 
Transfers haben Fami l ien leistungen einen höheren Stel­
lenwert als arbeitslosigkeitsbezogene Transfers. Für die 
verschiedenen Risikogruppen spielen naturgemäß jene 
Sozialtransfers, die für diese best immt sind, die größte 
Rolle zur Armutssenkung: Pensionen für ältere Men­
schen; famil ienbezogenen Transfers für Kinder und 
Jugendl iche, Alleinerziehende und kinderreiche Famil ien; 
und arbeitslosigkeitsbezogene Transfers für Arbeitslose. 
Für Personen im Erwerbsalter, die in erwerbslosen 
Haushalten leben , tragen alle Transferprogramme zur 
Senkung des Armutsrisikos bei. Armutsgefährdung wäre 
etwa dreimal so hoch, gäbe es keine sozialen Trans­
fers und würde vier Fünftel dieser Bevölkerung betreffen. 

Die Ergebnisse unterstreichen aber vor al lem, dass d ie 
Effektivität der Armutslinderung nicht auf einzelne 
Transferprogramme beschränkt ist. So wäre akute Ar­
mut und Armutsgefährdung unter Arbeitslosen nicht nur 
bei Absenz von arbeitslosigkeitsbezogenen Transfers er­
hebl ich höher, sondern auch unter Absenz fami l ienbezo­
gener Leistungen. Umgekehrt sind für die Armutslinde­
rung unter Alleinerziehenden n icht nur fami l ienbezogene 
Leistungen sondern auch arbeitslosigkeitsbezogene 
Transfers von Bedeutung. Dies bedeutet, dass Kohärenz 
zwischen den ei nzelnen sozia lpol it ischen Transfer­
programmen von großer Bedeutung ist .  

Wie hat sich die armutslindernde Wirkung der sozialen 
Transfers für verschiedene Risikogruppen zwis.chen M it-
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te und Ende der Neunziger Jahre verändert? Im folgen­
den werden altersunabhängige Sozialtransfers al lein be­
trachtet, um von Änderungen in Pensionsregelungen und 
Einflüssen des Alterungsprozesses zu abstrahieren. Die 
untersuchten sieben Risikogruppen sind Kinder und Ju­
gendliche, junge Erwachsene, Alleinerziehende, Perso­
nen in kinderreichen Famil ien, Arbeitslose, Personen in 
erwerbsfähigen Haushalten ohne Beschäftigte und Per­
sonen aus Nicht-EU-Staaten. 

Die Diagramme zeigen Armutsgefährdungsraten vor 
und nach Erhalt altersunabhängiger Sozialtransfers, 
wobei der erste (runde) Datenpunkt dem Jahr 1 994 und 
der zweite (eckige) Datenpunkt dem Jahr 1 997 ent­
spricht. Die 45°-Linie bezeichnet eine Situation, in wel-

cher Armut vor und nach Transfers gleich bliebe - diese 
hätten also keinerlei Effektivität. Die zweite Linie bezeich­
net eine 50-%-Reduktion, d. h .  eine Halbierung der Ar­
mutsgefährdung durch Sozialtransfers und entspricht in 
etwa der durchschnittlichen Armutsreduktion innerhalb 
der Gesamtbevölkerung ohne Pensionisten insgesamt in 
Österreich. Die Pfeile bezeichnen die Veränderung zwi­
schen 1 994 und 1 997: weisen diese von der punktierten 
Linie aus gesehen nach unten, kam es zu einer Verstär­
kung der Armutsreduktion durch Transfers, weisen diese 
nach oben, kam es zu einer geringeren Effektivität. 

Zunächst ist festzustel len, dass sich Armutsgefährdung 
vor Erhalt von Transfers - also auf Basis von Primärein­
kommen - für K inder und Jugendl iche, Junge Erwachse-

Armuts- und Armutsgefährdungsraten von Risikogruppen 1 997, 
vor und nach Erhalt bestimmter Sozialtransfers 

Gesamteinkommen exkl. 

inkl. exkl. Alters- exkl. Alters- exkl. Familien- Arbeitslosig- exkl. alle 

Sozial- abhängige unabhängige bezogene keitsbezogene Sozial-

Bevölkerungsgruppen transfers Transfers Transfers Transfers Transfers transfers 

Gesamtbevölkerung 

Armutsgefährdung 1 1 %  28% 24% 1 7% 1 3% 40% 

Akute Armut 4% 8% 8% 6% 5% 1 1 %  

Kinder u. Jugendliche « 20) 

Armutsgefährdung 1 4% 1 7% 30% 25% 1 6% 34% 

Akute Armut 5 %  5 %  1 1 %  9% 6% 1 1 %  

Junge Erwachsene (20-29) 

Armutsgefährdung 7% 1 1 %  1 8% 1 3% 9% 23% 

Akute Armut 3% 3% 7% 5% 4% 8% 
Senioren (60 +) 

Armutsgefährdung 1 4% 75% 26% 1 6% 1 6% 82% 

Akute Armut 6% 1 8% 1 0% 6% 7% 1 9% 

Alleinerziehende 

Armutsgefährdung 1 8% 24% 52% 41 % 25% 56% 
Akute Armut 9% 1 0% 25% 1 9% 1 3% 26% 

MPH mit 3+ Kindern 

Armutsgefährdung 1 7% 20% 33% 26% 1 8% 41 % 
Akute Armut 5% 6% 9% 7% 5% 1 1 %  

Arbeitslose 

Armutsgefährdung 26% 34% 53% 33% 42% 56% 
Akute Armut 1 7% 1 9% 28% 21 % 22% 29% 

In HH ohne Beschäftigung 

Armutsgefährdung 26% 48% 60% 29% 34% 79% 
Akute Armut 1 2 %  1 7% 20% 1 4% 1 5% 23% 

Quelle: IFS (2000)/ECHP 
Leseweise (erste Zeile): 1 1  % der Gesamtbevölkerung sind armutsgefährdet auf Basis des Gesamteinkommens (inkl. Transfers). 
Dieser Prozentsatz würde auf 40 % steigen, gäbe es keine Sozialtransfers, auf 28 % ohne altersabhängige Transfers, bzw. auf 24 % 
ohne altersunabhängige Transfers. Die Ergebnisse auf Basis von Gesamteinkommen vor Erhalt von Transfers abstrahieren von mög-
lichen Verhaltensreaktionen (z.B. Arbeitsaufnahmeentscheidungen). 
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Entwicklung der Armutsgefährdung von 1 994 bis 1 997 ohne bzw. mit Berück­
sichtigung der Sozial leistungen bei verschiedenen Bevölkerungsgruppen 

50 

1/1 
Gi 40 (jj 
c: 
� 
� 30 
N 
o 

(f) 
.c � 20 
Z 

1 0  

1 0  20 30 40 
Vor Sozialtransfers 

Quelle: IFS (2000)/ECHP 

/>E97 
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60 

!!! 50 
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.c 
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Z 20 
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Vor Sozialtransfers 
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Anmerkung: "Ki" = Kinder und Jugendliche « 20); ,,JgE" = Junge Erwachsene (20-29); AE = Alleinerziehende; ,,3+" = Personen in 
kinderreichen Familien; 

"
AL" = Arbeitslose; " N B" = Personen in beschäftigungslosen Haushalten; "NEU" = Personen aus Nicht-EU-Staaten. 

Zu lesen: Führt der Pfeil nach links unten, dann sinkt zwischen 1 994 und 1 997 die Armutsgefährdung der jeweiligen Bevölkerungs­
gruppe sowohl ohne als auch mit Berücksichtigung der Sozialleistungen. 
Zeigt der Pfeil nach rechts unten, dann steigt die Armutsgefährdung ohne Berücksichtigung der Sozialleistungen, während sie bei Mit­
einrechnung der Sozialleistungen in den drei Jahren sinkt. 
Zeigt der Pfeil nach rechts oben, dann steigt die Armutsgefährdung sowohl ohne als auch mit Berücksichtigung der Sozialleistungen. 

ne und kinderreiche Fami lien verringerte, während sie 
sich für Alleinerziehende, Arbeitslose, Personen in nicht­
beschäftigten Haushalten und Personen aus Nicht-EU­
Staaten erhöhte. Armutsgefährdung nach Erhalt von 
Transfers fiel für al le Gruppen mit Ausnahme der Arbeits­
losen. Die Effektivität der Sozialtransfers zur Armutsl in­
derung stieg zwischen 1 994 und 1 997 im besonderen bei 
jungen Erwachsenen , Alleinerziehenden und Personen in  
nichtbeschäftigten Haushalten, aber auch bei Personen 
aus Nicht-EU-Staaten,  während sie bei den anderen Ri­
sikogruppen - Kinder und Jugendliche, kinderreiche Fa­
mi l ien, Arbeitslose - etwa gleich stark bl ieb. 1 99,7 war für 
alle der genannten sieben Risikogruppen eine über 
dem österreichischen Gesamtdurchschnitt liegende 
Armutsreduktion zu beobachten, näml ich zwischen 
50 % und 65 %. 

7.5. Armutsgefährdung im internationalen 
Vergleich 

Bislang war Österreich nur selten in international verglei­
chende Armutsstudien miteinbezogen worden. Im Som­
mer 2000 wurden von zwei i nternationalen Institutionen ­
OECD und EUROSTAT - zwei umfangreichere verglei­
chende Armuts- und Einkommensuntersuchungen 

vorgelegt, die erstmals auch Österreich miteinbeziehen 
(OECD, 2000; EUROSTAT, 2000a und 2000b). Während 
die Untersuchung der OECD auf Veränderungen und de­
ren Determinanten während der letzten 1 0  bis 20 Jahre 
abstellt, zeichnet EUROSTAT einen detai l l ierten Befund 
der Armut in Europa im Jahr 1 995. Zu beachten ist, dass 
die OECD niedrigere Einkommensarmutsschwellen ver­
wendet, näml ich 50 % des nationalen Medians im Ver­
gleich zu EUROSTAT (60 % des Medians). Für den inter­
nationalen Vergleich sind darüberhinaus vornehmlich Re­
sultate zur relativen Einkommensarmut, oder, wie oben 
definiert, Armutsgefährdung, verfügbar. 

Die Studie der OECD kommt zum Schluß, dass sich 
während der letzten zwei Jahrzehnte die Niveaus der 
relativen Armutsgefährdung in 21 untersuchten Län­
dern (1 2 EU-Länder, Norwegen, Ungarn, Schweiz, Tür­
kei, Kanada, USA, Mexiko, Japan und Australien) nur ge­
ringfügig geändert haben; Ausnahmen bilden Italien 
und das Vereinigte Königreich m it einer signifikanten Zu­
nahme während der späten Achtziger und frühen Neun­
ziger Jahre. Gegen M itte der Neunziger Jahre betrug die 
Armutsgefährdung im OECD-Schnitt etwa 1 0  % (9 % 

ohne Mexiko und Türkei), die österreich ischen Werte 
lagen mit etwa 7 % am unteren Ende dieses Länder­
durchschnitts, gemeinsam mit den nordischen Ländern, 
der Niederlande und der Schweiz. Wird die von der EU 
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empfohlene höhere Armutsgefährdungsschwelle von 
60 % des Medianeinkommens herangezogen, ergeben 
sich Werte von 1 7  % (OECD-Durchschnitt), 1 6  % (Durch­
schn itt ohne Mexiko und Türkei), 1 3  % (Österreich) und 
1 0-1 2 % (Dänemark, Finnland, Schweden und Schweiz). 

Allerdings hat sich international die Struktur der 
armutsgefährdeten Bevölkerung zwischen Mitte der 
Achtziger und Mitte der Neunziger Jahre einschneidend 
verändert: eine überproportional aus älteren Personen 
zusammengesetzte ärmere Bevölkerung wurde zuneh­
mend durch jüngere Haushalte und Famil ien mit Kindern 
ersetzt. Die Armutsgefährdung vor allem der jüngeren 
Senioren (55-75) sank in allen Ländern mit Ausnahme 
Austral iens, Griechenlands und I rlands, so auch in Öster­
reich. Auf der anderen Seite stieg in vielen Ländern die 
Armutsgefährdung unter Kindern (Personen unter 1 8  

Jahren) - vor allem i n  Deutschland, den N iederlanden 
und dem Vereinigten Königreich - und unter Alleinerzie­
henden . Im OECD Durchschnitt sind etwas mehr als ein 
Viertel der Armutsgefährdeten Kinder (Österreich: ein 
Fünftel) und 1 6  % sind Personen in Alleinerzieherfami l ien 
(Österreich: 21 %). 

In allen von der OECD untersuchten Ländern ist das Aus­
maß der Armutsgefährdung indirekt proportional zur 
Anzahl der Einkommensbezieher und -bezieherinnen 
in einem Haushalt. In einer Reihe von Ländern, darunter 
auch Österreich, kam es dennoch zu einer Zunahme der 
Armutsgefährdungsraten unter Einverdienerhaushalten 
bis über den Durchschnitt für die Erwerbsbevölkerung. 
Die Studie spricht in diesem Zusammenhang von einem 
Phänomen der "working poor", welches also nicht auf 
die Vereinigten Staaten beschränkt ist. 

Werden mehrere Elemente der Armutsgefährdung zu­
sammengenommen (Betroffenheit von Armut, E inkom­
menslücke und Verteilung der Einkommen unter den Ar­
men), zeigt sich für Österreich eine Verringerung der 
Gesamtarmutsgefährdung zwischen Mitte der Acht­
ziger und Mitte der Neunziger Jahre. Diese ist laut den 
Ergebnissen der Studie ausschließlich auf eine starke 
Verringerung der Einkommenlücke und der Ungleichheit 
innerhalb der armutsgefährdeten Bevölkerung zurückzu­
führen, vyelche eine leichte Zunahme der Armutsbetrof­
fenheit mehr als kompensiert. Dies kann,  unter bestimm­
ten Voraussetzungen, auch als Zunahme der Zielgerich­
tetheit auf die ärmsten Bevölkerungsschichten interpre­
tiert werden. Ein solches Muster trat unter den unter­
suchten Ländern sonst nur in I rland auf. 

Der OECD Ländervergleich geht auch auf den kombinier­
ten Effekt von Transfers und Steuern auf Reduktionen 
der Armutsgefährdung ein. Diese Effektivität ist von Land 
zu Land verschieden, hat aber im allgemeinen im Laufe 
der Jahre zugenommen, vor allem in den nordischen 
Ländern. Es ist in diesem Zusammenhang interessant, 

2 1 2  

dass sogenannte "universalistische" Sozialsysteme 
ein konsistent höheres Ausmaß an Armutsreduktion 
aufweisen als sogenannte "zielgerichtete" (targeted) 
Sozialsysteme. Sozialsysteme, d ie vorwiegend auf Ver­
sicherungsprinzipien beruhen, zu denen auch Österreich 
zählt, befinden sich in dieser H insicht zwischen den bei­
den anderen Systemen. 

Die Studie von EUROSTAT umfaßt 1 3  Mitgl iedsländer 
(ausgenommen sind Finnland und Schweden) und unter­
sucht die Situation der Haushaltseinkommensniveaus, 
der Ungleichheit, der Armutsgefährdung und nicht­
monetärer Armut im Jahr 1 995. Die durchschnittliche 
europäische Armutsgefährdungsrate wird mit 17 % 

angegeben und betrifft also etwa 61 Mi llionen Personen 
in 25 Mi l l ionen europäischen Haushalten. Auch in der 
Studie von EUROSTAT rangiert Österreich am unteren 
Ende der Länderskala. 

Personen in erwerbstätigen Haushalten waren mit einer 
Armutsgefährdungsrate von 1 3  % konfrontiert, vergl i­
chen mit 19 % für Personen in  Pensionshaushalten und 
über 50 % für Personen in anderen nicht erwerbstätigen 
Haushalten. Die durchschnittliche Einkommenslücke be­
trug etwa 30 % der Armutsgefährdungsschwelle. Hoch­
gerechnet bedeutet dies, dass etwa 80 Mi l l iarden Euro 
notwendig wären, um alle Personen in den 1 3  Mitgl ieds­
ländern über die Armutsgefährdungsschwelle zu heben. 
Diese statische und hypothetische Schätzung berück­
sichtigt allerdings keine al lfäl l igen Interaktionen des 
Steuer- und Transfersystems. 

Nicht-monetäre Armut wird in der Untersuchung von 
EUROSTAT mit H i lfe von acht Indikatoren beschrieben. 
Diese korreliert mit dem Ausmaß der Armutsgefähr­
dung, mit den niedrigsten Raten in Dänemark, Luxem­
burg und den Niederlanden und den höchsten Raten in 
Griechenland, Portugal und Spanien. Österreich wird in 
der Studie, gemeinsam mit Belgien, Deutschland und 
Frankreich, dem unteren europäischen Durchschn itt zu­
geordnet. In allen europäischen Ländern kommt n icht­
monetäre Armut besonders häufig in arbeitslosen und 
nicht erwerbstätigen Haushalten vor. 

Im folgenden werden auf Basis des harmonisierten Haus­
haltspanels ein ige zusätzliche vergleichende Resultate 
für Armutsgefährdung in 1 4  Mitgl iedsländer der EU un­
tersucht. Diese beziehen sich , wie in den obigen Studien, 
auf das zuletzt verfügbare Einkommensjahr, 1 995. Die 
durchschnittliche europäische Armutsschwelle be­
trug in diesem Jahr 6.500 EURO (ca. 90.000,- öS), wobei 
Österreich die dritthöchste Schwelle aufwies, nach 
Luxemburg und Dänemark, d. h .  in Österreich ist das 
Wohlfahrtsniveau der Armutsgefährdungsschwelle höher 
als in 1 1  EU-Staaten . Im allgemeinen haben Länder mit 
hohen Gefährdungsschwellen unterdurchschnittliche 
Armutsindikatoren, und umgekehrt. Lediglich Finnland 

III-219-BR/2001 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdok. Analysen (gescanntes Original)218 von 239

www.parlament.gv.at



mit einer der niedrigsten Armutsgefährdungsrate und un­
terdurchschnittlicher Schwelle stellt eine Ausnahme dar. 
Die höchsten Gefährdungsraten - über 1 8  % - treten in 
den südeuropäischen Ländern sowie Irland und dem Ver­
ein igten Kön igreich auf, die niedrigsten - unter 1 2  % - in 
Dänemark, Finland und der Niederlande. Dabei korreliert 
die I ntensität der Armutsgefährdung (Einkommens­
lücke) im allgemeinen mit deren Betroffenheit: Länder 
mit größerer Armutsgefährdung sind mit höheren Ein­
kommenslücken konfrontiert, wobei zwei bemerkens­
werte Ausnahmen auftreten: Irland mit einer der niedrig­
sten Einkommenslücken und die N iederlande mit einer 
der höchsten. Das durchschnittliche Einkommensni­
veau der Armutsgefährdeten in Österreich, gemessen 
in KKP, ist um etwa ein Drittel höher als im EU-Durch­
schnitt. 

Im allgemeinen sind in den 1 4  EU-Ländern ähnliche 
Risikogruppen besonders von Armutsgefährdung be­
troffen :  Alleinerziehende, kinderreiche Famil ien, Perso­
nen mit geringer Schulbi ldung, Personen aus Nicht-EU­
Staaten,  Arbeitslose, Personen in  Haushalten ohne Be­
schäftigung. Es treten jedoch zum Teil erhebliche Län­
derunterschiede auf, was das Ausmaß der relativen Ge­
fährdung, d. h. bezogen auf die gesamte armutsgefähr-

dete Bevölkerung, betrifft. Diese Unterschiede spiegeln 
unterschiedliche demographische Rahmenbedingun­
gen, aber auch Auswirkungen unterschiedlicher Pol i­
tikmaßnahmen wider. 

Für die Interpretation der Ergebnisse für d ie unterschied­
l ichen Bevölkerungsgruppen gilt zu beachten, dass die­
se im Europäischen Haushaltspanel aus Gründen der 
Vergleichbarkeit zum Tei l  wesentlich anders klassifiziert 
sind als im österreichspezifischen Tei l  in den vorange­
gangenen Kapiteln .  Dies gilt vor allem für d ie Haushalts­
typologie, wo Familien mit Kindern wesentl ich restriktiver 
defin iert sind (ausschließl ich Paare, während im öster­
reichspezifischen Tei l  kein Unterschied zwischen Paaren 
und Mehrpersonenhaushalten gemacht wird). Die von 
EUROSTAT angegebenen Restkategorien "Paare mit ab­
hängigen und nicht abhängigen Kindern" und "andere 
(Mehrpersonenhaushalte mit Kindern)" machen sowohl 
in Österreich als auch im europäischen Durchschnitt im­
merhin die Hälfte aller Familien mit Kindern aus. 

Werden relative Armutsindices für Österreich dem eu­
ropäischen Durchschnitt gegenübergestellt, ergeben 
sich folgende nennenswerte Abweichungen: Zunächst 
ist die Differenz in der Armutsgefährdung zwischen 

Armutsgefährdung 1 995 im europäischen Vergleich 
Armutsgefähr- Anzahl Armutsgefähr- Einkommens-
dungsschwelle (Tausend) dungsrate (%) lücke (%) 

1 995 (KKP) 

Portugal 3736 21 29 2 1 .5 35 

Griechenland 41 45 21 1 5  20.7 35 

Spanien 461 0  6990 1 8.0 32 

Irland 5068 653 1 8.3 24 

Italien 5 1 86 1 0547 1 8.5 36 

Finnland 5900 584 1 1 .6 27 

Vereinigtes Königreich 6962 1 0998 1 9. 1  26 

Niederlande 701 5 1 746 1 1 .4 34 

Frankreich 7 1 30 9036 1 5.8 26 

Deutschland 7736 1 31 25 1 6.2 33 

Belgien 7895 1 700 1 6.8 29 

Österreich 8036 998 1 2.6 26 

Dänemark 8267 599 1 1 .4 25 

Luxemburg 1 1 732 52 1 2.7 23 

EU-14 Durchschnitt 6501 61 273 1 7.0 31 

Quelle: I FS (2000)/ECHP 
Anmerkung: Armutsgefährdungsschwellen beziehen sich auf 60 % des nationalen gewichteten Medianhaushaltseinkommens; die 
angegebenen Zahlen sind als Jahreswerte in  Euro zu Kaufkraftparitäten ausgewiesen. Armutsgefährdungsrate ist die Anzahl der 
Armutsgefährdeten in Prozent der Gesamtbevölkerung. Einkommenslücke ist die Differenz zwischen dem Durchschnittseinkommen 
der Armen und der Armutsschwelle, in Prozent dieser Schwelle. 
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Armutsgefährdungsraten und relativer Armutsindex für ausgewählte 
Bevölkerungsgruppen: Österreich und EU-1 4 Durchschnitt 1 995 

Österreich EU-14 Durchschnitt 
Bevölkerungsgruppen Armutsgefähr- Relativer Armutsgefähr- Relativer 

dung${'8te Armutsindex dungsrate Armutsindex 

Geschlecht 

Männer 1 1 %  87 1 6% 94 

Frauen 1 4% 1 1 2 1 8% 1 06 

Alter 

Kinder u .  Jgdl. « 20) 1 5% 1 1 9  21 % 1 22 

Junge Erwachsene (20-29) 1 1 %  87 1 9% 1 1 4 

Erwachsene (30-49) 1 0% 83 1 4% 81 

ältere Erwachsene (50-59) 9 %  73 1 4% 82 

Senioren (60+) 1 6% 1 28 1 8% 1 04 

Haushaltstyp 

EPH >= 65 27% 2 1 3  25% 1 46 

EPH <= 65 20% 1 58 22% 1 29 

Alleinerziehende 1 8% 1 42 30% 1 77 

Paar ohne Kind >= 65 1 4% 1 08 1 6% 94 

Paar ohne Kind < 65 8% 61 9% 54 

Paar mit 1 abh. Kind 1 0% 81  1 0% 59 

Paar mit 2 abh. Kindern 1 0% 80 1 4% 80 

Paar mit 3+ abh. Kindern 28% 224 22% 1 30 

Paar mit abh./nicht abh.Kindern 8% 63 1 7% 99 

MPH mit Kindern 1 1 %  87 1 8% 1 07 

Schulbildung 

hoch 9% 73 7% 39 

mittel 9% 69 1 3% 74 

niedrig 1 7% 1 33 21 % 1 22 

Staatsbürgerschaft 

Personen aus EU-Staaten 1 1 %  86 1 6% 92 

Personen aus Nicht-EU-Staaten 29% 234 35% 203 

Erwerbsbeteiligung 

Beschäftigt 8% 62 1 0% 59 

Arbeitslos 20% 1 57 31 % 1 80 

Pensionist 1 3% 1 02 1 7% 99 

I naktiv 1 8% 1 47 24% 1 38 

HH Beschäftigungsintensität 

in HH ohne Beschäftigung 26% 202 38% 224 

in  HH mit tlw. Beschäftigung 1 1 %  84 1 4% 84 

in HH mit voller Beschäftigung 6% 49 7% 41 

Gesamt 1 3  % 1 00 1 7  % 1 00 

Quelle: IFS (2000)/ECHP 
Anmerkung: Armutsgefährdungsrate ist die Anzahl der Armutsgefährdeten (Einkommen unter 60 % des Medians) in Prozent der 
jeweiligen Bevölkerungsgruppe. "Relatives Risiko" ist die gruppenspezifische Armutsgefährdungsrate dividiert durch die Armuts­
gefährdungsrate der Gesamtbevölkerung, multipliziert mit 1 00. Leseweise (erste Zeile): 1 1  % aller österreichischen Männer waren 
1 995 armutsgefährdet, was 87 % des durchschnittlichen Gefährdungsrisikos für die Gesamtbevölkerung ausmacht. In Europa der 1 4  
waren es 1 6  % der Männer, bzw. 94 % des durchschnittlichen Gesamtrisikos. Die Daten beziehen sich auf die Gesamtbevölkerung, 
außer für "Schulbildung" (Personen über 1 5  Jahre) und "Erwerbsbeteiligung" und "Haushaltsbeschäftigungsintensität" (Personen 
zwischen 20 und 59 Jahren). 
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Frauen und Männern in Österreich noch etwas höher 
als im restlichen Europa; Österreich weist für Frauen 
den höchsten relativen Index in Europa aus. Während 
das relative Armutsgefährdungsrisiko für ältere Men­
schen, im speziellen allein lebenden, in Österreich höher 
ist als im europäischen Durchschnitt, ist es für junge 
Erwachsene wesentlich geringer. Alleinerziehende und 
Paare mit drei und mehr Kindern haben in fast allen 
europäischen Ländern ein höheres Armutsgefährdungs­
risiko als die Gesamtbevölkerung. In Österreich liegt die­
ses für Paare mit drei und mehr Kindern allerdings über 
dem Durchschnitt, und für Alleinerziehende unter dem 
Durchschnitt. Andererseits haben sowohl Paare mit ab­
hängigen und unabhängigen Kindern als auch Mehrper­
sonenhaushalte mit Kindern, worunter auch ein Tei l  der 
k inderreichen Haushalte fällt, ein unterdurchschnittliches 
Armutsgefährdungsrisiko. Hohe Schulbildung schützt in 
Österreich weniger als in allen anderen EU Ländern vor 
Armutsgefährdung. Die Armutsgefährdungsrate dieses 
Personenkreises l iegt zwar um ein Viertel unter jener der 
Gesamtbevölkerung, im europäischen Durchschnitt ist 
es jedoch mehr als die Hälfte. Personen aus Nicht-EU­
Staaten haben in Österreich ein höheres relatives Ar­
mutsgefährdungsrisiko als in den meisten anderen EU 
Ländern; nur in Frankreich, der Niederlande und Finnland 
ist es noch höher. Arbeitslose und Personen in Haushal­
ten ohne Beschäftigung haben zwar ein überportionales 
Armutsgefährdungsrisiko, dieses l iegt jedoch in Öster­
reich unter dem europäischen Durchschnitt. 

Diese Abweichungen existieren für relative Risiken, be­
zogen auf die Gesamtarmutsgefährdung im jeweiligen 
Land. Da diese in Österreich niedriger ist als im EU 
Durchschnitt, ergeben sich somit auch für die überpro­
portional von Armutsgefährdung betroffenen Bevöl­
kerungsgruppen Armutsgefährdungsraten, die dem­
nach unter dem europäischen Durchschnitt l iegen.  

7.6. Resümee 

Die Bevölkerung in Österreich ist im internationalen 
Vergleich mit einem geringeren Ausmaß an Armutsge­
fährdung konfrontiert. Trotzdem ist Armut in Österreich 
kein marginales Problem und verlangt dementsprechen­
de differenzierte Politikmaßnahmen. Erstens ist der Antei l 
der Personen , die kurzfristig von Armut betroffen sind, 
größer als gemeinhin angenommen. Zweitens existiert 
ein Kern von Personen in Bevölkerungsgruppen, der mit 
akuter Armut und Langzeitarmut konfrontiert ist. Zu d ie­
sen Risikogruppen zählen Alleinerziehende ohne Er­
werbseinkommen, allein lebende ältere Menschen, Per­
sonen aus Nicht-EU-Staaten, Langzeitarbeitslose, Per­
sonen im Erwerbsalter in Haushalten ohne jede Beschäf­
tigung sowie Personen mit geringer Schulbildung. Trotz 
hoher Effektivität der Sozialleistungen bei der linde­
rung des Armutsrisikos können Teile dieser Bevölke-

. - .  . � . 

rungsgruppen der Armut nicht entrinnen. 

• 

Im Lichte dieser Ergebnisse scheint es angemessen, die 
bereits vor einigen Jahren begonnenen Diskussionen und 
Untersuchungen über noch effektivere Modelle sozialer 
Grundabsicherung in Österreich weiter zu entwickeln. 
Gleichzeitig sollte bei Änderungen im Regelwerk der 
öffentlichen Sozialtransfers in Österreich stets überprüft 
werden, ob deren nachgewiesene Effektivität zur Armuts­
l inderung beibehalten wird. Monetäre Sozialtranfers stei­
len die unmittelbarste H i lfe zur Senkung des Armuts­
risikos dar. 

Neben finanziellen H i lfestel lungen muß eine langfristige 
Strategie der Armutsbekämpfung auch die dauerhafte 
Einbindung sozial benachteiligter Bevölkerungsgruppen 
im Auge haben. Dies kann nur über verstärkte I nvestition 
zur Erhöhung der Tei lhabechancen, z. B. in den Bi l ­
dungsbereich und in den Arbeitsmarkt geWährleistet 
werden. 
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1 .  EU-Sozialpolitik 

1 . 1 .  Überblick über die 
EU-Beschäfti gungs- und Sozialpolitik 

Beschäftigungspolitik 

Im Mittelpunkt der EU-Beschäftigungspolitik standen 
1 999 und wie schon in den Jahren vorher, die Förderung 
der Beschäftigung und die Bekämpfung der Arbeitslosig­
keit. Ein wesentlicher Schritt war die Verabschiedung des 
Europäischen Beschäftigungspaktes im 1 .  Halbjahr 
1 999 unter deutscher Ratspräsidentschaft. Der Europäi­
sche Beschäftigungspakt hat der koordinierten Beschäf­
tigungsstrategie und den Strukturreformen als drittes 
Element den Makroökonomischen Dialog h inzugefügt. 
Unter Einbindung der Räte "Wirtschaft und Finanzen" 
und "Arbeit und Soziales" sowie der Sozialpartner soll 
der makroökonomische Dialog ein spannungsfreies Zu­
sammenspiel der Finanz-, Geld- und Lohnpolitik bewir­
ken, um ein verstärktes Beschäftigungswachstum bei 
Preisstabil ität zu erreichen. 

Es wurden die Beschäftigungspolitischen Leitl inien 2000 

als Grundlage für die Nationalen Aktionspläne für Be­
schäftigung in den M itgl iedstaaten , der gemeinsame Be­
schäftigungsbericht als Bewertung der Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten im Vorjahr und erstmals Empfehlungen 
zur Durchführung der Beschäftigungspolitik an die M it­
gl iedstaaten verabschiedet. Ein besonderer Schwer­
punkt galt auch der Bekämpfung der Jugendarbeitslo­
sigkeit, der berufl ichen Eingliederung von Behinderten 
und den Auswirkungen der Informationsgesellschaft auf 
die Beschäftigung. 

Die Bereiche "Beschäftigung", "Arbeitnehmerschutz" 
und "Arbeitsrecht" sind gemäß der Änderung des Bun­
desministeriengesetzes, das am 1 .  April 2000 in Kraft ge­
treten ist, nicht mehr in der Kompetenz des Bun­
desministeriums für soziale Sicherheit und Generationen, 
sondern in der des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit. 

Sozialpolitik 

Im Rahmen der EU-Sozialpolitik konzentrierten sich die 
Bemühungen der Gemeinschaft auf die Modernisierung 
und Verbesserung des europäischen Sozial modells 
sowie auf d ie Bekämpfung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung. Die Rolle der Sozialpolitik als produktiver 
Faktor, der zur Stärkung des Wirtschafsstandortes Euro­
pa beiträgt, wurde hervorgehoben. 

Die Sozialpolitik erhielt durch den Vertrag von Amster­
dam, der am 1 .  Mai 1 999 in Kraft trat, im Rahmen der Eu­
ropäischen Union einen neuen Stellenwert. Durch die 
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Aufnahme des Sozialprotokolls i n  den Vertrag (Titel XI ,  
Kapitel 1 :  "Sozialvorschriften") erhalten die Gemein­
schaft und die Mitgliedstaaten die Möglichkeit, Maßnah­
men zu beschließen , die unter anderem die Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen, einen angemesse­
nen sozialen Schutz und die Bekämpfung von Ausgren­
zung zum Ziel haben. Weiters erhält auch die Bekämp­
fung von Diskriminierungen durch Art. 1 3  EG-V eine 
rechtliche Grundlage. 

In  ihrer "Mittei lung über eine konzertierte Strategie zur 
Modernisierung des Sozialschutzes" vom 1 4. Juni 
1 999 identifizierte die Europäische Kommission folgen­
de strategische Ziele für zukünftige Überlegungen auf 
Gemeinschaftsebene: 

• Arbeit muss sich lohnen und die Einkommen müssen 
gesichert werden, 

• die Rentensysteme müssen langfristig finanzierbar 
sein ,  

• die soziale Eingliederung muss gefördert werden, 
• die Gesundheitssysteme müssen den Qualitäts­

ansprüchen entsprechen und langfristig finanzierbar 
sein. 

Der Rat "Beschäftigung und Sozialpolitik" hat diese stra­
tegischen Ziele bestätigt und eine Gruppe hochrangiger 
Experten für den Sozial schutz eingesetzt, die sich mit der 
Entwicklung von Maßnahmen zur Erreichung der Ziele 
beschäftigen sol l .  Diese Gruppe ist Im Jänner 2000 das 
erste Mal zusammengetreten . 

Von besonderer Bedeutung für die Sozialpolitik auf 
Gemeinschaftsebene sind die Schlussfolgerungen des 
ausserordentlichen Europäischen Rates von Lissabon 
und des Europäischen Rates von Feira im 1 .  Halbjahr 
2000. Hier wird festgehalten, dass europäische sozial­
politische Maßnahmen beim Aufbau der wirtschaftlichen 
Stärke Europas durch die Entwicklung eines einzig­
artigen Sozialmodells eine zentrale Rolle gespielt haben 
und dass Sozialpolitik als produktiver Faktor zu be­
werten ist. Auf die Bedeutung der Koordinierung und 
Abstimmung von Wirtschafts-, Beschäftigungs- und 
Sozialpolitik wird mehrfach Bezug genommen. Es geht 
darum, eine positive und dynamische Wechselwirkung 
der drei Politikbereiche im politischen Konsens sicherzu­
stellen und alle Akteure auf nationaler- und EU-Ebene, 
wie Parlamente, Regierungen, Sozialpartner und Nicht­
regierungsorganisationen, in diesen Prozess einzubin­
den. Besondere Anliegen des Rates sind die Moderni­
sierung des sozialen Schutzes, die Bekämpfung der 
Armut und die Förderung der sozialen Integration. Es 
soll u. a. dafür gesorgt werden, dass d ie Förderung der 
sozialen Integration in  der Beschäftigungs-, Bi ldungs-, 
Ausbildungs- sowie der Gesundheits- und der Woh­
nungspol itik der Mitgliedstaaten durchgängig Berück­
sichtigung findet. 
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Der ausserordentliche Rat von Lissabon hat daher die 
Gruppe hochrangiger Experten für den Sozialschutz, die 
so bald wie möglich von einem Sozialschutzauschuss 
gemäß Art. 202 EG-V abgelöst werden sol l ,  vorrangig 
mit folgenden Aufgaben beauftragt:  

• ein besseres Verständnis der sozialen Ausgren­
zung durch einen ständigen Dialog und den Aus­
tausch von Informationen und bewährten Verfahren 
auf der Grundlage gemeinsam vereinbarter Indikato­
ren zu fördern und 

• unter Berücksichtigung der Arbeiten des Wirtschafts­
pol itischen Ausschusses eine Studie über die Ent­
wicklung des Sozialschutzes in Langzeitperspek­
tive unter besonderer Berücksichtigung der Trag­
fähigkeit der Altersversorgungssysteme bis 2020 zu 
erstel len. 

Entsprechende Zwischen berichte sollen dem Europäi­
schen Rat von Nizza im Dezember 2000 vorgelegt wer­
den. 

Die sozialpolitische Agenda, ein Aktionsplan der Eu­
ropäischen Kommission für die künftige Ausrichtung der 
EU-Sozialpolitik, die am 28. Juni 2000 vorgelegt wurde 
und vom Europäischen Rat in  N izza verabschiedet wer­
den soll, sieht ebenfalls verschiedene Maßnahmen zur 
Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung vor. Sie bezieht 
sich auf folgende Aktionsbereiche: 

• Vol lbeschäftigung und Arbeitsqualität, 
• Qual ität der Sozialpolitik, wobei die Modernisierung 

und Verbesserung des Sozialschutzes, die Förderung 
der sozialen Eingl iederung und der Gleichstellung der 
Geschlechter sowie die Verstärkung der Grundrechte 
und die Bekämpfung der Diskriminierung im Vorder­
grund stehen, 

• die Förderung der Qualität von Arbeitsbeziehungen, 
• die Vorbereitung auf die Erweiterung der Europäi­

schen Union und 
• die Förderung der internationalen Kooperation. 

1 .2.  ReehtsentwielduDg In der 
Eurepiischen UniOD 

Der Europäische Gerichtshof hat im Lauf des 1 .  Halbjahrs 
2000 unter anderem folgende Urteile erlassen, die wegen 
der in diesen Rechtsbereichen bisher jeweils sehr unter­
schiedlichen Rechtsprechungspraxis innerhalb der ein­
zelnen Mitgl iedstaaten als besonders bedeutsam beur­
teilt werden können: 

Rechtssache 202197, Fitzwilliam Technical Service, 
Urteil vom 1 0. Februar 2000: 

In diesem Verfahren ging es um ein Zeitarbeitsunter­
nehmen (Arbeitskräfteverleih) mit Sitz in I rland , das Leih­
arbeitnehmer sowohl in  I rland als auch in den Niederlan­
den einsetzte. Alle bei ihm beschäftigten Arbeitnehmer 
waren in Irland ansässige irische Staatsbürger. Die Ar­
beitnehmer wurden auf Grund von Arbeitsverträgen nach 
irischem Recht eingestellt und, auch für die Dauer der 
Entsendung in die Niederlande, dem irischen System der 
sozialen Sicherheit angeschlossen. 

Dazu hat der EuGH im Ergebnis Folgendes festgestellt: 

Für eine Entsendung ist notwendig, dass der Dienstneh­
mer dem entsendenden Unternehmen gewöhnl ich an­
gehört und eine gewisse Bindung des Zeitarbeits­
unternehmens an jenen Mitgliedstaat vorliegt, in dem es 
seine Betriebsstätte hat. Es ist daher erforderlich, dass das 
Zeitarbeitsunternehmen seine Tätigkeit gewöhnlich im 
Niederlassungsstaat ausübt, und zwar eine nennenswerte 
Geschäftstätigkeit. Dafür ist eine Gesamtschau notwen­
dig, wobei z. B. Ort, Zahl der jeweils Beschäftigten, Um­
satz sowie Anzahl der geschlossenen Verträge heranzu­
ziehen sind. Eine Identität der Arbeiten im Niederlassungs­
staat und im Tätigkeitsstaat ist nicht notwendig. 

Der Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit verpflichtet 
auch dazu, dass ein Mitgliedstaat bei der Ausstel lung des 
Formulars E 1 01 gewissenhaft die maßgebende Sach­
lage prüft. Daher sind auch die Behörden des Tätigkeits­
staats an diese Bescheinigung gebunden, solange sie 
nicht zurückgezogen oder für ungültig erklärt wird. Der 
zuständige Träger muss sie aber auf Aufforderung über­
prüfen. Sofern solche Fragen bilateral nicht geklärt wer­
den können, kann auch die Verwaltungskommission in 
Brüssel befasst werden. Weiters kann das Formular 
E 1 01 auch rückwirkend ausgestel lt werden. 

Rechtssache 1 78/97, Banks u. a., 
Urteil vom 30. März 2000: 

In diesem Verfahren ging es um im Vereinigten Königreich 
als Selbständige versicherte Musiker, die von der bel­
gischen Oper befristet mit einem Dienstvertrag beschäf­
tigt wurden. Der Dienstgeber behielt von den Gagen auf 
Grund der belgischen Rechtsvorschriften die Sozialversi­
cherungsbeiträge ein. Daraufhin legten die Musiker je­
weils ein vom britischen Ministerium für soziale Sicher­
heit ausgestelltes Formular E 1 01 vor, aus dem hervor­
ging, dass sie entsendete Selbständige waren. Nach der 
Verordnung (EWG) Nr. 1 408/71 unterliegt eine Person, die 
eine selbständige Tätigkeit gewöhnlich im Gebiet eines 
Mitgliedstaats ausübt und die eine Arbeit im Gebiet eines 
anderen Mitgliedstaats ausführt, weiterhin den Rechts­
vorschriften des ersten Mitgliedstaats, sofern die voraus­
sichtliche Dauer dieser Arbeit zwölf Monate nicht über­
schreitet. 
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Die im Vorabentscheidungsverfahren gestellten Fragen 
richteten sich nach der Interpretation des Begriffes der 
"Arbeit" in einem anderen Mitgl iedstaat. 

Dazu hat der EuGH im Ergebnis Folgendes festgestel lt: 

Unter "Arbeit" ist auch eine Tätigkeit im Lohn- oder Ge­
haltsverhältnis zu verstehen. Voraussetzung ist aber, 
dass die selbständ ige Tätigkeit "gewöhnlich" im Gebiet 
des zuständigen Mitgliedstaats ausgeübt wird; d. h.  die 
betreffende Person muss dort übl icherweise eine nen­
nenswerte Tätigkeit seit e in iger Zeit ausüben. Die Vor­
aussetzungen für die Ausübung der selbständigen Tätig­
keit müssen beibehalten werden (Beibehalt einer I nfra­
struktur, Benutzung von Büroräumen, Entrichtung von 
Beiträgen, Zahlung von Steuern, Besitz der Gewerbe­
erlaubnis, Umsatzsteuernummer, Eintragung ins Han­
delsregister und M itgl iedschaft). 

Rechtssache 104/98, Buchner u. a., 
Urteil vom 23. Mai 2000: 

In diesem Verfahren ging es um die Frage der Beurteilung 
der österreichischen vorzeitigen Alterspension wegen 
geminderter Arbeitsfähigkeit im Lichte des Art. 7 der 
Richtl in ie 79/7/EWG des Rates vom 1 9. Dezember 1 978 
zur. schrittweisen Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen im Bereich 
der sozialen Sicherheit. 

Die genannte Richtl in ie verbietet grundsätzlich jede Dis­
krim inierung auf Grund des Geschlechts, insbesondere 
bei der Berechnung der Leistungen. Eine Diskriminierung 
kann nur in bestimmten Ausnahmefällen (z. B. hinsicht­
l ich der Festsetzung des Rentenalters für d ie Gewährung 
der Alters- oder Ruhestandsrente und etwaige Auswir­
kungen daraus auf andere Leistungen) bestehen bleiben. 

Die vom Obersten Gerichtshof im Vorabentscheidungs­
verfahren gestellten Fragen lauteten dahingehend, ob d ie 
Richtlinie so auszulegen ist, dass sie einem Mitgliedstaat 
die unterschiedliche Festsetzung des Rentenalters nur 
für Renten- bzw. Pensionsansprüche erlaubt, die aus­
schließlich aus dem Risikofall des Alters gewährt werden, 
oder ob diese Ausnahmeregelung auch auf Renten- bzw. 
Pensionsansprüche zu beziehen ist, d ie zwar erst ab 
einem bestimmten Alter, aber darüber hinaus nur wegen 
einer bestehenden Inval id ität (Erwerbsunfähigkeit) ge­
währt werden. Konkret g ing es um die Anhebung des 
zunächst für beide Geschlechter einheitlichen Alters von 
55 Jahren nur für Männer auf 57 Jahre. 

Dazu hat der EuGH im Ergebnis Folgendes festgestellt: 

Die österreichische vorzeitige Alterspension wegen ge­
minderter Arbeitsfähigkeit ist keine Altersrente, da auch 
eine Einschränkung der Erwerbsfähigkeit vorliegen 
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muss. Für d ie Heranziehung der Ausnahmemöglichkeit 
von Maßnahmen , die mit dem Rentenalter verbunden 
sind, wird verlangt, dass d ie Maßnahme objektiv erfor­
derlich ist, um z. B. das finanzielle Gleichgewicht des 
Systems sicherzustel len oder die Kohärenz zwischen 
den Systemen sicherzustellen. Haushaltserwägungen 
stellen kein mit der Sozialpol it ik zusammenhängendes 
Ziel dar. In Österreich besteht nur dadurch eine 
Kohärenz, dass die Alterspension an die Stelle der vor­
zeitigen Alterspensionen tritt. Die österreichische 
Rechtslage, die für Frauen und Männer ein unterschied­
liches Alter h insichtlich der vorzeitigen Alterspension we­
gen geminderter Arbeitsfähigkeit (Erwerbsfähigkeit) vor­
sah, widersprach daher dem EG-Recht. 

2. Europäische Behindertenpolitik 

2. 1 .  Sozialpolitische Agenda 

Die Europäische Kommission legte am 28. Juni 2000 die 
sozialpolitische Agenda bis zum Jahr 2005 vor. Darin sind 
u. a. folgende Aktionen zugunsten der Gruppe der Men­
schen mit Behinderungen vorgesehen: 

• Erweiterung der beschäftigungspolitischen Leit­
linien, um mehr und bessere Beschäftigungsmög­
l ichkeiten für beh inderte Menschen und andere be­
nachtei l igte Gruppen eröffnen zu können. 

• Annahme der vorgeschlagenen Rahmenrichtlinie für 
die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Be­
schäftigung und Beruf. 

• Annahme und Durchführung des vorgeschlagenen 
Aktionsprogrammes zur Bekämpfung von Diskri­
minierungen. 

• Umsetzung und Überwachung der M itteilung der 
Europäischen Kommission "Auf dem Weg zu einem 
Europa ohne Hindernisse für Menschen mit Behin­
derungen" vom 1 2 . Mai 2000. 

• Ausrufung des Jahres 2003 zum Europäischen Jahr 
der behinderten Bürger. 

• Organisation eines jährlichen Europäischen Tages 
der Menschen mit Behinderungen. 

2.2. Chancengleichheit 

Österreich hat - zusammen mit den anderen EU-Mit­
gl iedstaaten - in der Entschließung des Rates und der 
im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mit­
gl iedstaaten vom 20. Dezember 1 996 zur Chancen­
gleichheit für Behinderte die Europäische Kommission 
aufgefordert, dem Europäischen Parlament, dem Rat, 
dem Wirtschafts- und Sozial ausschuss und dem Aus­
schuss der Regionen regelmäßig Berichte auf der Grund-
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lage von Informationen der Mitgliedstaaten vorzulegen, 
in denen die bei der Umsetzung dieser Entschl ießung er­
zielten Fortschritte und die dabei aufgetretenen H inder­
nisse dargelegt werden. Das Bundesministerium für so­
ziale Sicherheit und Generationen hat im Juni 2000 einen 
entsprechenden Fortschrittsbericht nach Brüssel über­
mittelt. 

2.3. Nichtdiskriminierung 

Die Europäische Kommission hat im Dezember 1 999 im 
Zusammenhang mit Artikel 13  EG-Vertrag ein umfang­
reiches Antidiskriminierungspaket vorgelegt. Dieses ent­
hält u. a. einen Vorsch lag für e ine Richtlinie des Rates 
zur Festlegung eines al lgemeinen Rahmens für die Ver­
wirkl ichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung 
und Beruf sowie einen Vorschlag für ein Aktionspro­
gramm der Gemeinschaft zur Bekämpfung von Diskri­
minierungen (2001 -2006) mit einem Gesamtbudget von 
98,4 Mio. EURO (= 1 ,3 M rd.  ÖS). 

2.4. Beschäftigungspolitik für behinderte 
Menschen 

Seit der Anname der Europäischen Beschäftigungsstra­
tegie im Jahr 1 997 bilden die jährlich beschlossenen be­
schäftigungspolitischen Leitlinien der EU die Grund­
lage des jeweiligen österreichischen nationalen Aktions­
plans für Beschäftigung (NAP). In Leit l in ie 9 verpfl ichten 
sich die Mitgliedstaaten zur Schaffung eines Arbeits­
marktes, der allen - u. a. den behinderten Menschen -
offen steht. Im österreich ischen NAP für 1 999 sowie im 
Umsetzungsbericht 2000 zum NAP sind besondere 
Maßnahmen zur Förderung der Eingliederung von 
Behinderten in das Erwerbsleben enthalten, deren Rea­
lisierung v. a. durch die Bundessozialämter erfolgt. 

Am 1 7. Juni 1 999 hat der Rat der EU eine Entschließung 
betreffend gleiche Beschäftigungschancen für behin­
derte Menschen angenommen. Diese Entschl ießung hat 
die Chancengleichheit behinderter Menschen am Ar­
beitsmarkt zur Zielsetzung. Vorrangig ist dabei die Integ­
ration in den offenen Arbeitsmarkt, wobei der Grundsatz 
des so genannten Mainstreaming - also das Beachten 
von Beh indertenanliegen in sämtlichen Pol itikbereichen -
eingehalten werden sol l .  

Der Europäische Sozialfonds (ESF), das Hauptinstru­
ment der EU zur finanziellen Unterstützung behinderter 
Menschen, fördert bestimmte Strukturfondsziele 
während eines bestimmten Programmplanungszeit­
raums. Nach Auslaufen der Planungsperiode 1 994-1 999 

wurde vom ehemaligen Bundesministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales für den neuen Programm-

planungszeitraum (2000-2006) ein entsprechendes 
Einheitliches Programmplanungsdokument (EPPD) zu 
Ziel 3 ("arbeitsmarktpolitisches Programm") für Öster­
reich erarbeitet und im Herbst 1 999 der Europäischen 
Kommission vorgelegt. Dieses EPPD enthält - wie schon 
sein Vorgängerdokument - einen ausführl ichen Behin­
dertenschwerpunkt. Insgesamt sind für Österreich im 
Planungszeitraum 2000-2006 rund 3 Mrd. öS (1 ,5  Mrd.  
ÖS ESF-Anteil und 1 ,6 Mrd.  ÖS nationaler Anteil) für  Ziel-
3-Maßnahmen zugunsten der beh inderten Menschen 
vorgesehen. Dabei werden folgende Ziele verfolgt: 

• Bekämpfung von (Langzeit-)Arbeitslosigkeit und Her­
anführung von Menschen mit Behinderungen an den 
Arbeitsmarkt, 

• Förderung von ausgebildeten Arbeitskräften sowie 
der I nnovation und Anpassung der Arbeitsorgani­
sation, 

• Sensibil isierung der Öffentl ichkeit im Allgemeinen und 
der Dienstgeberinnen im Besonderen, 

• Weiterentwicklung der organisatorischen Rahmen­
bedingungen. 

Als neue - für Förderungen im Behindertenbereich rele­
vante - und mit ESF-Mitteln finanzierte Gemeinschafts­
in itiative wurde am 1 4. April 2000 von der Europäischen 
Kommission die Initiative EQUAL (2000-2006) ange­
nommen. Diese In itiative löst u. a. die Gemeinschafts­
in itiative EmploymentiHorizon (Eingl iederung von Behin­
derten) ab und hat d ie Bekämpfung von Diskriminierun­
gen und Ungleich behandlung durch die Unterstützung 
grenzüberschreitender Zusammenarbeit zum Ziel. Öster­
reich beabsichtigt, bei der EQUAL-In itiative für behinder­
te Menschen in drei Bereichen Maßnahmen-Schwer­
punkte zu setzen. Diese Bereiche sind: 

• Übergang Schule - Beruf 
• Schnittstel le Beruf - Pension 
• Sensibi l isierung der Öffentlichkeit 

2.5. Richtlinie Linien- und Reisebusse 

Im Juni 2000 hat sich der Rat der EU in einem gemein­
samen Standpunkt über die Annahme einer "Richtl inie 
des Europäisches Parlaments und des Rates über be­
sondere Vorschriften für Fahrzeuge zur Personenbeför­
derung m it mehr als acht Sitzplätzen außer dem Fahrer­
sitz" politisch geeinigt. Diese Richt l in ie legt fest, dass ab 
2003 bestimmte Omnibusse (Fahrzeuge der Klasse I), die 
v. a. für den Stadtverkehr von Bedeutung sind, nur noch 
dann eine Typengenehmigung erhalten, wenn sie für Per­
sonen mit eingeschränkter Mobil ität, einschließlich Roll­
stuhlfahrer, zugänglich sind. Im Übrigen steht es nach der 
Richtl in ie den M itgliedstaaten fre i ,  für die Verbesserung 
der Zugängl ichkeit von anderen Fahrzeugen als die der 
Klasse I die geeignetste Lösung zu wählen. 
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2.6. E U-Parkausweis 

Die Empfehlung vom 4. Juni 1 998 betreffend einen Park­
ausweis für Behinderte wurde durch das Bundesministe­
rium für Verkehr, I nnovation und Technologie umgesetzt. 
In der Verordnung über den Ausweis für dauernd stark 
gehbehinderte Personen (Gehbehindertenausweisver­
ordnung) ist ab 1 .  Jänner 2001 das Aussehen und die 
Größe des Ausweises dem Modell der Europäischen Ge­
meinschaften angepasst. E in  österreichischer Behinder­
ter kann somit künftig, sofern er einen neuen Gehbehin­
dertenausweis besitzt, im gesamten EU-Raum die im je­
weiligen Mitgliedstaat vorgesehenen Parkerleichterun­
gen nützen. 

2.7. Initiative "eEurope" - Schwerpunkt 
behinderte M enschen 

Die In itiative der Europäischen Kommission vom 8. De­
zember 1 999 "eEurope - Eine Informationsgesellschaft 
für alle" sol l die Vorteile der Informationsgesellschaft 
allen europäischen Bürgern zugänglich machen. Einer 
der zehn Schwerpunkte der In itiative ist den besonderen 
Bedürfnissen der beh inderten Menschen gewidmet. 

3. Familienpolitische Aktivitäten 

Das Aktionsprogramm der Gemeinschaft (DAPHNE­
Programm 2000-2003) wurde mit dem Ziel geschaffen, 
zur Sicherstellung eines hohen Schutzes der körper­
lichen und psychischen Gesundheit beizutragen. Dazu 
sollen Kinder, Jugendliche und Frauen vor Gewalt 
(einschließlich Gewalt in Form sexueller Ausbeutung und 
sexuellen M issbrauchs) geschützt und Gewalt verhütet 
werden. 

Die Mittelausstattung beträgt insgesamt 20 Mio. 
EURO, für 2000 sind 5 Mio. EURO vorgesehen. Die 
Finanzhilfen für die einzelnen Projekte sind auf maximal 
80 Prozent der veranschlagten Gesamtkosten des Pro­
jekts begrenzt. 

Zur Durchführung des Programmes wird die Kommission 
von einem Ausschuss unterstützt, der sich aus Vertretern 
der M itgl iedstaaten zusammensetzt. Das BMSG vertritt 
Österreich in diesem Gremium und zeichnet für die Infor­
mation i nteressierter nationaler Behörden und Organisa­
tionen verantwortlich. 
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4. Frauenpolitik in der EU 

4. 1 .  Gender Mainstreaming 

4.1 . 1 .  Gender Mainstreaming und gezielte 
Maßnahmen 

Die Verpfl ichtung der Europäischen Gemeinschaft, auf 
die Gleichstellung von Frauen und Männern h inzuwirken, 
wurde mit I nkrafttreten des Vertrags von Amsterdam am 
1 .  Mai 1 999 bekräftigt. Der Gleichstellungsgrundsatz 
ist nunmehr in Artikel 2, i n  dem die Ziele der Union defi­
niert werden, fest verankert. Der Europäischen Gemein­
schaft wurden im Bereich der Chancengleichheit neue 
Aufgaben, neue Zuständigkeiten und neue Rechtset­
zungsbefugnisse übertragen und damit neue Möglichkei­
ten eröffnet. Die Strategie der Gemeinschaft besteht dar­
in ,  die Einbeziehung einer Geschlechterperspekt ive i n  
sämtl iche Pol it iken und Programme der Union mit geziel­
ten Frauenfördermaßnahmen zu verknüpfen. 
Kurz nach Ernennung der neuen Kommission im Herbst 
1 999 hat Präsident Prodi eine neue Kommissarsgruppe 
"Chancengleichheit" eingesetzt. Aufgabe der Gruppe ist 
es, für eine größere Kohärenz der Maßnahmen der Kom­
mission im Bereich der Chancengleichheit - innerhalb 
wie auch außerhalb der Kommission - Sorge zu tragen. 

4. 1 .2. Der Beratende Ausschuss Chancengleichheit 

Die Kommission hat im Rahmen ihres 1 .  Aktionspro­
gramms Chancengleichheit beschlossen, die frauenpoli­
tischen Maßnahmen m it den nationalen Vertreterinnen 
der Frauenministerien und Gleichstellungsstellen zu 
koordin ieren. Zu d iesem Zweck wurde ein Ausschuss 
eingesetzt, der eine zunehmende Rolle in der Beratung 
der Kommission spielt. Der beratende Ausschuss für 
Chancengleichheit hat Ende 1 999 und Anfang 2000 

Stellungnahmen zu aktuellen Themen und Dossiers ab­
gegeben, wie etwa den Einkommensuntersch ieden zwi­
schen Frauen und Männern, zum neuen Aktionspro­
gramm Chancengleichheit 2001 -2005 und den beschäf­
tigungspolitischen Leit l inien für 2001 . 

4.1 .3. 4. Aktionsprogramm für die Chancengleich­
beit von Frauen und Männern 1 996-2000 
(nationale Aktivitäten 1 999/2000) 

Das 1 995 beschlossene 4. Aktionsprogramm für die 
Chancengleichheit von Frauen und Männern hat das Ziel, 
die Dimension der Chancengleichheit in allen Politiken 
und Aktionen zu fördern (Mainstreaming). 
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Es sollen die Akteure des wirtschaftlichen und sozialen 
Lebens zur Verwirklichung der Chancengleichheit mobi l i ­
siert sowie die Chancengleichheit insbesondere in den 
Bereichen Bildung, Berufsbildung und. Arbeitsmarkt 
gefördert werden. Männer und Frauen sollen Beruf und 
Familie miteinander in Einklang bringen können. Die M it­
wirkung von Männern und Frauen an Entscheidungs­
prozessen soll ausgewogen sein .  Weiters sollen günsti­
gere Voraussetzungen für die Einforderung des Rechts 
auf Gleichstellung geschaffen werden. 

Das BMSG verwaltet das Aktionsprogramm auf nationa­
ler Ebene. Dazu gehören die Bekanntmachung der Aus­
schreibung sowie die Vertretung Österreichs im Verwal­
tungsausschuss, welcher ca. drei Mal im Jahr zusammen 
kommt. 

Vom BMSG wurden 1 996 bis 1 999 Mittel zur nationalen 
Kofinanzierung der in Brüssel im Rahmen des Aktions­
programms eingereichten Projekte zur Verfügung ge­
steilt . In  einer interministeriellen Arbeitsgruppe wurden 
jährlich die Projekte, die für die nationale Kofinanzierung 
durch das BMSG in Frage kamen, bewertet und ausge­
wählt. 

Die genehmigten Projekte 

1 999 und 2000 wurde jewei ls ein österreichisches Projekt 
von der Europäischen Kommission zur Kofinanzierung 
ausgewählt. 1 999 war dies das Regionale Mentoring­
projekt tür Frauen in Politik und Verwaltung, das vom 
Projektträger Niederösterreich ische Landesregierung 
eingereicht wurde. Im Jahr 2000 erhielt das Projekt der 
Österreichischen Studien- und Beratungsgesellschaft 
(ÖSB) Women in Time die Zustimmung in Brüssel. 

In beiden Jahren war der Anteil an österreichischen Part­
nerschaften im Rahmen von Projekten sehr hoch, 1 999 
waren dies zwölf Projektpartnerschaften, 2000 gab es 
bereits 1 7  Projekte. 

4. 1 .4. Ausblick 

Ende Juni 2000 legte die Europäische Kommission Vor­
schläge für ein umfassendes Paket zur Chancengleich­
heit von Frauen und Männern vor. 

In einer Mitteilung der Kommission "Rahmenstrategie 
der Gemeinschaft zur Förderung der Gleichstellung 
von Frauen und Männern" wird eine breit angelegte 
Rahmenstrategie der Gemeinschaft zur Gleichstellung 
von Frauen und Männern für die Jahre 2001 bis 2005 vor­
gelegt, die darauf abzielt, bestehende Ungleichheiten 
zwischen den Geschlechtern in Wirtschaft, Pol it ik und 
Gesellschaft zu beseitigen und traditionelle Geschlech­
terrollen und Stereotype zu überwinden. 

• • • 

Nach dem Auslaufen des derzeitigen mittelfristigen 
Aktionsprogramms der Gemeinschaft für die Chancen­
gleichheit von Frauen und Männern (1 996-2000) soll 
gleichzeitig mit der Rahmenstrategie ein neues Gemein­
schaftsprogramm zur Gleichstellung der Geschlechter auf 
den Weg gebracht werden. Zu diesem Zweck hat die Kom­
mission einen Kommissionsentwurf tür eine Entschei­
dung des Rates für ein neues Aktionsprogramm 
2001-2005 vorgelegt, in dessen Rahmen Sensibil isie­
rungskampagnen, Datenerhebungen und transnationale 
Projekte unterstützt werden sollen. Angestrebt wird eine 
Gleichstellungspolitik, die sich auf klar definierte Bewer­
tungskriterien, auf eine konsequente Überwachung der 
Fortschritte und auf Benchmarking und Evaluierung stützt. 

4.2. Gleichstellung der Geschlechter in der 
europäischen Beschäftigungsstrategie 

U rsprünglich war die Chancengleichheit - neben Be­
schäftigungsfähigkeit, Unternehmergeist und Anpas­
sungsfähigkeit - einer von vier Pfeilern der beschäfti­
gungspolitischen Leitlinien 1 998. Nachdem im Rat Eini­
gung erzielt wurde über die Notwendigkeit, Chancen­
gleichheit als Querschnittsthema im Rahmen aller vier 
Pfeiler der Leitl in ien zu sehen, wurde in die beschäfti­
gungspolitischen Leitlinien 1 999 eine neue Leitlinie 
zum "Gender Mainstreaming" aufgenommen. Damit 
wurde das Bekenntnis der Europäischen Union zur 
Chancengleichheit deutlich bekräftigt. In den Schlussfol­
gerungen des Europäischen Rates von Helsinki wurde 
die Chancengleichheit für Frauen und Männer als ein 
Aspekt herausgestellt, dem in der Durchführung von 
Arbeitsmarktreformen besondere Aufmerksamkeit ge­
schenkt werden sollte. Die neuen Strukturfonds-Verord­
nungen , insbesondere die Verordnung über den Europäi­
schen Sozialfonds, sollen ebenfalls dazu beitragen, die 
Situation von Frauen am Arbeitsmarkt zu verbessern. 

4.2. 1 .  Die nationalen Aktionspläne für 
Bescbäftigung 1 999 

Die Kommission hat die nationalen Aktionspläne für Be­
schäftigung 1 999 einer eingehenden Bewertung unter­
zogen, um zu prüfen, inwieweit die M itgl iedstaaten die in 
den beschäftigungspol itischen Leitl in ien definierten ge­
meinsamen Zielvorgaben erfül lt haben. Zwar wurde dem 
Gleichstellungsgrundsatz in den nationalen Aktions­
plänen 1 999 Rechnung getragen, doch haben nicht al le 
Mitgliedstaaten den Grundsatz des "Gender Main­
streaming" konsequent angewandt. 

In dem vom Rat im Dezember 1 999 angenommenen 
gemeinsamen Beschäftigungsbericht, werden eine Be­
standsaufnahme der Beschäftigungssituation in der Eu-
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ropäischen Union als Ganzes sowie in den einzelnen Mit­
gliedstaaten und eine Analyse der nationalen Aktionsplä­
ne vorgenommen. Auf der Grundlage dieser Analyse hat 
die Kommission beschäftigungspol itische Empfehlungen 
für jeden einzelnen Mitgl iedstaat formul iert, die an­
schließend vom Rat geprüft wurden. In ihren Empfehlun­
gen stellte die Kommission fest, dass weitere Maßnah­
men erforderlich seien, um die geschlechtsspezifischen 
Unterschiede bei Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und 
Arbeitsentgelt abzubauen, um zu einem ausgewogenen 
Geschlechterverhältnis in allen Sektoren und Berufen zu 
gelangen und um die Betreuungsmögl ichkeiten für Kin­
der und pflegebedürftige Personen zu verbessern . 

4.3. Ausgewogene Beteiligung von Frauen 
und Männern an E ntscheidungs­
prozessen 

4.3. 1 .  M aßnahmen zur Erhöhung des Anteils von 
Frauen in Entscheidungspositionen 

In der Empfeh lung des Rats (96/694/EG vom 2. Dezem­
ber 1 996) werden eine integrierte Strategie zur Förderung 
einer ausgewogenen Mitwirkung von Frauen und Män­
nern - einschließlich einer Mobil isierung der wichtigsten 
Akteure -, die Erhebung statistischer Daten und die Er­
mittlung beispielhafter Vorgehensweisen gefordert sowie 
die Förderung eines Geschlechtergleichgewichts auf 
allen Ebenen in staatlichen Organen und Kommissionen. 
Der Durchführungsbericht der Kommission zeigt, dass 
Frauen nach wie vor in der politischen Arena, in der 
öffentlichen Verwaltung und insbesondere auch im priva­
ten Sektor unterrepräsentiert sind. 

Im Oktober 1 999 wurde zwischen den Ministerinnen und 
Ministern Einigung über neun gemeinsame Indikatoren 
erzielt, die zur Bewertung der Beteiligung von Frauen 
an politischen Entscheidungsprozessen herange­
zogen werden können (Schlussfolgerungen des Rates 
vom 22. Oktober 1 999). 

4.3.2. Frauen in den Institutionen der 
Europäischen Gemeinschaft 

In der Europäischen Kommission sind fünf der zwanzig 
neuen Kommissionsmitglieder Frauen. Diesen Frauen 
wurden die Ressorts Beziehungen zum Europäischen Par­
lament, Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, Ver­
kehr und Energie, Bildung und Kultur, sowie Haushalt und 
Umwelt übertragen . Eine der neuen Kommissarinnen hat 
das Amt der Vizepräsidentin der Kommission inne. Die 
Posten in den Kabinetten wurden zu 40 % mit Frauen be­
setzt. In einer ersten Phase ihrer Strategie für eine interne 
Reform hat die Kommission im Dezember 1 999 angekün-
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digt, dass sie ausdrücklich vorsehen wird, den Anteil der 
Frauen in leitenden Positionen zu erhöhen. 

Erstmals in der Geschichte des Gerichtshofs der 
Europäischen Union wurde 1 999 eine Frau zur Richte­
rin ernannt (insgesamt gehören dem Gerichtshof 1 5  

Richter an). Außerdem wurde eine zweite Frau i n  den 
Europäischen Rechnungshof berufen, dem nunmehr 
zwei Frauen bei insgesamt 1 5  Mitgl iedern angehören. 

Die Zahl der weiblichen Abgeordneten im Europäi­
schen Parlament hat seit 1 984 mit jeder Wahl zugenom­
men . Nach den Wahlen im Jahre 1 994 stellten Frauen 
26 % der Mitglieder des Europäischen Parlaments. Mit 
den Wahlen vom Juni 1 999 setzte sich der Trend fort. 
Nach wie vor sind die Frauen jedoch - mit einem Anteil 
von 30 % - auch im neu gewählten Europäischen Parla­
ment unterrepräsentiert. Die Unterschiede zwischen den 
einzelnen Mitgliedstaaten sind auffallend groß. In drei 
Ländern - nämlich Frankreich, Finnland und Schweden -
liegt der Anteil der Frauen im Europäische Parlament nun 
über 40 % .  Der Anteil weiblicher M itglieder des Europäi­
schen Parlaments aus Österreich liegt bei 38 %. Für Grie­
chenland und Italien ist der Frauenanteil nach wie vor 
sehr gering. 

4.4. Gleichstellungsrecht 

4.4. 1 .  Der Vertrag von Amsterdam 

Mit I nkrafttreten des Vertrags von Amsterdam am 1 .  Mai 
1 999 wurde die Gleichstellung von Männern und Frau­
en als grundlegendes Prinzip des Gemeinschafts­
rechts und als eines der Ziele der Gemeinschaft festge­
schrieben. Darin ist eine Verpflichtung für die Gemein­
schaft vorgesehen , bei all ihren Tätigkeiten auf die Besei­
tigung von Ungleichheiten und d ie Förderung der Gleich­
stellung von Frauen und Männern hinzuarbeiten. Mit Ar­
tikel 1 3  wurde eine Rechtsgrundlage geschaffen für "ge­
eignete Vorkehrungen" ,  um Diskriminierungen - u. a. sol­
che aus Gründen des Geschlechts oder der sexuellen 
Ausrichtung - zu bekämpfen. Der neue Artikel 1 37 er­
möglicht es dem Rat, - im Wege eines Mitentschei­
dungsverfahrens unter Einbeziehung des Europäischen 
Parlaments - durch Beschluss mit qualifizierter Mehrheit 
Maßnahmen zu beschließen, die die Chancengleichheit 
von Männern und Frauen auf dem Arbeitsmarkt und die 
Gleichbehandlung am Arbeitsplatz Gewähr leisten. Mit 
Artikel 1 41 (ex-Artikel 1 1 9) wird die bisherige Rechtspre­
chung des Gerichtshofs zur Frage des gleichen Entgelts 
konsol idiert, indem der Begriff der gleichwertigen 
Arbeit eingeführt wird. Dieser Artikel bietet eine neue 
Rechtsgrundlage für die Erarbeitung von Rechtsvor­
schriften zur Chancengleichheit und zur Gleichbehand­
lung in Arbeits- und Beschäftigungsfragen. 
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4.4.2. Richtlinie zum Elternurlaub: 
Durchführungsbericht 

Die Richtl in ie 96/34/EG des Rates zum Elternurlaub sieht 
einen mindestens dreimonatigen Urlaub für Arbeitneh­
merinnen und Arbeitnehmer im Fall der Geburt oder 
Adoption eines Kindes vor. Die Richtl in ie enthält eine 
zwischen den Sozialpartnern auf europäischer Ebene 
geschlossene Rahmenvereinbarung. Die Mitgl iedstaaten 
hatten die Richtl inie bis zum 3. Juni 1 998 in nationales 
Recht umzusetzen. I rland und Österreich wurde eine 
zusätzliche Frist von sechs Monaten bzw. einem Jahr 
eingeräumt. Die Kommission hat geprüft, inwieweit die 
Richtl inie in den Mitgl iedstaaten durchgeführt wurde, und 
hat Anfang 2000 einen entsprechenden Bericht vorge­
legt. Die Kommission hat gegen drei Mitgliedstaaten ein 
Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet, weil sie es 
versäumt haben, die Kommission über Maßnahmen zur 
Umsetzung der Richt l inie zu unterrichten. Gegen neun 
Mitgliedstaaten hat die Kommission Verfahren wegen 
mangelhafter Umsetzung der Richtl i nie eingeleitet. 

4.4.3. Richtlinie zum Mutterschutz: 
Durchführungsbericht 

Im Jahr 1 999 hat die Kommission einen Bericht über d ie 
Durchführung der Richtl inie 92/85/EWG über die 
Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwan­
geren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden 
Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz angenommen. Der 
Richtl in ie war bis zum 1 9. Oktober 1 994 nachzukommen. 

Aufgrund der von den Mitgl iedstaaten vorgelegten Infor­
mationen gelangte die Kommission zu dem Schluss, 
dass der Richtlinie im großen und ganzen nachge­
kommen wurde. Jedoch bestehen zwischen den einzel­
nen Mitgl iedstaaten zum Tei l  erhebliche Unterschiede, 
beispielsweise was, die Dauer des Mutterschaftsurlaubs 
(zwischen 1 4  und 28 Wochen), den Anteil des obl igatori­
schen Mutterschaftsurlaubs oder die Höhe und den Zeit­
raum der Bezüge anbelangt. Gegen mehrere M itgl ied­
staaten wurden aus unterschiedlichen Gründen - Proble­
me im Zusammenhang mit der Beurlaubung aus Grün­
den des Gesundheitsschutzes und der Sicherheit, mit 
dem obligatorischen Mutterschaftsurlaub von mindes­
tens zwei Wochen oder mit der Verwendung von Infor­
mationslisten im Anschluss an die Risikobeurtei lung -
Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet. 

4.4.4. Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Gemeinschaft 

Der Gerichtshof der Europäischen Union hat im Jahr 
1 999 eine Reihe von Urteilen verkündet, welche die 

Rechtsetzungstätigkeit zur Förderung der Chancen­
gleichheit ergänzen. Die Förderung der Chancengleich­
heit ist nunmehr eine Verpflichtung für sämtliche I nstitu­
tionen auf allen Ebenen und ist als solche stets zu 
berücksichtigen. 

1 999 hat der Europäische Gerichtshof sieben Ent­
scheidungen zu Rechtssachen zum gleichen Entgelt 
und zur Gleichbehandlung von Frauen und Männern 
zu Vorlagen erlassen, die ihm von nationalen Gerichten 
zur Vorabentscheidung vorgelegt worden waren. Die 
Rechtsprechung zu Artikel 1 41 EG-Vertrag wird fortge­
setzt; sie geht der Frage nach,  worin eine Diskrim in ie­
rung auf Grund des Geschlechts in  Fragen des g leichen 
Entgelts besteht, und sie lotet den materiel len Gel­
tungsbereich des Grundsatzes des gleichen Entgelts 
aus im H inbl ick auf die Auswahl von Vergleichskriterien 
und die Rechtfertigung von U ngleichheiten des Ent­
gelts. 

4.5. Gewalt gegen Frauen 

Im Rahmen der deutschen EU-Ratspräsidentschaft wur­
de vom 28.-30.März 1 999 in Köln eine Konferenz zum 
Thema "Gewalt gegen Frauen" veranstaltet. Die Konfe­
renz war die Auftaktveranstaltung der von der Europäi­
schen Kommission und dem Europäischen Parlament 
in iti ierten Europäischen Kampagne gegen Gewalt an 
Frauen, die darauf abzielte, im Jahr 1 999 auf nationaler 
sowie auf europäischer Ebene"Aktionen gegen Gewalt an 
Frauen zu setzen. Dabei sollte insbesondere die I nforma­
tions- und Bewusstseinsarbeit verstärkt sowie For­
schungsarbeiten und die Erhebung von statistischen 
Daten forciert werden. 

Die EU-Konferenz "Gewalt gegen Frauen" setzte die Vor­
arbeiten der österreich ischen EU-Ratspräsidentschaft 
fort und basierte auf den Standards und Empfehlungen 
für Maßnahmen gegen häusliche Gewalt, die im Rahmen 
der österreich ischen EU-Ratspräsidentschaft auf der 
internationalen Expertinnenkonferenz "Polizeiarbeit ge­
gen Gewalt an Frauen" erarbeitet und verabschiedet 
wurden. 

Im Rahmen der finnischen EU-Ratspräsidentschaft fand 
in Jyväskylä (Zentralfi nnland) vom 8.-1 0. November 1 999 
eine internationale Tagung zum Themenbereich "Gewalt 
gegen Frauen" statt. H intergrund dieser Konferenz bilde­
te die von der Europäischen Kommission und dem 
Europäischen Parlament in iti ierte EU-Kampagne gegen 
Gewalt an Frauen, die darauf abzielt, im Jahr 1 999 auf 
europäischer sowie auf nationalstaatlicher Ebene Maß­
nahmen und Aktionen gegen Gewalt an Frauen zu set­
zen. 
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5. Europäische Jugendpolitik 

5. 1 .  EU-Programm JUGEND 

Nach mehrjährigen Beratungen auf Ratsebene wurde im 
Frühl ing 2000 von Rat und EP das Programm JUGEND 
verabschiedet und mit 1 8. Mai 2000 i n  Kraft gesetzt. 

Die bisherigen EU-Jugendmobil itätsprogramme "Jugend 
für Europa" und "Europäischer Freiwil l igendienst" wer­
den damit unter dem neuen Dachprogramm JUGEND 
vereint und mit einer Dotierung von 520 Millionen EURO 
für 7 Jahre Laufzeit versehen (2000-2006). 

In Österreich konnten bisher pro Jahr etwa 1 5  Mio. ÖS an 
Fördermitteln aus beiden Programmen vergeben werden. 
Das neue Programm ist finanziell etwas besser ausge­
stattet: im ersten Programmjahr JUGEND stehen für 
Österreich etwa 21 Mio. ÖS an Fördermitteln zur Ver­
fügung. Zusätzlich zu d iesen EU-Kofinanzierungsmitteln 
stehen in der Jugendsektion des BMSG sowie bei Län­
dern und Gemeinden Fördermittel für J UGEND-Projekte 
bereit. 

Die Programmschwerpunkte im JUGEND-Programm: 
Jugendl ichen und Jugendgruppen aus al len EU-Ländern 
sowie einer Reihe von assoziierten Programmländern 
(darunter die EU-Beitrittskand idaten) stehen Möglichkei­
ten zur Kofinanzierung von pädagogisch orientierten 
Gruppen- und Einzelmobil itätsprojekten zur Verfügung, 
während in Teilschienen des Programms internationale 
Train ingsaktivitäten für Jugendmultipl i katorinnen sowie 
Kofinanzierungsmittel für multinationale Jugendinforma­
tions- und Jugendforschungsaktivitäten bereitgestellt 
werden. 

Zur kontinuierlichen Beratung, Betreuung und n ieder­
schweIl igen Administration im Sinn des Programms 
JUGEND steht eine "Nationalagentur JUGEND" zur 
Verfügung, in den Bundesländern sind - in Kooperation 
mit den Landesjugendreferaten und der Nationalagentur 
- jugendgerechte Info- und Beratungsstrukturen einge­
richtet. 

5.2. Weißbuch JUGEND der Europäischen 
Kommission 

Mme. Reding, die zuständige EU-Kommissarin für Bi l ­
dung und Jugend hat im Herbst 1 999 angekündigt, auf 
Wunsch der Mitgl iedstaaten ein WEISSBUCH JUGEND 
erarbeiten zu lassen, in dem die Europ. Kommission i hre 
Sichtweise und Zielvorstellungen im Bereich der Ju-
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gendpolitik darlegt. Der Ratsempfehlung zur " Mitbe­
stimmung von Jugendlichen" auf allen Ebenen der Poli­
tikformulierung folgend, die unter österreichischer Rats­
präsidentschaft eingebracht wurde, wird d ieses Weiß­
buch in einer völl ig neuen Arbeitsweise erstellt. Die 
Grundlagentexte des Weißbuches werden erstmals nicht 
von der Europäischen Kommission selbst geschrieben, 
sondern in einem EU-weiten Konsultationsprozess 
von Jugend lichen und Verantwortl ichen in der Jugend­
politik erarbeitet. 

Der Konsultationsprozess in Österreich (gesteuert von 
der Abtei lung VI/5 des BMSG) begann im April 2000 mit 
der österreichweiten Jugendbeteiligungskampagne 
"Gewinner gesucht", in der Jugend liche gebeten wur­
den, ihre Wünsche an die Jugendpol it ik der EU zu formu­
l ieren und in Textform mitzuteilen. Parallel dazu wurden 
"Zukunftsgespräche" mit allen Bundesjugendringorga­
n isationen geführt. Die so gesammelten Standpunkte 
und Texte wurden von Jugendlichen aus ganz Österreich 
auf der Konferenz "Wir sagen der EU was zu tun ist" 
(1 6.-1 8. Juni 2000 in Salzburg) weiterbearbeitet. Die 
Konferenzergebnisse werden der EK zur Einarbeitung ins 
WEISSBUCH JUGEND übergeben und bei einer EU-wei­
ten Abschlusskonferenz gemeinsam diskutiert. 

5.3. EU-Erweiterung 

Im neuen EU-Jugendmobilitätsprogramm JUGEND 
nehmen die EU-Beitrittskandidatenländer bereits im 
Rahmen von Assozierungsabkommen als vollwertige 
Programm partner tei l .  Diese faktische E inbeziehung 
garantiert einerseits den administrativen Verfahrens- wie 
Informationsaustausch wie auch d ie Etablierung von 
Netzwerkbeziehungen auf institutioneller wie persönl i­
cher Ebene. 

Auch in den Vorgängerprogrammen "Jugend für Europa 
1 1 1 "  und "Europäischer Freiwill igendienst" war es für ein­
zelne MOE-Länder bereits möglich, im Rahmen gemein­
samer bi- und multinationaler Jugendprojekte stabile 
Netzwerkkontakte zu entwickeln. 

Darüber hinaus wird bei Veranstaltungen der Jugendsek­
tion seit Jahren die Teilnahme von Jugendlichen aus M it­
tel- und Osteuropa besonders angestrebt und gefördert. 
Neben zahlreichen anderen Seminarveranstaltungen 
arbeitete z. B. die "Europäische Sommeruniversität 
1 999" eine Woche lang mit Jugendl ichen aus Ost- und 
Westeuropa zum Thema "Democracy in Europe" . Diese 
Veranstaltung wurde aus EU-Mitteln kofinanziert, 
während eine andere Veranstaltungsreihe zur Ausbil­
dung von Jugendleitern aus Russland und der Ukraine 
(durchgeführt in Kooperation der Abtei lung VI/5 mit der 
Jugend>lnfo des BMSG) von CARE kofinanziert wird .  
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Im Rahmen der Implementierung des EU-Programms 
JUGEND werden österreich ische Projektträger beson­
ders ermutigt, osteuropäische Jugendgruppen in ihre 
multilateralen Kontakte einzubeziehen. Im Programmteil 
"Europäischer Freiwi lligendienst" werden konkrete Mög­
lichkeiten für Freiwi l l igeneinsätze von osteuropäischen 
Jugendl ichen in österreichischen Aufnahmeorganisatio­
nen geschaffen. 

Im Rahmen des "Stabil itätspaktes für Südosteuropa" 
arbeitet die Abteilung " Internationale Jugend- und Fami­
l ienpolitik" in der Untergruppe "Jugend" des Arbeitskrei­
ses "B i ldung" an den konkreten Maßnahmen zur Ent­
wicklung stabiler und friedlicher Strukturen in der Region 
Südosteuropa mit. 

6. EU-Maßnahmen für ältere 

Menschen 

6. 1 .  Mitteilung der Europäischen 
Kommission zum "Internationalen 
Jahr der älteren Menschen" : 
Ein Europa für alle Altersgruppen -
Wohlstand und Solidarität zwischen 
den Generationen 

Das demografische Phänomen einer zunehmend älter 
werdenden Bevölkerung verlangt danach, überkommene 
Verfahren und Einrichtungen zu überdenken bzw. zu ver­
ändern. Folglich hat die Europäische Kommission das 
" Internationale Jahr der älteren Menschen 1 999" zum 
Anlass genommen, um in einer M ittei lung auf die Konse­
quenzen, die sich durch die demografische Alterung 
ergeben hinzuweisen bzw. den daraus resu ltierenden 
Handlungsbedarf aufzuzeigen. Dabei wurde der Fokus 
insbesondere auf die Folgen des demografischen Wan­
dels im Bereich der Arbeitsmarkt- , Sozial- und Gesund­
heitspolitik sowie des Sozialschutzes gelegt. Auf Basis 
dieser Themenschwerpunkte enthält die Mitteilung der 
Europäischen Kommission folgende politische Schluß­
folgerungen bzw. Empfehlungen: 

• Signifikante und dauerhafte Anhebung der Erwerbs­
tätigenquote in Europa in Form einer Stärkung des 
Arbeitsvermögens älterer Arbeitskräfte, Förderung 
des lebenslangen Lernens, Flexibi l isierung der Ar­
beitsformen sowie Überprüfung der Steuer- und Leis­
tungssysteme zur Schaffung von besseren Anreizen 
zur Aufnahme eines Arbeits- und Fortbi ldungsange­
bots. 

• Sozialschutz durch Maßnahmen, die zur Trendum­
kehr der Frühverrentung führen und neue Formen 
des stufenweisen Übergangs in den Ruhestand bzw. 
einer flexibleren Gestaltung der Rentensysteme. 

• Förderung der Gesundheitspolitik und Altenpflege 
bzw. der damit verbundenen Forschung 

• Förderung von Maßnahmen gegen Diskriminierung, 
Arbeitslosigkeit und soziale Ausgrenzung älterer 
Menschen. 

Vorrangiges Ziel dieser Mittei lung bzw. der daraus resul­
tierenden Konferenzen und Aktivitäten ist es, die gesell­
schaftlichen Aspekte des demografischen Wandels an­
zuregen und dabei ein Europa für alle Altersgruppen - mit 
einem gestärkten Solidaritätsbewußtsein sowie einem 
gerechten Ausgleich zwischen den Generationen - zu 
fördern. 

6.2. Konferenz der Europäischen 
Kommission : Active Ageing -
Pivot of Policies for Older Persons 
in the New Millenium 2000 

In der im November 1 999 in Brüssel abgehaltenen 
Konferenz der Europäischen Kommission zum Thema 
"Active Ageing" wurde die Absicht verfolgt, in einer zu­
nehmend alternden Gesel lschaft entscheidende pol it i­
sche Folgemaßnahmen für ältere Menschen zu setzen. 
Ziel war es, die Plausibil ität eines neuen allgemeinen 
politischen Parad igmas darzulegen. Dieses ist gekenn­
zeichnet durch einen innovativen Ansatz zum Alterungs­
prozess - dem "Active-Ageing-Ansatz". Die programma­
tischen Vorträge beschäftigten sich dabei vorwiegend 
mit potenziellen Strategien des aktiven Alterns in den Be­
reichen "Beschäftigung", "Sozialschutz", "Gesundheit", 
"soziale I ntegration" sowie "Bekämpfung von Diskrimi­
nierungen".  In Bezug auf Maßnahmen gegen d ie Diskri­
min ierung älterer Menschen wurde nach Mitteln und Ge­
meinschaftsprogrammen gesucht, um diese wirksam 
bekämpfen und eindämmen bzw. ältere Menschen als 
vol lwertige Bürger erhalten zu können. Daher erfolgte die 
Vorbereitung einer Richt l in ie zur Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf sowie 
eines Aktionsprogrammes zur Bekämpfung von Alters­
diskriminierung. 

7. Europäische Gesundheitspolitik 

7. 1 .  Mitwirkung an der Gestaltung der 

EU-Gesundheitspolitik 

Die gesundheitspolitische Strategie der Gemein­
schaft umfaßt die folgenden Elemente: 

• In itiativen in den Bereichen Suchtprävention, über­
tragbare Krankheiten, Bekämpfung des Tabakkon-
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sums, Sicherheit von Organen und Substanzen 
mensch l ichen Ursprungs sowie Blut und Maßnahmen 
im Veterinär- und Pflanzenschutzbereich, 

• I ntegration der Gesundheitsschutzerfordernisse in an­
dere EU-Pol itik-Bereiche, 

• Einrichtung eines mehrjährigen Aktionsprogrammes. 

Das Aktionsprogramm Öffentliche Gesundheit verfügt 
über ein geplantes Budget von 300 Mio. EURO und soll 
während seiner Laufzeit erstmals alle wesentl ichen För­
deraktivitäten im Bereich Öffentliche Gesundheit ver­
einen. Die laufenden Aktionsprogramme werden bis zum 
Inkrafttreten des neuen Rahmenprogrammes, dessen 

Das geplante EU-Aktionsprogramm im Bereich Öffentliche Gesundheit 

1 .  Verbesserung der gesundheitsbezogenen In­
formationen und Kenntnisse 

2. Rasche Reaktion auf Gesundheitsgefahren 

3. Berücksichtigung der Gesundheitsfaktoren 

228 

1 .1 .  Ausbau eines Systems zur Gesundheitsbe­
richterstattung 
Indikatoren, Erhebungsverfahren und Daten­
banken 
System zur Übermittlung und gemeinsamen 
Nutzung von Daten 

1 .2. Entwicklung und Einsatz von Mechanismen 
zur Analyse, Beratung, Berichterstattung, In­
formation und Konsultation zu Gesundheits­
fragen 
Mechanismen zur Analyse 
Berichterstattung über Gesundheitsfragen 
Konsultation, Information und Verbreitung von 
Berichten 

2.1 . Förderung der Fähigkeit, übertragbare 
Krankheiten zu bekämpfen 
Förderung des Gemeinschaftsnetzes für über­
tragbare Krankheiten 
Erhöhung der Sicherheit und Qual ität von 
menschlichem Blut 
Erhöhung der Sicherheit und Qualität von 
Organen und Substanzen menschlichen 
Ursprungs 

2.2. Förderung der Fähigkeit, sonstigen 
Gesundheitsgefahren zu begegnen 
Strategien und Mechanismen zur Reaktion auf 
Gefährdung durch andere, als übertragbare 
Krankheiten 
Elektromagnetische Felder und andere 
physikalische Einwirkungen 

3.1 .  Lebensführung 
Rauchen 
Alkoholgenuß 
Drogensucht 
Ernährung 
Körperliche Bewegung 
Sexualverhalten 
Psychische Gesundheit 

3.2. Sozioökonomische Faktoren 

3.3. Umweltfaktoren 
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Beschluss durch Rat und Parlament mit Ende 2001 zu 
erwarten ist, verlängert. Die Tabelle auf Seite 228 gibt 
einen Überblick über die wesentlichen Aktionsfelder des 
künftigen EU-Aktionsprogramms Öffentliche Gesund­
heit. 

7.2. European BeaUh Forum Gastein __ -J 

Das European Health Forum Gastein ( EHFG) versam­
melt als gesundheitspolitische Konferenz Tei lnehmer aus 
den europäischen Institutionen und allen relevanten ge­
sellschaftl ichen Sektoren (Patienten ,  Pol it ik, Wirtschaft 
und Wissenschaft). Die Diskussion international führen­
der Akteure des Gesundheitswesens soll mithelfen, 
Schlüsselfragen der europäischen Gesundheitspoli­
tik im angehenden 21 . Jahrhundert auf eine breite, von 
Konsens getragene Basis zu stellen. Im Rahmen des 
Forums werden 

• die mittel- und langfristigen Arbeitsschwerpunkte der 
EU, der Mitgliedsstaaten , der Beitrittskandidaten und 
der Regionen zur Weiterentwicklung der europäischen 
Gesundheitspolitik diskutiert; 

• der Entwurf für eine neue EU-Gesundheitsstrategie 
vorgestel lt und Möglichkeiten der I ntegration gesund­
heitspolitischer Aspekte in andere EU-Politikbereiche 
erörtert; 

• die Auswirkungen der europäischen Integration insbe­
sondere des Binnenmarktes und der Wirtschafts- und 
Währungsunion auf die europäische Gesundheitspoli­
t ik abgeschätzt; 

• das Zusammenwirken zwischen neuen Informations­
und Kommunikationstechnologien, der Gesellschaft, 
Gesundheitssystemen und Patient innen evaluiert; 

• die sich ändernde Rolle der Bürger und Patienten im 
Gesundheitswesen beurteilt; 

• die Bedeutung von Gesundheitszielen auf die Ent­
wicklung von Gesundheitsstrategien mit besonderem 
Schwerpunkt auf den Austausch nationaler und regio­
naler gesundheitspolitischer Erfahrungen erörtert. 

Das EHFG 1 999 stand unter dem Motto "Eine bessere 
Zukunft für die Gesundheit in Europa" . Diskussions­
schwerpunkte waren 

• Qualitätsverbesserung im europäischen Gesund-
heitswesen, 

• Verbesserung der Gleichheit im Gesundheitswesen, 
• öffentliche Gesundheit und Gesundheitsförderung, 
• I nformationstechnologien, 
• Forschung und Entwicklung - Biotechnologie. 

Das BMAGS hat die Veranstaltung finanziell unterstützt 
und an der inhaltlichen Ausrichtung der Konferenz mitge­
wirkt. Das BMSG ist beim EHFG 2000, neben dem ORF, 

• 

erstmals Mitveranstalter. Die Veranstaltung wird u. a. von 
der Europäischen Kommission und der WHO unterstützt, 
eine Reihe privater Unternehmen treten als Sponsoren 
auf. 

Das d iesjährige Generalthema lautet "Information and 
Communication in Health". Die Veranstaltung gl iedert 
sich in Plenarsitzungen und fünf parallel ablaufende 
Foren: 

• Die neue EU-Gesundheitsstrategie: Fortschritt durch 
Kommunikation und Diskussion, 

• I nnovative Gesundheitskommunikation, 
• Elektronische Kommunikation im Gesundheitswesen 

- eHealth für Jedermann, 
• Gesundheitsziele - Ein Instrument zur Entwicklung 

von Gesundheitsstrategien, 
• Patientenrechte und Bürgerbeteil igung. 

Darüber hinaus soll im Rahmen des EHFG die "Gastei­
ner Gesundheitserklärung 2000" erarbeitet werden . 
Diese wird an nationale und europäische Organisationen 
adressiert und sol l  die Umsetzung in entsprechenden 
Politi kbereichen in iti ieren. 

7.3. HOPE - Austauschprogramm für 

Krankenbausbeschäftigte 

Österreich ist - vertreten durch das Gesundheitsressort -
seit 1 994 beobachtendes und seit dem EU-Beitritt 1 995 

stimmberechtigtes M itglied in dem seit 1 966 bestehen­
den Ständigen Auschuss der Krankenhäuser der Eu­
ropäischen Union (HOPE). St immberechtigte Mitgl ieder 
in diesem Ausschuss sind alle 1 5  EU-Staaten, darüber 
h inaus arbeiten Bulgarien, Malta, Rumänien, die Schweiz 
und Zypern als beobachtende Mitglieder mit. 

Das "HOPE-Exchange Programme for Hospital Pro­
fessionals" gehört zu den wichtigsten HOPE-Aktivitäten. 
Dieses Austauschprogramm wird von HOPE in Zu­
sammenarbeit mit seinen Mitgliedstaaten organisiert. 
Darüber hinaus betei l igen sich auch andere europäische 
Staaten (wie Ungarn, Tschechische Republik, Polen) an 
diesem Programm. 

Das HOPE-Austauschprogramm richtet sich vor allem an 
im Krankenhaus-Management Tätige mit Führungserfah­
rung, wobei Verwaltungspersonal, Arzt- und Pflegeper­
sonal gleichermaßen angesprochen sind. Neben der Ver­
mittlung allgemeiner I nformationen über das Gesund­
heitssystem des Gastlandes liegt der Schwerpunkt des 
Programmes auf dem praktischen Erfahrungsaus­
tausch im jeweiligen Gastkrankenhaus. Im Anschluss 
an einen vierwöchigen Aufenthalt in einem Gastkranken­
haus findet alljährlich ein europaweites Evaluierungs-
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treffen und ein themen spezifisches Seminar für al le Tei l­
nehmer statt. 

Österreich beteiligt sich seit dem Jahr 1 995 an d iesem 
Programm.  Von 1 995 bis 1 998 wurde die Tei lnahme vom 
Wiener Krankenanstaltenverbund organisiert. Seit dem 
Jahr 1 999 wird die österreichweite Koordination und 
Organisation vom Gesundheitsressort (Sektion VII) wahr­
genommen. 

Im Jahr 1 999 haben 1 3  österreichische Personen aus vier 
Bundesländern im Rahmen dieses Programms einen 
Studienaufenthalt im Ausland absolviert. Paral lel dazu 

230 

haben sich 1 2  Personen aus sechs europäischen Staaten 
zu einem Erfahrungsaustausch in Österreich aufgehal­
ten . Das abschl ießende Evaluierungstreffen wurde, kom­
bin iert mit einem Seminar zum Thema "Seamless Care", 
im Jun i  1 999 in Vaasa/Finnland abgehalten. 

Im Herbst 1 999 wurde das HOPE-Austauschprogramm 
2000 ausgeschrieben. Im November wurden in einem 
Treffen aller nationalen Koordinatoren die Tei lnehmer für 
2000 ausgewählt und das Programm 2000 mit dem 
Rahmenthema "Benchmarking" vorbereitet und verein­
bart. 
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